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Wen ſoll dies Buch gewidmet fein? 


In Deine alten Hände, Mutter, legt' ich es am liebſten 
in ehrfürchtiger Liebe und in Deine jungen, geliebte Frau; 
gäbe ich es doch damit gleichſam in die alten und jungen 
Hände all jener unbekannten Mütter unſeres Volkes, denen 
in der Liebe zu ihren Kindern die tiefe Weisheit des Wortes 
aufging und aufgeht, daß man ſein Leben verlieren müſſe, um 
es in Wahrheit zu gewinnen. 

Aber Ihr Mütter, die Ihr einſt die heimlichen Königinnen 
unſeres Volkes waret und heute ſo gering geachtet werdet von 
einem an ſich ſelbſt kranken Geſchlecht, Ihr würdet in Eurer 
Schlichtheit von Euch wegweiſen. Ihr würdet ſagen: Sprich 
zu unſeren Söhnen und Töchtern, die im Kampf des Lebens 
ſtehen! 

So ſei dies Buch allen denen gegeben, die im Staate 
für ihr Volk geiſtigen Raum gewinnen wollen, die mit dem 
Vaterlande des Staates das Mutterland, das Volkstum, in 
gleicher Liebe umfaſſen und für ſeine zu lange und zu ſehr 
mißachteten Lebensrechte kämpfen gegen den falſchen, für den 
wahren Staat, ſein Volk und ſeine Jugend. 


Der Verfaſſer. 
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1. Von der Notwendigkeit der Aufgabe, 
vom Verfaſſer und ſeinem Wege. 


Aus der ſtaatlichen, wirtſchaftlichen und vor allem der geiſtigen 
Not der Zeit iſt dieſe Schrift erwachſen. Bekenntnis eines er⸗ 
ſchütterten Menſchen ſoll fie fein, Erkenntnis geben, die aus Be⸗ 
ruf, Leben und wiſſenſchaftlicher Arbeit langer Jahre erwuchs, und 
ein Ruf der Sammlung werden für die unbekannten Mitſtreiter 
zu gemeinſamem Tun. 

Der Schule gilt dieſe Arbeit, nicht vornehmlich der Schule als 
der Stätte des Unterrichts oder der Vorſchule für Beruf und 
Wiſſenſchaft, ſondern der Schule als einem Erzieher zu Volk und 
Staat. 


Der Ruf aus der Not der Zeit an uns. 

Damit erhebt ſich ſofort die Frage nach geiſtiger und ſtaaklicher 
Sendung der Deutſchen und zwingt dazu, vor jeder Ausſprache 
über die Schule, ſich über Weſen und Ziel der Kultur und 
des Staates grundſätzlich klar zu werden und ſich zu entſcheiden 
im Angeſichte ewiger Werte und Maßſtäbe. Denn wir ſtehen der 
ganzen furchtbaren Kriſis der Zeit gegenüber und werden ohne 
jene in den Strudel der Meinungen des Tages fortgeriſſen. „Wo 
keine Schauung iſt, iſt ein Volk wüſte und leer“, ſo hat der 
Weiſe des Alten Bundes vor mehr denn zwei Jahrtauſenden ge⸗ 
fagf. Und in folder Zeit iſt ein Volk nicht nur trächtig an Kei⸗ 
men neuen Werdens, ſondern viel mehr an Keimen letzter Zer⸗ 
ſtörung. Um die Gnade neuer Schauung ringen wir alle in 
Schmerzen, die wir leiden an der Wüſtheit und Leerheit, an der 
ſinnlos geſchäftigen Tätigkeit der Zeit, und die wir Verantwor⸗ 
tung empfinden für unſer Volk und vor ihm. Wenn wir darum 
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ringen, fo empfinden wir bis zur Verzweiflung, daß die Schule 
in ihrer heutigen Verfaſſung nicht mehr von jenen unſichtbaren 
Kräften getragen wird, die in und hinter allen Erſcheinungen wir⸗ 
ken, in denen noch wahres Leben glüht. 

Die Kräfte, die der Schule in langer Geſchichte Geſtalt gaben, 
haben ihren Höhepunkt überſchritten, und nun ragt ſie, ein ſtolzer 
Baum, deſſen Zweige, noch den meiſten kaum ſichtbar, zu ver⸗ 
dorren beginnen, empor, mag auch das geile Wachstum mancher 
Triebe und Schößlinge friſches Leben vortäuſchen. Allmächtiger 
Staat und Individuum haben in jahrhundertelanger Arbeit die 
alten geſellſchaftlichen Kräfte in Kultur und Wirtſchaft zerſtört 
und ſich ſeit der Aufklärung zum Herrn der Erziehung und Bil⸗ 
dung gemacht. Aber nun ſind die ſchöpferiſchen Kräfte in ihnen 
im Erlöſchen; Mechaniſierung des Staates und überſteigerte Be⸗ 
wußtheit des Individuums künden das Ende. 

Die große Wandlung, ja, die heilige Wandlung wird langſam 
offenbar, daß ein neuer Tag der geiſtigen und wirtſchaftlichen 
Gemeinſchaftskräfte herannaht. Daß ſie im Dienſte von Volk 
und Staat mit Träger des Erziehungsweſens werden, das iſt die 
Aufgabe. Solcher Erkenntnis gibt dieſe Arbeit Ausdruck. Sie iſt 
ein Verſuch, an der Löſung des Problems mitzuarbeiten, aber doch 
eben belaſtet mit allen Mängeln des Verſuchs. Beſcheiden wird 
der Menſch vor der Größe der Aufgabe, vor der Fülle der von 
Geſchlechtern geleiſteten und zu leiſtenden Arbeit. 


Standort und Weg eines Antwortenden. 

Wenn eine Gedankenwelt, wie ſie hier niedergelegt iſt, ſich im 
Verfaſſer allmählich im Laufe eines Jahrzehnts geſtaltet hat, ſo 
iſt er zahlloſen geiſtigen Erzeugniſſen der verſchiedenſten Herkunft 
zu Dank verpflichtet. Manchmal haben ſie ihm Erfahrung und 
Erkenntnis unmittelbar bereichert, manchmal nur anregend in be⸗ 
jahender oder verneinender Richtung gewirkt. Es würde nicht dem 
Weſen dieſer Arbeit entſprechen, wenn in zahlreichen Textanmer⸗ 
kungen oder in langer, langer Reihe die Titel all der Bücher zum 
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Abdruck kämen, die irgendwie dieſe Schrift beeinflußt haben. 
Was ſie als Bekenntnis und Erkenntnis enthält, hat der Ver⸗ 
faſſer doch ſelbſt zu verantworten und auch urſprünglich fremdes 
Gut iſt ſo durch ſein Denken und Fühlen gegangen, daß es oft 
ihm wahrſcheinlich unbewußt mit dem eigenen Schaffen ver⸗ 
ſchmolzen iſt. Es ſeien aber hier doch einige Bücher genannt, denen 
der Verfaſſer beſonderes verdankt. Zur Weitung und Klärung 
des geiſtigen Bildes hat vor allem Heinz Brauweilers „Berufs⸗ 
ſtand und Staat“ beigetragen, dem ſich von einem andern Stand⸗ 
punkte O. Dibelius „Jahrhundert der Kirche“ einfügte. In ſtoff⸗ 
licher Hinſicht ſeien G. Compayré's Histoire critique des doctrines 
de l’education en France depuis le , be siecle und E. Förſters 
Entftehung der Preußiſchen Landeskirche genannt. 

Aus dieſer Arbeit ſpricht ein Mann, der durch Heimat, Über⸗ 
lieferung ſeiner Familie und durch die Geſchichte aufs ſtärkſte ſich 
dem preußiſch⸗deuſchen Staate der Vergangenheit verbunden weiß, 
der aber auch darum weiß, daß auch für die Arbeit in dieſer Welt 
das Wort gilt, was Chriſtus geſagt hat für das Ringen um das 
Reich Gottes: Wer ſeine Hand an den Pflug leget und ſiehet 
zurück, der iſt nicht geſchickt zum Reiche Gottes. 

Ein evangeliſcher Chriſt ſpricht in ihr von den Forderungen der 
Zeit an die werdende evangeliſche Kirche. Doch hat er ein Recht 
dazu, und was gilt ſein Wort? 

Und auch der Lehrer einer höheren Schule. Aber von Standes⸗ 
und Berufsfragen ſeines Arbeitsgebietes iſt nicht die Rede. In 
der Erziehung zu Volk und Staat haben alle deutſchen Schulen 
ihre Aufgabe. 

Und letztens ſpricht aus ihr ein Menſch, der in ſeinem Volke 
wirkt, es in ſeinen Vorzügen und Schwächen kennengelernt hat, 
und ſein kleines Schickſal in eins verflochten weiß mit dem ſeines 
Volks. 

Welche Wege bieten ſich nun zur Löſung der geſtellten Auf⸗ 
gabe, und welcher ſoll gegangen werden? 
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Der geeignete Weg ſchiene auf den erſten Blick die rein ge- 
ſchichkliche Darſtellung auf Grund umfangreicher Vorarbeiten. 
Und doch wäre er nicht der rechte. Nicht ſoll hier vor allem ein 
Blick in die Hiſtorie getan werden, die ſo leicht zur Leichenkammer 
des ſchöpferiſchen Lebens wird, und bei ſo vielen „Gebildeten“ ge⸗ 
worden iſt. Bei dem geſchichtlichen Stoff, den dieſe Arbeit dar- 
bietet, handelt es ſich nicht um das, was geweſen iſt, und auch 
nicht um das, was geworden, ſondern der Blick iſt einzig gerichtet 
auf das Werdende. So ſteht hier die Geſchichte durchaus im 
Dienſte eines Wollens und ſoll helfen, Herzen zu gewinnen und 
Willen bereitzumachen und Menſchen zu ſammeln zur Arbeit an 
großer Aufgabe. 

Darum verbietet ſich auch jeder andere Weg gelehrter For⸗ 
ſchung in irgendeinem wiſſenſchaftlichem Gewande, mag er rechts⸗ 
wiſſenſchaftlich oder philoſophiſch⸗pädagogiſch fein. Wohl wird 
niemand zu klarer Erkenntnis der Stellung der Schule zu Volk 
und Staat kommen können, der neben der Erkenntnis der ge⸗ 
ſchichtlichen Entwicklung ſich nicht den Ertrag rechtswiſſenſchaft⸗ 
licher Arbeit auf dieſem Gebiet irgendwie auch als Laie zu eigen 
zu machen verſucht. Wer aber nur etwas der juriſtiſchen Arbeit 
im ſtaatlichen Schulweſen Preußens nachgeht, dem wird bei aller 
Anerkennung dann doch zum Bewußtſein kommen, wie wenig ſich 
in der reinen Geſetzmäßigkeit und den formalen Rechtsbegriffen 
des Menſchen Leben erſchöpft, am wenigſten fein geiſtiges. Darum 
iſt es auch, aufs ganze geſehen, ein Unglück geweſen, daß im 
preußiſchen Schulweſen ſolange der Juriſt die ausſchlaggebende 
Bedeutung gehabt hat, wenn auch fein Erbe, der parteipolitiſche 
Schulmann, weit verhängnisvoller wirkt als er. 

Wie Geſchichte und Rechtswiſſenſchaft wird auch die philo⸗ 
ſophiſche Pädagogik Helferin fein müſſen, aber fie kann nicht 
Wegweiſer ſein. Die geiſtige Welt der Mehrzahl ihrer Träger 
in der Vorkriegszeit wurzelte doch völlig, wie abſolute Geltung 
ſie für ihre Werturteile beanſpruchten, im Individualismus, der 
ſich zuweilen einen ſozialpädagogiſchen Mantel umhängte, oder 
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im Relativismus oder gar im törichten Fortſchrittsaberglauben. 
Und die Bedeutung des neuen Forſchergeſchlechts auf dieſem Ge⸗ 
biete iſt es ja gerade, daß es ihm im allgemeinen weniger um er⸗ 
kennknistheoretiſche deduktive Wiſſenſchaft als um Dienſt am 
Leben geht. Damit aber iſt es wie wir alle mitten hinein in die 
Problematik der Zeit geſtoßen, ohne doch die volle Schärfe ihrer 
Auswirkung im Volke ſelbſt in der Arbeit jedes Tages zu erleben 
und dadurch aus unentrinnbarer innerer Verantwortung heraus 
zum Einſatz des ganzen Menſchen gezwungen zu werden. 

So muß denn dieſer Weg wie jeder Weg der Entſcheidung 
allein gegangen werden. Von Staat und Individuum, von Volk 
und Geſellſchaft, und wie ſie in dem Dienſt der Erziehung zu 
Volk und Staat ſtehen oder geſtellt werden müſſen, davon ſoll 
hier geſprochen werden. Nicht als ob eine „Patentlöſung“ gegeben 
werden könnte, nicht als ob das Meue, Werdende ſchon überall 
zur endgültigen Geſtaltung reif wäre, ſondern es ſollen die £rei- 
benden Kräfte aufgezeigt und für fie um Verſtändnis geworben 
werden. 

Der Weg zum Ziel iſt weit wie jeder Weg von der Idee zur 
geformten Wirklichkeit. Wer dieſe bittere Wahrheit ſich immer 
wieder erkämpft, der gehört zu denen, die in aller Leidenſchaft doch 
warten können, denn große Hoffnung gibt große Ruhe. Und nur 
ſo kann er zu denen gehören, die nicht in der Arbeit für den Tag 
untergehen, ſondern zu Werkleuten Gottes in der Zeit für ihres 
Volkes Zukunft werden. 


Die tragenden Grundbegriffe der Arbeit. 

Bevor wir an die Arbeit gehen, wollen wir gewiſſe Grundan⸗ 
ſchauungen unter Benutzung von Begriffsbeſtimmungen Schelers, 
Kjellens und Spanns klar ausſprechen, denn nur fo kommen wir 
vorwärts. Nur fo dringen wir vor zu dem Kern des kulturellen 
Problems unſerer Tage. Nur ſo können wir den Kampf gegen 
volkszerſtörende Staatsallmacht ſiegreich durchführen. Wir müſ⸗ 
ſen den Grundfehler der ſie tragenden Ideen feſtſtellen. Darum 
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gilt es zunächſt mit aller Schärfe die im Leben ineinander ver⸗ 
flochtenen Geſtaltungen Staat, Volk und Geſellſchaft begrifflich 
deutlich voneinander zu ſcheiden. 

Seit dem Zeitalter der Aufklärung, beſonders ſeit Rouſſeau, 
deſſen Gedankenwelt durch die Ideen der franzöſiſchen Revolution 
bis heute lebendig in unſerem politiſchen Leben fortwirkt, iſt es 
üblich geworden, in dem Ideal von der einen unteilbaren Nation, 
der Summe der einzelnen Staatsbürger, den Staat mit Volk 
und Geſellſchaft gleichzuſetzen. Und dieſe Gleichſetzung gibt den 
von dem Standpunkte des einzelnen Menſchen ausgehenden An⸗ 
ſchauungen vom Staate die geiſtige Stoßkraft. In Wahrheit 
bedeutet ſie aber die Auslieferung des geſamten Lebens des Volkes 
an den Staat und endet in der Tyranniſierung der an äußeren 
Machtmitteln ſchwächeren Verbände durch den Inhaber der 
ſtärkſten Macht, und das iſt zu allen Zeiten eben der Staat. Zu⸗ 
gleich verſchafft die irrige Gleichſetzung kulturelle Bedeutung und 
Wirkungsmöglichkeit jenen zahlreichen, perſönlich z. T. auch gut⸗ 
gläubigen, vermeintlichen Freiheitsapoſteln oder Kulturreformern, 
die in Wahrheit Anhänger des ſchlimmſten Staatsabſolutismus 
ſind und ihre Ideen nur mit ſeiner Hilfe verwirklichen und im 
kulturellen Leben durchſetzen können. 

Der Begriff des Staates iſt uns ſeinem Kerne nach in der ge⸗ 
gebenen geſchichtlichen Lage zunächſt nichts anderes als „ein 
höchſter realer organifierender Herrſchaftswille“ über eines Landes 
Volk, dem er ſich innerlich verbunden fühlen muß. Das Volk 
iſt uns zunächſt und vor allem die übergreifende Gemeinſchaft von 
den Ahnen zu den Enkeln, alſo eine naturgegebene, d. h. von Gott 
gewollte Geiſtestatſache, eine geiſtige mannigfach gegliederte Ge⸗ 
meinſchaft des geſchichtlichen Schickſals, der Sprache, der Kultur, 
beſtimmt in großem Maße durch das Land und durch das Blut. 
Als „Nation“ erſcheint das Volk in ſeiner Verbindung und Be⸗ 
ziehung mit der ſtaatlichen Macht; die Nation iſt aber nicht eine 
alle Kräfte des Volkes in ſich ſchließende und ſie ſchützende Form, 
wie die liberale Ideenwelt des 19. Jahrhunderts lehrte. Zu den 
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Gemeinſchaften des Volkes in unſerem Sinne gehören auch die 
kirchlichen Glaubensgemeinſchaften, ſoweit ſie nicht Gefäß des 
überzeitlichen Abſoluten ſind. Die Geſellſchaft aber ſtellt dieſes 
Volkes lebende Generation dar in der Verbundenheit und im 
Widerſtreit ihrer wechſelnden Intereſſen und durch dieſe (nach 
Erwerb, Wohnſitz, Bildung uſw.) gegliedert. So iſt die Geſell⸗ 
ſchaft ſtärker auf die unmittelbare Gegenwart eingeſtellt als die 
Gemeinſchaften. Sie wurzelt nicht wie dieſe bewußt in der Ver⸗ 
gangenheit und in dem Überzeitlichen als dem Urgrunde ihres 
Lebens. Darum verdorrt auch fie zuletzt, wenn der Wille zur 
Gemeinſchaft abſtirbt. 

In unſeren Beſtimmungen hat nun einer der tragenden Be⸗ 
griffe der letzten zwei Jahrhunderte keinen Raum, der des In⸗ 
dividualismus, der in dem Ideal des „freien“ Menſchen unſerer 
Zeit ſich vollendet. Der iſt ſich im letzten Grunde ſelbſtgenugſam 
und ſucht alle Bindungen durch Staat, Volk und Geſellſchaft 
abzuſchütteln, krägk fie als läſtige Feſſeln oder anerkennt ſie nur 
zu feinem Vorteil und beutet ſie aus, während die Perſönlichkeit 
in unſerem Sinne ſich ihnen allen unentrinnbar aus eigener 
Lebensnotwendigkeit eingegliedert weiß und ſich ihnen zum Dienſte 
verbunden fühlt. Die in ihr allein lebendigen ſchöpferiſchen Kräfte 
können aber in einer Zeit, da auf der einen Seite der allmächtige 
Staat mit ſeiner Verwaltungsmaſchinerie, auf der anderen Seite 
eine Maſſe nur durch materielle Intereſſen aneinandergereihter 
Einzelmenſchen ſtehen, nicht zu der Auswirkung kommen, die not⸗ 
wendig iſt, um den Menſchen die innere ſeeliſche Kraft zu geben, 
das Chaos der Gegenwart zu meiſtern. 


2 Färber, Die Schule in Staat und Volk. 
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2. Der allmächtige Staat. 


Wenn der Staat der organiſierende Herrſchaftswille über ein 
Volk iſt, entſteht die Frage, wie er gebildet, wie er gerichtet und 
wie weit er ausgedehnt wird. Die Frage der Bildung des 
Staatswillens haben die Staatspolitiker zu klären und zu ge⸗ 
ſtalten. Es ſei aber doch auch hier ausgeſprochen, daß die heutigen 
Formen europäiſcher parlamentariſcher Demokratie, dieſe echten 
Ergebniſſe der Aufklärung des achtzehnten Jahrhunderts, nicht 
ewige Formen der Demokratie, noch weniger eine ewige Form 
des Staates ſind. Seine geiſtige Richtung erhält der Staat aus 
dem geiſtigen Leben der Volksgemeinſchaft in Wechſelwirkung mit 
der ganzen Staaten⸗ und Völkerwelt. Je nach der ſtärkſten Strö⸗ 
mung in ihm, wird ein wirtſchaftlicher, klaſſenmäßiger, kultureller 
Geſichtspunkt neben dem ſelbſtverſtändlichen machtpolitiſchen, ohne 
den er nicht ſein kann, das ihn charakteriſierende Merkmal ſein. 


Der Aberglaube an den Segen der Staats— 
all macht. 


Für das geiſtige Leben und ſeine ungehinderte Entfaltung iſt 
es aber von entſcheidender Bedeutung, ob er als ein abſoluter, 
andere Gewalten ausſchließender gedacht iſt oder nicht. Das iſt 
gerade für die deutſchen Verhältniſſe von Wichtigkeit, weil ſeit 
mehr als einem Jahrhundert unter den Mächten, die in unſerem 
Lande die Schule tragen, in immer ſtärkerem Maße der Staat 
an die erſte Stelle getreten iſt. Es gibt nicht wenige Lehrer, nicht 
wenige Menſchen des öffentlichen Lebens, die in merkwürdiger 
Enge an dem fortſchreitenden Maße der Verſtaaklichung der 
Schule deren weſentlichen kulturellen Fortſchritt ſehen, ja, dar⸗ 
über hinaus in dem Maße der Verſtaatlichung der Lebensgebiete 
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allgemein einen Fortſchritt erblicken. Dieſer Anſchauung gilt enf- 
ſchiedenſter Kampf! Wie ſo viele unerfreuliche Erſcheinungen un⸗ 
ſeres Volkscharakters und Staatslebens hat auch dieſe durchaus 
volksfremde Anſchauung zu einem Teil in der Schwächung des 
völkiſchen Selbſtbewußtſeins durch die Kataſtrophe des Dreißig⸗ 
jährigen Krieges ihren letzten Urſprung; von anderen Urſachen iſt 
ſpäterhin die Rede. 

Um die gerechte notwendige Wertung der religiöſen Gemein⸗ 
ſchaften herbeizuführen, mag in dieſem Zuſammenhang ſofort jene 
oberflächliche Anſchauung von dem Urſprunge des Dreißigjährigen 
Krieges zurückgewieſen werden, als ob die Reformation an dem 
furchtbaren Unglück ſchuld ſei. Sie iſt es ebenſowenig wie die 
Gegenreformation, die aus dem zu 9/10 evangeliſchen Volke wieder 
ein faſt zur Hälfte katholiſches machte, wobei von dem mittel⸗ 
europäiſchen Deutſchtum im geſchloſſenen Siedlungsgebiet die 
Rede iſt. Der wahre Grund liegt in dem Zuſammenbruch der 
deutſchen Kaiſermacht des Mittelalters. Wären wir Deutſchen 
im Zeitalter der Reformation ein politiſch denkendes, ſtaatlich ge⸗ 
eintes Volk geweſen wie die Engländer und nordgermaniſchen 
Völker, die Reformation häkte zur politiſchen Kraftquelle des 
Geſamtvolkes werden können, oder die Entwicklung wäre unter 
entſprechender Führung umgekehrt nach franzöſiſcher Art ge⸗ 
gangen und hätte die neuen religiöſen Kräfte ausgeſtoßen. Wir 
können daher die Glaubensſpaltung in Deutſchland nur als vom 
Schickſal beſtimmt, als von Gott gewollt betrachten. Mag aus 
ihr eine politiſche Schwächung hervorgegangen ſein, ſie hat uns 
doch eine Fülle geiſtiger Spannungen und damit geiſtigen Lebens 
gegeben und uns zugleich die Aufgabe geſtellt, ein Volk aus⸗ 
gleichender Gerechtigkeit zu werden, deſſen Staat dem gleichen 
Ziele zuſtreben muß. 

Das bedeutet in keiner Weiſe eine Schwächung des Staats⸗ 
gedankens deutſcher Art. Denn es iſt allerdings die eindringlichſte, 
große Lehre des tragiſchen Verlaufs unſerer Geſchichte, daß wir 
als das nachbarreichſte Volk der Erde wohl kulturell einen Ge⸗ 
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winn aus unferer Lage haben, aber immer durch ſie ſteter tödlicher 
Gefahr ausgeſetzt ſind und daher den Staat als Machtfaktor 
nicht zu gering bewerten dürfen. Nicht alſo ſoll beſtritten werden 
die überragende Bedeutung des Staates für unſer Volk im 
Herzen Europas, was aber beſtritten und bis aufs Blut bekämpft 
werden muß, iſt die Lehre von der Allgewalt des Staates, die 
ihn zum ausſchließlichen Gebieter über alle Lebensäußerungen 
des in feinen Grenzen beſchloſſenen Teils des Volkstums macht. 
Und gerade für den deutſchen Staat, der in ſich das an Span⸗ 
nungen reichſte, weil geiſtig lebendigſte Volk der Erde birgt, liegt 
in dieſer Irrlehre die allergrößte Gefahr. Sie belaſtet den 
Kampf um Form und Inhalt des Staates mit all jener Pro⸗ 
blematik, die nun einmal in unſeres Volkes Seele liegt, und von 
der etwa die Kunſt ſchon in den früheſten Tagen Zeugnis ablegt. 
Die Lehre von der Allmacht des Staates iſt unbewußt ſo Ge⸗ 
meingut der Gebildeten und der Politiker geworden, daß ſie als 
das Natürliche, das Zeitgemäße, als der Weg des „Fortſchritts“ 
lange unbeſtritten gegolten hat. Und doch iſt fie in den beiden 
mächtigſten Staaten der Erde, die ſtaatlich, rechtlich und völkiſch 
im weſentlichen der gleichen Wurzel entſproſſen find wie der 
unſere, bei Engländern und Nordamerikanern, nicht zu finden. 


Des Staates innere Grenzen. 

Die Allmacht gehört alſo nicht, wie viele meinen, zum Weſen 
des Machkſtaates, fie gehört auch nicht zum Weſen des deutſchen 
Staates. Der hat bis ins achtzehnte Jahrhundert Gewalten über 
und neben ſich gekannt und erſt ſeit jenes Jahrhunderts Ende, 
überwältigt durch das franzöſiſche Staatsideal, auch auf dem 
kulturellen Gebiete in ſteigendem Maße ſeine Omnipotenz durch⸗ 
geſetzt. Das ganze kulturelle Leben war bis ins achtzehnte Jahr⸗ 
hundert hinein der Sphäre des Staates entzogen. Und wenn jene 
vergangenen Zeiten auch vor vielen unſerer Zeitgenoſſen in keiner 
Weiſe beſtehen können, die die Kulturhöhe vornehmlich nach dem 
Minimum an Analphabetentum beſtimmen, ihre Schöpfungen 
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werden noch von ihrer Größe zeugen, wenn die Weisheit des 
19. Jahrhunderts ins Nichts verſunken iſt. 

Und außerdem ſtand über dem Staate im Mittelalter das 
Recht als jeder ſtaaklichen Gewalt voraufgehende und als Natur⸗ 
recht der menſchlichen Vernunft von Gott ſelbſt eingeſchriebene 
Ordnung. Nicht alſo der Staat, ſondern off ſelbſt war die 
Quelle des Rechts. „Got ist selbe reite, ſagt das verbreitetſte 
mittelalterliche Rechtsbuch, der Sachſenſpiegel. Die beſtehenden 
Geſetze hingegen waren durchaus menſchlichen Urſprungs und mit 
dem Staate entſtanden. Sie durften nicht dem im menſchlichen 
Gewiſſen von Gott begründeten Naturrecht widerſprechen. Bei 
uns, beſonders in Preußen, iſt im Laufe des letzten Jahrhunderts 
durch die Staatsallmacht das innere Rechtsgefühl ſtark geſchwächt 
und für viele recht gleichbedeutend mit Geſetz geworden. Es iſt 
daher — z. B. bei den Amneſtien — vielfach nur noch der Aus⸗ 
druck des politiſchen Kräfteſpiels und der geiſtigen Strömungen 
der Zeit. Dann iſt aber das Geſetz in feinem berechtigten Anſpruch 
auf unbedingte Geltung gefährdet. Das angelſächſiſche Recht hin⸗ 
gegen gewährt aus altem germaniſchem Rechtsempfinden heraus 
dem Richtertum eine ſolche Unabhängigkeit gegenüber der geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung, daß auch ein Geſetz als ungerecht und damit 
als ungültig erklärt werden kann und wird. Das würde z. B. mit 
ſicherem Erfolge geſchehen, wenn wie bei uns in Deutſchland in 
der Inflationszeit der Staat erklären würde, Mark bleibe immer 
gleich Mark, was gegen Treue und Glauben verſtieß und namen⸗ 
loſes Elend heraufbeſchwor. Untragbar wäre für viele Deutſche 
aus ihren Staatsanſchauungen heraus ſolche Machtſtellung des 
Richters. Gewiß haben auch wir in Deutſchland Zeichen des 
Durchbruchs germaniſchen Rechtsbewußtſeins erleben können; z. 
B. bei dem Prozeß der Ilſeder Hütte gegen das Reich, bei dem 
das Reichsgericht prüfte, ob die Reichsregierung ſich etwa ſitten⸗ 
widrig die Zurückziehung der Geſetzesvorlage habe abkaufen 
laſſen. Aber ſolche Fälle, in denen das Gericht über die Frage 
der reinen Verfaſſungsmäßigkeit der Geſetze hinaus die Frage 
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ihres rechtsgültigen Inhaltes prüfte, find doch vereinzelt, und in 
keiner Weiſe fordert ſolchen Standpunkt das durch die Staats⸗ 
allmacht zum Geſetzesgehorſam verdorbene Rechtsgefühl der 
meiften Deutſchen. In den angelſächſiſchen Ländern lebt als Er⸗ 
gebnis jener Rechtsauffaſſung ein ſtarkes Gefühl für Recht und 
Billigkeit, nicht aber für das Geſetz, während in Deutſchland, 
wie geſagt, die Staatsallmacht wohl Furcht vor dem Geſetz er⸗ 
zeugen konnte, das Rechtsgefühl ſelbſt dagegen außerordentlich 
ſtark geſchwächt hat. Mach einem Jahrhundert der Unterordnung 
des Rechts unter den Staat, nach einem Jahrhundert der hiſto— 
riſchen Rechtsſchule und des Poſitivismus, kommt in der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft allmählich wieder die deutſche Auffaſſung von der 
Stellung des Rechts und Staats zueinander zum Durchbruch. 
So kann E. Kaufmann ſagen: „Der Staat ſchafft nicht Recht, 
er ſchafft Rechtsſätze.“ Staat und Geſetz ſtehen eben unter dem 
Recht. Und der ehemalige Reichsgerichtspräſident Dr. Simons 
bekennt ſich „als Ketzer gegenüber der herrſchenden Lehre, daß 
alles Recht vom Staate ausgeht, und jede Rechtsſetzung innerhalb 
einer vom Staat unterſchiedenen Gemeinſchaft nur auf einer vom 
Staate verliehenen Befugnis beruht. Quell auch des Rechts iſt 
Gott; er hat dem Rechte des Staates Grenzen geſetzt.“ Oder 
ein andermal bemerkt er: ein richtiges Recht könne der Richter, 
da er an das Geſetz gebunden ſei, ſelbſtverſtändlich nur ſprechen, 
ſoweit nicht der Geſetzgeber ihm Vorſchriften gemacht habe, die 
mit dem richtigen Recht nicht übereinſtimmten. 

Aus der falſchen in Deutſchland im 19. Jahrhundert zur Herr⸗ 
ſchaft gelangten Staatsanſchauung heraus iſt auch der Vorwurf 
erhoben worden, daß der deutſche Staat des Mittelalters an dem 
Mangel an Macht zugrunde gegangen ſei. Der entſcheidende 
Grund liegt vielmehr in Wahrheit darin, daß das deutſche Volk 
als Führer der germaniſch⸗romaniſchen Völker⸗ und Staatenwelt 
im Mittelalter ſeine Kräfte ſtärker als die anderen Völker und 
für ſie in der politiſchen und geiſtigen Auseinanderſetzung mit dem 
Erbe der Antike aufrieb. Iſt doch die mittelalterliche deutſche 
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Kaiſergeſchichte der immerwährende Verſuch, die in gewiſſem 
Sinne in Kaiſer⸗ und Papſttum geſpaltene Idee des einen römi⸗ 
ſchen Reichs mit den Mitteln des deutſchen Staates zuſammen⸗ 
zufaſſen, eine unlösbare Aufgabe. Damit in Zuſammenhang 
ſteht der häufige Wechſel der Dynaſtien und die Erſchütterung 
kaum gelegter Grundlagen ſtaatlicher Macht durch vormund⸗ 
ſchaftliche Regierungen, während in Frankreich die Krone Jahr⸗ 
hunderte hindurch vom Vater auf den Sohn überging und die 
großen ſelbſtändigen Dynaſtengeſchlechter ausſtarben. Auch war 
der Raum von Palermo bis Lübeck als ein Herrſchaftsgebiet mit 
den Mitteln jener Zeit nicht zu behaupten. 

Der Grundgedanke des mittelalterlichen Staates überlebte noch 
lange ebenſo wie die äußere Form des Reiches ſeinen Zuſammen⸗ 
bruch am Ende der Stauferzeit, und dieſe Fortdauer iſt ein Be⸗ 
weis ſeiner ſtarken Lebenskraft. Noch im ſechzehnten und ſieb⸗ 
zehnten Jahrhundert konnten profeftanfifche und katholiſche 
Staats- und Rechtslehrer von der einen gottgeſetzten Vereinigung 
der Chriſtenheit als dem status hierarchicus ſprechen, der ſich 
gliederte in den status ecclesiae, die Kirche, den status pohticus, 
den Staat, und den status oeconomicus, die Verbände der Fa⸗ 
milien und der wirtſchaftlichen Intereſſengruppen. Noch war 
alſo neben dem Staate ein eigenes Recht der anderen Verbände 
anerkannt. Und ſelbſt der fürſtliche Abſolutismus hatte bei all 
feiner theoretiſchen Forderung der Allmacht feine tatſächlichen 
Grenzen gar nicht ſo weit. Er ließ die alte Ordnung auf wirt⸗ 
ſchaftlichen und beſonders auf kulturellen Gebieten beſtehen. Dann 
war auch ſein Werkzeug zur Aufrichtung der Staatsallgewalt, 
das Beamtentum und die von dieſem ausgeführte Verwaltung, 
noch in keiner Weiſe für ſolche Aufgabe genügend durchgebildet, 
zum andern waren die ſozialen, nicht die politiſchen Widerſtände 
der Gemeinſchaften und Verbände zu ſtark. Noch war auch bei 
aller Aufklärung das religiöfe Verantwortungsgefühl lebendig 
und ein tragender Pfeiler der Staatsgeſinnung. So ließ ſelbſt 
Friedrich der Große noch bald nach feinen Regierungsantritt die 
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kirchliche Fürbitte, die bis dahin lautete: „Inſonderheit laß Dir, 
o Gott, empfohlen ſein Ihre Majeſtät, unſeren teuerſten König“ 
abändern in die Worte: „Laß Dir, o Gott, empfohlen ſein 
Deinen Knecht, unſeren König.“ Auch Karl Eugens von Würt⸗ 
temberg berühmte Generalbeichte ſeiner Sünden, die von den 
Kanzeln des Landes verleſen wurde, zeigte ebenſo den Untertanen, 
daß ihr Fürſt als Glied der Chriſtenheit mit ihnen einer höheren 
Obrigkeit als dem Staate ſich unterworfen fühlte oder es doch 
zum mindeſten für wichtig hielt, daß es ſo von den Untertanen 
empfunden wurde. 

Das iſt nun allerdings eine weſentliche Entſcheidung, die wir 
heute wieder treffen müſſen: Gibt es Recht nur durch den Staat, 
oder haben neben ihm die Gemeinſchaften und die geſellſchaftlichen 
Verbände des Volks ihre eigene Wirkungsſphäre. Haben ſie ein 
eigenes Recht nichtſtaatlichen Urſprungs, natürliches, von Gott 
gegebenes Recht, das der Staat zu achten und zu hüten hat, ſo⸗ 
wie ſie ſein obrigkeitliches Recht in ſeiner Sphäre anzuerkennen 
haben? Wir bekennen uns zu dieſer Überzeugung. 


Zwei Staatsideale: der ſpätrömiſche und der 
deutſche Staat. 

Es iſt ein wahrhaft barocker Gedanke, der dem Gedanken der 
Staatsallmacht zugrunde liegt, daß nämlich eine allumfaſſende, 
noch dazu nach einem einzigen Prinzip gebildete Obrigkeit, ſei es 
monarchiſcher Abſolutismus, ſei es die Regierung der parlamen⸗ 
tariſchen Demokratie, alle Lebensgebiete des Volkes von ſich aus 
allein regeln könne. Darin liegt eine ſo unerhörte Anmaßung, 
daß eben nur der Menſch der Aufklärung und ſeine Nachkommen, 
der liberale Menſch des 19. und der Freidenker des 20. Jahr⸗ 
hunderts, in der ihrem rein vernünftigen Denken eigenen Ober⸗ 
flächlichkeit ſie als ſelbſtverſtändlich empfinden können. 

In jener Überflutung des erſchöpften Nordens durch die 
ſüdliche Welt, wie fie die Renaiſſance einleitet, iſt die ſtärkſte 
Welle der Gedanke des allmächtigen Staates, wie er damals 
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wieder am Vorbilde ſeiner geſchichtlichen Erſcheinung im ſpät⸗ 
römiſchen Kaiſertum erſtarkte. Ihn hat einſt Julius Ficker 
treffend folgendermaßen gekennzeichnet: „Der römifche Staats⸗ 
gedanke kennt eine Abſtufung von oben nach unten, einen einheit⸗ 
lichen Mechanismus, welcher, im Staatshaupte gipfelnd, durch 
die vielgliedrige Hierarchie eines bis auf die unterſten Stufen von 
oben abhängigen Beamtentums bis zu der regierten Volksmaſſe 
hinabreicht, es dadurch ermöglicht, alle Kräfte der Geſamtheit für 
Ziele, welche die Zentralgewalt ſetzt, gleichförmig in Bewegung 
zu ſetzen und auszubeuten. Aber er kennt keine ſelbſtändige Be⸗ 
teiligung am Staate von unten nach oben; er kennt keine Grenze, 
wo die Wirkſamkeit des Ganzen aufhört, die der Teile beginnt; 
er keunt keine Sonderberechtigung im Staate, welche nicht vom 
Staate verliehen wäre, von ihm auch wieder genommen werden 
könnte. Er kennt keine Verſchiedenheit im Nebeneinander 
eine alles umfaſſende Leitung des Ganzen von einem Mittel⸗ 
punkte aus wird nur ermöglicht durch die vollkommene Einförmig⸗ 
keit ſeiner Geſtaltung.“ 

Im Gegenſatz zu dem ſpätrömiſchen Ideal kannte der germa⸗ 
niſche Staat eine ſelbſtändige Beteiligung am Staate von unten 
nach oben und wußte um ſeine Grenzen. Er hatte einen genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Aufbau mit eigenen Rechtskreiſen der einzelnen Glie⸗ 
der. Dieſe Gemeinſchaften und Verbände, die aber durchaus nur 
als Glieder des Staatsgefüges beſtanden, ſtellten das volkhafte 
Element des germaniſchen Staates dar, der wie jeder Staat zu⸗ 
erſt und am ſtärkſten als Obrigkeit empfunden wurde und ſich 
auch als ſolcher der Gemeinſchaft und Geſellſchaft gegenüber 
geltend machte. Im neunzehnten Jahrhundert iſt dieſer echt 
deutſche Zug genoſſenſchaftlicher Gliederung zuerſt wieder in der 
Wirkſchaft erſtarkt, während er auf dem kulturellen Gebiete im 
weiteſten Sinne ſich in der berüchtigten Vereinsmeierei auszuleben 
verſucht. Das zwanzigſte Jahrhundert wird das genoſſenſchaftliche 
Prinzip irgendwie unter Verbindung mit dem Problem der 
Führerausleſe mit zur Grundlage des werdenden volkhaften 
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Staates machen müſſen, und chriſtlicher Glaube hat die Aufgabe, 
es mit ſeinen ſittlichen Kräften zu durchdringen, wie er die 
Lebensformen früherer Zeiten durchdrungen hat. Die Grundlagen 
des alten deutſchen Staates find auch heute noch den meiſten 
ſogenannten Gebildeten fremd. Manche kennen die mittelalterliche 
Geſtaltung des deutſchen Staates allenfalls im Bilde der Ro⸗ 
mantik, die Mehrzahl aber nur in ſeinen Enkartungen und ſpäten 
Ausläufern oder nur in dem Zerrbilde, das liberale individu⸗ 
aliſtiſche Geſchichtsſchreibung des neunzehnten Jahrhunderts, die 
ihm verſtändnislos gegenüberſtand, von ihm entworfen hat. Von 
der Macht des mittelalterlichen Staates weiß man wohl, wenn 
auch die deutſche Geſchichte gewöhnlich zu einſeitig als Geſchichte 
des mittelalterlichen Kaiſertums geſehen wird, deſſen Grundlage 
doch aber auch zu einem weſentlichen Teile auf der Kraft des 
deutſchen Volkes und auf ſeinem Staatsgedanken beruhte. Von 
Narwa bis Burgund, vom Sund bis nach Palermo künden 
Burgen und Städte, künden Grabmäler deutſcher Mannen von 
ſeiner Macht. Seine Form erhielt ſich mehr denn acht Jahr⸗ 
hunderte, noch lange alſo, als ſchon der ihr zugrunde liegende Ge⸗ 
danke vergeſſen war. In den mitteleuropäiſchen Grenzländern des 
Oſtens und Südoſtens hat bis in unſere Tage als Wirkung des 
Mittelalters eine deutſche Oberſchicht geſeſſen, die erſt jetzt nach 
dem verlorenen Weltkrieg wirtſchaftlich durch die Agrarreform 
der neuen Staaten zerbrochen oder zum mindeſten ſchwer er⸗ 
ſchüttert iſt. Über die kulturelle Bedeutung des Mittelalters 
denken wir heute anders als die Aufklärung und ihre Kinder, der 
Liberalismus und das Freidenkertum. Die Zeiten, da man vom 
finſteren Mittelalter ſprechen durfte, ohne ſich ſelbſt bloßzu⸗ 
ſtellen, ſind längſt vorüber. Und ebenſo iſt jene ſonderbare Ver⸗ 
kennung der mittelalterlichen Kultur verſchwunden, als ob dieſe 
Zeit keine Perſönlichkeiten hervorgebracht habe, ſondern nur 
typiſche Menſchen. Zu deutlich zeigt denn doch in der Gegenwart 
die Zunahme des Herdenmenſchentums in allen Schichten, daß 
keine Zeit zu ſolchem Vorwurf weniger berechtigt wäre als die 
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unſere. Der grundlegende Unferfchied des Mittelalters zur Gegen⸗ 
wart iſt in dieſem Falle der, daß die Vergangenheit den einzelnen 
Menſchen weniger wichtig nahm und er ſich deshalb ſelbſt auch, 
daß der Menſch eben als Glied der Gemeinſchaften und Ver⸗ 
bände ſich zunächſt als Diener, nicht als Kritiker oder als Ge⸗ 
nießer des Lebens empfand und daß in ſolcher Gliederung anders 
als heute die Führerperſönlichkeit nachhaltend und geſtaltend zu 
wirken vermochte. 

Der Größe mittelalterliche Kultur find ſich heute die Führer 
des geiſtigen Lebens bewußt geworden. Wann wird die Erkennt⸗ 
nis ins Bewußtſein der geſamten Nation übergegangen ſein, daß 
eine der wichtigſten Vorbedingungen jener Blüte ſchöpferiſcher 
Kultur darin beſtand, daß der geiſtige Raum des Volkes, ſeine 
Kultur, nicht Sache des Staates, ſondern Sache der Gemein⸗ 
ſchaft und der Geſellſchaft war. Der mittelalterliche Staat und 
ſeine Löſung des kulturellen Problems iſt eine geſchichtliche Er⸗ 
ſcheinung, die vergangen iſt und nicht wiederkehrt. Anders ſteht 
es mit der zugrunde liegenden Anſchauung vom Staate, ſeinen 
Aufgaben und Grenzen. Mit ihr ſich auseinanderzuſetzen, iſt die 
Aufgabe unſerer Zeit. Sie wird in der Auseinanderſetzung mit 
ihr den modernen Staat in entſcheidender Weiſe umgeſtalten. 
„Der Staat bin ich“ und „der Staat iſt alles“, ſagt die Obrig⸗ 
keit in dem heutigen politiſchen Syſtem, wie immer ſie gebildet 
ſein mag, aber es iſt nicht wahr, daß ſich in ihm die Weisheit 
der Nationen erſchöpfe. 


Die Steigerung der Staatsmacht ſeit 1918. 

Unter dieſem Geſichtspunkt geſehen, eröffnet die Revolution 
von 1918 in keiner Weiſe ein neues Zeitalter des deutſchen 
Staates, wenn auch die politiſch herrſchenden Schichten andere 
geworden ſind. Die deutſche Republik wird nur eine weitere 
Steigerung der Staatsallgewalt im Vergleich zu dem Reiche 
Bismarcks bringen und hat ſie ſchon gebracht. Und das iſt kein 
Wunder, ſondern nur folgerichtig. Haben ſich doch in ihr die 
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franzöſiſchen Ideen des achtzehnten Jahrhunderts vom Staate 
völlig durchgeſetzt. Kannte einſt der altdeutſche Staat, wie wir 
geſehen haben, Gewalten über und neben ſich, ſo iſt das in keiner 
Weiſe eine innere Notwendigkeit für den franzöſiſchen Staats⸗ 
gedanken. Mach dem Rouſſeauſchen Geſellſchaftsvertrag wird der 
Staat als auf einer Übereinkunft einzelner Menſchen beruhend 
gedacht. Eine religiöſe Begründung iſt nur ſelten verſucht worden, 
liegt auch offentſichrlich nicht im Weſen dieſes Staatsgedankens. 
Kennt er ſomit keine Gewalten über ſich, ſo kennt er ſie auch 
nicht neben ſich. Iſt das Volk wirklich nichts weiter als die 
Summe der einzelnen Bewohner des Staatsgebietes, ſo iſt, da 
ein einſtimmiger Wille der Staatsgenoſſen nie zuſtandekommen 
wird, die Mehrheit entſcheidend, und fie lehnt ſelbſtperſtändlich 
aus der Gedankenwelt der einen unteilbaren Nation heraus die 
Berückſichtigung der Sonderforderungen von Volksteilen ab (ſie 
kennt ja nur dieſe, und nicht verſchiedene Lebensgebiete des Volkes 
mit inneren eigenen Geſetzen), da das Ganze über dem Teile ſteht. 
Folgerichtig beherrſchen auch die Träger des Staates, die poli⸗ 
tiſchen Parteien, die örtlichen „Selbſtverwaltungen“ im Bunde 
mit der Bürokratie genau ſo wie weite Bezirke des kulturellen 
Lebens. Und wir ſtehen offenbar erſt im Beginn des Stadiums 
ſtärkſter Staatsgewalt. Überall können wir die Anzeichen dafür 
verſpüren. Die Erreichung der Staatsallgewalt bedeutet aber 
letzten Endes für den Staat ſelbſt tödliche Gefahr, wenn ſchließ⸗ 
lich nur noch durch ihn geiſtige Kräfte zur Geltung kommen, die 
ſich ſeiner Bürokratie ausliefern müſſen. Weder eine Schicht ge⸗ 
bildeter, ſtaatlich unintereſſierter Privatleute noch eine kulturelle 
Vendée der unabhängigen Geiſter, deren der Staat nicht Herr 
werden würde, darf entſtehen. Und ſie wird es nicht, wenn in der 
geiſtig führenden Schicht neues Verantwortungsgefühl für das 
Volk ſich in lebendigen Willen umſetzt. 

Wir leben der Überzeugung, daß die Widerſtände gegenüber 
dem Staatsdespotismus ſtark genug werden, um feine liber- 
windung anzubahnen und daß es gelingen wird, ihn durch den 
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germaniſchen Staat zu erfeßen, der um das eigene Recht der 
Verbände ſeiner Gemeinſchaften und Geſellſchaften weiß und 
im Bunde mit ihnen ſich in den Dienſt des Volkstums zur Er⸗ 
füllung ſeiner Menſchheitsaufgaben ſtellt. Unſer Volk hat den 
Kampf gegen das romaniſche Staatsideal auszukämpfen und der 
Welt eine beſſere Freiheit zu bringen als ſie jene Ideen, zuletzt 
in der Prägung der franzöſiſchen Revolution, gebracht haben. 
Unſer Volk hat wieder eine Schlacht im Teutoburger Walde zu 
ſchlagen und muß ſie gewinnen, wenn ſeine Geſchichte nicht zur 
Sinnloſigkeit werden ſoll und es ſich damit ſelbſt aufgibt. 
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3. Das Individuum und fein Weg. 


Allmächtiger Staat und Individuum haben im neunzehnten 
Jahrhundert ihre geſchichtliche Aufgabe vollendet. Sie haben er⸗ 
ſtarrte Gemeinſchafts⸗ und Geſellſchaftsformen zerſtört und neuem 
Leben ſo freie Bahn geſchaffen. Aber ihre eigenen Wertungen 
und Werke tragen in keiner Weiſe Ewigkeitscharakter, ſondern 
ſind wie alles Menſchliche dem Geſetze des Alterns unterworfen. 
Zu neuen Bindungen ſtrebt eine neue Zeit, und wenn die geiſtig 
ſchon abſterbenden Mächte in ſprichwörtlicher Überheblichkeit vor 
dem Sturze wähnen, Gemeinſchaft und Geſellſchaft ſchlechthin 
entbehren, ja, erſetzen zu können, ſo haben ſie den Sinn des menſch⸗ 
lichen Lebens und den Geiſt der kommenden Zeit gegen ſich. Es 
iſt ein hoffnungloſes Mühen, durch ſtaatliche oder „öffentliche“ 
Verwaltung überhaupt und durch Pflege des autonomen Ichs ein 
Volk für ſeine Aufgabe in der Menſchheit erneuern zu wollen. 
Nur in der Bindung des Einzelnen an Geſamtheiten, in ſeiner 
Gliedwertung entfaltet ſich in ihm weſenhafte Kraft an Stelle von 
Nichtigkeit, die dünkelhaft ſich felbft zum Maß aller Dinge macht. 

Einen langen Weg hat der Menſch der zu Ende gehenden 
individualiſtiſchen Epoche zurückgelegt bis zu ſeinem ſpäten Enkel, 
dem Individuum unſerer Tage, und des Dichters Wort iſt auch 
an ihm wahr geworden: In deinem Aufſchwung, Menſch, iſt 
alles rieſengroß, in deinem Abſchwung alles hoffnungslos. „Eine 
Luſt zu leben“ war es in jener Zeit, da der Einzelne die mittel⸗ 
alterlichen Bindungen von ſich warf. Von der Seite der Ver⸗ 
nunft her erhob das Ich im Humanismus ſtolz ſein Haupt. 
Romaniſcher, rationaliſtiſch gerichteter Geiſt war ſein Führer, 
und bis in die Gegenwart hinein ſtehen auch in unſerem Volke ſo 
geartete Menſchen im Banne weſtleriſcher kultureller und poli⸗ 
kiſcher Anſchauungen. 
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Luthers freier Chriſtenmenſch als Glied der 
Lebensordnungen. 

Die myſtiſch⸗aktive Frömmigkeit fand in und durch Luther 
neuen Ausdruck deutſchen Glaubens. Sie drängte zugleich zu 
neuer Würdigung und Geſtalkung der Lebensordnungen, der Ehe, 
der Kirche, des Berufes, des Staates. Luthers freier Chriſten⸗ 
menſch war nicht weltflüchtig wie der Fromme des Pietismus, 
war nicht erfüllt wie der liberale Kulturproteſtant des neun⸗ 
zehnten Jahrhunderts von dem unendlichen Wert ſeiner Seele, 
ſondern fühlte ſich bei aller Freiheit doch als Knecht aller Dinge 
und jedermann untertan, den Ordnungen des Lebens eingegliedert 
und zu kätiger Arbeit in ihnen verpflichtet. Auf das „Du ſollſt“ 
der zehn Gebote an das Volk Iſrael antwortet Luther mit Recht 
mit „Wir ſollen“. Sie ſind ihm, was ſie in Wahrheit ſind, 
Gebote Gottes an jede Volkheit und ihre Glieder im einzelnen, 
Formgeſetze menſchlicher Gemeinſchaft. Für Luther iſt der einzelne 
Menſch, der Freiheit von jeder Bindung an andere erſtrebt, der 
große Frevler an Gott und an dem Nächſten. Immer iſt ihm 
der einzelne Menſch zugleich ein Gebundener als Vater und 
Mutter, als Sohn und Tochter, als Nachbar und Bürger, als 
Herr und Kuecht und Genoſſe. Aber der gewaltige revolutionäre 
geiſtige, politiſche, wirtſchaftliche Kampf, den das Reformations⸗ 
zeitalter bedeutet, verbrauchte die Kräfte des Volkes und ließ 
es nicht zu grundſätzlich neuen Formen des Lebens kommen, ſon⸗ 
dern evangeliſche Frömmigkeit fand ihre Notordnung in und 
durch den modernen territorialen Skaat, der von Anfang an doch 
das Streben nach Allmacht in ſich trug. Und wenn auch evan⸗ 
geliſche Frömmigkeit ihn durchdrang und zu einem ſittlichen Fak⸗ 
tor machte, fie mußte dem Cäſar auch von dem geben, was Goffes 
iſt. Das iſt ihre Schuld, und die muß ſie bezahlen. Im Anbruch 
einer neuen großen Epoche ſieht auch der Proteſtantismus noch 
die Aufgabe vor ſich, an der neuen Geſtaltung der Ordnungen 
des Lebens aus dem Geiſte des Genoſſenſchaftsgedankens heraus 
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mitzuarbeiten, um jene Stellung im geiſtigen Leben der Nation 
zu gewinnen, die ihm beſtimmt iſt und ihm ſeiner geiſtigen Kraft 
nach zukommt. 


Der Sieg der Vernunft über die deutſche Seele. 


Über die Reformation und ihre große Antitheſe, die Gegen- 
reformation, ſiegt der Sohn des Humanismus, der Rationalis⸗ 
mus. Das Ich ſucht die Autorität der Gemeinſchaften abzuſchüt⸗ 
keln und findet den von aller Autorität und Bindung vermeint⸗ 
lich freien Ausgangspunkt, zunächſt für ſeine Erkenntnis, in der 
Vernunft. Dieſe wird dann allmählich alleinige Herrin des 
geiſtigen Lebens, macht den Menſchen zum Einzelweſen und ent⸗ 
leert ihn ſeeliſch immer mehr. In der menſchlichen Vernunfk iſt, 
ſo will es der Aberglaube der Rationaliſten bis heute, das ganze 
Univerſum enthalten. Und was die Philoſophie im Sinne ihrer 
Methode an den Anfang ſetzen muß: Ich denke, daher bin ich, — 
das wird mit all ſeinen Forderungen der Überſchätzung des Ichs 
und der Vernunft zu einem Glaubensſatz des Einzelnen und bleibt 
nicht ein methodiſches Hilfsmittel. 

Dieſer Sieg der Vernunft wird aber darum zunächſt zu einem 
ſo vollkommenen, weil inzwiſchen die Seele des deutſchen, vor 
allem des profeflantifchen Menſchen, beſonders durch den Dreißig⸗ 
jährigen Krieg eine Wandlung erlebt hat. Wie ein Fernbeben 
im Raum hatte die laſtende Furchtbarkeit des Krieges ſich in 
immer weiteren Kreiſen auf Geſchlechter hinaus ausgewirkt, wie 
es ſpäter die napoleoniſche Zeit in ſchwächerer Weiſe tat und 
wie es das gewaltige Geſchehen unſerer Tage ſicher wieder be- 
wirkt bei den weſentlichen Menſchen. Damals flüchtete die 
ſcheue geängſtigte Seele des deutſchen Bürgers in die engen 
Kreiſe des Pietismus, der die einzelne Seele und Gott als aus⸗ 
ſchließlichen Inhalt des Evangeliums ſah und ſich gegen die 
Kräfte der Erde abſchloß. Das unterſchied den deutſchen Pietis⸗ 
mus vom engliſchen Independenten Cromwells, der keine feige 
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Knechtsgebärde kannte und ſich als Gottes Herrſchaftsvolk auf 
Erden fühlte. Das unterſchied ihn auch von dem engliſchen Me⸗ 
thodismus, mit dem ihn in feinem Weſen ſo vieles verband, der 
aber das Hinausgehen in alle Völker und in alles Volk über die 
Pflege der eigenen Seele und der Seele des Gleichgeſinnten nicht 
vergaß. Die rein individuell gerichtete kleinbürgerliche Frömmig⸗ 
keit vermochte nicht ſich gegenüber dem Geiſte der Vernunftlehre 
zu behaupten, wenn es ihr auch gelang, der aufgeblaſenen ſeichten 
Art franzöſiſcher Aufklärung gegenüber die deutſche Aufklärung 
noch leiſe mit religiöſem Gefühl zu erwärmen. Welche Wandlung 
im geiſtigen Leben ſeit der Reformationszeit im Zeitalter des 
Pietismus eingetreten war, zeigen ſo recht die führenden Männer 
beider Zeiten. An Stelle Luthers führte dieſelbe Nation, zwiſchen 
Pietismus und Aufklärung ſtehend, in Gellert ein kränklicher, 
verzagter Stubengelehrter, deſſen einzige Tugenden Sanftmut, 
Demut und Friedensliebe waren. Was kann dieſen Wandel in 
der geiſtigen Haltung der Menſchen beſſer zeigen, als der Gegen⸗ 
ſatz in den beiden führenden Männern! Luthers ſtolzem Selbſt⸗ 
bewußtſein: „Ich halt, ich wolle Ew. Kurfürſtliche Gnaden mehr 
ſchützen, denn ſie mich ſchützen könnte“ in ſeinem Brief an Fried⸗ 
rich den Weiſen vom 5. März 1322 eufſpricht in Gellerts Brief 
vom 12. Dezember 1760 über ſeine Begegnung mit Friedrich 
dem Großen ein klägliches Geſtammle und Gejammre. Die un⸗ 
männliche Geſtalt Gellerts, die erbärmliche Haltung des deutſchen 
Volks jener Tage, zeigt ſich uns in ihrem vollen Umfange. Und 
der Mann der Tat, der Philoſoph von Sansſouci, blickt mit⸗ 
leidig ironiſch auf die Gebrechen dieſes ſich ſeit zwanzig Jahren 
krank, mit 45 Jahren alt fühlenden geiſtigen deutſchen Führers 
des Zeitalters. Wohl erkennt er die Armſeligkeit der Verhälkniſſe 
an, aber ihm kann doch nicht verborgen geblieben fein die Scheu 
vor dem öffentlichen Leben, die Angſt vor der Tat, die noch heute 
charakteriſtiſche Kennzeichen weiter Teile unſerer alten bürgerlichen 
Volksſchichten find. „Er ſollte reifen und die große Welt kennen⸗ 
lernen. Er muß alle Tage eine Stunde reiten und traben.“ 
3 Färber, Die Schule in Staat und Volk. 
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Der Menſch der deutſchen Klaſſik und wir. 


In der deutſchen Klaſſik erfährt das individuelle Lebensideal 
ſeine Ausgeſtaltung nach der ethiſchen und äſthetiſchen Seite und 
verliert ſeine kirchliche Bindung und mählich ſeine Verwurzelung 
im Chriſtentum. Der edle Glaube an den Gleichklang des 
Wahren, Guten und Schönen, der Kantiſche Glaube, daß der 
Menſch könne, weil er ſolle, der Glaube an die Selbſterlöſung 
führt in den großen Menſchen des Zeitalters zu jener geiſtigen 
Höhe, die wir Kinder einer auderen Zeit als Gipfel einer in die 
Wirklichkeit eingegangenen Idee bewundern, während wir ſelbſt 
noch im dunklen Tale hinauf nach dem Berge unſeres Glaubens 
mühſam wandern. Wir bewundern den Optimismus, wie er aus 
Schillers Lobgeſang auf den führenden Menſchen ſeiner Zeit 
ſpricht: 

Wie ſchön, o Menſch, mit deinem Palmenzweige 
Stehſt du an des Jahrhunderts Neige 

In edler ſtolzer Männlichkeit, 

Mit aufgeſchloſſenem Sinn, mit Geiſtesfülle, 
Der reifſte Sohn der Zeit. 

Aber wir teilen dieſen Glauben an den Menſchen nicht, und 
das wirkliche Leben der gleichen Zeit, da das Gedicht „Die 
Künſtler“ entſtand, widerlegt es unmittelbar in dem Taumel des 
Ichs, den der Blut- und Machtrauſch der franzöſiſchen Revo⸗ 
lution bedeutet. In denſelben Jahren erlebte Wilhelm von 
Humboldt in Paris in feinen Geſprächen mit Sieyes und fran- 
zöſiſchen Philoſophen in ſeinem Weltbürgertum die große Ent⸗ 
käuſchung, daß der weltbürgerliche Menſch und die Menſchheit 
nach dem Ideal der deutſchen Klaſſik dem franzöſiſchen Geiſt 
etwas Fremdes, Unſympathiſches waren, ohne doch ſelbſt zugleich 
das Wirklichkeitsferne feiner deutſchen Gedankenwelt zu erkennen. 
Dem deutſchen Klaſſizismus fehlte gemäß ſeinem inneren Geſetz 
die menſchliche und volkhafte Bindung des Einzelnen, wie ſie 
chriſtlicher Glaube und Frömmigkeit, im lutheriſchen Sinne be⸗ 
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ſonders, allein herbeizuführen vermögen. Wenn Goethe das 
Weſen der Frömmigkeit dahin zuſammenfaßt, daß in unſeres 
Buſens Reine ein Streben woge — aus Dankbarkeit freiwillig 
— uns einem Höheren, Reineren, Unbekannten hinzugeben, ſo 
empfinden wir, daß hier nicht jene Frömmigkeit ſpricht, die den 
ſcheuen Mönch von Wittenberg ins Leben und zur Erfüllung 
ſeiner geſchichtlichen Aufgabe zwang und die uns zum Weſen des 
Chriſtentums gehört. Freiwillige Hingabe aus Dankbarkeit macht 
in keiner Religion das Weſen der Frömmigkeit aus. Immer 
wieder ſprechen die gottergriffenen Menſchen aller Zeiten eben 
von dieſem Ergriffenwerden, von dem Begreifen einer höheren 
geiſtigen Welt, von dem unentrinnbaren Zwange, dem ſie ſich 
beugen und den ſie als ihr Schickſal, als ihr tiefſtes Glück und 
noch mehr als ihr tiefſtes Leid in gläubigem Vertrauen fragen 
lernen und in deſſen Auftrage ſie an den Menſchen und an 
ihrem Volke Gott dienen. 

Während die Dichter der Zeit durch den Pietismus ſtarke 
religiöſe Beeinfluſſung in ihrer Jugend erfahren haben und ihre 
Schöpfungen große Kenntnis des chriſtlichen Kulturgutes zeigen, 
iſt Wilhelm von Humboldt in religiöſen Anſchauungen ein echter 
Sohn der Aufklärung und ihres „vernünftigen“ Proteſtantismus 
ohne jedes tiefere Verſtändnis für das Weſen der chriſtlichen 
Religion. An ihm als einem der Väter und Vorbilder des das 
neunzehnte Jahrhundert lange allein beherrſchenden Bildungs⸗ 
ideals erkennen wir deutlich weſentliche Züge des deutſchen Ge⸗ 
bildeten ſeiner Artung. Wie ihre iſt auch ſeine Grundüberzeugung 
die Idee der ſich ſelbſt verantwortlichen, ſich ſelbſt genügenden 
Individualität. Dieſe Überzeugung gibt ihm eine begreifliche 
geiſtige Unſicherheit im Lebenskampfe und Scheu vor jedem 
Handeln, dem ſein äſthetiſches Lebensideal an ſich abgeneigt iſt. 

So hat auch nicht Wilhelm von Humboldt, der Staatsmann 
der Reformzeit, die geiſtige Verbindung und Verſchmelzung 
des individualiſtiſchen klaſſiſchen Lebensideals mit dem Staate 
herbeigeführt, ſondern das iſt das Werk Hegels und ſeiner 
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Jünger und für eine fpäfere Zeit Fichtes. Auf Humboldts 
Wirken für das Bildungsweſen des preußiſchen Staates und 
auf ſeine Anſchauung von deſſen Stellung zu Staat und Volk 
wird in anderem Zuſammenhange eingegangen werden. Hier gilt 
es zu zeigen, wie das Individuum der gebildeten Schichten die 
geiſtige Verbindung mit dem Staat fand, die es ja finden mußte, 
um ſich im Lebenskampfe behaupten zu können. 

Unſer klaſſiſches Bildungszeitalter war an und für ſich un⸗ 
ſtaatlich. Es iſt bei all feinen bedeutenden Menſchen im weſent⸗ 
lichen das gleiche, ob wir zum Beginn des Zeitalters den alten 
Geßner in Zürich ſich ärgern ſehen, weil Klopſtock ohne jedes 
Intereſſe für das ſtaatliche Leben der Schweiz iſt, oder ob, uns 
ſchmerzlicher, Goethe 1813 feinem Gaſte Humboldt gegenüber 
angeſichts des hervorbrechenden deutſchen Volks- und Staats⸗ 
gefühls meint, „daß im vorigen Zuſtand ... alles ſchon in Ord⸗ 
nung und Gleis geweſen ſei und... der neue nun hart falle... 
Die Weltgeſchichte habe auch dieſen Spaß haben müſſen.“ In 
einem neuen Geſchlechte hatte ſich beim Anblick der Macht des 
franzöſiſchen Staates, weiter durch das Erleben der Befreiung 
und bei der durch die Romantik herbeigeführten Wendung zum 
Mittelalter und ſeiner Kaiſermacht jene Verbindung allmählich 
angebahnt, die Hegel für die Preußen geiſtig unter⸗ und über⸗ 
baute. Dazu half auch ſeine konſervative Grundeinſtellung, aus 
der heraus er zur Ablehnung der revolutionären Staatsideen 
franzöſiſchen Urſprungs kam, während in der Wirkung keiner wie 
er ihren Ausgangspunkt, die Allmacht des Staates, bejaht hat 
und dazu beigetragen hat, ſie in Preußen zu vollenden. 


Hegels Grundlagen zum werdenden chriſtlichen 
Staat. 

Dem werdenden Ideal des „chriſtlichen Staates“ gab er als 

erſter die geiſtige Begründung. So empfing von ſeiner Philo⸗ 

ſophie das preußiſche Beamtentum während der erſten Hälfte 
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des neunzehnten Jahrhunderts die ſittliche Kraft zu dem An⸗ 
ſpruch, das geiſtige Leben im allgemeinen und die Schule im 
beſonderen von ſtaatswegen zu beherrſchen. Zu ſeinen Freunden 
und Schülern gehörte z. B. auch Johannes Schulze, der jahr⸗ 
zehntelange Hüter und Pfleger des preußiſchen höheren Schul⸗ 
weſens. Im Gegenſatz zu Fichte und zur modernen Pädagogik, 
die die Entwicklung des jungen Menſchen iſoliert nimmt, weiß 
Hegel um die Beſeelung des einzelnen Zöglings durch den Geiſt 
ſeiner Familie, ſeiner Schule, ſeines Standes, ſeines Volkes, ſeiner 
Kirche, ſeines Berufes. Sie alle aber ſind doch nicht vergleichbar 
in ihrem Werte mit dem Staate. Denn „allen Wert, den der 
Menſch hat, alle geiſtige Wirklichkeit“ hat er „allein durch den 
Staat“. Er iſt die „Wirklichkeit der ſittlichen Idee“ ſelber, 
daher müſſen wir auch in ihm das „Irdiſch⸗Göttliche verehren“. 
Ja, er kann den Staat ſogar den „Gott auf Erden“ nennen. 
„Es iſt der Gang Gottes in der Welt, daß der Staat iſt.“ 
Darum ſteht dem Staate Allgewalt zu; wie dem Abſolutismus, 
wie der franzöſiſchen Revolution, iſt ihm der antike Staat, der 
kein Leben außerhalb der Staatsſphäre kannte, das Vorbild, 
und im preußiſchen Staate ſah er ſein Ideal zur Wirklichkeit 
werden. Von Hegels Rechtsphiloſophie ſagt fein Gegner Rudolf 
Haym: „Sie ift nichts anderes als das Standbild des antiken Staa⸗ 
tes, dem er einen modernen, ſchwarz⸗weißen Anſtrich gegeben hat.“ 
Die Pädagogik jener Zeit ſah ſich durch die Verbindung des Staates 
mit der Schule vor eine ganz neue Aufgabe geſtellt. Der Hege⸗ 
lianer Thaulow ſah die Aufgabe, auf deren Löſung er ausging, 
„in der Rückkehr zu Plato und Ariſtoteles auch auf dieſem Ge⸗ 
biete“. Und in der Vorrede zu ſeiner Staatspädagogik des 
Ariſtoteles bezeichnet damals ſein Freund A. Kapp es als eine 
„ganz neue Aufgabe, und zwar eine ſo umfaſſende und wichtige, 
daß mit ihrer allmählichen Löſung im Leben die Löſung aller 
anderen großen Aufgaben der im Staate lebenden Menſchheit 
vollbracht wird — der Verfaſſer meint die Staatspädagogik.“ 
Auch hier ſehen wir, wie nicht Volkheit und die Geſellſchaft 
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zur Grundlage des kulturpolitiſchen Syſtems gemacht werden, 
ſondern Individuum, „Menſchheit“ und Staat. 

Je ſtärker nun im Laufe der geiſtigen und wirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung die individualiſtiſchen liberalen Gedankengänge ſich durch⸗ 
ſetzen, deſto mehr verliert der vom Hegelſchen Geiſt durchdrungene 
chriſtliche Staat und ſeine Wertung der Verbände, der Ge⸗ 
meinſchaft und Geſellſchaft ſeine Bedeutung und Berechtigung 
für die öffentliche Meinung. „Man vergißt und verlernt“, wie 
Ludwig Wieſe als wehmütiger Zuſchauer feſtſtellte, „daß die 
Unſicherheit und Unzulänglichkeit des einzelnen Subjekts ſich an 
den großen objektiven und Alle bindenden Wahrheiten orien⸗ 
tieren und befeſtigen und ſich ihnen unterordnen muß, wenn es 
zu einer ſtarken und fruchtbaren Ordnung des Gemeinſchafts⸗ 
lebens kommen ſoll. Statt deſſen macht mehr und mehr ſubjektive 
Anſicht und Willkür ein ungebührliches Recht geltend im Mamen 
einer allen zuſtehenden Freiheit, die dabei immer nur ein negativer 


Begriff iſt ohne poſitiven Inhalt.“ 


Vereinigung von Ich und allmächtigem Staat 
bei Fichte. 

So erlangt in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts und 
namentlich unter dem Einfluß der nationalen Idee, die mit der 
individualiſtiſchen in der politiſchen Welt verbunden iſt, Fichte, 
der Lehrer Süverns, die Gkellung des Philoſophen des deutſchen 
Staates. Bei ihm findet ſich das Ideal des Ichs und das der 
Staatsallmacht vereinigt. In feiner frühen Epoche, da er in 
den naturrechtlichen Anſchauungen des achtzehnten Jahrhunderts 
dachte, hatte er jeden Eingriff in die werdende Perſönlichkeit des 
jungen Menſchen aus feinem radikalen Individualismus heraus 
abgelehnt. Er verſuchte da in den „Grundlagen des Naturrechts“ 
ganz im Stile der Rouſſeauſchen Ideen alle menſchlichen Ge⸗ 
meinſchaften als Verträge von Einzelnen zu erklären. Er muß es 
ja auch wie jeder konſequente Individualiſt tun, da die Gemein⸗ 
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ſchaften überindividuelle Geſtaltungen find und außerhalb des 
eigenen Ichs für dieſe atomiſtiſche Denkweiſe nichts beſtehen darf. 
So muß z. B. das Elternrecht eben auch aus dem Vertrage ab- 
geleitet werden. Es iſt für den Fichte dieſes Werks ein Vertrag 
mit der Geburtshelferin. „Hätte ſie nicht durch Vertrag meinen 
Eltern verſprochen, ihr Recht auf mich an ſie zurück abzutreten, 
hätte ſie nicht laut dieſes Vertrages im Namen meiner Eltern 
gehandelt, ſo wären meine Rechte durch dieſe erſte Ausübung 
desſelben die ihrigen, ſo aber ſind ſie meinen Eltern.“ Als dann 
die Wirklichkeit des Lebens, namentlich in dem Zuſammenbruch 
des Jahres 1806, ſein Gedankengebände erſchütterte, da fand er 
die für ein Befteben in der Wirklichkeit notwendige Ergänzung 
ſeines Ichs im Staate, und mit der ganzen Leidenſchaft ſeiner 
bewegten großen katenhungrigen Seele gab er ſich ihr hin und 
weckte in feinen „Reden an die deutſche Nation“ den Führern 
für den Neubau des Staates und ſeine Befreiung den notwen⸗ 
digen Widerhall in der gebildeten Schicht. Sein Erziehungsideal, 
wie er es in den Reden entwickelt, iſt den Vorbildern ſtaatlicher 
Erziehung in der Vergangenheit nachgebildet und unbewußt dem 
Vorbilde der franzöſiſchen Revolution, deren Staaksideal auch 
ſein zentraliſierter Mationalſtaat entſpricht. „Jeder Vater, der 
mit ſeiner Einſicht und ſeinem Willen auf das geiſtige Wohl 
ſeiner Kinder bedacht ſein wollte, müſſe daran gehindert werden.“ 
Herbart hat von dieſem Erziehungsideal geſagk: „Der wahrhaft 
große Mann ſollte ſich nicht herablaſſen, von Dingen zu reden, 
die er nicht verſteht“, und Dahlmann hat es in Entrüſtung 
Seelenverkäuferei genannt. Bei dem ſtaatsmänniſchen Wirklich⸗ 
keitsſinn der Männer der Reformationszeit iſt es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß ſie ſolchem Ideal der Zwangserziehung keinerlei Einfluß 
auf ihre Pläne gewährten, während es in den Jahren der Re⸗ 
volufion von 1918 von politiſchen Utopiſten wieder aufgegriffen 
iſt und in Sowjetrußland in gewiſſem Sinne eine Verwirklichung 
gewonnen hat. 
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Die Aufzehrung des Kulturerbes im 19. Jahr- 
hundert. 


Das neunzehnte Jahrhundert bedentet als ganzes betrachtet 
eine zunehmende Aufzehrung des überkonnmnenen Kulturgutes, 
deren Folge immer größere geiſtige Verflachung iſt, in demſelben 
Maße, in dem die Gemeinſchaften aufhören, die mütterlich ber⸗ 
gende Hülle des ſeeliſchen Erbes zu ſein. Dieſen Vorgang in 
ſeinem ganzen Ablauf darzuſtellen, iſt nicht unſere Aufgabe; 
Kundigere und Berufenere haben es getan oder werden es fun. 
Hier handelt es ſich darum, im Dienſte der Zukunft die gegen⸗ 
wärtige geiſtige Haltung der führenden Schicht zu begreifen und 
zu ihrer Überwindung zu helfen. Die Entwicklung von der Zeit 
der Befreiungskriege an hat W. Lütgert kreffend zuſammenge⸗ 
faßt: „Der Kampf um Gott wird zu einem Kampf um die 
Seele und ſchließt mit einem Kampf um das Glück. Durch den 
Atheismus geht der Idealismus in Materialismus über.“ Der 
ſieghafte Individualismus kraut dem einzelnen Menſchen alles 
Gute zu; „alles Moraliſche verſteht ſich ihm von ſelbſt“ nach 
F. Th. Viſchers Wort, aber gegen die Gemeinſchaften iſt er von 
unausroktbarem Mißtrauen erfüllt, fie hindern Freiheit und 
Fortſchritt in feiner Auffaſſung. Und es iſt auch fo, als ob Gokt 
ein Nein geſagt hätte zu ihrem Blühen und Wachſen. Alle Ver⸗ 
ſuche, die Aufgabe zu löſen, die eine neue wirtſchaftliche Entwick⸗ 
lung bringt, bleiben in den Anfängen ſtecken, denn die gebildete 
Schicht, dem Leben abgewandt, verkennt die neue Aufgabe und 
verſagt ſich ihr daher. Von der Ehrfurcht des großen Menſchen, 
wie ſie Goethe als Urgrund ſeiner Religion bezeichnet, bleibt 
allenfalls am Ende der geiſtigen Entwicklung das „religiöſe In⸗ 
tereſſe“ vieler heutiger Gebildeter, die, wie einmal mit treffender 
Ironie geſagt worden iſt, die Exiſtenz Gottes wenigſtens in wohl⸗ 
wollende Erwägung gezogen haben. Es iſt dafür in der „Welt⸗ 
anſchauung“, dieſem typiſchen Erzeugnis der liberalen Epoche, 
noch Raum. Das Anſchauen der Welt allein aber ſchafft keine 
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Perſönlichkeit. Die Bindung des Einzelwillens, die Unterordnung 
unter ein Höheres, d. h. erſt die Religion, ſchafft die Kriſtalli⸗ 
fafionsachfe des weſenhaften Menſchen. Religion iſt der Anſtoß 
zu einer ewigen Bewegung, um einen Ausdruck von Klaus Harms 
zu gebrauchen, während Weltanſchauung, die zu nichts verpflich- 
tet, auch keinerlei Wert hat, mögen die „Gebildeten“ auch noch 
ſo ſtolz darauf ſein. 


Das Geſicht des geiſtigen Individualiſten 
unſerer Tage. 

Ein größerer Teil der Bildungsſchicht iſt aber reinem Intellek⸗ 
kualismus verfallen. Und wenn ich an dieſe Menſchen des heu⸗ 
tigen Geſchlechts denke, ſtehſt du vor mir, kluger, ehrgeiziger 
Freund, dem alles zum Problem geworden iſt durch unſere falſche 
deutſche Erziehung, der du überall die Fehler ſiehſt, dem alles 
relativ iſt und deſſen Wille gelähmt iſt, weil ſein Leben nicht 
aus fieferem Glaubensgrunde ſeine Kraft, ſeinen Sinn und 
feinen Maßſtab für die Wertungen der Lebenserſcheinungen emp⸗ 
fängt. Wie aller Individualismus haſt du beim Idealen ange⸗ 
fangen und wirſt auf ſeinem Wege beim recht Materielle enden. 
Oder ich denke an den andern dir verwandten Menſchen, der, da 
ihm im Wechſelgeſpräch die Zeichen des Verfalls in Antlitz und 
Geſtalt des modernen Staates ſichtbar wurden, abwehrend, ja 
faft beſchwörend ſprach: „Nehmen Sie mir nicht den Glauben 
an den Staat, das iſt das einzige, was ein Menſch wie ich hat.“ 
Wer kann ohne Ergriffenheit als Menſch einer neuen Zeit die 
hoffnungsloſe Verzweiflung an ſein Ohr klingen laſſen, wie ſie 
gegenüber einem letzten Sinn des Lebens aus den Schöpfungen 
faſt aller maßgebenden Dichter und Denker der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts ſpricht! Lagert nicht über dieſen Menſchen 
jener Skeptizismus, der auch den letzten Hintergrund bildet zu 
den Weltanſchauungen der großen Erzähler des 19. Jahrhunderts 
Fontane, Storm, Keller, Heyſe, mag er auch je nach dem 
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Temperament eine verſchiedene perſönliche Ausprägung annehmen. 
Wie verſtändnislos ſteht dieſer Skeptizismus allem unnennbaren 
Tiefen und Rätſelvollen des Lebens gegenüber, das er entweder 
durch Ironie oder durch billigen Spott in ſeine geiſtige Sphäre 
zu ziehen verſucht oder an deſſen Stelle er den Seeleuſchmerz 
des Einzelnen ſetzt. Und wieder andere find ſchon letzte taube 
Blüten des Individualismus. Sie ſind, wie man mit Recht ge⸗ 
ſagt hat, umgekehrte Verrückte! Sie haben Ohren und hören 
nicht, Augen und ſehen nicht, Nerven und fühlen nicht, ſie haben 
alles verloren, außer — den Verſtand. ... So gehört Nietzſches 
Wort heute völlig der Vergangenheit an, das Vorbild der 
geiſtigen Deutſchen ſeiner Zeit ſei nicht mehr Fauſt, ſondern 
Wagner, der viel wiſſe, aber alles wiſſen möchte. Mephiſto⸗ 
pheliſche Verneinungsſucht, ohne ihren Witz ins Platte des 
kleinen Menſchen übertragen, oder noch mehr robuſte Klugheit, 
Gewandtheit und Skrupelloſigkeit gewinnen in dem im verebben⸗ 
den Strome des Individualismus kreibenden Teile des Nach⸗ 
wuchſes der gebildeten Schicht die Oberhand. 

Verſtummtk iſt allerdings allgemein jener leichtfertige Optimis⸗ 
mus der individualiſtiſchen Menſchen des öffentlichen Lebens in 
den ſechziger und ſiebziger Jahren, der von Freiheit, Wohlſtand, 
Bildung ſprach, aber an der Tatſache vorbeiſah, daß das alles 
nur zahlenmäßig geringen rein materiell eingeſtellten Teilen er⸗ 
reichbar und überhaupt in Europa nur möglich war, weil die 
anderen Erdteile, ihre Reichtümer und ihre Völker, Gegenſtand 
europäiſcher Ausbeutung waren, daß aber das Europa individu⸗ 
aliſtiſcher Anarchie ins grenzenloſe wirtſchaftliche, politiſche und 
geiſtige Elend verſinken mußte, wenn dieſer Zuſtand zu Ende ging. 
Das iſt in unſeren Tagen der Fall. Gegenüber den heute allge⸗ 
meinen Klagen über das allerdings kroſtloſe Maſſenindividuum 
iſt es doch nötig, immer wieder darauf hinzuweiſen, daß die 
Schuld an dem faſt hoffnungsloſen Zuſtand an der zur Führung 
berufenen Schicht liegt, die aus ihrem Individualismus heraus 
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in der Bejahung der Staatsallmacht ihren letzten Halt ſuchte und 
ſo unfähig war, neue ſich vor uns auftuende Wege zur Ueberwin⸗ 
dung des Kulturzerfalles zu erkennen und ſie in dienender Verant⸗ 
wortung in gläubiger Entſchloſſenheit zu gehen. Dann erſt aber 
empfinden wir, daß uns dieſer Dienſt am Objektiven ſelbſt be⸗ 
gnadet, uns reifen läßt und fiefftes Leben in uns zur Entfaltung 
bringt. 
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4. Die Vernichtung des Mutter⸗ und Kinderlandes. 


Die Zerſtörung der Sozialordnung des alten 
Luthertums. 


Die dem Individualismus auf allen Gebieten innewohnende 
erplofive Kraft der Zerſtörung hat die vorbildlich vor allem durch 
das alte Luthertum chriſtlich ausgeprägte ſoziale Geſtaltung ver⸗ 
nichtet. Sie beſtand, wie ſchon erwähnt, in der eigenartigen 
Durchdringung des ſpätrömiſchen Herrſchaftsgedankens mit der 
chriſtlichen Ethik. Auf der einen Seite ſtand das von Gott ge⸗ 
gebene Amt mit all ſeiner Verantwortung, auf der anderen 
Seite der unbedingte Gehorſam. Des Staates Anſpruch auf 
unbedingten Gehorſam ſeiner Bürger all ſeinen wirtſchaftlichen 
und kulturellen Forderungen gegenüber ſtößt auf immer ſtärkeren 
Widerſtand, mag jetzt auch dieſer ſtaatliche Anſpruch nicht mehr 
im Sinne des Luthertums chriſtlich begründet, ſondern rationa⸗ 
liſtiſch aus der Volksſouveränität abgeleitet werden. Die Stel⸗ 
lung des Herrſchers im Sinne dieſer Anſchauungen war moder⸗ 
nem Empfinden unerträglich. Im Beamtentum iſt die Stellung 
des abſoluten Vorgeſetzten und die Stellung des Beamtenkums 
als Inſtrument der Herrſchaft des Staates gegenüber dem Volke 
nicht haltbar geweſen. Mur in Verzerrung und nicht in feinen 
Leiſtungen lebt es im Volke und im Schrifttum fort. In der 
Wirtſchaftsordnung iſt das alte Verhältnis von Meiſter zu 
Lehrling und Geſelle, das Verhältnis des Fabrik, herrn“ zu Ar⸗ 
beitern und Angeſtellten verſchwunden. Die Reſte im Handwerk 
ſind durch deſſen Niedergang entartet oder bedeutungslos, und in 
der Induſtrie iſt der Fabrikherr zum Fabrik, beſitzer ! geworden 
und damit ſchon ausgedrückt, wie ſehr Bargeld zum Bindemittel 
der Werksglieder aneinander geworden iſt. In der Schule iſt das 
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entſprechende Autoritätsprinzip zwiſchen Lehrern und Schülern 
im Verſinken. Kirchen⸗ und Schulpatronate ragen als uns fremd⸗ 
gewordene Arten der Kulturpflege aus jener ſozialen Geſtaltungs⸗ 
form in die Gegenwart hinein. Das iſt bei dem Kirchenpatronat 
der Magiſtrate und Gutsbeſitzer bisher ſtärker ins Bewußtſein 
des Volkes eingedrungen als bei dem der Gemeinde und des 
Staates über die Schulen. Die aus dem Patronat ſich ergebenden 
Pflichten und Rechte werden auch heute nicht mehr, wie es ur⸗ 
ſprünglich der Fall war, religiös⸗kulturell begründet, ſondern 
politiſch, juriſtiſch und finanziell, um ein vermeintlich weſentliches 
Machtgebiet zu behaupten. In der Ehe iſt der Haustyrann ein 
ſchon faſt komiſch anmutendes Überbleibſel dieſer Anſchauungen, 
und in den Beziehungen der Eltern zu den Kindern iſt der un⸗ 
bedingte Gehorſam, die Brechung des ſelbſtändigen Willens, 
d. h. eben der reine Herrſchaftsgedanke, nicht mehr Mittelpunkt 
der Erziehung. Allerdings hat der Individualismus an Stelle 
der zerſtörten Form keine neuen allgemeine Gültigkeit bean⸗ 
ſpruchenden ſchaffen können. Das macht ſein im letzten Grunde 
anarchiſcher Charakter unmöglich. 


Die Entwertung des Weibes als Frau und 
Mutter. 

Am ſtärkſten ſind in den Strudel unſerer Tage Frauen und 
Jugend hineingeriſſen worden, da in dem letzten Stadium des 
Individualismus und in dem ihm verbundenen Zeitalter des 
Hochkapitalismus die ſie ſchützenden Gemeinſchaftsformen der Ehe 
und Familie ernſthaft bedroht find. Die liberale Frauenbewegung 
ſieht ſich nach faſt vollendeter Durchſetzung ihrer Ideale einer 
großen Enttäuſchung gegenüber. Sie war ja fo vernunftgemäß, 
fo einleuchtend, die Lehre von den Einzelnen, nachdem ſie von dem 
politiſchen Liberalismus, von der Wirtſchaft, von den Literaten 
und Intellektuellen verkündet und der Wirklichkeit weithin auf⸗ 
gezwungen war; es war ſo vernünftig, dieſe Lehre von den ein⸗ 
zelnen Gleichen auf die beiden Geſchlechter zu übertragen und 
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daraus die bekannten Forderungen der älteren Frauenbewegung 
zu erheben. Aber es iſt eine immer wieder zu beobachtende Tat⸗ 
ſache, der vernünftige Menſch verſagt gegenüber den überver⸗ 
nünftigen Grundformen des Lebens und tut ihnen zu eigenem 
Schaden Gewalt an. So ward aus dem Kampf nicht nur ein 
gewiß weithin berechtigter Kampf um neue Wertung der Frau, 
ſondern vor allem ein Kampf gegen die Väter und damit zugleich 
gegen die Mütter unſeres Volkes. Die Frauenbewegung entbehrte 
eben jeder ſchöpferiſchen Idee aus irrationalen Tiefen und war 
nichts weiter als eine allerdings notwendige Folgerung aus wirt⸗ 
ſchaftlichen und geiſtigen Veränderungen. Aber das, was eigenk⸗ 
lich höchſtes Ziel der Frauenbewegung war, die angebliche Män⸗ 
nerkultur durch eine ſtärker von der Frau beſtimmte zu erſetzen, 
das hat ſich doch ebenſo als ein Trug erwieſen wie die Über⸗ 
ſchätzung des einzelnen weiblichen Weſens. Indem die Frau 
männiſch ward, hat ſie die innere Wertung ihres Geſchlechts 
tief gedrückt, und letzten Endes wird auch die äußere Stellung, 
nicht einzelner Frauen, wohl aber des Frauentums darunter 
leiden. „Das Heilige, das Reine, das Rührende an einer Frau 
iſt, daß in ihrem Leibe die Unſterblichkeit ſchlummert. Denke jede 
daran, daß ſie die Natur als Ahne eines ganzen Volkes ge⸗ 
träumt hat.“ Aber dieſer Traum der Natur, wie ihn C. L. 
Schleich in der „Weisheit der Freude“ ausſpricht, iſt in dieſen 
Tagen für viele junge Frauen des abendländiſchen Kulturkreiſes 
ein Wahn des Grauens. Flucht und Furcht vor dem Kinde be- 
herrſcht ihre kranken und verirrten Seelen. Eva, das iſt: Mutter 
aller Lebendigen, liegt im Sterben, und ſo dunkeln Schatten des 
Todes auf ganze Völker herab. Wohl werden Mutterſchaft und 
mütterliche Geſinnung, Ehe und Familie auch ſonſt allgemein 
theoretiſch hoch geſchätzt, praktiſch aber mißachtet. So kann ge- 
legentlich ohne jede bewußte böſe Abſicht der Berliner Rundfunk 
in einer Plauderei und ein ander Mal das verbreitetſte deutſche 
illuſtrierte Blatt in ſeinen Spalten von der Ehefrau als der 
Dauerfrau reden laſſen, ohne daß ihnen ein Sturm der Ent⸗ 
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rüſtung aus feinem Hörer- bzw. Leſerkreiſe geantwortet hätte. 
Einſt ging die deutſche Hausfrau in der Sorge für die Ihren 
völlig auf und ward ihnen zum unendlichen Segen. Gewiß erlag 
ſie oft der Gefahr, daß im engen Kreiſe ſich der Sinn verengerte. 
Aber was will der Fehler gegenüber ihrer völligen Hingabe an 
ihre Aufgabe als Mutter des Lebens beſagen, gegenüber auch vor 
allem den Mängeln der induvidualiſtiſchen Frau unſerer Zeit. 
Einſt war die Mutter den Kindern wie alle weſentlichen Dinge, 
Heimat, Frömmigkeit, erwas Maturgegebenes. Man nahm ihre 
Güte und Fürſorge danklos, ſelbſtverſtändlich hin, und erſt dem 
gereiften Menſchen ging die Größe ihrer ſelbſtloſen Liebe auf. 
Die Mutter von heute, mit ihrer Forderung an das Leben und 
feine Genüſſe, in ihrer individualiſtiſchen Einſtellung will natür⸗ 
lich auch als Geſchlechtsweſen voll gewertet werden; ihre Mutter⸗ 
ſchaft iſt nicht das Weſentliche, und fo mag fie katſächlich in den 
Pubertätswehen manches jungen Menſchen als Weib begehrt wer⸗ 
den, wie Beiſpiele neueſter Literatur vermuten laſſen, während das 
bei der deutſchen Mutter einſt etwas Unausdenkbares geweſen wäre. 

Stärker als der Mann ſchöpft im allgemeinen die rechte Frau 
ihre Kraft aus dem Unbewußten. Wer pflegt heute die er⸗ 
wachende Seele des jungen Weibes? Einen geiſtloſen Abklatſch 
männlicher Bildung ſtellt ihr Unterricht und ihre Erziehung in 
immer ſtärkerem Maße dar. Es gibt keine modiſche Torheit, 
Außerlichkeit und Gemeinheit, der das entſeelte, entwurzelte Weib 
nicht nachläuft. Durch die atomiſtiſche Aufſplitterung aller Ge⸗ 
meinſchaften iſt die Frau, berufstätig oder verheiratet, am ſtärk⸗ 
ſten gefährdet, und auch für fie wird die Aufgabe der Überwin⸗ 
dung des Individualismus unſerer zeitgenöſſiſchen Ziwiliſation 
und die Wiedergeburt echten Gemeinſchaftsgeiſtes die Entſchei⸗ 
dung über Leben und Sterben ſein. 


Die Ehenot der Zeit, vor allem eine geiſtige Not. 


Immer wieder, wenn das Individuum unſerer Tage, der ſee⸗ 
liſch entleerte oder verkümimerte Menſch, ſich einem Überindividu⸗ 
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ellen gegenüber ſieht, ift er völlig hilflos. Gewiß ſind durch die 
ſchwierige wirtſchaftliche Lage, durch den erſchwerten Kampf ums 
Daſein auch die materiellen Grundlagen der Ehe für weitere 
Kreiſe verſchlechtert. Daß aber wirtſchaftliche Not nicht die ent⸗ 
ſcheidende Urſache der heutigen Ehenot iſt, zeigt die Tatſache, 
daß das wirtſchaftlich blühendſte Land der Erde, die Vereinigten 
Staaten, die höchſte Eheſcheidungsziffer hat. Der Individualis⸗ 
mus iſt eben vor allem ſchuld; irgendeine im überindividuellen 
Recht der Volkheit ſittlich begründete Bevölkerungspolitik würde 
dem Menſchenrechte des freien Individuums widerſprechen, das 
nur die Pflicht der Geſamtheit kennt, für alle Bedürfniſſe jeder⸗ 
manns zu ſorgen. Die vollendete Herrſchaft der Untermenſchen 
wird die unausbleibliche Folge ſein. Anſpruchsloſigkeit und 
Schlichtheit haben in größter Armut in früheren Zeiten auch 
wirtfehaftlihe Not leichter fragen laſſen. Allerdings war nicht 
das Recht des Einzelnen am Lebensgenuß und das entſprechende 
ſogenannte Glück die Forderung an das Leben, ſondern man er⸗ 
füllte es, ſo wie es nun einmal war, aus religiös empfundenem 
Pflichtgefühl. Unbeabſichtigt drückt die ſeit langem durch den 
Sieg des Individualismus veränderte geiſtige Haltung der Men⸗ 
ſchen unſere Reichsverfaſſung aus: Sie ſtellt in ihrem zweiten 
Teil die Rechte den Pflichten, den Einzelnen der Gemeinſchaft 
voran. 

Die Krifis fo vieler heutiger Ehen hat alſo andere als make⸗ 
rielle Urſachen, ſie iſt geiſtigen Urſprungs. Tatſächlich ſind zahl⸗ 
loſe Menſchen, und wir ſprechen gerade auch von den gehobenen 
Schichten, ſeeliſch völlig unentwickelt oder auf irgendeiner jugend⸗ 
lichen Stufe ſtehengeblieben, weil ihre Ausbildung und Selbſt⸗ 
bildung das Ich zum Mittelpunkt und die Vernunft als weſent⸗ 
liche Kraft des Lebens wertete. Wie der Baum am windum⸗ 
brauſten Waldeck oder Bergvorſprung ſeine Wurzeln tiefer ſen⸗ 
ken, feſter das Erdreich umklammern muß, ſo muß auch der 
Menſch in Notzeiten, und haben es auch frühere Geſchlechter 
getan, die Wurzeln feines Weſens tiefer im geiſtigen Urgrunde 
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des Lebens, im Irrationalen, in Gott verſenken, um allen Ge⸗ 
walten gegenüber ſich zu behaupten und nicht zum Treibholz des 
Zeitſtromes zu werden. So allein werden wir fähig, das Leid zu 
bejahen und es damit zu ertragen, das Leid, dem der Intellektu⸗ 
aliſt mit all ſeiner Schlauheit zu entfliehen ſucht, und das ihm, 
wenn es ihn doch ereilt, nichts von ſeiner göttlichen Sendung ſagen 
kann. Alles Menſchentum bedarf aber des Leides als der Pflug— 
ſchar des Seelenlandes. Ohne Leiden wird der Menſch flach. 
Und das ſchnellſte Tier, das euch zur Vollkommenheit krägt, heißt 
Leiden, ſo müſſen wir, mit Meiſter Eckhart das Leid in unſerem 
Leben bejahend, ſprechen lernen. Was aber ſoll der Intellek— 
£ualift, was ſoll der Individualiſt mit der Ehe anfangen, mit der 
Bereitſchaft „zu dem Willen zu zweien, das Eine zu ſchaffen, 
das mehr iſt, als die es ſchufen“? So konnte noch Nietzſche ſagen, 
der doch als ein letzter Nachfahr aus der Zeit der großen edlen 
Menſchen des deutſchen Individualismus in die ſiebziger und 
achtziger Jahre hineinragt. Das war auch ihm klar, daß in der 
Ehe eine Gemeinſchaft den Dienſt am Objektiven, an einer 
höheren Einheit fordert. Leiblich ſichtbar wird ſie im Kinde, 
geiſtig wirkſam in jener unerrechenbaren Wechſelwirkung von 
Mann und Weib aufeinander, die beide erſt durch die Ehe zu 
ganzen Menſchen werden. Sie läßt jeden ſich in dem andern 
wiederfinden. Aber ſie iſt in Wahrheit noch mehr: Durch Deine 
Ehe ſagſt Du ja zu allem Irrationalen, bekennſt Ju Dich zu 
einem Gliede in der Reihe Deiner Vorfahren und Deines Volkes 
in dienender Verantwortung. Was aber macht der Individualiſt 
unferer Tage aus der Ehe? Er meidet fie wegen ihres Unbe— 
rechenbaren, wegen der Verantwortung, und aus der Tatſache 
heraus, daß ſie ihm, dem Rationaliſten, eigentlich nichts geben 
kann, was ihm auch nicht ſo das Leben bietet. Oder ſie iſt ihm 
beſtenfalls die Kameradſchaft von Mann und Weib, alſo eine 
Form der Verbindung zweier Einzelner, die in keiner Weiſe mit 
der wahren Ehe etwas zu kun hat. Das Wort Che iſt ſprachlich 
mit Ewigkeit verwandt, und das zugrunde liegende Wort Eva be⸗ 
4 Färber, Die Schule in Staat und Volk. 
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deutet zugleich Recht und Geſetz. Dieſe Sprachverwandtſchaft 
zeigt ſchon, wie unſeren Ahnen die Ehe eben mehr als eine Ver⸗ 
bindung von Zweien war, nämlich die Schaffung einer über die 
flüchtige Gegenwark hinausgreifenden Gemeinſchaft in der Unter⸗ 
ordnung unter das Geſetz des Lebens, das dem Atom, dem In⸗ 
dividuum, dieſer blutleeren Abſtraktion des Rationalismus, fremd 
iſt, weil es nicht vernunftgemäß in ſeiner Tiefe ergriffen werden 
kann. Die Kameradſchaftsehe, die des tieferen Grundes entbehrt, 
in der ſich die beiden Kameraden meiſtens ſelbſt genug ſind, in 
der beide miteinander das Leben leben und genießen wollen, iſt 
im Grunde nicht mehr als ein in die Form der Che gekleidetes 
Verhältnis, das auch durch feine meiſtens nicht ſehr ſtarke Dauer⸗ 
haftigkeit ſich als ein ſolches ausweiſt und ſittlich, eben wegen 
der Schändung einer heiligen Lebensform, tief unter lockeren ge- 
ſchlechtlichen Verbindungen ſteht. Und wieviele „Ehen“ find heute 
ſolche Proſtituierungen! 


Die Ratloſigkeit der Eltern und Erzieher gegen— 
über ihrer Aufgabe. 

Aus alle dem ergibt ſich die ſeltſame Stellung vieler Eltern 
zu den Kindern. Da Kinder nicht mehr ſelbſtverſtändliches Ziel 
der Ehe, „Segen“ ſind und als ſolcher eben deshalb auch nicht 
empfunden werden, da die ſchon erwähnte altlutheriſche Auf⸗ 
faffung der Elternſchaft als eines gottgegebenen Amtes mit all 
ſeiner Verantwortung vielfach nicht mehr lebendig iſt, ſtehen die 
Eltern meiſtens der Frage der Erziehung hilflos gegenüber. Denn 
alle Erziehung iſt Ausfluß eines Glaubens; zu erziehen vermag 
nur der, der ſich als Diener eines Abſoluten weiß. Das einſt 
in der Notzeik von 1806 bis 1813, in den Tagen der heiligen 
Erhebung und in der Stille der Erweckungsbewegung aufge⸗ 
ſpeicherte ſittliche Erbgut iſt feitdem in den drei bis vier Ge⸗ 
ſchlechterfolgen, die im Fortſchritt, Freiheit und Aufklärung 
höchſtes Ziel des Erdenlebens ſahen, faſt aufgezehrt. Es iſt nur 
eine Frage der Zeit, wann das völlig geſchehen ſein wird. Noch 
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wirken in vielen altererbte Anſchauungen als Hemmungen. Da fie 
aber alle ihre praktiſche Ausprägung in vergangenen Zeiten, in 
dem alten ländlichen Preußen mit ſeinem König, ſeinem Heer 
und Beamtentum gefunden haben, ſind ſie ältlich geworden und 
haben keine zwingende, werbende Kraft auf Jugend und ent⸗ 
wurzeltes Großſtädtertum. Individualiſtiſch gerichtete Eltern aber, 
namentlich die Mütter, verſpüren oft heimlich die Lockungen des 
modernen Lebens mit gewiſſem Wohlgefallen und mit dem ge⸗ 
heimen Bedauern, eine Jugend gelebt zu haben, in der, vielleicht 
zu freudlos, Pflicht, Sparſamkeit, Schicklichkeit geiſtloſe Tyran⸗ 
nen waren, der ſie aber doch allein die feſten Grundmauern ihres 
Lebensbaues verdanken. So läßt man die Kinder gewähren und 
überläßt ſie in entſcheidenden Jahren ſich ſelbſt oder irgendeinem 
jener berüchtigten ſelbſtgefälligen „Führer“, wie ſie ſich heute 
in allen Lagern finden. 

Die Not der heutigen Jugend des europäiſchen Kulturkreiſes 
iſt im Grunde, wenn auch nicht im Grade, die gleiche wie die 
aller ihrer Väter und Mütter. Es iſt die Geſchlechtsnot, es iſt 
die Not, vom jungen Menſchen und ſeinen Idealen den Schritt 
hinüberzutun in die Welt des reifen Menſchen. Dieſe Spannun⸗ 
gen zu ertragen und innerlich zu überwinden, iſt ja gerade das 
Zeichen des Reifwerdens. Der Idealiſt unter den Individualiſten 
mit ſeinem oberflächlichen Glauben an das Gute allein im Men⸗ 
ſchen und an deſſen abſolute Fähigkeit zur Vervollkommnung, 
er wird nicht die Jugend hinweiſen auf Nietzſches Wort von der 
Freiheit: „Frei nennſt du dich! Deinen herrſchenden Glauben 
will ich hören und nicht, daß du einem Joche entronnen biſt. 
Biſt du ein ſolcher, der einem Joche entrinnen durfte? Es 
gibt manchen, der ſeinen letzten Wert wegwarf, als er ſeine 
Dienſtbarkeit wegwarf.“ Solcher Idealiſt wird die Vielzuvielen 
nicht binden, ſondern aus der Überſchätzung ſeines eigenen Wertes 
auch die Jugend unfähig zum Verzicht, unfähig zum Opfer für 
die Gemeinſchaft machen. Er ſelbſt ſieht in feiner geiſtigen Flach⸗ 
heit keine Grenze des Lebens, der Erziehung und am wenigſten 
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feines eigenen Ichs wie des Ichs überhaupt. Allein aus dieſer 
Erkenntnis heraus erwächſt aber das Bewußkſein von der Ge⸗ 
bundenheit, Verbundenheit der Menſchen und die Kraft, ſich zu 
ihr zu bekennen. „Die Revolution der modernen Jugend“, das 
Buch von Ben B. Lindſey, dem inzwiſchen als Menſchen ge- 
ſcheiterten Jugendrichter von Denver, zeigt, wie dieſer typiſch 
liberale Menſch die Eutſpannung des jugendlichen Lebens durch 
Selbſterlöſung ſeiner Triebe zu einem Ziele an ſich macht und 
als Spezialiſt, wozu eben der individualiſtiſche Menſch notwendig 
wird, ein Problem für ſich allein betrachtet und zum Problem des 
Lebens macht. Und doch zerſtört ſolch Individualismus in Ame⸗ 
rika nicht ſo wie in Deutſchland ſelbſt das Volk in ſeinem Kern. 
Denn in den Vereinigten Staaten mit ihrer blühenden Wirt⸗ 
ſchaft und dem Wohlſtand breiteſter Schichten kann das Volk in 
ſeinen Gemeinſchaften, angefangen mit der Familie, ſich ohne 
Einengung durch den Staat und ohne wirtſchaftliche Not beſſer 
gegenüber den Keimen der Zerſetzung abſchließen als in Deutſch⸗ 
land, dem Lande ſtarker Staatsallmacht und der durch ſie ge⸗ 
ſteigerten wirtſchaftlichen Mot des Volkstums in ſeinen Ver⸗ 
bänden. 

Ob es Kinoſtücke ſind „Ein Paragraph, der Menſchen tötet“ 
oder ob es ſich um ſogenannte literariſche Erzeugniſſe handelt, 
immer wird das Leben in der deukſchen Öffentlichkeit vom Stand⸗ 
punkte des Einzelnen geſehen. „Vom Leben getötet“ ſo lautet der 
Titel eines deutſchen kitſchigen Buches, in dem eine Mutter 
widerwärtig ihrer Tochter Elend literariſch aus mancherlei Be— 
weggründen verwertete. In Wahrheit ſteht über dieſem jungen 
Leben wie über Tauſenden von anderen geſcheiterken Jugend⸗ 
lichen das Wort: „Von der Erziehung getötet“. Von einer 
Erziehung, die den jungen Menſchen wachſen läßt, wie er nun 
wachſen will, die ihm alles „gönnt“, die beſtrebt iſt, daß er „es 
beſſer hat“, wie einſt ſeine Eltern. Etwas anders drückt es der 
„Gebildete“ aus, aber ſeine Erziehung „vom Kinde aus“, ſein 
„Genius im Kinde“, ſein „Jahrhundert des Kindes“, verkennen 
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vollſtändig die Wirklichkeit des Lebens, wenn ſie die zugrunde 
liegenden pädagogiſchen Anſchauungen zum beſtimmenden Faktor 
der Erziehung machen; ſie ſind nur ein ganz beſcheidenes Hilfs⸗ 
mittel. 


Die Unwahrhaftigkeit des Wortes vom Jahr⸗ 
hundert des Kindes. 

Beſonders widerwärtig an all dieſen Schlagworten und ihrer 
Auswirkung im öffentlichen Leben iſt die Tatſache, daß die 
Grundlage eines Jahrhunderts des Kindes, nämlich der Wille 
zum Kinde, dieſem individualiſtiſchen Geſchlecht völlig fehlt. So 
erſchöpft ſich die verlogene Kindesliebe vieler Freunde der Ju⸗ 
gend im Gerede und Getue über und für das Kind. Da ſie aber 
als Kinderloſe aus den verſchiedenſten Urſachen das wirkliche 
Kind, wie es nun einmal iſt, nicht kennen oder nicht ſehen wol⸗ 
len, ſo machen ſie ſich ein Idol des Kindes, des Jugendlichen 
an ſich, zurecht mit ungeahnten Entwicklungsmöglichkeiten. Alle 
die kleinen braunen und blonden Schöpfe, die um uns heran⸗ 
wachſen, werden, wenn ihr Leben Sinn haben ſoll, imm begrenz⸗ 
ten Kreiſe ein beſcheidenes Glück und Auskommen ſuchen und 
finden müſſen. Erſt durch ſeine Arbeit, durch ſein Werk erhält 
auch der Menſch aller Zeiten und Länder feine tiefſten Werte. 
Der Menſch an der Maſchine und in der Werkſtatt, auf dem 
Acker und im Büro, in der Gelehrtenſtube und im Haushalt, 
ſie alle beſtehen auch rein menſchlich nicht die Lebensprobe, 
wenn ihre Lebensleiſtung des Wertes entbehrt. Wie aber foll 
ſich die Jugend dieſer Zeit im Leben bewähren, der als das 
einzig Wertvolle die Individualität infolge des Zeitgeiſtes er⸗ 
ſcheinen muß? Die großen Menſchen wachſen auch bei der 
entſchiedenſten neueſten Erziehung nicht wie die Pilze nach dem 
Sommerregen, und die kleinen Unterführer im Leben werden 
immer und überall ihr ſtarke Unzulänglichkeit haben und behalten; 
ganz zu ſchweigen von den unzähligen Nullen, vor die ſich 
erſt eine Zahl ſtellen muß, um ihnen Bedeutung zu geben. Es 
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paßt auf dieſen neuen Philanthropinismus, was A. G. Käſtner 
als Zeitgenoſſe in bezug auf den alten des achtzehnten Jahr⸗ 
hunderts und fein Erziehungsideal ſpöttiſch ſagte: 


„Dem Kinde bot die Hand zu meiner Zeit der Mann, 
Da ſtreckte ſich das Kind und wuchs zu ihm hinan. 

Jetzt kommen hin zum lieben Kindelein 

Die pädagogiſchen Männelein.“ 


Dabei iſt das beſonders Verfehlte dieſer pädagogiſchen Weis⸗ 
heit von heute, daß gerade einer Jugend ein Paradies bereitet 
werden ſoll, die nach ihren jungen Tagen irgendeinmal doch 
den Schritt in eine Welt der Erwachſenen fun muß, die in 
dieſem unter den Laſten des Weltkrieges und ſeiner Friedens⸗ 
diktate ſtöhnenden, um wertvolle Glieder verſtümmelten Staate 
beſonders ſchwer iſt, in einem Erdteil, deſſen Bevölkerung in 
Induſtrie, Landwirtſchaft und Handel die letzten Kräfte zu⸗ 
ſammenraffen muß, um ſich gegenüber den anderen Erdteilen 
zu behaupten, damit nicht Hungersnöte indiſcher und chineſiſcher 
Art heraufbeſchworen werden. Wenn irgendwann, ſo kreibt heute 
gewiß der Engel mit dem flammenden Schwerte die Jugend 
einmal aus dem ihr von einem vor Verantwortung ſich ſcheuen⸗ 
den feigen Erziehergeſchlechte bereiteten Paradies. Die Jugend 
wird durch dieſen Verzicht der Erwachſenen, auf ſie geſtaltend 
zu wirken, mit einer Verantwortung belaſtet, die auf ſich zu neh⸗ 
men ſie gar nicht fähig iſt. In dem Jugendlande der heutigen 
Erziehungsweisheit unterſteht der junge Menſch keiner anderen 
Autorität als dem eigenen ſchwankendem Meinen, aber all 
ſein Tun iſt für ihn ohne Folgen, da unter dem Einfluß der 
Milieutheorie, des ſozialen Mitleids, des ſeeliſchen Verſtänd⸗ 
niſſes, der Freiheitsphraſe niemand ſich berechtigt glaubt, von 
Schuld und Sühne bei ſeinen Taten zu ſprechen. Der Jugendliche 
ſteht alſo in einer völlig unwahren Welt, deren Himmel eines 
Tages furchtbar über ihm zuſammenbrechen muß. 
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Die deutſche Jugendbewegung 
ein Kinderkreuzzug. 

So ſieht ſich die heranwachſende Jugend einer beſonders tra⸗ 
giſchen geiſtesgeſchichtlichen Lage gegenüber. Die alte Erziehung 
und erziehenden Geſellſchaftsformen ſind gebrochen. Irgendein 
Großes, das ihr ein Abſolutes ſein könnte, hat ſie nicht; es 
lebt auch meiſtens nicht in den Menſchen, die in der Geſell⸗ 
ſchaft ihr Autorität ſein ſollen. So klammert ſie ſich an irgend⸗ 
einen Führer, der fie den Weg der Erlöſung führen ſoll und 
mit dem ſie dann ihre unvermeidlichen Enttäuſchungen erlebt 
oder an dem ſie zugrunde geht. Daher gleicht die Geſchichte 
der deutſchen Jugendbewegung in ihrer wertvollen Strömung 
weithin einem Kinderkreuzzuge mit all ſeinem ehrfurchtgebieten⸗ 
den, hinreißenden Drang nach Wahrhaftigkeit und Reinheit 
der Geſinnung, aber auch mit all ſeinen erſchütternden Opfern, 
die am Wege liegenblieben, weil kundige erfahrene Wegführer 
in das gelobte Land fehlten. Noch ſind uns die Dichter der Zeit 
— wir ſprechen von den Dichtern des Volkes und nicht von 
denen der leſenden Geſellſchaftsſchicht — den tragiſchen Hel⸗ 
dengeſang ſchuldig geblieben, durch den dieſer Jugend Schick⸗ 
ſal im Zuſammenhang mit der geiſtigen Zeitwende auf Mit⸗ 
und Nachwelt geſtaltend wirken muß. Wie fertig die alte in⸗ 
dividualiſtiſch gebildete Schicht iſt, fertig iſt in dem Sinne, daß 
ſie mit den Tiefen des Lebens keine Beziehung mehr hat, ſieht 
man aus ihrer Stellung zur Jugendbewegung. Sie ſelbſt hat 
nichts mehr von Gottes Flammen in ſich und hofft auf die 
„Jugendkultur“ und möchte glauben, daß dieſes tanzende Chaos 
einen Stern aus ſich ſelbſt gebiert. Sie verdirbt in wohl⸗ 
meinender Abſicht die Jugend durch weitgehende ſtaatliche und 
private Unterſtützungen, die der alte Wandervogel als echte 
Jugendbewegung einſt mit Recht ſchroff ablehnte, und verleitet 
die Jugend zur Ueberſchätzung ihrer Lebensform. Dieſe iſt gewiß 
nach Inhalt und Form als jugendtümliches Leben von Wert, 
aber doch in keiner Weiſe durch ihre tatſächlichen Leiſtungen 
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für das geiſtige Leben der Nation von jener Bedeutung, die 
man ihr andichtet. Alle Kulturwerte ſind von dem Genius und 
dem reifen Menſchen in ſich ſelbſt verzehrenden Opfern ge⸗ 
ſchaffen, nicht von den 15 bis 20jährigen, auch 28jährigen. 
So flüchtet unter der Zuſtimmung der Erwachſenen dieſe Ju⸗ 
gend vor dem geiſtigen Erlebnis des anderen Geſchlechts, vor 
dem Erlebnis des Lebensberufes, vor den Schmerzen der Selbſt⸗ 
erkenntnis und der aus ihr folgenden demütigen Selbſtbeſchei⸗ 
dung in kleine Kreiſe engſter, aber flüchtiger „Gemeinſchaft“. 
Ihre Liebe zu Gottes Natur iſt Flucht vor Gottes Menſchen 
und vor ihrer Mühſal im täglichen Scharwerk. Es iſt eine 
Tragödie, wieviel idealiſtiſche Jugend nicht zu dem ihr be⸗ 
ſtimmten Dienſt an der Geſamtheit konnmt, weil fie in Selbſt⸗ 
überſchätzung und durch die Feigheit der Erwachſenen vor ihrem 
Gärtneramt aufwächſt, aufwächſt wie ein lieblich anzuſchauender 
Buſch mit fanfend Zweigen und Blüten, die aber nie Frucht 
kragen, weil der Gärtner nicht den Stamm eines Fruchtbaumes 
zieht. Aber er müßte dem lieben Seelchen weh tun und weiß 
auch nicht um das Geſetz des innern Wachstums. „Der nicht 
geſchundene Menſch wird nicht erzogen“, hat der Grieche geſagt, 
und der alte Goethe hat dies Wort ſeiner Jugendgeſchichte 
zuſtimmend als Leitwort gegeben. 

Wenn die nun faſt verklungene deutſche Jugendbewegung ein 
Kreuzzug der Kinder war, ſo hatte ſie auch das mit ihm 
gemeinſam, daß ſie voll Ahnung war des Kommenden, voll 
unklarer Ahnung der großen Wende, die vom Einzelnen hinweg 
hin zu den ewigen Gemeinſchaften führt als den die tiefſten 
Lebenswerte bergenden koſtbaren Schreinen. 


II. 


Das Schulweſen 
des Staates der Aufklärung 
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4. Der preußiſche Staat der Aufklärung. 


Entſcheidender Wandel der Geſchichts⸗ 
auffaſſung im letzten Menſchenalter. 

Im geiſtigen Leben eines jeden von uns, die wir irre geworden 
ſind an dem Freiheits⸗ und Fortſchrittsgerede des individualiſti⸗ 
ſchen neunzehnten Jahrhunderts, kommt die Zeit, da wir auch 
gegenüber ſeinen allgemeinen Leiſtungen auf geiſteswiſſenſchaft⸗ 
lichem Gebiete zu immer ſchärferer Kritik gelangen. Gewiß hat 
das 19. Jahrhundert eine größere Fülle Wiſſensſtoffes angehäuft 
als je eine Zeit vor ihm, aber da kaum irgendwo ſeine Leiſtung 
in den Urgrund ſchöpferiſchen Lebens hinabreicht, da nirgends in 
dieſem im gewöhnlichſten Sinne „glücklich“ zu nennenden Jahr⸗ 
hundert Gottes Pflugſchar unbarmherzig die Scholle ſeines 
Erdreiches gebrochen hat, darum geht auch für ſeine maßgebende 
Wiſſenſchaft (wer wüßte nicht Ausnahmen!) immer mehr im 
Laufe des Jahrhunderts die Tafel ewiger Werte und Maßſtäbe 
verloren, und ſie ſetzt dafür die vergänglichen des Tages. So 
ſehen wir alle heute gewiß die deutſche Geſchichte ſtärker, als 
wir ahnen und wollen, mit den Augen des liberalen Indivi⸗ 
dualismus und des materialiſtiſchen Mechanismus, die beide im 
Banne des Gedankens der Staatsallmacht ſtehen. Aus ſolcher 
Rüſtkammer gewinnt man aber wahrlich kein geiſtig Werk⸗ 
zeug zur Ueberwindung des Kulturzerfalls. Wir Deutſche des 
zwanzigſten Jahrhunderts, die wir als Glieder unſeres Volkes 
und als Menſchen wieder durch tiefſtes Leid gegangen ſind, 
wiſſen um Schickſal, nicht als um eine Sache des Verſtandes, 
ſondern als um das große Sichverbundenfühlen mit allem Le⸗ 
bendigen und feinem letzten Urſprung. So trennt uns von den 
typiſch geiſtigen Menſchen der letzten Geſchlechter eine Kluft. 
Wir empfinden nicht mehr mit ihnen und den vielen unter 
uns, die noch ihre Sprache ſprechen. Und dieſe verſtehen über⸗ 
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haupt nicht die neue Menſchengeſinnung. Aus ihrem über⸗ 
lebten Individualismus heraus ſehen ſie in ihr den Tod der 
„Freiheit“. 

Der Durchbruch eines neuen Lebensgefühls bedeutet auch eine 
allmähliche Wandlung in der geiſtigen Haltung unſeres Volkes. 
Und wir alle dürfen unſer Scherflein zu dem neuen Werden 
beitragen. Ihm gilt es die Bahn freizumachen und unnützes, 
um falſcher Pietät willen gehütetes Gepäck aus dem geiſtigen 
Torniſter derer zu nehmen, die im Vormarſch auf das dritte 
Reich ſind. Denn immer wieder empfinden wir Menſchen die 
Einrichtungen und Ordnungen des ſtaatlichen und geſellſchaft⸗ 
lichen Lebens als ſelbſtverſtändlich, wenn wir in ſie hineingeboren 
und ſie von den Vorfahren überkommen haben. Und das Selbſt⸗ 
verſtändliche erſcheint dann als das Natürliche, wohl ſogar als 
das einzig Mögliche und Erwünſchte. Es gibt keine Anſchau⸗ 
ung, die im üblen Sinne des politiſchen Schlagwortes reaktionä⸗ 
rer ſein könnte, als die Betrachtung der Gegenwart nur oder 
vorwiegend unter dem Geſichtspunkt einer Entwicklung, in der 
alles ſo kommen mußte, wie es gekommen iſt, und ſich weiter 
in feſten Bahnen bewegt. Es iſt vielmehr das Weſentliche des 
geiſtigen Lebens nicht das auch in ihm vorhandene Mechaniſche, 
ſondern das Schöpferiſche. Für dieſe ſeine Schöpferkraft gilt es 
wieder den Sinn zu wecken in einem Geſchlecht, das nur Enk⸗ 
wicklungen ſah. 

Auch die Stellung des preußiſchen Staates zur Kultur und 
zur Schule iſt nicht das Ergebnis notwendiger Entwicklung, 
ſondern Menſchen und Menſchengeſchlechter verſchiedenſter geiſti⸗ 
ger Haltung haben ſie geſchaffen. Und dies iſt unſerer Über⸗ 
zeugung nach das Entſcheidende: die geiſtigen Begründer des 
heutigen preußiſchen Schulweſens, die Männer der Reform⸗ 
zeit nach dem Zuſammenbruch von 1806, baffen im tiefen 
Verſtändnis für die geſellſchaftliche Weisheit vergangener Jahr⸗ 
hunderte es nicht nur im Staate, ſondern auch im Volke ver⸗ 
wurzeln wollen, während im neunzehnten Jahrhundert der na⸗ 
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mentlich ſeit dem Ende der ſechziger Jahre zur Herrſchaft 
kommende Liberalismus in ſeinem Individualismus den Staat 
allmächtig machte, da er ihn, entſprechend ſeiner Herkunft aus 
der franzöſiſchen Revolution, mit Volk und Geſellſchaft identiſch 
ſah und daher für deren eigene Art und deren Eigenrecht kein 
Verſtändnis hatte. Und als der Liberalismus an Einfluß ver⸗ 
lor, da hakte ſich längſt der Marxismus die Lehre von dem 
einen, unteilbaren Staate, d. i. die Lehre von der Staats⸗ 
allmacht, zu eigen gemacht. Das Proletariat könne nur die Form 
der einen unteilbaren Republik verwenden; das Vorurteil ſei zu 
widerlegen, als ob die föderaliſtiſche Republik unbedingt mehr 
Freiheit bedeute als die zentraliſtiſche. (Friedrich Engels). Lenin 
und der Bolſchewismus ſind wenigſtens auf dem Gebiete der 
Minderheitenpolitik über dieſe abgeftandene Weisheit des 18. 
Jahrhunderts hinweggeſchritten. Die Gedankenwelt der einen un⸗ 
teilbaren Staatsnation mußte ſich aber beſonders verhängnisvoll 
in unſerem Lande auswirken, deſſen natürliche Armut, deſſen 
ſtaatliche Ohnmacht ſeit dem Zuſammenbruche des mittelalter⸗ 
lichen Reiches nicht jene Geſchlechter überdauernde Sicherheit 
eines, wenn auch nur beſcheidenen Beſitzes gewährte, die nun 
einmal Vorbedingung unabhängigen freien geiſtigen Schaffens 
im allgemeinen iſt. Kein Volk in Weſt⸗ und Mitteleuropa 
iſt wie das unſere mindeſtens dreimal während vierer Jahr⸗ 
hunderte (im Dreißigjährigen Krieg, in napoleoniſcher Zeit, in 
Weltkrieg und Inflation) in ähnlichem Maße ſeines Beſitzes 
beraubt worden und mit dem einzelnen Gliede des Volkes ſeine 
Verbände. Die Gemeinſchaftsbildungen verlieren im Gegenſatz 
zu England ihr ſelbſtändiges Vermögen und ſind auf die Zu⸗ 
wendungen des Staates angewieſen. 


Der Untergang der alten Stände als 
politiſche Macht. 
Es muß daher in einem geſchichtlichen Ueberblick zunächſt 
von den Wirkungen des Dreißigjährigen Krieges, dieſer großen 


62 I. Das Schulwesen des Staates der Aufklärung 


deutſchen Schickſalswende, geſprochen werden, wenn man ver⸗ 
ſtehen will, warum der ſtaatliche Weg unſeres Volkes fo ein 
ganz anderer als der des verwandten engliſchen geworden iſt. 
Was war denn an Gewalten im Staate neben dem aufſtrebenden 
fürſtlichen Abſolutismus am Ende des großen Krieges noch 
vorhanden? Die alten Stände, deren urſprünglicher, allmählich 
verloren gegangener Sinn doch der einer Verpflichtung zu einer 
beſtimmten Leiſtung geweſen war, hatten in ihrer Verarmung 
nicht mehr die wirtſchaftlichen Kräfte, um fie zu vollbringen, 
hatten bei der immer ſtärker werdenden Enge des kleinſtaatlichen 
Lebens jeden Blick für die Weite über die engſten eigenen In⸗ 
tereſſen hinaus verloren, hatten gegen ſich den Geiſt des ju⸗ 
gendfriſchen, zukunftsfreudigen Individualismus, der in ihrer 
Bekämpfung mit dem Staate des fürſtlichen Abſolutismus zu⸗ 
ſammenging. So mußte es allerdings mit ihnen allmählich zu 
Ende gehen. Dazu hatte der große Krieg die franzöſiſche Vor⸗ 
herrſchaft auf dem Feſtlande gebracht. Ihr war das geſchwächte, 
faſt vernichtete Volksbewußtſein nicht gewachſen. Der werdenden 
abſoluten Obrigkeit aber gab, bewußt oder unbewußt, der fran⸗ 
zöſiſche Staat das Vorbild ab. Das auf wechſelſeitigen Ver⸗ 
pflichtungen beruhende Lehensverhältnis zwiſchen Herr und Ge⸗ 
folgsmann, das das ganze mittelalterliche ſoziale Leben durchzieht, 
wird immer mehr erſetzt durch die am römiſchen Vorbilde ge⸗ 
formte ſoziale Beziehung von Befehl auf der einen und Ge⸗ 
horſam auf der anderen Seite; der römiſche Eigentumsbegriff 
gibt zugleich ein immer ſtärkeres Verfügungsrecht des Herr⸗ 
ſchenden. So übernimmt die Obrigkeit des Staates die Auf⸗ 
gaben, denen die alten Stände, Korporationen und Stiftungen 
nicht gewachſen waren, unterdrückte ſie und korrumpierte die ab⸗ 
ſterbenden. Einige Beiſpiele mögen das zeigen. Auf die Frage 
ſeines ehemaligen Erziehers Duhan nach ſeinen Pflichten als 
Direktor der Liegnitzer Ritterakademie ſchreibt Friedrich der 
Große: „Sie haben einfach ihr Gehalt in Ruhe zu beziehen, 
mich liebzuhaben und ſich zu amüſieren. Das ſind die Pflichten, 
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deren Übernahme Sie, wie ich hoffe, nicht ausſchlagen werden.“ 
Und derber und deutlicher 21 Jahre vorher 1723 ſein Vater: 
„Hat er, (der Bewerber) Verſtand und guten Kopp, ſoll er 
lernen, wie in Kurmarck Kriegs⸗ und Domänenkammer (Be⸗ 
hörde des Staats) zu führen ſind und da fleißig habilitieren, 
iſt er ein dummer Deuffel, ſollen ihn zum Klev. Regierungs 
Rat (ſtändiſche Behörde) machen, dazu iſt er gut genug.“ 
Neben dieſen Ausſpruch Friedrich Wilhelms 1. mag ein an- 
derer von 1727 geſtellt werden: Das Generaldirektorium müſſe 
„den renitierenden Edelleuten allerhand Chikanen machen und 
ihnen ſolcher Geſtalt den Kitzel vertreiben gegen ihren ange⸗ 
borenen Landesherrn und ihre Obrigkeit dergleichen frevelhaftes 
und gottloſes Beginnen weiter zu gedenken, geſchweige denn ſel⸗ 
biges vorzunehmen und auszuführen“. Denn für das ſtändiſche 
Regiment mußte dem modernen Territorialſtaat jedes Verſtändnis 
fehlen. Der Anſpruch darauf war freche Auflehnung. In Preu⸗ 
ßen war das Recht der ſtändiſchen Mitregierung im weſent⸗ 
lichen überhaupt nur ein Recht des Adels geweſen. Die Geift- 
lichkeit beſaß in dieſem Gebiete ſchon im Mittelalter in ſtaat⸗ 
licher Beziehung geringe Bedeutung, die dann in der Reforma⸗ 
tionszeit noch weiter zurückgegangen war. Von den Städten 
gilt dasſelbe. Unter Friedrich Wilhelm I. wurde ihre Selbſt⸗ 
verwaltung ſo gut wie ganz vernichtet. Die meiſten Magiſtrate 
wurden von den königlichen Kammern oder unter deren Ein⸗ 
fluß eingeſetzt; die Überſchüſſe der ſtädtiſchen Kämmereikaſſen 
wurden zu den königlichen Kaſſen eingezogen. 


Staat, Geſellſchaft und Gemeinſchaft 
nach dem preußiſchen Landrecht. 

Wenn der Staat zuerſt das Mitregierungsrecht der alten 
Stände vernichtete, vor ihren geſellſchaftlichen Kräften machte 
er noch auf lange Zeit halt und machte ſie ſich zunutze. Ja, 
er verſtärkte ihre wirtſchaftliche und ſoziale Überlegenheit gegen⸗ 
über der breiten Maſſe des Staates, der ländlichen Bevöl⸗ 
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kerung, die befonders der Große Kurfürſt der Herrſchaft des 
Adels auslieferte. Der allmächtige Staat des aufgeklärten Ab⸗ 
ſolutismus zieht dann in der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahr⸗ 
hundert alles in feinen Bann. Alles, was an Gemeeinſchafts⸗ 
oder Geſellſchaftskräften im Staatsgebiet vorhanden iſt, wird 
wie das Individuum unter dem ausſchließlichen Geſichtspunkte 
eines ſtaatlichen Werkzeugs geſchaut. Die Geſellſchaft iſt von 
außen geſehen wohl noch ſtändiſch gegliedert, aber es iſt bezeich⸗ 
nend, daß es ſich nur um Konſervierung der alten Stände han⸗ 
delt, ſo weit es die Staatsraiſon für wünſchenswert oder not⸗ 
wendig erachtet. Stände im alten echten Sinne mit ſelbſtändi⸗ 
gen Pflichten und Laſten und daraus hervorgehenden Rechten 
waren die landrechtlichen Stände nicht mehr. Die Maſſe der 
Bevölkerung im „Bauern- und Bürgerſtande“ iſt nur Gegen⸗ 
ſtand der ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Ordnung. Nur bei 
dem Adel, bei den „Dienern des Staates“, den Beamten, bei 
den Kirchen und geiſtlichen Geſellſchaften ſpricht das Landrecht 
von Rechten und Pflichten, die ihnen der Staat auferlegt. Die 
Rechte beziehen ſich auf ihre geſellſchaftliche Stellung gegenüber 
Bauern ⸗und Bürgerſtand und Geſinde, die Pflichten vornehmlich 
auf den Staat, dem noch aus Mangel an finanziellen Mitteln 
und organiſatoriſcher Kraft die Möglichkeit fehlt, jeden einzelnen 
Bewohner des Landes ſtaatlich zu erfaſſen. 

Das Kirchenregiment der chriſtlichen Obrigkeit iſt in die Iandes⸗ 
herrliche Staatsgewalt aufgegangen und gilt für beide Kirchen 
in gleicher Weiſe. Der Begriff der Kirche beſteht eigentlich 
gar nicht für das Allgemeine Preußiſche Landrecht, ſondern es 
kennt im weſentlichen nur einzelne Religionsgeſellſchaften, die 
organiſatoriſch vom Staate zuſammengefaßt ſind und dem Ober⸗ 
konſiſtorium, dem reform. Direktorium oder dem katholiſchen 
Biſchof unterſtehen. So kann Suarez, einer der Schöpfer des 
Landrechts, in den „Materialien“ zu dem Geſetzbuch bemerken, 
er verſtünde die Unterſcheidung zwiſchen Kirche und Kirchen- 
geſellſchaft nicht; die Kirche, abgeſondert von der (örtlichen) 


1. Der preußische Staat der Aufklärung 65 


Kirchengeſellſchaft, erſcheint ihm als ein „dunkler Begriff“. 
„Es gibt keine allgemeine Kirchengeſellſchaft im Staate, ſondern 
nur einzelne beſondere Geſellſchaften, die durch kein äußeres Band 
untereinander verknüpft ſind.“ Auch für die Katholiken gelte 
ſie höchſtens nur in Anſehung des Lehrbegriffs oder theologiſch, 
nicht im politiſchen und rechtlichen Sinne. Wie ſtark dieſe 
Anſchauung noch allgemein zu Anfang des 19. Jahrhunderts 
war, zeigt das Verhalten des badiſchen Staates im Konſtanzer 
Bistumsſtreit. Der Freiherr von Weſſenberg hatte auf dem 
Wiener Kongreß 1815 den Gedanken einer deutſchen National⸗ 
kirche vertreten. Bei ſeiner Wahl zum Wahlkapitular von 
Konſtanz widerſprach natürlich die Kurie, krotzdem konnte ihn der 
badiſche Staat jahrzehntelang in ſeinem Amte halten. Der 
Sinn für die Kirche als ſelbſtändige Gemeinſchaft, ja als Ge- 
meinſchaft überhaupt, war eben im Zeitalter des fürſtlichen 
Abſolutismus und des individualiſtiſchen Rationalismus erloſchen. 
Der Herrſcher ſelbſt betrachtet ſich alſo durchaus in gleicher 
Weiſe als Oberherr der evangeliſchen und der katholiſchen Kirche 
ſeines Staates. 

Soziale und kulturelle Macht behalten die Stände auf dem 
Gebiete des Gerichtsweſens, des kirchlichen Patronats und des 
damit zuſammenhängenden Schulweſens bis ins 19. Jahrhundert 
hinein, z. T. bis in die Gegenwart. Während alſo in Frank⸗ 
reich die Kräfte der Gemeinſchaft und Geſellſchaft für das 
Staatsganze durch die große Revolution völlig vernichtet werden, 
vollzieht ſich in Deutſchland ihre allmähliche, bis zur Gegenwart 
dauernde Zurückdrängung im Jahrhundert des Individuums, das 
die alten Formen mit Recht als überlebte bekämpft, aber nicht 
neue ſchafft. Dem gegenüber haben in England bis weit hinein 
ins neunzehnte Jahrhundert die alten Stände die politiſche Macht 
allein inne und beginnen ſie erſt im letzten Menſchenalter ganz 
zu verlieren. Im Gegenſatz zum Feſtlande find eben trotz aller 
Verſuche der Gedanke der Staatsallmacht ebenſo wenig wie 
das römiſche Recht durchgedrungen, und ſo haben die Kräfte 
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der Gemeinſchaften im Bunde mit den individuellen Kräften 
in dem ſtaatsfreien Raum des ſozialen und kulturellen Lebens 
ſtarke Bedeutung erlangt und behauptet und ſo das Selbſtver⸗ 
antwortungsgefühl erhalten und geſtärkt. 

Für das deutſche Volksleben des 18. Jahrhunderts konnte 
der ſtaatsfreie kulturelle Raum nicht von ausſchlaggebender Be⸗ 
deutung, namentlich im nordöſtlichen Deutſchland, ſein; die Ar⸗ 
mut mußte ihn dort verengen und verkümmern laſſen. Es 
iſt ein armſeliges klägliches Sterben der alten Stände. Sie 
fühlen ſich durchaus in die Verteidigung gedrängt. Die neuen 
Kräfte ſind ihnen in jeder Hinſicht überlegen. In ihnen ſelbſt 
aber lebt das Ruhebedürfnis des Alters oder des genießenden 
Rentners. Die einzelnen Glieder des Adels finden am Hofe 
des Fürſten, in Heer und Beamtenkum neue Aufgaben. Die kirch⸗ 
lichen Glaubensgemeinſchaften erleben immer ſtärker den Wider⸗ 
ſpruch des Zeitgeiſtes und wiſſen ihm gegenüber kein anderes 
Rettungsmittel als die ſtaatliche Hilfe. Entſprechend der ſtär⸗ 
keren Autorität der katholiſchen Kirche ſetzt ſie ſich auf gei⸗ 
ſtigem Gebiete in katholiſchen Landesteilen kräftiger durch als 
in den evangeliſchen, aber es iſt kein weſentlicher, ſondern nur ein 
gradmäßiger Unterſchied. 
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2. Die Stellung der Schule 
im Staate des 18. Jahrhunderts. 


In dieſe ſtaatliche und ſoziale Ordnung iſt nun die Schule 
eingefügt. Sie gehört ihrem Weſen nach nicht zu den ſozial 
ſelbſtändigen Gebilden, ſondern iſt als Ganzes genommen zu 
allen Zeiten in jeder Beziehung von anderen Mächten ab⸗ 
hängig, mag man an ihre Unterhaltung, ihre Erziehungsaufgabe 
oder an ihr Unterrichtsziel denken. Immer empfängt ſie ihre 
Kraft von den Verbänden, von den Lebensformen menſchlicher 
Geſamtheiten. Nur in ſo wirklichkeitsfernen Menſchen, wie ſie 
die Gegenwart in manchen ideologiſchen Individualiſten her⸗ 
vorbrachte, konnte der Gedanke der ſouveränen Schule auf⸗ 
tauchen. In Wirklichkeit handelt es ſich bei ſolchem Ideal, wie 
nicht oft genug betont werden kann, um eine Schule in der 
ausſchließlichen Gewalt des Staates, von dem man beſtenfalls 
arglos hofft, er werde und könne ſeine Freude an dem ſouveränen 
Lehrer haben oder von dem man in frecher Überheblichkeit er- 
wartet, er werde alle anderen Erziehungsmächte und -ideale 
unterdrücken. 


Das Schulweſen unterchriſtlicher 
Obrigkeit. 

Dem wirtſchaftlichen Niedergang der ſozialen Verbände nach 
dem Dreißigjährigen Kriege entſpricht ein geiſtiges Abſterben 
der von ihnen getragenen Schule. Für ſie bleibt im erſten Jahr⸗ 
hundert nach dem Dreißigjährigen Kriege im weſentlichen alles 
beim alten. Ihre Lehrer zählen ſelbſtverſtändlich, ſoweit ſie 
nicht wie an den gelehrten Schulen ſelbſt Geiſtliche ſind, zur 
niederen Geiſtlichkeit. Das Mitwirken kommunaler und ſtaat⸗ 
licher oder familiarer Kräfte iſt immer noch ausſchließlich religiös 
begründet aus der Lehre vom allgemeinen Prieſtertum der Chri⸗ 
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ſtenmenſchen, der chriſtlichen Obrigkeit oder aus dem daraus 
abgeleiteten Biſchofsrecht der evangeliſchen Landesherrn; denn 
noch iſt der alles überſpannende Begriff die Chriſtenheit, nicht 
der Staat oder gar das Volk oder die Menſchheit. So kann die 
Kurfürſtlich Sächſiſche Schulordnung von 1724 ſagen: „Ein 
jeder, der die Jugend zu informieren beſtellt und beruffen iſt, 
ſoll fleißig und ernſtlich bedenken, auch öfters wiederhohlen 
und ſich zu Gemüthe führen, daß ihm etwas ſehr wichtiges auf 
die Seele gebunden ſei, nähmlich die durch Chriſti Blut erlöſte 
und zur Ewigkeit geſchaffene Seelen ſo vieler Chriſtenkinder“. 
Und die Kgl. Preußiſche Schulordnung für Minden⸗Ravensberg 
von 1754 befiehlt „hiermit auch denen ſämtlichen Predigern 
ernſtlich und binden ihnen auf ihre Seele: daß ſie niemand zum 
Gebrauch des hochwürdigen Abendmahles laſſen, ſie haben ihn 
denn vorher fleißig examiniert und erforſchet, ob er in denen 
vom Conſiſtorio angeordneten Jahren ſich fleißig zur Schule 
eingefunden“. Der abſolute Staat fühlt ſich, wie die badiſche Hof⸗ 
kammerordnung von 1766 es ausdrückt, als die natürliche Vor⸗ 
münderin ihrer Untertanen. In Preußen hieß es noch 1788 
im Wöllnerſchen Religionsedikt: „Wir ermahnen alle unſere 
getreuen Untertanen, ſich eines ordentlichen und frommen Wan⸗ 
dels zu befleißigen, und werden wir bei aller Gelegenheit den 
Mann von Religion und Tugend zu ſchätzen wiſſen, weil ein 
jeder gewiſſenloſer und böſer Menſch niemals ein guter Unter⸗ 
tan und noch weniger ein treuer Diener des Staates weder 
im großen noch im kleinen ſein kann.“ 


Die Schule des preußiſchen Abſolutismus. 

Dieſe Fürſorge des Staates zeigen auch die zahlreichen Schul⸗ 
ordnungen, wie ſie für die Zeit des werdenden allmächtigen 
Fürſtenſtaakes charakteriſtiſch ſind. Langſam kündet ſich in ihnen 
die Sonderung der Schule von der Kirche an, während ihre 
Trennung erſt im neunzehnten Jahrhundert ſich durchſetzt. In 
zähem, hin und her ſchwankendem Kampfe dringt auch in Preu⸗ 
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ßen der Staat im Schulweſen gegen die alten Gewalten vor. 
Das Staatsintereſſe an guten Beamten und gelehrigen Unter⸗ 
tanen fordert es, nicht irgendein kulturelles oder pädagogiſches 
Moment. Berühmt find die Edikte Friedrich Wilhelms I. von 
1717 und 1736, in denen zum erſten Male der Grundſatz 
geſetzlicher Unterrichtspflicht für jedes Schulkind verkündet wird, 
und das Generallandſchulreglement Friedrichs des Großen von 
1763. Auf dem Gebiete des Volksſchulweſens war es immerhin 
leichter, allgemeine Grundſätze für die zukünftige Entwicklung 
aufzuſtellen, mehr waren ja dieſe Verordnungen nicht. Der 
Staat konnte durch die ihm dienſtbare Kirche und die Gerichts⸗ 
obrigkeit weithin wirken. Anders lag es auf dem Gebiete des 
Gelehrtenſchulweſens. Jede Schule war eine ſelbſtändige Kör⸗ 
perſchaft mit verſchiedenartig zuſammengeſetztem Patronat. Sie 
war auf Einkommen aus eigenem Beſitz und auf ſelbſtändige 
Einnahmen geſetzt. Selbſt bei alten Landesſchulen wie z. B. 
dem Joachimsthalſchen Gymnaſium war der unmittelbare Ein⸗ 
fluß des Staates ſehr gering. Es unterſtand einem vom 
König ernannten Direktorium, deſſen Vorſitz ein Miniſter des 
geiſtlichen Departements hatte. Sonſt beſtand keinerlei Ein⸗ 
flußmöglichkeit des Staates. Das Direktorium hatte in allen 
Angelegenheiten die letzte Entſcheidung und wehrte ſich wie 
jede andere gelehrte Schule des Staates eiferſüchtig und er⸗ 
folgreich gegen jede Beſchränkung ſeiner Macht durch den Staat. 
Und wenn es ſich um finanziell unabhängige Patronate handelte, 
ſo übten die Schulherrn durch Geiſtliche, deren ſie ſich in 
dieſer Zeit des fehlenden ſelbſtändigen Lehrerſtandes natürlich 
ebenſo wie der Staat bedienen mußten, die Inſpektion der 
höheren und niederen Schulen faſt allein aus. Königlichen Kom⸗ 
miſſaren verwehrte man, ſolange es nur eben ging, den Zutritt. 
Es waren alfo ähnliche Verhältniſſe, wie fie noch heute in 
vielen alten Schulen Englands ſich finden. 

Ein entſcheidender Schritt vorwärts zur modernen Schule 
wurde in Preußen durch Friedrich des Großen Staatsminiſter 


70 U. Das Schulwesen des Staates der Aufklärung 


Karl Abraham von Zedlitz getan, den Chef des geiſtlichen 
Departements ſeit 1771. Er war ein echter Sohn der Auf⸗ 
klärung und wertete wie ſie Bildung im allgemeinen nach dem 
Grade ihrer Mützlichkeit für den Staat. „Wilhelm Beukel, 
der die Kunſt gelehrt, die Heringe einzupökeln, habe ſich beſſer 
um ſein Vaterland verdient gemacht als der Verfaſſer der 
Henriade um das ſeine.“ Im Mittelpunkt alles Lebens ſteht 
ihm der Staat; nichts hat in der Welt eigenen Wert, ſondern 
iſt in ſeinem Dienſt nutzbar zu machen. Mit aller Vorſicht geht 
er in ſeiner Arbeit zu Werk, denn die Widerſtände der Kurato⸗ 
rien und auch der Provinzialbehörden ſind ſtark. 1787 entſtand 
für Preußen das Oberſchulkollegium; Braunſchweig hatte eine 
ſolche Behörde ſchon 1786, allerdings nur für vier Jahre, ein⸗ 
gerichtet, dann machten ihr die alten Stände wieder ein Ende. 
In Zedlitzens Schöpfung entſtand eine unmittelbare, nicht mehr 
dem von Friedrich dem Großen begründeten Dberkonſiſtorium 
unterſtellte Behörde, die ſich aus Schulmännern und Verwal⸗ 
fungsbeamten zuſammenſetzte. Die Verbindung der Schule mit 
der Kirche begann ſich zu löſen. Der Staat konnte eine tatſäch⸗ 
lich wirkſame Aufſichtsgewalt allmählich durchſetzen, denn mit 
wenigen Ausnahmen unterſtanden dem Oberſchulkollegium alle 
Univerſitäten, Gymnaſien, Ritterakademien, Stadt⸗ und Land⸗ 
ſchulen, Waiſenhäuſer, alle Erziehungs⸗ und Penſionsanſtalten 
ohne Unterſchied der Religion; die ſchleſiſchen Schulen jedoch 
blieben von der allgemeinen Verwaltung getrennt. An keiner 
Schule, welchen Patronats ſie auch ſein mag, darf je⸗ 
mand angeſtellt oder befördert werden, der nicht vom Ober⸗ 
ſchulkollegium ein Zeugnis über ſeine Befähigung dazu er⸗ 
worben hat. Eigentlich ſollten nach des Miniſters Willen die 
Geiſtlichen ganz aus dem Schulfach ausgeſchloſſen werden. Aber 
da geeignete Kräfte fehlten, verblieb ihnen doch wie in anderen 
Ländern die Schulaufſicht. Erſt wurde ſie als läſtiger Zwang 
empfunden, im neunzehnten Jahrhundert jedoch als Mittel der 
Machtbehauptung hartnäckig verteidigt. In einem Reſkript wurde 
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noch genaue Auskunft über die Verhältniffe der einzelnen An⸗ 
ſtalten eingefordert, und ſo hatte der Staat zum erſten Male 
ein genaues Bild von der Lage des geſamten Schulweſens. 
Die Gründung eines philologiſchen Seminars ſollte dann auch 
den Lehrern an den Gelehrtenſchulen eine von der Theologie 
unabhängige wiſſenſchaftliche Grundlegung ihrer Tätigkeit geben. 
Auch die Einführung einer Abgangsprüfung an den höheren 
Schulen wurde 1788 verordnet. 

Ein vorübergehender Rückſchlag ſtellte ſich durch Wöllners 
berüchtigtes Religionsedikt „gegen die ganze Rotte der Auf⸗ 
klärer“ ein, das von jedem Amtsbewerber ein Atteſt über er⸗ 
folgreich beſtandene Prüfung ſeiner Rechtgläubigkeit forderte. 
Aber es iſt bedeutſam, daß Wöllner die Möglichkeit zu ſol⸗ 
chem Druck erſt durch die Einrichtung des Oberſchulkollegiunis 
erhalten hatte. Der Staatsapparat konnte eben ſchon ſtärker 
durchgreifen, während die mannigfache korporative Gliederung 
des Bildungsweſens in früheren Zeiten wie eine Art Fe⸗ 
derung den Staatsdruck auf die unteren Stellen ſo gut wie ganz 
ausgeſchaltet hatte, was ſelbſtverſtändlich in anderer Hinſicht 
auch ſeine ſchweren Nachteile gehabt hatte. 


Die Schule — eine „öffentliche Anſtalt“. 

Grundſätzlich hatte ſchon das Schulreglement von 1763 die 
Schulen als Staats, anſtalten“ bezeichnet. Die weitere Aus⸗ 
bildung des aus dem Kirchenrecht übernommenen Begriffs der 
Anſtalt zur „öffentlichen Anſtalt“ liefert in ſteigendem Maße 
die Schule der bürokratiſchen Verwaltung ſtaatlicher und ſpäter 
dazu noch kommunaler Art aus. Da der Staat noch gut ein 
Jahrhundert von ſeinen Trägern als chriſtlich gedacht und die 
Durchsetzung chriſtlicher Geſittung als feine ſelbſtverſtändliche 
von Gott gegebene Aufgabe empfunden wurde, ſo lag in der 
immer ſtärkeren Übernahme des Schulweſens durch den Staat 
für lange Zeit keinerlei offenbare Gefahr für die Erziehungs⸗ 
aufgabe der Schule, noch dazu da der preußiſche Staat nach 
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feinem Zuſammenbruch von 1806/7 von Stein bewußt als 
chriſtlicher Staat in proteſtantiſchem Sinne gedacht worden war. 

Anders mußte das Verhältnis der Schule zum Staate wer⸗ 
den, als dieſer ſich nicht mehr in den Dienſt der chriſtlichen 
Idee ſtellen konnte, da konnten er und die Stadt, die all⸗ 
mählich beide den gleichen Träger, die politiſchen Parteien, be⸗ 
kamen, gar nicht mehr die Erziehungsaufgabe der Schule in 
den Mittelpunkt ſtelllen, ſondern die öffentlichen Gewalten mach⸗ 
ten ſie naturgemäß immer mehr zur öffentlichen Unterrichtsan⸗ 
ſtalt. Sie paßt ſchließlich, was man ſo paſſen nennt, in den 
juriſtiſchen Begriff einer öffentlichen Anſtalt: Sie iſt „ein 
Beſtand von Mitteln, ſächlichen wie perſönlichen, welche in 
der Hand eines Trägers der öffentlichen Verwaltung einem 
beſonderen öffentlichen Zwecke dauernd zu dienen beſtimmt ſind“. 
Und ſo wurde die Schule folgerichtig bewußt oder unbewußt 
in den Dienſt der jeweils ſie beherrſchenden politiſchen Mächte 
geſtellt. In ihrer Erziehungsaufgabe wurde fie immer koleranter 
im Sinne des Liberalismus, d. h. in Wahrheit immer gleich⸗ 
gültiger gegen abſolute Wahrheiten als Grundlagen jeder Er⸗ 
ziehung. Dieſe Entwicklung iſt im Laufe der letzten drei Men⸗ 
ſchenalter vollendet. Der Zuſammenbruch von 1918, der auch 
die nationale Idee in der Prägung des 19. Jahrhunderts von 
der Schule ausſchließt, macht nun den unmöglichen Zuſtand für 
jeden, der ſehen will, offenbar. 

Es ſei hier ſchon das Leitmotiv unſerer Anſchauungen über 
die Organiſation des Schulweſens und der einzelnen Schule 
vorweggenommen: 

Die Form der öffentlichen Anſtalt iſt die für die Schule 
in ihrer Erziehungsaufgabe ungeeigneteſte Form. Indem die 
Schule von Staat und Gemeinde als Tochteranſtalt betrachtet 
wird, empfängt ſie ihre Willensrichtung ausſchließlich aus po⸗ 
litiſchen, ſozialen Strömungen, aber nicht genügend aus dem 
volklichen Erziehungswillen, wie er aus Familien und Kir⸗ 
chen, Landſchaften und Berufen lebendig hervorwächſt. Die Er⸗ 
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ziehung iſt durchaus nicht eine Aufgabe der Verwaltung. Diefe 
iſt einer ſolchen ethiſch begründeten Zielſetzung gar nicht fähig. 
Um die Schule ihrer eigentlichen Erziehungsaufgabe zurückzu⸗ 
winnen, muß ihr Charakter als einer öffentlichen Anſtalt über⸗ 
wunden werden und ſie allgemein zu einer Selbſtverwaltungs⸗ 
angelegenheit der in ihr gemeinſam wirkenden geiſtigen und 
ſozialen Kräfte unter der Aufſicht des Staates und unter 
ſeinem Schutze entwickelt werden. Der Liberalismus hat in der 
zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts unter dem 
Schlagwort der Freiheit es ſo dargeſtellt, als ob das Schul⸗ 
weſen der früheren Zeiten der Gipfel geiſtiger Unfreiheit geweſen 
ſei, ſo z. B. im Zeitalter des fürſtlichen Abſolutismus. Wie 
ſehr haben doch noch die Männer des aufgeklärten Ab—⸗ 
ſolutismus ſtaatsfreien Raum im Kulturleben gekannt 
und Mitwirkung volklicher Kräfte in der ſtaatlichen Kul⸗ 
kurpflege als ſelbſtverſtändlich zugelaſſen! Der Liberalismus aber 
ging bei ſeinem Urteil immer aus von ſeinen Forderungen des 
autonomen Ichs, die in jener vergangenen Zeit aber durchaus 
nicht der geiſtige Lebensodem der Menſchen geweſen waren. Er 
überſah auch, wie beſchränkt noch der Machtbereich des Staa⸗ 
fes war. 


Die preußiſche Schule nach dem Landrecht. 


Es iſt durchaus nicht ſo, wie es der Liberalismus ſah, daß 
durch den berühmt gewordenen Satz: „Schulen und Univer⸗ 
ſitäten ſind Veranſtaltungen des Staates“ ein ſtaatliches Schul⸗ 
monopol ausgeſprochen wurde. Es wurde im preußiſchen Land⸗ 
recht nur die Staatshoheit über das Schulweſen gegenüber 
der Kirche feſtgeſtellt. 

Nicht angetaſtet wird, wie die weiteren Ausführungen des 
Landrechts zeigen, das elterliche Recht des Unterrichts und der 
Erziehung im Hauſe; auch private Schulen werden als einmal 
vorhanden unter ſtaatliche Aufſicht geſtellt. Die Volksſchulen, 
gemeine Schulen genannt, werden von Stiftungen unterhalten 
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oder, wo dieſe fehlen, von „ſämtlichen Hausvätern jedes Ortes 
ohne Unterſchied, ob ſie Kinder haben oder nicht und ohne Un⸗ 
terſchied des Glaubensbekenntniſſes“. Es handelt ſich dabei ent⸗ 
ſprechend der damaligen konfeſſionellen Geſchloſſenheit der ein⸗ 
zelnen Ortſchaften, tatſächlich um konfeſſionelle Schulen, da die 
geringfügigen Splitter einer örtlichen Minderheit in der Or⸗ 
ganiſation des Schulweſens nicht berückſichtigt werden konnten. 
Eine konfeſſionelle Gliederung iſt übrigens in S 30, falls mehrere 
gemeine Schulen vorhanden ſind, ausdrücklich angeordnet. Die 
enkſtehenden Schulgemeinden des Landrechtes find dann Schul⸗ 
foziefäfen genannt worden. Ihr Gebiet iſt in mannigfacher Form 
von dem Gebiet der einzelnen Dorfgemeinde abweichend, während 
in den Städten Schulſozietät und Stadt meiſtens dieſelbe Mit⸗ 
gliederſchaft haben, ſo daß hier auch bald die Schullaſten Ge⸗ 
meindelaſten werden. Für die ſchwerfällige Verwaltungspraxis 
und für die ſchweren Widerſtände gegen eine vernünftige Re⸗ 
gelung zeugt die Tatſache, daß die ländlichen Schulſozietäten 
bis 1906 beſtanden haben, trotzdem mit der Aufhebung der 
Gutsherrſchaft die finanziellen Laſten manches Tagelöhnerdorfes 
unerträglich geworden waren, trotzdem die induſtrielle Entwicklung 
völlig veränderte wirtſchaftliche Verhältniſſe geſchaffen hatte. 
Aber man vergaß ganz bei dem Kampfe gegen die Sozietät 
und dann bei ihrer Beſeitigung, daß ſie nicht nur eine finan⸗ 
zielle Aufgabe hatte, ſondern auch eine Erziehungsgemeinſchaft 
darſtellte. Die Schulen unterſtehen nach dem Preußiſchen Land⸗ 
recht der Direktion der Gerichtsobrigkeit eines jeden Ortes (Pa⸗ 
fron, Magiſtrat). Der Geſetzgeber hat fie bewußt einer welt⸗ 
lichen Aufſicht unterſtellt, die bei ihrer Tätigkeit die zuſtändige 
Geiſtlichkeit heranziehen muß. Beide zuſammen haben die Auf⸗ 
ſicht über die äußere Verfaſſung der Schulanſtalten und über 
die Aufrechterhaltung der dabei eingeführten Ordnung. Bei 
Zweifeln oder Bedenklichkeiten muß der geiſtliche Vorſteher 
der dem Schulweſen in der Provinz vorgeſetzten Behörde davon 
Anzeige machen. 
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Im Gegenſatz zu den Volksſchulen haben die höheren Schu⸗ 
len zur Zeit des Landrechts die äußeren Rechte der Korporatio⸗ 
nen, die ſie noch heute haben. Allerdings iſt dieſe Rechts⸗ 
fähigkeit im Laufe der Zeit durch ſtaatlichen und ſtädtiſchen 
Einfluß von immer geringerer Bedeutung geworden. Die Kor⸗ 
porationsrechte werden ausgeübt von den Schulvorſtänden, den 
Schulkollegiis (Ephorat, Scholarchat und Kuroforium). Sie 
ſtehen unter der näheren Direktion der dem Schul- und Er⸗ 
ziehungsweſen vom Staate vorgeſetzten Behörde. Sie hat für 
zweckmäßige Einrichtung des Unterrichtes zu ſorgen, ebenſo für 
beſtändige Aufſicht über das Schulweſen. Ohne ihr Wiſſen 
können vom Schulkollegium keine Veränderungen in der Lehrer⸗ 
ſchaft, in der Einrichtung des Schulweſens und der Art des Un- 
terrichts vorgenommen werden. Es bleibt den Schulkollegien alſo 
faſt nur die Verwaltung. Eigenen Willen haben ſie nicht, der 
Staat beſtimmt ihre Aufgabe. Die Lehrer bei den Gymnaſiis 
und anderen höheren Schulen werden als Beamte des Staates 
angeſehen und genießen der Regel nach einen privilegierten Ge⸗ 
richtsſtand. So zeigt ſich alſo, daß die höhere Schule am Ende 
des achtzehnten Jahrhunderts in Preußen in weit ſtärkerem 
Maße theoretiſch dem Einfluß des Staates und ſeiner Für⸗ 
ſorge unterliegt als die Volksſchule. 
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3. Nationale Erziehung, der Durchbruch der 
neuen Idee in der franzöſiſchen Revolution. 


Tritt uns auch ſchon im preußiſchen Staate des Allgemeinen 
Landrechts viel mehr der moderne Staat gegenüber als die alte 
chriſtliche Obrigkeit, ſo zeigt er ſich doch erſt in voller Kraft 
in der franzöſiſchen Revolution. Die in ihr politiſch geſtaltete 
Gedankenwelt der Aufklärung iſt noch heute weithin die Grund⸗ 
lage ſtaatlichen Handelns der Parteien und politiſcher Überzeu⸗ 
gung des Einzelnen. Darum iſt es notwendig, einmal ins Antlitz 
der in der franzöſiſchen Revolution ſchon voraus und zu Ende 
gedachten Ideologie dieſer geſchichtlichen Epoche zu ſchauen, um 
die Möglichkeiten zu erkennen, die auch heute wieder Wirklichkeit 
werden können und unſerer Überzeugung nach auch Wirklichkeit 
werden wollen und immer ſtärker werden bei der Tatkraft der 
von ihnen erfüllten Menſchen, wenn wir nicht aus höherer 
Gerechtigkeit heraus uns ein neues Ziel ſetzen und dafür 
kämpfen. 


Bündnis zwiſchen Individuum und allmächtigem 
Staat in der öffentlichen Erziehung. 

Dieſe Söhne der Aufklärung haben wie noch heute ihre Ur⸗ 
enkel die Ueberzeugung, die einſt Friedrich der Große 1744 dem 
jungen Karl Eugen von Württemberg gegenüber geäußert hakte: 
es gäbe eine bürgerliche Religion, die in Rechtſchaffenheit und 
allen ſittlichen Tugenden beſtehe. Deren Ausübung habe das 
Staatsoberhaupt zu befördern, beſonders die Menſchlichkeit, die 
die Haupttugend jedes denkenden Geſchöpfes iſt. Die geift- 
liche Religion bleibe dem höchſten Weſen überlaſſen. Es ward 
erſt zu ſpät offenbar, daß das Individuum eine societas leonina, 
einen Vertrag zwiſchen Eſel und Löwen der Aſopſchen Fabel, 
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abgeſchloſſen hatte, bei dem letzten Endes der Staat allen Nutzen 
hatte. 

Damals ward alſo das Individuum zum Bundesgenoſſen des 
allmächtigen Staates. Schon bei Diderot erklingen die kulturellen 
Schlagworte des neunzehnten Jahrhunderts. Der Staatszweck 
iſt ihm entſcheidend. Darum fort mit einer ſelbſtändigen Kirche! 
Die Geiſtlichkeit iſt vom Staate zu bezahlen, damit ſie völlig 
in ſeiner Hand iſt. Es findet ſich auch bei ihm ſchon jenes Wort, 
das ſeitdem in religiöſen Fragen unzählige Individualiſten nach⸗ 
geſprochen haben: Für die Religion, gegen die Kirche. Der öf- 
fentliche Unterricht, und auch das klingt wie ein Wort von heute, 
iſt ihm ausſchließlich Staatsmonopol. „Niemals hat der Glaube 
an den Staat einen glühernden Apoſtel gehabt als dieſen vor der 
eigentlichen Revolution lebenden Jakobiner.“ Der Staat wird für 
die Männer der Aufklärung wie die der franzöſiſchen Revolution 
imperator et summus episcopus; für ihn wird alfo das Recht 
öffentlicher Erziehung zur öffentlichen Pflicht. 

Die franzöſiſche Revolution macht dann den allmächtigen 
Staat zum Werkzeug des Individuums, des Menſchen, der ſich 
aller Bindungen an die Gemeinſchaften und Verbände ſeines 
Volkes entledigt. Und dieſes Individuum erkennt nicht im Tau⸗ 
mel feiner frügerifchen Freiheit, daß es ſeinerſeits Sklave des 
Staates wird. Der Verlauf der Revolution wird zugleich zu 
einem dauernd gültigen Abbilde der Entwicklung, die aus der 
Verbindung von omnipotentem Staat und Individuum notwen⸗ 
dig zu allen Zeiten hervorgeht. Denn die Größe der Revolution 
liegt in ihrem Verſuch ſtarrer Folgerichtigkeit bei der Durchden⸗ 
kung und Verwirklichung ihrer Anſchauungen. So hat ſie noch 
für uns, da dieſelben Kräfte auch jetzt noch weite Gebiete 
unſeres Volkslebens, zumal das kulturelle, beherrſchen, program⸗ 
matiſche Bedeutung. 

Die Freiheit der Individuen brachte nach dem Zwiſchen⸗ 
ſpiel der föderaliſtiſchen Bewegung die Entgliederung des Vol⸗ 
kes, eine Zerſtörung aller Zwiſchenglieder zwiſchen dem Einzelnen 
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und dem Staat. Erneſt Renan hat das mit den Worten aus⸗ 
gedrückt: „Die franzöſiſche Revolution hat reinen Tiſch mit 
der Vergangenheit gemacht. Sie hat einander gegenübergeſtellt 
einzig und allein das Individuum und den Staat. Alles was 
früher Kirche, Univerſitäten, religiöſe Orden, Städte, Provin⸗ 
zen, Korporationen, die verſchiedenen Berufe katen, alles ſollte 
jetzt der Staat vollbringen.“ Aber mit dem Überlebten und 
Verrotteten ging auch das Gute, die Eingliederung des Menſchen 
in die natürlichen Verbände, verloren. 

Es gilt nun die Durchführung des Gedankens der Staats⸗ 
allmacht auf jenen Gebieten zu verfolgen, die für die Schule 
von Bedeutung find. Für das Schulweſen mußte etwas ge⸗ 
ſchehen, denn der Revolution des Staates war ſchon ſeit 1763 
die Revolution im Erziehungsweſen vorhergegangen. Die Schu⸗ 
len Frankreichs waren bis dahin faſt ausſchließlich in den Händen 
der Orden, an ihrer Spitze der Jeſuitenorden, geweſen. Wer 
anders hätte nach deſſen Aufhebung an ſeine Stelle treten 
können als der Staat? — Der Geiſt der Organiſation des 
Ordens wird vom Staatsſchulweſen übernommen. Der am ſtärk⸗ 
ſten dem Orden vorgeworfene Grundſatz des unbedingten Gehor⸗ 
ſams, er findet ſich wieder in den Plänen des Zeitalters, wie 
er ſich findet bei den fanatiſchen Verfechtern der reinen Staats⸗ 
ſchule unſerer Tage. Der Glaube an den Staat heiligte damals 
wie heute bei vielen jedes Mittel. Sie huldigen der Meinung 
des Helvetius: Mur von der geſetzgebenden Körperſchaft kann 
eine wohltätig wirkende Religion erwartet werden, eine allge⸗ 
meine Religion, die auf die Menſchenrechte gegründet iſt und de⸗ 
ren Gott das öffentliche Wohl iſt. „Warum hat dieſer Gott 
noch nicht ſeinen Kultus, ſeinen Tempel, ſeine Prieſter?“ Er 
hat das alles damals ſo wenig bekommen, wie er es heute durch 
den Moralunterricht bekäme, denn er iſt der Götze der Staats⸗ 
allmacht. Und immer wieder erweiſt er feine Ohnmacht ge⸗ 
genüber den ewigen Ordnungen der Menſchheit, damals in 
Frankreich, heute ſelbſt in Sowjet⸗Rußland, wo der Staat 


3. Der Durchbruch d. neuen Idee i. d. franz. Revolution 79 


2 ̃%⅛ͤuw— : — ... HE Fmmm 


die in der griechiſch⸗katholiſchen Kirche lebende Frömmigkeit krotz 
aller Marferungen nicht überwunden hat, ſondern mit dieſer 
Kraft zu rechnen beginnen muß. 

Schon in der Verfaſſung vom 5. Auguſt 1791 folgt un⸗ 
mittelbar auf die Erklärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte 
der Artikel: Es ſoll ein öffentlicher Unterricht organiſiert und 
gegründet werden, für alle Bürger gemeinſam; unentgeltlich der 
für alle verbindliche Unterricht. Dieſer Grundſatz der Bildungs⸗ 
pflege aller Volksſchichten gegenüber der vorzugsweiſen Pflege 
des höheren Unterrichts in der alten zugrunde gegangenen ariſto⸗ 
kratiſchen Geſellſchaft iſt von ungeahnter ſegensreicher Bedeutung 
für Staat und Volk und jeden Einzelnen geworden. Wohl kam 
es noch Jahre hindurch nicht zur Organiſation eines öffentlichen 
Schulweſens, aber ein Ziel, des Schweißes der Edlen wert, 
war geſteckt. Im Überſchwang der neuen Aufgabe verkannte 
man die Grenzen des Staates auf dem Gebiete der Erziehung 
und traute ihm hier eine erſtaunliche Fähigkeit zu. Es erklingen 
Worte, wie fie auch heute noch gehört werden, nur was damals 
begreiflich war, kommt heute aus unbelehrbarem Starrſinn. Noch 
Mirabeau hatte warnend geſagt: „Es iſt uns nicht gegeben, 
(durch die Schule) eine neue Raſſe zum Aufblühen zu bringen.“ 


Das neue Schulideal von Talleyrand bis 
zum Konvent. 

Auch in Talleyrand, dem wandlungsfähigen ehemaligen Bi⸗ 
ſchof von Autun, und in Condorcet, dem Philoſophen, kommen 
noch Männer zu Wort, die nicht Eiferer für die abſolute Staats⸗ 
deſpotie auf dem Erziehungsgebiete ſind. Aber dieſen Menſchen 
fehlt die innere Feſtigkeit und der Wille ſich durchzuſetzen, fie 
paſſen ſich dem ſtärkeren Willen, der ſtärkeren Folgerichtigkeit 
an, und die war bei der Bergpartei. Deshalb aber geht die 
Politik über ſie hinweg. Talleyrand will eine allgemeine Schule, 
aber nicht Schulzwang. Auch die religiöſen Wahrheiten ſollen 
in ſeiner Schule zu Worte kommen. Die Spitze des ganzen 
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Schulweſens bildet das Nationalinſtitut in Paris. Und welchen 
höheren Beruf man immer wählt, nur in der Hauptſtadt des 
Landes kann man die erforderliche Ausbildung erhalten. Die 
Zentraliſation des geiſtigen Lebens in Paris, die Verödung der 
Provinz kommen durch entſprechende ſpätere Maßnahmen der 
Revolution zur vollen Entwicklung. Im Gegenſatz zu Talleyrand 
ſah das Condorcet. Jene Einſtellung, die bei aller theoretiſchen 
Anerkennung der kulturellen Bedeutung der Provinz doch in 
unbekümmerter Selbſtſucht das Intereſſe der Hauptſtadt mit 
dem des Landes gleichſetzt, begegnet uns alſo ſchon damals, 
wie wir ſie bei den falſchen pädagogiſchen Freiheitsapoſteln un⸗ 
ſerer Tage finden. Talleyrands Plan einer oberſten Schulbehörde, 
aus vom König ernannten Kommiſſaren beſtehend, findet natür⸗ 
lich bei den Politikern lebhaften Widerſpruch: die öffentliche Er⸗ 
ziehung ſtünde ſo außerhalb des Einflußbereichs der Nation. 

Im Gegenſatz zu dem Skeptiker Talleyrand glaubt Condorcet 
an die Möglichkeit unbegrenzter Vervollkommnung für jeden 
einzelnen Menſchen. Andererſeits kennt er auch die Grenzen der 
Staatsmacht auf dem Gebiete der Schule; der Staat darf 
nicht ſeine Macht dazu mißbrauchen, ſeine Bürger mit Gewalt 
zu dieſem oder jenem religiöſen Glauben zu zwingen. Condorcet 
iſt alfo auch gegen ſtaatlichen Religionsunterricht, aber auch gegen 
jede Mißachtung der Elternrechte. „Die Gleichheit der öffent⸗ 
lichen Erziehung würde beſonders die Elternrechte verletzen; ſie 
würde zu Unrecht die Autorität der Familie durch die Staats⸗ 
tyrannei erſetzen.“ „Keine öffentliche Gewalt darf eine ſolche 
Macht haben, ja, nicht einmal den Glauben an die Möglichkeit 
dazu, daß ſie die Entfaltung neuer Wahrheiten verhindern könnte 
oder ebenſo das Lehren von Anſchauungen, die ihrer Partei⸗ 
politik oder den augenblicklichen Intereſſen zuwider laufen.“ 
„Der Tätigkeitsdrang des Staates muß an der Schwelle 
des Gewiſſens haltmachen und religiöſe und politiſche Anſchau⸗ 
ungen ihrer urſprünglichen Freiheit überlaſſen.“ — 

Die Männer des Convents machten dann aber die Schule 
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völlig zu einem Werkzeug der Politik. Robeſpierres Wort: 
„Nicht messieurs, ſondern citoyens gilt es zu erziehen“, zeigt 
den Geiſt dieſer Schulpolitik. Lepelletiers Erziehungsgrund⸗ 
ſätze, die Robeſpierre ſelbſt 1793 dem Convent zur Kenntnis 
bringt, ſind für zwei Monate Geſetz, müſſen aber vor der Wirk⸗ 
lichkeit des Lebens weichen. Sie ſind ein reiner Abklatſch der ſpar⸗ 
kaniſchen Staatserziehung; von irgendeiner Achtung vor einem 
Rechte außerhalb der Staatsſphäre iſt keine Rede. Doch wider 
alles Erwarten der Politiker hatten ſich die elterlichen Anſchau⸗ 
ungen über Erziehung in den vier Jahren der Revolution noch 
nicht gewandelt, mochte man auch ſagen: „Was die Republik 
einmal geſtalten muß, muß nach einem republikaniſchen Modell 
geformt werden.“ Aber auch Danton, der gegen ſolche Hirnge⸗ 
ſpinſte politiſcher Fanatiker ſich wendet, verkündet doch ſelbſt den 
Grundſatz: „Erſt gehören die Kinder der Republik, dann den 
Eltern.“ Und Barrere meint, ohne dieſe Überzeugung gäbe es 
überhaupt keine nationale Erziehung, das heißt ſtaatliche Er⸗ 
ziehung. Worte, die des Nachdenkens wert ſind, und mit denen 
ſich auseinander zu ſetzen, allen Lehrern Aufgabe ſein ſollte. 

Schon der Konvent iſt an ſeiner Forderung der Staats⸗ 
allgewalt auf dem Gebiete der Erziehung geſcheitert. Vor dem 
Ende des Konvents, am 23. Oktober 1795, gab Daunou einen 
Bericht über die Geſamktorganiſation des öffentlichen Unterrichts. 
Der Staat beſcheidet ſich in dieſem Plane mit den Aufgaben 
gegenüber der Schule, die ihm zukommen; er übernimmt es, ſie 
zu ſchützen, einheitlich zu leiten und ihr ein Wiſſensziel zu ſetzen. 
Das Recht der Familie an der Schule hatte ſich alſo der Ge- 
walt und ſelbſt dem Schrecken der Revolution gegenüber durch⸗ 
geſetzt. Man wagt auch fernerhin nicht, den Schulzwang durch⸗ 
zuführen. Die Eltern zogen nämlich trotz aller Drohungen die 
Privatſchulen den Regierungsſchulen vor. 

Auch auf anderen kulturellen Gebieten zeigt ſich die Maß⸗ 
loſigkeit der Revolution: Mißtrauen gegen die Bücher, die 
Lehrer, die Wiſſenſchaft. Den klaſſiſchen Ausdruck hat dieſes 
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Mißtrauen in dem Worte Coffinhals gegenüber dem berühmten 
Chemiker Lavoiſier gefunden: „Die Republik braucht keine 
Chemie“ und in Chabots Ausſpruch: „Die Ariſtokratie der 
Gelehrten und Philoſophen darf nicht wieder aufleben; wir 
wollen die Demokratie der Sanskülotten.“ Man mag in ſolchen 
Außerungen belangloſe Worte von Fanatikern zu ſehen ver⸗ 
ſuchen, es war in Wahrheit doch der Geiſt dieſes Zeitalters 
des Glaubens an die Staatsallmacht, das ſich den Staat nur 
als „das eine und unteilbare Frankreich“ der gleichen freien 
Individuen vorſtellen konnte. Hatte man dem Einzelnen Rechte 
gegeben, ſeinen Gemeinſchaften und Verbänden aller Art war 
ſie genommen. Vor dem Rechte der Familie, wie wir geſehen 
haben, mußte der Staat zuerſt kapitulieren. Auf den Kampf 
gegen die Kirche und die Religion überhaupt, der doch auch 
zu einem vollkommenen Fehlſchlage wurde, kann hier nicht ein⸗ 
gegangen werden. Wohl aber iſt ſpäterhin noch in dem Ab⸗ 
ſchnitt über kulturelle Autonomie zu ſprechen von der Zer⸗ 
ſtörung der fremdvölkiſchen Lebensgemeinſchaften im franzöſiſchen 
Staatsgebiet. 


Die „Université impériale“. 


Das Kaiſerreich Napoleons hat dann das ſtaatliche Monopol 
für den öffentlichen Unterricht in der Organiſation der Universite 
imperiale durchgeführt und damit die lange Arbeit unzähliger 
franzöſiſcher Denker und Politiker in die Wirklichkeit umgeſetzt. 
Nach dieſem ungeheuerlichen Plan ſollten alle Schulen des 
Weltreiches ohne Rückſicht auf Vergangenheit, Volkstum, Glau⸗ 
ben nach einem Syſtem aufgebaut und verbunden werden. Unter 
dem Beifall der Nation wurde 1806 dieſer Plan verwirklicht. 
Überall im letzten Jahrzehnt war offen darüber geklagt worden, 
im Gegenſatz zu der Geſinnungsgemeinſchaft der aufgelöſten 
religiöfen Unterrichtsorden fehle jede Bindung und Verbindung 
der Lehrer untereinander, ins Ungewiſſe ginge der Weg des 
Unterrichts, jede zuſammenfaſſende Leitung fehle. Man könne 


3. Der Durchbruch d. neuen Idee i.d. franz. Revolution 83 


auch nicht trotz aller Theorien die Augen vor der Tatſache ver⸗ 
ſchließen, daß es keinen Unterricht ohne Erziehung und keine 
Erziehung ohne Sittlichkeit und Religion gäbe. Der Zuſammen⸗ 
ſchluß der Lehrerſchaft der Schulen innerhalb der universize er⸗ 
folgte durch ſtaatlichen Zwang. Ein politiſcher Jeſuitenorden, 
ſo kann man oft leſen, war entſtanden. Dieſe Unterrichtskorpo⸗ 
ration war genau ſo vom Staate völlig abhängig wie Gerichts⸗ 
weſen und Heer. Ernennungen, Anſtellungen erfolgten vom 
Staate, der auch Heiratsvorſchriften gegeben hatte. Niemand 
durfte eine Schule eröffnen noch öffentlich unterrichten, ohne 
Mitglied der kaiſerlichen universite zu fein und von einer 
ihrer Abteilungen den Grad dazu erhalten zu haben. Die ein⸗ 
heitliche Geſinnung ſollte beſtehen aus der gemeinſamen Grund⸗ 
lage „der katholiſchen Religion und der Treue gegenüber dem 
Kaiſer, der kaiſerlichen Monarchie, der Verwalterin der Wohl⸗ 
fahrt der Völker, und der kaiſerlichen Dynaſtie, der Bewahrerin 
der Einheit Frankreichs und aller jener Ideen, die die Ver⸗ 
faffung verkündet.“ Die allgemeine Volksſchule hingegen wurde 
völlig den Familien und den Orden der Kirche, mit der der 
Kaiſer Frieden gemacht hatte, überlaſſen. Der Staatshaushalt 
wies keinen Poſten für den Volksſchulunterricht auf. 

Erſt im neunzehnten Jahrhundert iſt das durch Guizot anders 
geworden. Aber die weitere Entwicklung liegt außerhalb des 
Rahmens unſerer Aufgabe. Frankreich verliert in dieſer Zeit 
in ſteigendem Maße als kulturelles und politiſches Vorbild an 
Bedeutung, und erſt im letzten Menſchenalter ſehen freidenkeriſche 
Kreiſe in dem franzöſiſchen Schulweſen ein nachahmenswertes 
Vorbild. Nur wollen ſie ſelbſtverſtändlich in echt deutſcher Un⸗ 
duldſamkeit nicht den Ausweg aus der Staatstyrannei geſtatten, 
den felbft der franzöſiſche Staat trotz feiner Laiengeſetzgebung 
durch die freie Schule ermöglicht hat. 


84 Il. Das Schulwesen des Staates der Aufklärung 


4. Die Wirkung des franzöſiſchen Schulideals 
auf Deutſchland. 


Der Feuerbrand der franzöſiſchen Revolution verbrannte zu 
Staub und Aſche das dürre Gezweig und den faſt abgeſtorbenen 
Stamm der morſchen Eiche des heiligen römiſchen Reiches 
deutſcher Nation. Der Vernichtung der ſtaatlichen Ordnung 
folgte dann die der geſellſchaftlichen im Laufe des Jahrhunderts; 
war doch das Recht der alten Stände, das durch Sonderleiſtung 
dem Staate gegenüber allein ſeinen Sinn gehabt hatte, immer 
mehr zum bloßen Vorrecht und damit zum Unrecht geworden. 
Das Individuum ſtand ihnen daher verſtändnislos und feind⸗ 
ſelig gegenüber und begrüßte ihre Vernichtung durch die Terri⸗ 
torialſtaaten. Die aber ſtanden ganz im Banne der Aufklärung 
und ihrer politiſchen Teſtamentsvollſtreckerin, der franzöſiſchen 
Revolution, ihres großen Sohnes Napoleon und deutſcher 
Staatsmänner franzöſiſcher Staatsgeſinnung. 

Schon unmittelbar wirkte der Einfluß franzöſiſcher Staatsan⸗ 
ſchauung ſich auf weiten Gebieten unſeres Volksbodens aus. Seit 
dem Frieden von Lunéville 1801 war auch rechtlich, katſächlich 
aber ſchon früher, das ganze linke Rheinufer, d. h. der Schau⸗ 
platz unſerer mittelalterlichen Geſchichte, in franzöſiſchen Beſitz 
gekommen. 1810 wurden dazu die Mündungsgebiete von Ems, 
Weſer, Elbe einverleibt und in ihnen die napoleoniſche Geſetz⸗ 
gebung, alſo auch die universite de France unmittelbar einge⸗ 
führt. Als zweite Gruppe franzöſiſchen Einflußbereichs kommen 
die napoleoniſchen Vaſallenſtaaten nach 1806 in Betracht. Zu 
ihnen gehören das Königreich Weſtfalen, das Großherzogtum 
Berg, das Großherzogtum Warſchau. Sie waren alle ſchon 
aus der Tatſache ihrer Entſtehung und durch die z. T. verwandt⸗ 
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ſchaftlichen Beziehungen ihrer Herrſcher völlig von dem napo⸗ 
leoniſchen Kaiſerreiche abhängig. Drittens unterlagen auch die 
Länder des Rheinbundes der franzöſiſchen Einwirkung; namentlich 
find die ſüddeutſchen Staaten im Aufbau ihres Staatsweſens 
aufs ſtärkſte von den Ideen des franzöſiſchen Staates be⸗ 
einflußt. 

Wohin die Trikolore der Revolution oder die napoleoniſchen 
Adler als Herrſchaftszeichen getragen wurden, da brach die alte 
ſtändiſche Ordnung zuſammen und mit ihr das alte Schulweſen. 
Mit zu den erſten Taten der franzöſiſchen Gewalthaber in den 
beſetzten Gebieten gehört regelmäßig die Schließung der alten 
Schulen, die Zerſtörung ihres Beſitzes und die Übernahme ihrer 
Verwaltung auf den Staat und ihrer Koſten auf die öffentliche 
Kaffe. Und mochte diefe Franzoſenherrſchaft in deutſchen Landen 
1813 und 1818 zuſammenbrechen, dazu waren die feudalen Ge⸗ 
walten doch zu überlebt geweſen, dazu war das maßgebende Ge⸗ 
ſchlecht denn doch zu individualiſtiſch, dazu hatte die Zuſammen⸗ 
faſſung der Volksgewalt in dem zentraliſtiſchen franzöſiſchen 
Staate doch zu tiefen Eindruck gemacht, als daß eine innerlich 
wahre Wiederherſtellung der alten Zuſtände möglich geweſen 
wäre. Die Staatsideen der Romantik mit ihrer künſtlichen 
Wiederbelebung der Vergangenheit hatten deshalb keine dauernde 
und fiefgebende Wirkung und verurſachten nur eine Verzögerung 
des Sieges der liberalen Ideen. 


Der Untergang des kirchlichen Beſitzes in 
Preußen und Bayern. 

Der Beſitz der Korporationen ging in jenen Zeiten verloren, 
die Reſte fielen dem Staate ſpäter anheim. Der Reichsdepu⸗ 
tationshauptſchluß von 1803, der ja das Ende des faſt neunhundert⸗ 
jährigen kraftlos gewordenen alten deutſchen Reiches herbei⸗ 
führte, hatte in ſeinem Artikel 35 beſtimmt: „alle Güter der 
fundierten Stifter werden zur freien und vollen Dispoſition der 
Landesherrn, ſowohl zum Behufe des Aufwandes für den 
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Gottesdienſt und für Unterrichtsanſtalten und andere gemein 
nützige Anſtalten als zur Erleichterung ihrer Finanzen über⸗ 
laſſen.“ Und die Landesherrn machten im Intereſſe der ſchlechten 
Staatsfinanzen davon weitgehenden Gebrauch; ſie konnten das 
unter Zuſtimmung der maßgebenden Meinung ihres Landes kun. 

Wie mit dem Beſitz der Kirche, der auch für Schulzwecke 
beſtimmt war, umgeſprungen wurde, ſollen das preußiſche und 
bayeriſche Beiſpiel für viele andere zeigen. Nach der Aufhebung 
des Jeſuitenordens hatte Friedrich der Große den ſchleſiſchen 
Zweig als „königliches Schuleninſtitut“ beſtehen laſſen und ſeine 
Prieſter als Weltgeiſtliche mit dem Unterricht an den Gynmaſien 
auch weiterhin beauftragt. Das geſamte Vermögen des Ordens 
aber kam zunächſt unter landesherrliche Verwaltung und erhielt 
ein eigenes Adminiſtrationskollegium. Unter Friedrich Wil⸗ 
helm II. wurden die Liegenſchaften verkauft. Das kapitaliſierte 
Vermögen wurde von der Breslauer Kammer verwaltet. Das 
preußiſche Edikt von 1810 ſprach dann die Säkulariſation „aller 
katholiſchen und proteſtantiſchen Stifter, Balleyen und Kom⸗ 
menden“ aus. Die Ausführung wurde dem Könige vorbehalten. 

In Bayern wird zunächſt das reiche ehemalige Gut des 
Jeſuitenordens, der den höheren Unterricht beſorgt hatte, durch 
den Kurfürſten Max Joſeph für den öffentlichen Unterricht be⸗ 
ſtimmt, unter ſeinem Nachfolger dann für die Gründung eines 
Ritterordens beſchlagnahmt, die Schulen den Klöſtern überlaffen. 
Unter Maximilian Joſeph, dem Könige von Napoleons Gnaden, 
verſchwinden dann die Klöſter, und die Schulen fallen an den 
Staat zurück. Am Ende dieſer Epoche, 1813, war das Stifts⸗ 
vermögen ſo ſchwer geſchädigt, daß die Schule fortan allein auf 
den Staat angewieſen war. Ahnlich iſt es in anderen Ländern 
zugegangen. Dabei iſt allerdings allgemein nicht zu vergeſſen 
und gegenüber den Kirchen zu bemerken, daß der Beſitz der 
Körperſchaften aller Art in großem Maße auf Zuwendungen 
von Fürſten und Einzelperſonen eben für die Aufgabe beruhte, 
die der Staat ſich anſchickte, allein zu übernehmen. 
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„Der Menſch im Staatsverhältnis“ — 
das neue Schulerziehungsideal in Naſſau. 


Und für dies Geſchlecht wie für die kommenden war, um einen 
treffenden Ausdruck des Naſſauer Schuledikts von 1817 zu 
gebrauchen, die Heranbildung des „Menſchen im Staatsver⸗ 
hältnis“, die eigentliche Aufgabe der Schule, der geſamten 
Kultur. Das bedeutete zugleich eine notwendige, für die alten 
Schulen ſehr ſchmerzliche Anderung im Bildungsideal und in 
der Schulorganiſation. War bis dahin die höhere Schule als 
ſelbſtändige korporative Stiftung die Stätte ariſtokratiſch⸗kheo⸗ 
logiſcher Bildung der höheren Stände geweſen, ſo erhielt ſie jetzt 
die Aufgabe, die vom Staate gebrauchten höheren Beamten 
vorzubilden. Der Inhalt der Bildung erwuchs ihr aus dem 
Neuhumanismus, deſſen an ſich unpolitiſche individualiſtiſche Art 
den Staat weithin ſich im kulturellen Leben auswirken laſſen 
konnte. Die Elementarſchulen ſollen nach dem ſchon erwähnten 
Naſſauiſchen Schuledikt die „dem Menſchen im Staatsverhält⸗ 
nis“ notwendige „allgemeine Bildung“ übermitteln, durch die er 
„zum Fortſchreiten auf eine höhere Stufe der Entwicklung ge⸗ 
ſchickt gemacht werden ſoll.“ Sie ſind daher ohne Unterſchied des 
Geſchlechts, der Religion, des Standes und des künftigen Be⸗ 
rufes für alle Kinder beſtimmt. Wir ſehen, wie alles beieinander 
ſich findet, was das Neenſchenideal des Individualismus aus⸗ 
macht: Der gleiche, freie Menſch, losgelöſt gedacht von allen 
volklichen Bildungen, aber zugleich als allgemein entwicklungs⸗ 
fähig gedacht, ausſchließlich geſehen in ſeiner Beziehung zum 
Staat. Wie ſich aber dieſe Ziele verſchieden auswirken in beuf- 
ſchen Territorien, das mag am naſſauiſchen Beiſpiel ſelbſt und 
daneben am bayriſchen, alſo an zwei neuen in der napoleoniſchen 
Zeit geſchaffenen, allmächtig gedachten Staaten, gezeigt werden. 
Und dann vor allem ſoll die preußiſche Linie verfolgt werden, da 
fie nun einmal die zukunftsträchtige im neunzehnten Jahrhundert 
war und da durch Stein in ſie hineinverflochten wurde die alke 
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deutſche Idee der Selbſtverwaltung, die Idee, die im zwanzigſten 
Jahrhundert ihrer Wiedergeburt und damit ihres völligen Sieges 
harrt und als Grundlage des werdenden Staates die Befriedung 
unſeres Volkstums bringen wird. 

Das öffentliche Schulweſen in dem aus mancherlei Länder⸗ 
fetzen neu entſtandenen Herzogtum Naſſau, war, wie die Kirche, 
völlig in der Gewalt des Staates, der ſtraff zentraliſiert war. 
Die reichen ehemaligen Fonds der einzelnen höheren Schulen 
wurden zu einem allgemeinen Schulfonds vereinigt. Ohne Rück⸗ 
ſicht auf Tradition ſollten die neuen höheren Schulen eingerichtet 
werden. Lehrer wie Geiſtliche waren Staatsbeamte, vom zu⸗ 
ſtändigen Oberamtmann wie alle übrigen Beamten abhängig. 
Eine oberſte Schulbehörde beſtand ebenſowenig wie eine evan⸗ 
geliſche Kirchenoberbehörde. Die Kirchen haben keinerlei geſetz⸗ 
liche Bürgſchaften für eigene Verwaltung. Anſtellungen, Difzi- 
plin und Beförderungen gehen von der weltlichen Behörde aus. 
In den Volksſchulen wird allgemeine religiöſe Sittenlehre von 
Lehrern aller Konfeſſionen an Schüler aller Konfeſſionen erteilt; 
dabei wird z. B. Chriſtus als der jüdiſche Sokrates betrachtet. 
1834 wird auf einer Schulkonferenz beantragt, aus den Schulen 
die Bibeln fortzulaſſen, da in Staatsanſtalten die Juden mit 
Recht daran Anſtoß nähmen. 

Die Idee des chriſtlichen Staates iſt eben dahin, ja, das 
Chriſtentum wird nicht einmal mehr als Lebens- und Kulturmacht 
eigenen Rechtes anerkannt. Der allmächtige Staat, der hier im 
Gewande des Liberalismus erſcheint und deſſen verkappte Religion 
verkündet, duldet nichts außer ſich. Eine Broſchüre von 1849 
ſchildert dieſes Kulturideal folgendermaßen: „Mit einer wahren 
Meiſterſchaft in den Künſten der alles umſpannenden, alles ein⸗ 
ſchnürenden Staatsmaſchinerie iſt hierfür geſorgt, daß der Schul⸗ 
lehrer jeglichem anderem Impulſe als dem des Beamtenismus 
entrückt, vom Staate dreſſiert, vom Staate beſtellt, das vom 
Staate beſtimmte Lehrbuch in der Hand, von Staatsdienern be⸗ 
aufſichtigt, nach dem vom Staate vorgezeichneten Lehrplan, mit 
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einem Worte als willenloſes Werkzeug in der großen Staats⸗ 
maſchine der Jugend die dem Menſchen im Staatsverhältnis 
notwendige allgemeine Bildung... beibringt.“ 


„Vervollkommnung der Schulanſtalten — die 
Grundlage der Geſetzgebung und aller 
Staatsanſtalten“ in Bayern. 

In Bayern, das ja erſt in der napoleoniſchen Zeit ſeine heutige 
Form erhalten hat, lagen ähnliche Probleme vor wie in Frank⸗ 
reich. Ein einheitlich katholiſches Land, abgeſehen von den frän⸗ 
kiſchen Landesteilen, ſah ſich zur ſtaatlichen Neuordnung auf 
allen Gebieten genötigt. Es war ſelbſtverſtändlich, daß der Rhein⸗ 
bundſtaat ſich in vielem nach dem großen Verbündeten richtete, 
und Bayern leidet an dem damals durch Montgelas geſchaffenen 
übermäßigen Zentralismus noch heute. Auch in Bayern hatte 
wie in Frankreich das höhere Schulweſen in den Händen des 
Jeſuitenordens gelegen. Machdem dann die Klöſter ihrer Auf⸗ 
gabe, es fortzuentwickeln, ſich nicht gewachſen gezeigt hatten, kam 
es in die Pflege des Staates, deſſen Einfluß auch auf den Volks⸗ 
ſchulunterricht ſich erheblich verſtärkte. König Max I. Joſeph 
lag am Herzen „die Vervollkommnung der Schulanſtalten, welche 
Wir als die Grundlage der Geſetzgebung und aller Staatsanſtal⸗ 
ten und Anordnungen betrachteten.“ 1802 wurde ein von der 
Kirche unabhängiges Generalſchuldirektorium und ſpäter das Ge⸗ 
neralſchul⸗ und Studiendirektorium eingeſetzt. Den proteſtantiſchen 
Konſiſtorien von Schwaben und Franken, die die Konfeſſionalität 
der Schulen vergeblich forderten, wurde bedeutet: „Die Regie⸗ 
rung muß jeder Tendenz entgegenarbeiten, durch welche der 
Bürger vom Staate getrennt und dem gemeinen Staatszweck 
ein anderer untergelegt werden will.“ 1808 wurde die Grund⸗ 
lage der noch heute beſtehenden Schulbehördenorganiſation ge⸗ 
ſchaffen, die ähnlich wie die preußiſche geſtaltet iſt. Von der 
Mitaufſicht der kirchlichen Behörden wurde in dieſer Zeit ab⸗ 
geſehen. Sogar über den Religionsunterricht gab es in den Lehr⸗ 
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plänen von 1804 und 1811 nur ſtaatliche Grundſätze. Eine 
religiöſe Prüfung der Schulamtsbewerber durch die Biſchöfe 
oder ihre Beteiligung bei der Anſtellung wurde abgelehnt, da die 
Volksſchulen keine kirchlichen, ſondern allgemein ſtaatliche In⸗ 
ſtitute ſeien. 

Durch die Verfaſſung von 1818, als deren integrierende Be⸗ 
ſtandteile das Konkordat von 1817 und das Prokeſtantenedikt 
erklärt worden waren, erhielten dann aber doch die kirchlichen 
Behörden die Leitung und Beaufſichtigung des Religionsunter⸗ 
richtes und des religiöſen Lebens in der Schule gewährleiſtet, und 
allmählich bildete ſich die geſetzliche Form ihres Einfluſſes im 
ſtaatlichen Schulweſen aus. Eine Mitwirkung der Eltern bzw. 
Familienväter oder der Lehrer kennt damals Bayern in ſeinen 
ländlichen und ſtädtiſchen Schulinſpektionen nicht; bis in die 
Gegenwart hatten die Lehrer in Bayern nur beratende Stimmen 
im Schulausſchuß. Alles in allem kann der Stand des baye⸗ 
riſchen Schulweſens dahin charakteriſiert werden, daß der Einfluß 
des Staates größer als in Preußen war. Dementſprechend auch 
ſeine finanziellen Leiſtungen für die Schule; es hat unter den 
deutſchen Ländern die höchſten ſtaatlichen Schullaſten zu tragen, 
da der größte Teil der Gymnaſien Staatsſchulen ſind und der 
Staat auch die perſönlichen Laſten der Volksſchule krägt. Wie 
das Bild ausſehen würde, wenn man etwa bei uns in Preußen 
ſtaatliche und kommunale Schullaſten ſummieren würde, entzieht 
ſich der Feſtſtellung. 

Das bayeriſche und naſſauiſche Beiſpiel zeigen aber beide in 
ihrer weiteren Entwicklung und namentlich in dem Verhältnis 
des Volkes zum Staate, daß die Idee des allmächtigen Staates, 
wie ſie ſeit dem achtzehnten Jahrhundert gedacht wird, tragbar 
allenfalls für das Volk war, wenn es ſich um einen kleineren 
oder mittleren Staat ziemlich gleichartiger volklicher und gefell- 
ſchaftlicher Zuſtände handelte, in dem der Übermut und die 
Lebensentfremdung der Bürokratie durch ein patriarchaliſches 
fürſtliches Regiment und durch die natürliche nahe Verbindung 
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zwiſchen Behörden und Bevölkerung gemildert werden. Es ift 
für die furchtbare Ideenloſigkeit des neunzehnten Jahrhunderts 
bezeichnend, daß es unter ganz anderen Verhältniſſen in dem 
großen Preußen und dem Deutſchen Reich der 60 bis 70 Mil⸗ 
lionen das gleiche ſtaatliche Syſtem mechaniſch weiter ausbaute, 
wobei neben der Bürokratie in ſteigendem, allmählich unerträg⸗ 
lichem Maße das Parkeiweſen als Herrſcher auftritt. Der Indi⸗ 
vidualismus im politiſchen Gewande des Liberalismus und der 
Demokratie erwies ſich ſtärker als die neue ſchöpferiſche Idee 
der preußiſchen Reformzeit nach 1806/7, deren Stunde noch nicht 
gekommen war. 


III. 


Der Sieg der Staatsallmacht 
über Steins Staatsgedanken in ſeiner 
Wirkung auf die Schule 
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1. Deutſche und franzöſiſche Staatsidee im Kampfe 
miteinander beim Neubau des preußiſchen 
Schulweſens. 


Der Zuſammenbruch des alten preußiſchen Staates auf den 
Schlachtfeldern von Jena und Auerſtädt hatte die Bahn für 
ein Geſchlecht von Führern freigemacht, die eine Revolution von 
oben her gegen den Widerſtand des Alten, gegen Trägheit und 
Torheit des weitaus größten Teiles der Bevölkerung erzwangen. 
Männer altſtändiſcher Geſinnung wie Vork und Friedrich von 
der Marwitz waren eins in ihrem Haſſe „gegen dies Nattern⸗ 
geſchmeiß der Neuerer“, wie York es nannte. Bei all ihrer Enge 
ſpürten fie doch inſtinktiw in der Reformgeſetzgebung das fran⸗ 
zöſiſche Vorbild und hatten damit entſchieden Recht in bezug auf 
Hardenberg und feine Mitarbeiter, die tatſächlich Frankreich oder 
die Verwaltung des Königreiches Weſtfalen als Vorbild vor 
Augen hatten. Sie waren aber im Unrecht gegenüber dem Frei⸗ 
herrn von Stein, wenn er auch in keiner Weiſe für die Aufrecht⸗ 
erhaltung überlebter Vorrechte war. 


Steins deutſcher Staatsgedanke. 


Stein wollte, die Bürokratie ſollte von unten herauf bis in 
die provinzielle Sphäre ausgemerzt und für Selbſtverwaltung 
Raum geſchaffen werden. In Reichsſtänden ſah er die ſchließliche 
Krönung ſeines Werkes. Er hatte in Oſtfriesland und Weſtfalen 
Rechte lebendiger, nicht entarteter alter deutſcher Selbſtverwal⸗ 
tung kennen gelernt und das auch der gleichen Wurzel ent⸗ 
ſproſſene engliſche sel government. Er wußte um den Wert fäfiger 
Mitarbeit, nicht durch Wählen, ſondern durch wirkliche Mit⸗ 
arbeit möglichſt vieler in großem und kleinem Kreiſe für die Er⸗ 
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ziehung des Volkes zum Staat. Als Staatsmann und als Frei⸗ 
herr des alten Reiches wußte er um den Krebsſchaden des alten 
zuſammengebrochenen preußiſchen Staates, den „Buralismus“ 
und die Regiererei von oben her. Ebenſo wußte er auch, was heute 
viele noch nicht wiſſen, daß das neue individualiſtiſch begründete 
Staatsideal der Franzoſen nur eine frügerifche Freiheit bringen 
und in keiner Weiſe ein Heilmittel gegen die alten Schäden ſein 
würde, ſondern ſie weiter ſteigern mußte. 

In der kurzen Zeit feiner ſtaatlichen Wirkſamkeit konnte er 
den Gedanken der Selbſtverwaltung nur auf dem Gebiete des 
Städteweſens verwirklichen, und auch dort hat man in der 
ſpäteren Entwicklung ſeinen Weg verlaſſen. So war Steins 
Wirkſamkeit eine Epiſode, und die Reform in ſeinem Sinne blieb 
unverſtandenes Stückwerk, das ſpäter von anderen Ideen über⸗ 
flutet wurde. Und als die heilige Erſchütterung der Seelen ver⸗ 
ebbte, da hatte deutſche Art ihre Wiedergeburt in den einzelnen 
Menſchen erlebt, im Staate und ſeinem Aufbau wich ſie aber 
zurück vor dem Alten und vor den Ideen des überwundenen fran⸗ 
zöſiſchen Staates. Der Träger beider Anſchauungen war zunächſt 
das Beamtentum. Es hatte noch etwas von dem Geiſte der fran⸗ 
zöſiſchen Revolution, von ihrem Freiheitsſinne, den die Antike 
ſo ſchön mit Bildern nährte, in ſich. In ſeiner klaſſiſchen Zeit 
hatte es gewaltige Leiſtungen aufzuweiſen: Den Neubau des 
Staates, die Heilung der Kriegsſchäden und die Gründung des 
Zollvereins. Aber wo blieb das Ineinanderwachſen von Volk 
und Staat? Wurde „Gemeinſinn erregt und erhalten“, der 
„ſchmerzlich vermißte Zuſammenhang zwiſchen beiden“, wie Stein 
es gefordert hatte, hergeſtellt? Aber auch die aufkommenden libe⸗ 
ralen und demokratiſchen Gegner des alten Beamkentums be⸗ 
fanden ſich im Irrtum, wenn ſie glaubten, ihn vornehmlich mit 
den Mitteln der Volksvertretung des parlamentariſchen Syſtems 
oder wohl gar dadurch allein erreichen zu können. Heute, da ſie 
ſich durchgeſetzt haben, klafft jener Riß ebenſo ſcharf denn je. 
Denn eins iſt dem alten Staate des achtzehnten Jahrhunderts 


1. Deutsche und französische Staatsidee 97 


und dieſem neuen 1918 endlich verwirklichten Staatsideal gemein- 
ſam. In ihrer Theorie gibt es neben dem Staate kein ſelbſtän⸗ 
diges Recht, und die Praxis der letzten Menſchenalter hat den 
ſtaatsfreien Raum für die Verbände und die Individuen faſt 
ganz vernichtet. 

Die Neugeſtaltung des preußiſchen Schulweſens auf der durch 
Stein geſchaffenen Grundlage durch Humboldt, Süvern und 
Altenſtein zählt mit Recht zu den größten Schöpfungen des 
preußiſchen Staates. Das eigentliche Problem bei dem Aufbau 
des Schulweſens war die Frage, wie ſich das Verhältnis der aus 
Steinſchen Staatsanſchauungen hervorgegangenen kommunalen 
Selbſtverwaltung zu dem preußiſchen Staate geſtalten würde. 
Das ſeit den dreißiger Jahren aufkommende Parteiwefen ließ 
den ſcharf vorhandenen Gegenſatz bald unter der Flagge: Hie 
Liberalismus, dort Konſervatismus, erſcheinen, zumal ja auch 
die Stadtverordnetenverſammlungen lange Zeit für die Vertreter 
der Demokratie der einzige Schauplatz politiſcher Tätigkeit waren. 
Und doch war der Parteigegenſatz in keiner Weiſe der eigent⸗ 
liche Grund des Streites. In dem Berliner Schulſtreit der fünf⸗ 
ziger Jahre war z. B. die Stadtverwaltung ſtreng konſervativ 
wie auch die Staatsverwaltung. Das zeigt ſich auch heute, wo 
die Träger der großſtädtiſchen Selbſtverwaltung und die Träger 
des preußiſchen Staates im allgemeinen die gleichen Parteien 
ſind und doch die Klagen über Mißachtung der Selbſtverwal⸗ 
kung ſehr vernehmlich erklangen. Es iſt die eigentliche Urſache 
das zugrunde liegende Staatsprinzip, bei dem es nicht ent⸗ 
ſcheidend iſt, wie die Obrigkeit gebildet wird, ſondern ob ſie aus 
dem Gedanken der Staatsallmacht handelt oder nicht. 

Die Städteordnung von 1808, durch die Stein der Gebiets⸗ 
körperſchaft Selbſtverwaltungsrecht gab, iſt ja, wie ſchon er⸗ 
wähnt, nur ein Bruchſtück des großen Planes, die Staats⸗ 
bürokratie einzuſchränken und einen breiten Raum der Selbſt⸗ 
verwaltungsſphäre zu ſchaffen. Daraus erklären ſich auch jene 
Beſtimmungen des § 179 der Städteordnung, die den Städten 

7 Färber, Die Schule in Staat und Volk. 
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Rechte an der Schule gaben, ohne daß fie im einzelnen genau 
geſetzlich beſtimmt worden find. Die Regierungskonſtruktion vom 
26. Juli 1811 will eine Ausführung der Beſtimmungen der 
Städteordnung ſein. Sie iſt aber in Wahrheit doch eine ſtaat⸗ 
liche Regelung der geſamten ſtädtiſchen Schulenverwalkung auf 
dem Verordnungswege. Da ſie im Widerſpruch zu der Städte⸗ 
ordnung ſteht, iſt um ihre Rechtsgültigkeit ein hundertjähriger 
erbitterter Krieg geführt worden, der erſt 1906 durch das Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetz im weſentlichen im Sinne des Staates 
für das Gebiet des Volksſchulweſens beendet worden iſt. Und 
das mit Recht! Die Stadt als Körperſchaft der örtlich verbun⸗ 
denen Bürger kann nicht den Inhalt der Schule beſtimmen, 
ſondern der Staat hat darauf ein unbedingtes Anrecht. Und in 
dieſem Zuſammenhange muß darauf hingewieſen werden, daß an 
dem Scheitern des großen Steinſchen Planes nicht nur äußere 
Gründe ſchuld waren. Die Stunde des Selbſtverwaltungsgedan⸗ 
kens war noch nicht gekommen. Für Stein und ſeine Mitarbeiter 
erſchien im erſten Augenblick bei der beruflich und geiſtig kaum 
erheblich gegliederten Maſſe der Bevölkerung des damaligen 
Preußens die Gebietskörperſchaft als genügende Organiſarions⸗ 
form; zu ſpät hat Stein das als Irrtum erkannt. Selbſtverwal⸗ 
tung kann nicht nur das Recht der Gebietskörperſchaft räumlich 
verbundener Nachbarn ſein, ſondern in gleicher Weiſe das der 
beruflich verbundenen und der in geiſtiger Gemeinſchaft ſtehenden. 
Dieſe Forderung aber hätte im ſchärfſten Widerſpruch zu den 
geiſtigen Mächten jener Zeit geſtanden. Eben erſt hatte ſich ja 
der Einzelne die Freiheit gegen die überlebten Formen der alten 
Ordnung in Wirtſchaft und Geiſtesleben erkämpft. Er konnte 
alſo in keiner Weiſe den inneren Zwang zur Geſellung ver⸗ 
ſpüren. 

Wenn Stein faſt mit den Worten der franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion geſagt hatte, „die Erziehung und der Schulunterricht ſind 
Angelegenheiten der Nation“, ſo empfindet er gefühlsmäßig eben 
im Gegenſatz zu ihr unter Nation nicht nur die Summe der 
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Staatsbürger, ſondern viel ſtärker und faſt ausfchließli das 
in Gemeinſchaften und Geſellſchaften gegliederte Volk, was ſeine 
politiſche Auffaſſung zu allen Zeiten iſt. Er wendet ſich auch mit 
dieſem Ausſpruch zunächſt gegen die Auffaſſung der Schule als 
einer rein kirchlichen Angelegenheit. 


Wilhelm von Humboldts Wirken im Sinne 
Steins. 

Bei Steins Auffaſſung vom Schulweſen iſt es begreiflich, daß 
ein dem ſtaatlichen Zwang abholder Mann wie Wilhelm 
v. Humboldt auf Steins Veranlaſſung 180g die Leitung der 
an die Stelle des Oberſchulkollegiums getretenen Sektion für 
Kultus und Unterricht im Miniſterium des Innern, wenn 
auch nur für kurze Zeit, übernimmt und dann die Grundlage 
unſeres heutigen höheren Schulweſens ſchafft. Als Fünfund⸗ 
zwanzigjähriger hatte er einſt in ſeiner Schrift: „Ideen zu einem 
Verſuche, die Grenzen des Staates zu beſtimmen“, ſich ent⸗ 
ſchieden gegen den aufgeklärten Abſolutismus gewandt, deſſen 
Staatsideale er auch wiederfand in demokratiſchem Gewande 
in der neuen franzöſiſchen Verfaſſung. Seine eigene damalige 
Auſchauung hatte er dahin zuſammengefaßt: „Der Staat muß 
ſich ſchlechterdings alles Beſtrebens, direkt oder indirekt auf die 
Sitten und den Charakter der Nation anders zu wirken, als 
inſofern dies als eine natürliche von ſelbſt entſtehende Folge 
ſeiner übrigen ſchlechterdings notwendigen Maßregeln unver⸗ 
meidlich iſt, gänzlich enthalten, und alles, was dieſe Abſicht 
befördern kann, vorzüglich alle beſondere Aufſicht auf Erzie⸗ 
hung, Religionsanſtalten, Luxusgeſetze uff. ſchlechterdings als 
außerhalb der Schranke ſeiner Wirkſamkeit liegend betrachten.“ 
So iſt es ſelbſtverſtändlich, daß Humboldt als Staatsmann nicht 
Anhänger der reinen Staatsſchule ſein kann. „Sehr viel kann 
auch durch die Gemeinde ſelbſt, und womöglich nach einem, ſoweit 
es geſchehen kann, erweiterten Plane durch die Nation geſchehen, 
ſo daß dieſelbe ſogar durch ihren Beitrag ein lebendiges Intereſſe 
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an der Sache felbft gewinnt. Es ift Unrecht, alles vom Staate 
allein zu verlangen; es wird heilſam, auch für die Selbſtändigkeit 
der Nation, wenn große wohltätige Anſtalten gleichſam aus 
ihrem eigenen Schoße ohne poſitive Mitwirkung der Regierung 
hervorgehen.“ 

Aber war ſein Plan, die „Nation,“ d. i. das Volk in unſerem 
Sinne, an dem Schulweſen tätigen Anteil nehmen zu laſſen, 
durchführbar? Wo war das Volk? Der Anſpruch der alten 
Stände, es darzuſtellen, war von der Geſchichte zu den Toten 
gelegt. Eine neue Gliederung an Stelle der alten war nicht 
vorhanden, konnte auch nicht vorhanden ſein, denn einmal war 
ſelbſtverſtändlich das preußiſche Volk nicht in den wenigen 
Jahren der Reformzeit ſchon ein anderes geworden, ſondern 
lebte weithin in den alten Untertanenanſchauungen fort, zum an⸗ 
dern aber war ja der Träger der neuen politiſchen Ideen der 
einzelne freie gleiche Menſch, und für ihn war ja Staat und 
Volk nach franzöſiſcher Lehre identiſch. So wurde eben der 
Staat ſtärker als es den Anſchauungen Steins und Humboldts 
entſprach zum Bildner der Schule, und das Jahrhundert ſchritt 
in ſeinem Ablauf folgerichtig über die Rechte aller anderen 
Faktoren hinweg. Wie ſehr Humboldt unter ſtarkem Einfluß 
Steinſcher Anſchauungen bemüht war, den ſtaatlichen Einfluß 
in rechten Schranken zu halten, zeigt auch ſein eifriges, aber im 
letzten Augenblick geſcheitertes Streben, ſeine berühmte Schöp⸗ 
fung, die Berliner Univerſikät, durch Verleihung unabhängigen 
Eigentums an Domänen dem Staate gegenüber ſelbſtändig zu 
machen. Ja, dieſer urſprüngliche Individualiſt wird, da er 
nun zur Mitarbeit am Staate gezwungen iſt, ebenfalls unter 
dem Einfluſſe Steins zu einem Verfechter des Gedankens des 
korporativen Staates ſeiner Zeit. Ausdrücklich wendet er ſich 
wie in ſeiner Jugendzeit von dem abſolutiſtiſchen Staatsideal der 
Franzoſen ab. In ſeiner Denkſchrift von 1819 legt er über ſeine 
Einſtellung zum Staate ein Zeugnis ab: „Das bloße Regieren 
durch den Staat, da es Geſchäfte aus Geſchäften erzeugt, wird 
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ſich mit der Zeit in ſich ſelbſt zerſtören, in den Mitteln immer 
unbeſtreitbarer, in ſeinen Formen immer hohler und in ſeiner 
Beziehung auf die Wirklichkeit, den eigentlichen Bedürfniſſen 
und Geſinnungen des Volkes minder entſprechend“. Er erkennt 
den Kerngedanken der Selbſtverwaltung. Nicht auf ein Kontroll⸗ 
parlament kommt es an, „ſondern die geſetzgebende, beaufſichti⸗ 
gende und gewiſſermaßen auch die verwaltende Tätigkeit der 
Regierung muß dergeſtalt zwiſchen Behörden des Staates und 
Behörden des Volkes, von ihnen ſelbſt in ſeinen verſchiedenen 
politiſchen Abteilungen und aus ſeiner Mitte gewählt, verteilt 
ſein, daß beide, immer unter der Oberaufſicht der Regierung, 
aber mit feſt geſonderten Rechten, ſich in allen Abſtufungen ſeines 
Anſehens zuſammenwirkend begegnen.“ Aber wir ſehen auch 
an ſeinen weiteren Ausführungen deutlich: Die Selbſtverwal⸗ 
kungskörperſchaft nur nach dem Territorialprinzip iſt eine Halb⸗ 
heit, wie ja auch deren Geſchichte im neunzehnten Jahrhundert 
gezeigt har. Sie vermag ſich gegenüber dem zentraliſtiſchen 
Staatsideal nicht durchzuſetzen als ein anderer Grundſatz der 
Staatsbildung, ſondern wird von ihm ſelbſt ergriffen. 


Süverns Plan der Schulorganiſation. 

Unter den Mitarbeitern Humboldts iſt dann an erſter Stelle 
Süvern zu nennen. Für ihn allerdings liegt im Erziehungsweſen 
der Nachdruck durchaus auf dem Staate. „Jeder Staat iſt ge⸗ 
wiſſermaßen eine Erziehungsanſtalt im großen, indem er unmir⸗ 
telbar durch alles, was von ihm ausgeht, ſeinen Genoſſen eine 
beſtimmte Richtung und ein eigentümliches Gepräge des Geiſtes 
wie der Geſinnung gibt.... Zu einer ſolchen Nationalerziehung 
muß die Nationaljugenderziehung vorbereiten und des ganzen 
Werkes Grund legen.“ Damit aber kein Zweifel entſteht, wie 
er ſich die ſtaatliche Erziehung denkt, nennt er Lykurg, den Spar⸗ 
faner, die römiſche Hierarchie, die Jeſuiten und Napoleon; 
d. h. er ſteht durchaus auf dem Boden der franzöſiſchen Staats⸗ 
anſchauung. „Alles wird der Staat“, fo ſagt er einmal, „in 
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und mit feinen Bürgern erreichen können, wenn er ſorgt, daß 
ſie alle in neuem Geiſte von Jugend auf für ſeine großen 
Zwecke gebildet werden.“ Es iſt ein Beweis für die Geiſtesver⸗ 
wandtſchaft, wenn die lauteſten Rufer für die ſtaatliche Ein- 
heitsſchule unmittelbar nach der Revolution von 1918 den Sü⸗ 
vernſchen Entwurf eines Unterrichtsgeſetzes von 1819 hervor⸗ 
holten, der die Ausführung eines königlichen Befehls von 1817 
war, und auf Grund dieſes Planes ihr geſchichtliches Recht zu 
erweiſen ſuchten. Aber wie weil war doch Süvern vom fran⸗ 
zöſiſchen Staatsſchulideal der université entfernt! Wie ſteht 
er doch auch denen fern, die ſich in unſeren Tagen auf ihn 
beriefen! Oeffentliche allgemeine Schulen waren ihm alle die 
Schulen, die unter öffentlicher Aufſicht und Leitung und jede 
nach beſtimmten allgemeinen und beſonderen Bedingungen zur 
Benutzung offen ſtehen, mochten ſie „vom Staate unmittelbar 
oder von öffentlichen Genoſſenſchaften oder einzelnen Perſonen 
gegründet und unterhalten werden.“ „Jede Schule muß als ihre 
höchſte und wichtigſte Aufgabe betrachten, zu helfen, daß die 
Jugend für ihre ewige Beſtimmung ſo erzogen werde, daß das 
Gefühl derſelben mit der Einſicht in ihre Beſchaffenheit und 
in das Verhältnis des Menſchen zu Gott, worauf ſie gegründet 
iſt, im Geiſt des Chriſtentums gleich lebendig in ihr wirke, damit 
ſie Kraft gewinne, dieſer Beſtrebung gemäß zu leben und alle 
Zwecke und Beſtrebungen ihr unterzuordnen.“ „Religionsunter⸗ 
richt und religiöſe Erbauung richten ſich an jeder Schule evan⸗ 
geliſcher und katholiſcher Konfeſſion nach der Lehre und dem 
Geiſte derjenigen Kirche, der die Genoſſenſchaft, für die die 
Schule beſtimmt iſt, angehört.“ Neben den konfeſſionell beſtimm⸗ 
ten Schulen kann es auch gemiſchte Schulen geben. Ebenſo iſt 
das bei höheren Schulen zuläſſig. Die Hauptunterhaltung der 
niederen ſtädtiſchen und ländlichen Schulen tragen die Stadt⸗ 
gemeinden und ländlichen Schulvereine. Ein ſtaatlicher Provin⸗ 
zialfonds kann mit zeitweiligen Zuſchüſſen zu Hilfe kommen. 

„In die nähere und nächſte Aufſicht über das Erziehungs⸗ 
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und Unferrichfswefen ſoll ſich die Einſicht der Sachkundigen mit 
der Fürſorge derer, welche ſeine Unterhaltungskoſten mittragen, 
zu gemeinſchaftlichem Wirken für ſein Beſtes vereinigen und 
dabei die alte und wohltätige Verbindung der Schule mit der 
Kirche im gehörigen Maße erhalten werden.“ Jede Elementar⸗ 
ſchule auf dem Lande ſoll ihren Vorſtand erhalten, der aus 
dem Kirchenpatron, dem zuſtändigen Geiſtlichen, den Gemeinde⸗ 
vorſtehern der Sozietätsdörfer und ein oder zwei chriſtlichen 
Hausvätern des Schulvereins beſteht. Eine ähnliche Einrichtung 
iſt für das ſtädtiſche Schulweſen geplant; dabei wird auch ſchon 
die Notwendigkeit, zum Schulvorſtand einen Schulmann heran⸗ 
zuziehen, erwogen. Die höheren Schulen ſollen im allgemeinen 
der Aufſicht und der Fürſorge ihrer Patrone und der Ephoren 
oder Kuratoren, welche dieſe abordnen, anvertraut bleiben. Die 
höheren Schulen landesherrlichen Patronats ſollen unmittelbar 
von den Provinzialbehörden beaufſichtigt werden unter Heran⸗ 
ziehung von Männern von Anſehen und Kenntniſſen als ihrer 
Organe zu ſpezieller Beſchäftigung. 

So wollte auch Süvern, ſoweit es in ſeiner Zeit eben mög⸗ 
lich war, doch eine lebendige Mitwirkung der damals ſo ſchwa⸗ 
chen Kräfte der Geſellſchaft und Gemeinſchaft in der ſtaatlichen 
Schule, wenn ihm auch der Grundgedanke Steinſcher Selbſt⸗ 
verwaltung fremd war. Süverns Entwurf wurde nach langen 
Beratungen 1826 zu den Akten gelegt, wie vor ihm der des 
Chefs des Oberſchulkollegiums von Maſſow 1801. Es war 
unmöglich, ihn gegen die Widerſtände der alten Schulmächke 
durchzuführen. So wie dieſer Süvernſche Schulgeſetzentwurf 
ſind auch alle weiteren Verſuche, das Schulweſen allgemein 
geſetzlich zu regeln, vergeblich geweſen. Die Schule blieb auf 
dieſe Weiſe bis in die Gegenwart eine abſolutiſtiſche Inſel im 
konſtitutionellen Meer, wie man geſagt hat. Denn längſt hatten 
die Reformer den maßgebenden Einfluß verloren, Metternichs 
vom öſterreichiſchen Standpunkte aus durchaus begreifliche Be⸗ 
kämpfung der Ideen der nationalen Demokratie und auch der 
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Selbſtverwaltung hatte geſiegt. Hardenberg ging mit der Re⸗ 
aktion, 1824 wurde der Direktor des Polizeiminiſteriums, des 
heutigen Innenminiſteriums, unter Beibehaltung dieſer Stellung 
zum erſten Direktor der Unterrichtsabteilung des Miniſteriums 
berufen. 
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2. Steigerung des Staatseinfluſſes auf die Schule. 


Im Aufbau der Schulorganiſation als ſolcher trat keine 
Hemmung ein, nur war die Richtung jetzt ausſchließlich auf 
den Staat und nicht mehr darauf eingeſtellt, das Volk zur 
lebendigen Teilnahme zu gewinnen. Das war nicht nur von 
Nachteil, denn das Beamtentum hat fo im weſentlichen auf 
dem Verwalkungswege in der Arbeit eines Jahrhunderts den 
einheitlichen Lehrerſtand für die Volks⸗ und für die höhere 
Schule geſchaffen, hat die Gleichmäßigkeit der wiſſenſchaftlichen 
Lehrziele und Lehraufgaben durchgeſetzt, die finanzielle Sicherung 
der Lehrer ſpäter mit den Parlamenten herbeigeführt und einen 
wiſſenſchaftlichen Höchſtſtand erreicht. Das alles ſind gewaltige 
Leiſtungen. Nicht gelungen iſt aber weder in der Reformations⸗ 
zeit noch ſeitdem bis heute die Schaffung einer einheitlichen 
Rechtsgrundlage für das geſamte Schulweſen. So ſtimmt jeder, 
der fi) mit den geſetzlichen Grundlagen des Schulweſens be- 
ſchäftigt, in die Klage ein, die Hugo Preuß 19035 erhoben hat: 
„In Wahrheit gibt es in Preußen kein Schulrecht; aber was 
ſchlimmer iſt, an ſeiner Stelle herſcht ein Chaos von Wuſt und 
Moder abgelebter Inſtitutionen, deren formelle Fortexiſtenz be⸗ 
hauptet wird, obgleich ſie zu allen realen Verhältniſſen des 
heutigen Lebens in dem unverſöhnlichen Gegenſatz des Toten 
zum Lebendigen ſtehen, und in dieſem Chaos tummelt ſich ein 
Schwarm von Miniſterialreſkripten und ſonſtigen Verwaltungs⸗ 
verfügungen, die einander vielfach durchkreuzen und widerſprechen, 
die oft von problematiſcher Rechtmäßigkeit, manchmal von zwei⸗ 
felloſer Rechtswidrigkeit ſind“. 

Denn miteinander rangen im Preußen des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts um die Macht das in der Reformationszeit neu geſtal⸗ 
tete Ideal des chriſtlichen Staates und das individualiſtiſche 
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Staatsideal vorwiegend franzöſiſcher Herkunft. Es iſt kein 
Zufall, wenn der chriſtliche Staat in ſeinen kulturellen Idealen 
einen hoffnungsloſen Abwehrkampf gegen das Staatsideal der 
neuen Zeit führt. Er hatte denn doch zuviel ſelbſt von dem 
Geiſte der franzöſiſchen Revolution, vom Geiſte des Individualis⸗ 
mus und der Staatsallmacht von vornherein in ſich, und ſeine 
Beamten waren bewußt oder unbewußt von den die Zeit be⸗ 
herrſchenden Ideen immer ſtärker erfüllt. Vergeblich verſuchte 
der Staat daher in ſeinem Gange in deren Entwicklungslinie 
an einem Punkte haltzumachen, wo noch die preußiſche Mili⸗ 
kärmonarchie und die konſervierten letzten Reſte der altſtändiſchen 
Geſellſchaftsordnung zu behaupten waren. Den dritten, den deut⸗ 
ſchen Weg Steins zu gehen mit allen ſeinen Folgerungen, dazu 
fehlten die Staatsmänner, dazu war namentlich in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts alle geſammelte Kraft der Nation zur 
Erreichung der ſtaatlichen Einheit vonnöten. So fehlen die klaren 
Fronten im Kampf um die innere Staatsgeſtaltung. 


Zerſtörung der alten Erziehungsſchule durch den 
Einbruch weſtleriſcher Organiſationsgedanken. 
Auf dem Gebiete der Schulorganiſation hatte man es zunächſt 
bei der alten Ordnung gelaſſen. Jede Schule war als Anſtalt 
mit eigener Rechtsperſönlichkeit der Verfügung der Gemeinde 
entzogen, wenn dieſe auch ſelbſtverſtändlich im Schulvorſtande 
vertreten war. Während die Volksſchule ſich auf der geſetzlichen 
Unterrichtspflicht aufbaute, bildete jede höhere Schule gleichſam 
eine Stiftung; ſie iſt eine freiwillige Leiſtung der Gründer. 
Als Erbe der alten Gelehrtenſchule behielt jede Schule fernerhin 
das allerdings beſchränkte Recht der öffentlichen Körperſchaft, 
wie es das Allgemeine Landrecht beſtimmt hatte. Dieſe vertrat 
im allgemeinen der Schulvorſtand, das Kuratorium, deſſen Bil⸗ 
dung von der Staatsbehörde überall gefördert wurde. Es war 
eine Schulbehörde, nicht eine Gemeindebehörde, daher dem Pro- 
vinzialſchulkollegium, nicht dem Magiſtrat unterſtellt. 
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Es blieb im Schulweſen fo der politiſche Geſichtspunkt ausge⸗ 
ſchaltet, und der der Erziehung und des Schulintereſſes ſtanden 
im Vordergrund, auch wenn die Gemeinde zur Deckung der 
Schullaſten mit herangezogen wurde. Dann aber erfolgte der 
Einbruch weſtleriſcher Organiſationsgedanken. Die Verfaſſung 
von 1850 gab der bürgerlichen Gemeinde als folder, ihrem 
Magiſtrat und ihren Stadtverordneten, die Leitung der äußeren 
Angelegenheiten der Volksſchule. Damit war aber nicht nur 
eine konfeſſionelle Schulſozietät, ſondern auch eine beſondere 
Rechtsperſönlichkeit unvereinbar und wurde hinfällig. Dieſe Ent- 
wicklung kam durch das Volksſchulunterhaltungsgeſetz von 1906 
zum Abſchluß. Die höheren Schulen waren glücklicher daran, 
weil ſie bis zur Verwaltungsordnung von 1918 dem inzwiſchen 
verſtärkten parteipolitiſchen Getriebe entrückt blieben. Es iſt be⸗ 
zeichnend, wie verſtändnislos auch bedeutende Staatsbeamte wie 
Drews den ſchulpolitiſchen Fragen als ſolchen gegenüberſtehen, 
daß Drews ausdrücklich die Ausſchaltung der parteipolitiſchen 
Einflüſſe in der Schule fordert und ihnen ſelbſt ſeinerzeit im 
Staatsminiſterium mit zum Siege verholfen hat dadurch, daß 
er das alte Kuratorium der höheren Schule durch eine ſtädtiſche 
Verwaltungsdeputation erſetzen half. So ſteht heute noch mehr 
als früher jeder Umgeſtaltung der einzelnen Schulanſtalt in 
eine wahre Schulgemeinde das Schulpatronat hindernd im 
Wege, deſſen Aufhebung ſchon in der Reformzeit von 1808 
geplant war. Die Schule iſt immer mehr zu einem Zweige 
der ſtädtiſchen Verwaltung geworden, an deren Rande das Er⸗ 
ziehungsintereſſe ſteht. Im letzten Menſchenalter kamen die 
Träger des ſtaatlichen Lebens, nämlich die Parteien und die 
Bürokratie, in den Kommunen zur Macht und überwältigten 
den Gedanken Steinſcher örtlicher Selbſtverwaltung. Die 
Staatsallmacht auf dem Schulgebiet wurde ſo immer ſtärker, 
mochte auch das kommunale Schulweſen als Schulweſen der 
„ſtädtiſchen Selbſtverwaltung“ firmieren. 
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Zunehmende Iſolierung der einzelnen Schul— 

arten. 

Die den allmächtigen Staat tragende Ideenwelt des Indi⸗ 
viduums führte auch in der Organiſation des Schulweſens, 
genau ſo wie in der Wiſſenſchaft, zu immer ſtärkerer Sonderung 
der einzelnen Schulgebiete, zu immer größerer Spezialiſierung. 
Während in der Reformzeit ein lebendiger Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen allen ſeinen Gliedern vorhanden war — wie übrigens in 
Frankreich noch heute im Rahmen der universite de France — 
trennen ſich ihre Wege allmählich immer ſtärker. Das doppel⸗ 
ſeitige Wirken ſolcher Männer wie Schleiermachers in Preußen 
oder Thierſchs in Bayern als Gelehrte und Schulmänner zu⸗ 
gleich wird zur Unmöglichkeit und wird auch gar nicht mehr 
erſtrebt. Wie Ludwig Wieſe in ſeinen Lebenserinnerungen er⸗ 
zählt, ſeien ſeit dem liberalen Miniſter Bethmann⸗Hollweg in 
den fünfziger Jahren die Abteilungen des Miniſteriums durch 
hohe Zäune voneinander geſchieden und ebenſo die Univerſität und 
die höhere Schule. Heute iſt der Zuſammenhang völlig verloren. 
Der Gedanke, durch ſtaatliche Zwangsorganiſation eine äußerliche 
Einheit des Schulweſens herzuſtellen, iſt ein Ausfluß des Aber⸗ 
glaubens an die Staatsallmacht. 

So führen die deutſchen Univerfifäfen immer ſtärker ein 
gelehrtes Sonderleben. Im Gegenſatz zu Englands Univerſi⸗ 
fäfen verlieren fie immer mehr Einfluß auf die geiſtige Kultur 
des Volkes, auch in den gebildeten Schichten. Zwiſchen den 
Zweigen des Schulweſens iſt die Trennung allmählich ſo ſtark 
geworden, daß man katſächlich die Geſchichte der höheren Schulen 
in den letzten Menſchenaltern ſchreiben könnte, ohne auf die 
Volksſchule eingehen zu müſſen und umgekehrt. Und wie es mit 
den Gliedern des Bildungsweſens und mit ſeinen Trägern iſt, 
ſo iſt es auch mit den Schularten. Die alten Uebergänge zwi⸗ 
ſchen den Univerſitäten und höheren Schulen, die akademiſchen 
Gymnaſien oder die Lyceen, verſchwinden; jeder innere Über⸗ 
gang durch Lockerung des Unterrichtsgefüges auf der Oberſtufe 
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der höheren Schulen wird unterdrückt. Ebenſo ſterben die Latein⸗ 
ſchulen und niederen Bürgerſchulen, die Zwiſchenglieder zwiſchen 
Volksſchule und höherer Schule, ab. Dieſe beiden ſehen in der 
neuen Mittelſchule ein Hindernis ſauberer Scheidung, und ſie 
vermeidet ihrerſeits jede organiſche Verbindung mit ihnen. 


Die Schule eine rein obrigkeitliche Einrichtung. 

Und ebenſo geht der Zuſammenhang der Schule mit dem 
Volke und ſeinen Gliederungen verloren, den, wie wir ſahen, 
die Männer der Reformzeit herſtellen wollten. An dieſe Aufgabe 
dachte man kaum, ſondern im Brennpunkte des Kampfes ſtand 
im letzten Jahrhundert die Frage, ob die Schule, und man dachte 
dabei vornehmlich an die Volksſchule, „Staats-, Gemeinde⸗ 
oder Kirchenanſtalt ſei“. Das Ziel war bei allen drei Faktoren 
Herrſchaft über ſie, wobei die evangeliſche Kirche, unſelbſtändig 
wie ſie war, im Schatten des Staates kämpfte und ſich von 
ihm zum Werkzeug ſeiner Machtbeſtrebungen zu ihrem eigenen 
ſchwerſten Schaden machen ließ. Im Sinne dieſer Anſchauungen 
ſagen die miniſteriellen „Erläuterungen“ zu der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung von 1830, die Schule ſei nicht ausſchließliches Eigen⸗ 
tum eines der drei Faktoren, ſondern jeder der drei Faktoren 
habe fein Aurecht auf fie, 

Die Lehrerſchaft beider Schulen iſt aber auf andere Ziele 
eingeſtellt und trägt zur Klärung dieſer Frage nichts Weſent⸗ 
liches bei. Wohl kämpfte die Volksſchullehrerſchaft gegen die 
Herrſchaft der Kirche in der Schule, aber dieſe Frage war doch 
der für fie wichtigeren untergeordnet: der Hebung des ſozial 
tiefgedrückten Standes. Die Lehrerſchaft an den höheren Schu⸗ 
len, der Ausdruck „Gelehrtenſchulen“ verſchwindet mit Recht all⸗ 
mählich, iſt lange neben der Berufsarbeit vor allem wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Arbeit hingegeben. Dann wird der Kampf um die 
Gleichſtellung mit den anderen höheren Berufen aufgenommen, 
doch bleibt das Gefühl beruflicher Verbundenheit unter den 
einzelnen Berufsgenoſſen ſchwach entwickelt. 
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Der Grundgedanke aller Erziehungsarbeit der Schule, der 
darin beſteht, daß ſie ſich als Ergänzung und Fortführung der 
elterlichen Erziehung betrachtet, gerät allmählich in Vergeſſen⸗ 
heit. Die Schule wird eben eine rein obrigkeitliche Einrichtung. 
Das läßt ſich z. B. ſehr gut an den Schulgeſetzentwürfen des 
Jahrhunderts beobachten. Der Ladenbergſche von 1850 gibt 
von den Gemeinden gewählten, vom Landrate beſtätigten Fami⸗ 
lienvätern Sitz und Stimme im Schulvorſtande. Die Miniſter 
von Bethmann⸗Hollweg 1852 und von Mühler 1869, auch 
Falk in den ſiebziger Jahren, kennen ſie nur noch im ländlichen 
Schulvorſtande, während im ſtädtiſchen an ihre Stelle Gemeinde⸗ 
glieder bezw. Bürger getreten find. Um 1890 heißt es dann 
im Entwurf des Miniſters von Goßler für ſtädtiſche und auch 
ländliche Schulen ſtatt deſſen nur noch: andere, aus der Ge⸗ 
meinde zu wählende Perſonen. Das Volksſchulunterhaltungs⸗ 
geſetz von 1906, das ein einheitliches Recht für die örtliche 
Schulverwaltung ſchuf, läßt in die ſtädtiſche Schuldeputation 
neben die anderen Vertreter „ſonſtige, des Erziehungs⸗ und 
Bildungsweſens kundige Perſonen“ treten, die von der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung, heute nach rein politiſchem Geſichts⸗ 
punkte, gewählt werden, und bei den Landgemeinden ſind es 
„einige von der Gemeindevertretung gewählte, zu den Schulen 
des Verbandes gewieſene Einwohner“. Auch das Volksſchul⸗ 
vorſtandsgeſetz vom 17. Oktober 1920 weiß nichts von Eltern 
im Schulvorſtande. Die liberalen Gegner der Regierung im 
neunzehnten Jahrhundert ſehen in dem Kampfe um die Schule 
nur Staat und Gemeinde als berechtigte Faktoren an. Die 
liberale Mehrheit des preußiſchen Abgeordnetenhauſes weiß 1863 
in ihren grundſätzlichen Forderungen für ein Schulgeſetz nichts 
von einer Mitwirkung der Familie, ebenſowenig ihr literariſcher 
Vorkämpfer Rudolf von Gneiſt. Die Lehrerſchaft der Volks⸗ 
ſchule erhebt wohl die Forderung der Mitwirkung der Eltern 
ſeit der Mitte des Jahrhunderts, aber ob das bei der Mehrzahl 
von Herzen kam und kommt, darf wohl bezweifelt werden im 
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Hinblick auf die vielſagende Kühle, die der nach der Revolution 
geſchaffene Elternbeirat auch in ihren Kreiſen antraf, als er 
ſelbſtändige Wege ging. Die Lehrerſchaft der höheren Schule 
kümmerte ſich um ſolche Fragen im allgemeinen nicht. Auf der 
1849 aus freier Wahl der Lehrerſchaft hervorgegangenen, vom 
Staate berufenen Kommiſſion zur „Reorganiſation der höheren 
Schulen“ vertrat z. B. vor allem Direktor Scheibert aus Stet⸗ 
tin vergeblich die Forderung, in dem Erziehungsrat (Kurato⸗ 
rium) jeder höheren Schule müßten gewählte Väter ſitzen, 
deren Söhne das Gymnaſium beſuchten. 

So kam es ſchließlich ſo weit, daß das Elternrecht eigentlich 
nur noch in der An⸗ und Abmeldung und in der Möglichkeit 
zur Beſchwerde beſtand. Schon vor der Revolution wurden 
im Oktober 1918 zunächſt für die höheren Schulen Elternbeiräte 
geſchaffen. Der vorſichtige, faſt ängſtliche Geiſt, der unſere 
Behörden bei dem Betreten eines ihnen fremden Landes be⸗ 
herrſchte, ſpricht fo recht aus dieſer Verfügung. Der Vorſitzende 
ſollte der Schulleiter ſein. Die Mitglieder des Elternbeirates 
ſollten vom Provinzialſchulkollegium gewählt werden aus einer 
Vorſchlagsliſte, die je zur Hälfte von dem Direktor und von 
der Stadtverordnetenverſammlung aufgeſtellt war. Nur ſechs 
von den zehn Mitgliedern mußten Kinder in der betreffenden 
Schule haben. Über dieſe zaghafte Ordnung ſchritt der Mi⸗ 
niſterialerlaß vom 5. November 1918 ſchon hinweg und ſchuf 
den Elternbeirat für faſt alle öffentlichen Schulen. Die Wahl 
ſollte nach den Grundſätzen der allgemeinen politiſchen Wahlen 
ſtattfinden, obwohl es beſſer geweſen wäre, um das Erziehungs⸗ 
intereſſe zu ſtärken, die Wahl vielleicht durch die Elternſchaft der 
einzelnen Klaſſen vornehmen zu laſſen und dadurch jede politiſche 
Beimiſchung zu vermeiden. Die Elternbeiräte ſollen, wie es in 
der Verordnung heißt, der Förderung und Vertiefung der Be⸗ 
ziehung zwiſchen Haus und Schule dienen; nur Vertreter der 
Elternſchaft haben in ihm Sitz und Stimme, die Tätigkeit des 
Elternbeirates ift bisher nur beratender Natur. Im Schulvor⸗ 
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ſtande oder in den Deputationen hat die Elternſchaft auch heute 
noch keine Vertretung. 


Die Stellung der Lehrerſchaft im Schulweſen. 

Wenn in dem Zuſammenhang volklicher Bindung der Schule 
nun von der Lehrerſchaft die Rede ſein ſoll, ſo muß vorweg 
bemerkt werden, daß ſie heute noch nicht als Mitträger des 
Schulweſens, als Geſamtheit, als Gruppe geeignet iſt. Sie iſt 
entſprechend ihrem Werden im neunzehnten Jahrhundert Klaſſe, 
nicht Stand. Auf ſie paßt heute die Sombartſche Charakteri⸗ 
ſierung der Klaſſe: „Sie iſt ein durch gemeinſame Intereſſen 
äußerlich zuſammengehaltener, in ein Gemeinweſen mechaniſch 
eingefügter individualiſtiſcher Großverband. Klaſſe verficht In⸗ 
tereſſen, Stand fordert die perſönliche Opferbereitſchaft für die 
gemeinſame Leiſtungsgemeinſchaft.“ Wann aber wäre z. B. 
die Lehrerſchaft aller Schulen bereit geweſen, die ſtändiſche 
Pflicht der Ausmerzung der Unwürdigen und Unfähigen als 
Geſamtheit auf ſich zu nehmen, wo wieſe ſie die Bindung des 
Einzelnen auf, die allein aus der gemeinſamen Geſinnung er⸗ 
wächſt, die aber bei den tatſächlich oder ſcheinbar neutralen 
Lehrerorganiſationen gerade ausgeſchloſſen iſt. Da aber die Klaſ⸗ 
ſen „bei der Verlangſamung der ökonomiſchen Umſchichtungs⸗ 
prozeſſe neue ſtändiſche Bildungen“ werden und dieſer Vor⸗ 
gang in Europa und namentlich in Deutſchland mit Sicherheit 
zu erwarten iſt, ſo wird durch das Einſtrömen neuer religiös 
begründeter Gemeinſchaftsgeſinnung auch die Lehrerſchaft zum 
Stande werden und dann als Glied des Volkes mit ſeinen 
anderen Gemeinſchaften das Schulweſen ſelbſtändig (autonom) 
fragen. Und aus dieſem Grunde mag hier ein Blick auf die 
Stellung der Lehrerſchaft in der Schulverwaltung getan wer⸗ 
den, wie ſie ſolche ſich im neunzehnten Jahrhundert erkämpft 
hat. Im alten Kuratorium der höheren Schulen ſaß in der 
Regel ein Anſtaltsleiter, in einigen Fällen auch ein Lehrer. Die 
Wahl geſchah durch die Patrone. Doch waren dieſe nur dort 
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ganz frei in ihrer Wahl, wo kein Staatszuſchuß zu den höheren 
Schulen erfolgte. Erſt der neue Staat gab dann den Lehrern 
der höheren Schulen eine geregelte Vertretung nach eigener 
Wahl. Unter der Obhut des Patronats, im Banne ſtark 
individualiſtiſch gerichteter Arbeit, haben die Lehrer der höheren 
Schulen ſpät die Geſchloſſenheit einer Berufsgenoſſenſchaft er⸗ 
langt, haben ſie die Berührung mit dem großen Leben der 
Nation wohl als einzelne, nicht aber als Gruppe in dem Maße 
erreicht und damit auch nicht den Einfluß, der den in ihnen 
vorhandenen geiſtigen Kräften entſpricht. 

Volksſchullehrer wurden ſchon früh durch Ernennung der 
Schulaufſichtsbehörde Mitglieder der ſtädtiſchen und ſpäter 
der ländlichen Schulvorſtände, wenn auch eine völlig gleichbe⸗ 
rechtigte Stellung mit den anderen Mitgliedern des Vorſtandes 
erft ſpät erkämpft wurde. Der Falkſche Schulgeſetzentwurf der 
ſiebziger Jahre wollte den Lehrern ſchon damals geben, was 
ſie jetzt erreicht haben. Der Lehrer ſollte geborenes Mitglied 
des örtlichen Schulvorſtandes ſein und Vertreter der Lehrer⸗ 
ſchaft auch in der ſtädtiſchen Schuldeputation ſitzen, die örtliche 
Aufſicht beſeitigt werden und der Lehrer alſo auch nicht mehr 
dem Pfarrer untergeordnet ſein. Jetzt iſt das Recht der eigenen 
Wahl von Vertretern den Lehrkräften zuerkannt. Ja, darüber 
hinaus hat der Staat den Lehrern an den Volksſchulen, die 
an den höheren haben merkwürdigerweiſe keinerlei derartige For⸗ 
derungen durchgeſetzt, eine Mitwirkung in der Regierungs⸗ und 
Kreisinſtanz gegeben. Sie haben bei der Regierung in allen 
Fragen des Schulweſens mitzuwirken, beſonders bei den Dienſt⸗ 
und Rechtsverhältniſſen und können Anträge, Gutachten, 
Wünſche, Beſchwerden ihres Standes weitergeben. Sie wirken 
mit bei der Auswahl der dritten Mitglieder der Prüfungsaus⸗ 
ſchüſſe für die endgültige Anſtellung der Lehrer und haben ſich 
über die Eignung von Lehrern zum Schulaufſichtsdienſt, die in 
die Anwärterliſte aufgenommen werden ſollen, zu äußern. Nicht 
ganz ſo feſt in das ſtaatliche Schulweſen ſind die Kreislehrerräte 
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eingefügt, deren Aufgaben ähnlicher Art find. Es ſpricht nicht 
für ſtarken Willen der Lehrerſchaft an den höheren Schulen, 
daß ſie nicht ihre entſprechende Mitwirkung bei den Prüfungen 
ihres Nachwuchſes oder bei der Auswahl ihrer Vorgeſetzten 
in den Jahren nach dem Umſturz durchgeſetzt haben. Jetzt iſt 
die Stunde für die Durchſetzung ſolcher Anſprüche zunächſt 
vorüber. Und doch iſt eine richtig geübte Mitwirkung zum 
Wohle der Schule eine Notwendigkeit. Neben Eltern und Leh⸗ 
rerſchaft ſind im Schulweſen des neunzehnten Jahrhunderts zwei 
andere Faktoren von Bedeutung geweſen: Kirche und kommu⸗ 
nale Selbſtverwaltung. Bei der noch vorhandenen Gering⸗ 
ſchätzung der Kirche im ewangelifchen Volksteil und bei der 
bürokratiſchen und parteipolitiſchen Entartung der Selbſtverwal⸗ 
tung iſt es doch nötig, einen Blick auf beider Entwicklung zu 
tun, um die Gegenwart zu verſtehen und das Bild der Zukunft 
recht zu ſchauen. 
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3. Die Entwicklung der evangeliſchen Kirche. 


Des Luthertums Stellung zur Kirche bis zum 
19. Jahrhundert. 

Luther war der Gedanke der Kirche als einer Körperſchaft 
im heutigen Sinne völlig fremd geweſen. Die wirkende Kraft 
Gottes, wie ſie ſich in ſeinem Wort und in dem von ihm 
ergriffenen Menſchen bezeugt, geſtaltet die Kirche. Das ver⸗ 
ſtandesgemäß auszudenken, zu formulieren und zu formen, war 
nicht Luthers Art. Alle äußere Ordnung der Kirche konnte 
nur die Aufgabe haben, das Wort Gottes an den Men⸗ 
ſchen heranzuführen und ihn hinzuführen zu jenem. So haben 
chriſtliche Obrigkeit, chriſtlicher Hausvater und Pfarrer ge⸗ 
meinſam die Pflicht, den Menſchen willig zu machen, daß ihn 
Gottes Schöpferkraft ergreift und daß er ſie verſteht. Die 
Geſtaltung eines evangeliſchen Kirchenregiments aus den neuen 
Grundſätzen heraus konnte bei Luthers Einſtellung nicht ge⸗ 
lingen; auch hätte ihm die Macht gefehlt, ſie durchzuſetzen. 
Deshalb haben die politiſchen und geſellſchaftlichen Kräfte der 
Zeit es gebildet. Aber der Landesherr iſt Luther zeitlebens der 
„Notbiſchof“ geblieben, der feinen Dienſt nur leiſtet, bis „die 
Sache mit den Biſchöfen geendet“. Denn dazu war eben in 
ihm doch das Mißtrauen gegen ſtaatliche Gewalt zu groß, als 
daß er ihr das Kirchenregiment ausgeliefert zu ſehen wünſchte, 
wie es dann ſich im Abſolutismus vollendete. Es iſt klar, daß 
in dieſen Anſchauungen nicht Raum iſt für jene Frömmigkeit, 
wie ſie auf pietiſtiſcher Grundlage entſtand, die ſpäter zu jener 
ſeltſamen Vorſtellung geführt hat, es handle ſich bei allem 
Kirchlichen um die „Erbauung“ des Einzelnen. Der rationa⸗ 
liſtiſche Individualiſt erkennt das als Unmöglichkeit und zieht 
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daraus den Schluß, daß es dann keiner Kirche bedürfe. So 
iſt weithin das Gefühl für die Notwendigkeit der Kirche ge⸗ 
ſchwunden. Der Reformationszeit und jedem katfrohen Chriſten⸗ 
tum geht es um die Erbauung des Reiches Gottes, aber aus 
ſeinem Empfinden für die Gefahr jeder äußeren Organiſation 
macht Luther alles, was äußere Ordnung der Kirche angeht, 
zur Sache der chriſtlichen Obrigkeit, und er konnte es unbeſorgt 
tun, da es noch die eine Chriſtenheit gab. In und ſeit dem Zeit⸗ 
alter der Aufklärung, in der die rationaliſtiſche Welt des 
Humanismus über die religiös⸗myſtiſche der Reformation ſiegt, 
tritt an die Stelle der chriſtlichen Obrigkeit immer mehr der 
moderne Staat. Gemeinſchaft iſt dem achtzehnten Jahrhundert 
etwas Fremdes, der Vertrag der Einzelnen entſpricht ſeiner 
Denkweiſe. So hat Suarez, wie wir geſehen haben, für die 
Kirche als geiſtige Gemeinſchaft kein Verſtändnis; nur die auf 
der Vertragsgrundlage entſtandene Gemeinde erkennt er an. 
Den Gemeinden und Einzelnen gab deshalb das Landrecht ja 
auch gewiſſe geiſtige Freiheiten. Für die Reformatoren waren 
„die Theologen und die Territorialobrigkeiten die Organe des 
Handelns Gottes zur Seligkeit der Landeskinder“ geweſen. 
Und da beide ſich dafür verantwortlich fühlen und mit göttlichem 
Auftrag es begründen, ſo kann es nicht Wunder nehmen, daß 
ſie ihn mit unerbittlicher Härte und Strenge durchführen. Für 
das achtzehnte Jahrhundert dagegen iſt die öffentliche Wohlfahrt 
und Ordnung der Zweck des Staates, die Kräfte der Religion 
durchdringen nicht mehr das öffentliche Leben. Gegenüber der 
unduldſamen erſtarrten lutheriſchen Orthodoxie, deren Kirchen⸗ 
begriff durchaus unproteſtantiſch ein rein prieſterlicher war, ſuchte 
der individualiſtiſch gerichtete Pietismus Schutz beim Landesherrn 
und empfand ihn als Hüter der Gewiſſensfreiheit. Im tapferen 
Kampfe unterlag notwendig die Orthodoxie und mit ihr nicht 
nur ihr Kirchenbegriff, ſondern für lange, lange Zeit der Ge⸗ 
danke der Kirche überhaupt. So konnte Gottfried Arnold in 
feiner Kirchen- und Ketzerhiſtorie der Anſchauung Ausdruck geben, 
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die noch heute in pietiſtiſchen Kreiſen der Gemeinſchaften zu finden 
iſt, nämlich, daß die Kirche faſt immer im Unrecht gegenüber 
den Ketzern geweſen ſei. Gegenüber den wuchtigen Bekenner⸗ 
und Kampfesliedern der Reformationszeit erklangen die weichen 
Töne der pietiſtiſchen Geſänge. Jedermann war untertan der 
Obrigkeit, die Gewalt über ihn hatte, und vergaß, daß man Gott 
mehr gehorchen müſſe denn den Menſchen, und ließ den Staat 
und ſeine Beamten auch im Kirchenweſen die herrſchende Stel⸗ 
lung einnehmen. Die lutheriſchen und reformierten Kirchen 
Preußens waren ſtaatlich konzeſſionierte Anſtalten zur Förderung 
der Sittlichkeit, des tugendhaften Lebens, zur Belehrung und 
Aufklärung der Bevölkerung geworden. „Weiſe Lehre, bilde früh 
unſere Söhne zum weiſen Leben“ ſteht als Inſchrift in dem 
Giebel des Schulgebäudes, in dem Johann Joachim Winckel⸗ 
mann eine Reihe von Jahren als Rektor wirkte. Das Chriſten⸗ 
tum war dieſer Zeit nicht mehr als weiſe Lehre. Der Glaube 
an die fortſchreitende allgemeine Vernünftigkeit der Menſchen 
legte alle Schranken zwiſchen den Bekenntniſſen und den Völ⸗ 
kern nieder: „Chriſt, Jud und Hottentott, ſie glauben all an 
einen Gott“. Räte des Berliner Oberkonſiſtoriums ſprachen 
ſich im letzten Jahrzehnt des achtzehnten Jahrhunderts dafür 
aus, daß ein Jude Pate bei einem chriſtlichen Kinde ſein könne 
und kraten in derſelben Zeit für einen allgemeinen, nicht kon⸗ 
feffionellen Schulreligionsunterricht ein, der ſich auf die allge⸗ 
meinen Wahrheiten der Religion und auf die allen kirchlichen 
Parteien gemeinſame Sittenlehre beſchränken müſſe. 


Steins und der Reformer Stellung zur Kirche. 

Um 1800 konnte die evangeliſche Kirche — mit der katho⸗ 
liſchen ſtand es kaum beſſer — als Teil der preußiſchen Staats⸗ 
verwaltung gelten. In Neuoſt⸗ und Südpreußen und in den 
1803 durch den Reichsdeputationshauptſchluß zu Preußen ge⸗ 
kommenen Gebieten und 1804 in Oſtpreußen und Litauen waren 
ſämtliche geiſtlichen Angelegenheiten den Kriegs- und Domänen⸗ 
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kammern übertragen worden. Das auf Stein zurückgehende 
Publikandum von 1808 über die veränderte Verfaſſung der 
oberſten Staatsbehörden ſah in der Leitung des Kirchenweſens 
einen Zweig der allgemeinen Landeswohlfahrt. Beſondere Be⸗ 
hörden für das Kirchen⸗ und Schulweſen ſeien überflüſſig. Die 
kirchlichen Zentralbehörden und die provinziellen Konſiſtorien wur⸗ 
den dann auch trotz mancher Proteſte aufgehoben und ihre Be⸗ 
fugniſſe der Sektion für Kultus und Unterricht des Miniſte⸗ 
riums des Innern übertragen. Der Miniſter des Innern, ſeit 
1817 der Kultusminiſter, vereinigte in ſeiner Perſon die Aus⸗ 
übung der ſtaatlichen Kirchenhoheit, die das Aufſichts⸗ und 
Schutzrecht in ſich ſchließt, mit der landesbiſchöflichen Kirchen⸗ 
gewalt. Aber es war in den Männern der Reformzeit doch 
ein anderer Geiſt als in ihren Vorfahren, den Aufklärern. Für 
den Steinſchen Kreis war die religiöſe Fürſorge für den Ein⸗ 
zelnen und die Förderung der Gemeinde eine heilige Pflicht des 
Staates ſchon um ſeiner Aufgabe willen. Deshalb war man 
auch für die Aufhebung des Kirchenpatronats zu Gunſten der 
Gemeinde. „Es iſt der Zweck des Staates, der Menſchheit 
die höchſten Güter teilhaftig zu machen und der Zuſtand der 
Religioſität iſt der höchſte Zuſtand der Menſchheit“ ſagt Alten⸗ 
ſtein. Eine evangeliſche Kirche gab es für die Reformer eben⸗ 
ſowenig wie für die Aufklärer, und es beſtand ja eine ſolche 
zum mindeſten als Organiſation auch tatſächlich nicht. So ſind 
ſie ſich über das ganze Problem der Kirche nicht klar geworden. 
Die Löſung, ſie als eine ſich ſelbſt verwaltende Körperſchaft 
in Art der ſtädtiſchen Gemeinweſen anzuſehen und zu geſtalten, 
lag nicht in dem Blickfelde der Zeit. So iſt Stein für die 
Staatskirche, aber er dachte auch an die Ausſtattung einzelner 
kirchlicher Inſtitute mit Grundbeſitz, um fie von den öffentlichen 
Kaſſen unabhängig zu machen. Ja, er konnte ſogar von Biſchöfen 
und Abten als ſelbſtändiger Spitze der Kirche ſprechen; viel⸗ 
leicht wirkte dabei das nordiſche Kirchenweſen mit. Schleier⸗ 
macher ſah die Gefahr jeglicher Verbindung zwiſchen Staat 
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und Kirche; fie widerſpräche dem Weſen des Chriſtentums. 
Es müſſe auch Gebiete im Staate geben, über die er keine 
Gewalt habe. Allerdings kam Schleiermacher zu zielklarer For⸗ 
mulierung ſeines Kirchenideals nicht. Dazu waren ſein indivi⸗ 
dualiſtiſches Gefühl als Ausgangspunkt und ſeine weiche Art 
zu ſchwankend. 


Die Sonderung der evangeliſchen Kirche vom 
Staate. 

Die Entwicklung des Proteſtantismus zur evangeliſchen Kirche 
iſt dann im neunzehnten Jahrhundert in Preußen einen ſeltſamen 
Weg gegangen. Von 1815 ab wurden die Provinzialkonſiſto⸗ 
rien, allerdings als Abteilungen des Oberpräſidiums, wieder 
hergeſtellt und ihnen 1845 die geſamte kirchliche Verwaltung 
übergeben. Ebenſo erhielt die einzelne Gemeinde Vorſtands⸗ 
und Vertretungsorgane durch ein Landesgeſetz von 1817 in 
Anlehnung an das Vorbild der reformierten Kirchenorgani⸗ 
ſation, wenn auch die Entwicklung nachher ins Stocken geriet. 
„Zur Förderung des inneren Zuſammenhanges der evangeli⸗ 
ſchen Kirche“ wurden 1829 die Generalſuperintendenten in die 
kirchliche Organiſation eingefügt und erhielten ein perſönliches 
Beaufſichtigungsrecht „nach den ihnen vom Miniſter der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten erteilten Inſtruktionen“. Als Organ der 
geiſtlichen Oberen erhielten ſie Sitz und Stimme in den Kon⸗ 
ſiſtorien und zuerſt auch in den Regierungen. Entgegen den Wün⸗ 
ſchen der Reformer waren ſo die Generalſuperintendenten zu 
Beamten geworden. Sie hatten nach deren Willen, wie Nico⸗ 
lovius es ausdrückte, „väterliche Pfleger“ der Geiſtlichkeit wer⸗ 
den follen, jetzt waren fie vorgeſetzte Beamte. Die Leitung der 
Kirche wurde in die Hände des Königs gelegt, aber nicht in 
ſeiner Eigenſchaft als Staatsoberhaupt erhielt er ſie, ſondern 
eigentlich mehr, weil er die erſte Perſon des Staates war. 
Aus der Steinſchen Staatskirche wurde ſo etwas wie eine 
Art Hofkirche; die Bedeutung der Oberhofprediger in ſpäterer 
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Zeit ſpricht davon. Es ergaben ſich bei dem natürlichen Zuſam⸗ 
menhange zwiſchen Staatsoberhaupt und Landesbiſchof viele be⸗ 
rechtigte Beſchwerden gegen dieſes Syſtem. Beſonders trat das 
in der Zeit der Unionsbeſtrebungen zu Tage. Verwaltungs⸗ 
mäßig waren reformierte und lutheriſche Kirchengemeinden ſchon 
durch die Steinſche Behördenorganiſation vereinigt worden. Jetzt 
ging das Bemühen des Königs, getragen von der Zuſtimmung 
der Einſichtigen, auf möglichſt ſchnelle Durchführung der Union, 
die 1817 verkündet worden war. Soweit ſie nur die Zuſam⸗ 
menfaſſung der beiden verſchiedenen proteſtantiſchen Bekennk⸗ 
niſſe zur unierten Kirchenorganiſation war, wurde man der 
Widerſtände Herr. Sie ſollte aber darüber hinaus und vor 
allem die Verſchmelzung der altlutheriſchen Orthodoxie mit dem 
Pietismus herbeiführen. So mußten ſich eruſte Schwierigkeiten 
aus kiefer religiöſer Überzeugung ergeben. Das zeigte fi) bei 
der Einführung einer neuen Agende. Um ſolcher Ziele willen 
wurde dabei „bei Strafe des Ungehorſams“ Druck mit ſtaatlichen 
Mitteln nicht geſcheut, was zur Abſonderung der Altlutheraner 
führte. Zum erſten Male wanderten in dieſer Zeit aus Preußen, 
dem Lande der Gewiſſensfreiheit, große Scharen um ihres Glau⸗ 
bens willen aus. 

An dieſen Streitigkeiten entzündete ſich aber das Gefühl der 
Unabhängigkeit der Kirche von dem Staate und für die Mög⸗ 
lichkeit des felbftändigen landesherrlichen Kirchenregiments, def- 
fen Ausbau 1850 durch die Einrichtung des Cvangeliſchen Ober⸗ 
kirchenrats als eigener Zentralbehörde neben dem Kultusminiſte⸗ 
rium beendet wurde. In deſſen Schaffung ſah der Miniſter 
von Raumer ein Zugeſtändnis an fremde Staatstheorien. Er 
empfand richtig, daß ein Schritt zur Sonderung der Kirche 
vom Staate getan ſei. Auch ſonſt ſtand er im Widerſpruch zu 
den romantiſch kirchlichen Anſchauungen König Friedrich Wil⸗ 
helms IV., die bei allem Prieſterkönigtum des Herrſchers doch 
um die Notwendigkeit wußten, die Kirche vom Einfluß des 
Staates zu befreien. Der König ſuchte die „rechten Hände“ 
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für die Leitung der evangeliſchen Kirche, er fand fie nicht. Er 
dachte daran, die alten Domſtifter an die Stelle der Konſiſtorien 
zu ſetzen, aber als er den Übergang des Brandenburger Dom⸗ 
ſtiftes in kirchliche Hände vorbereitete, machte der Miniſter 
es um der „Kirche“ willen unmöglich, d. h. um der gebun⸗ 
denen Kirche ſeines Ideals des chriſtlichen Staates willen. 
So mußte Raumer auch gegen den ſynodalen und presbyferialen 
Aufbau der Kirche ſein, die bei ſolcher Entwicklung nicht mehr 
eine behördlich gepflegte und den Untertanen mit mehr oder 
minder ſtarkem Zwang dargebotene Heilsanſtalt des chriſtlichen 
Staates ſein konnte. Trotzdem ſetzte ſich der aus dem refor⸗ 
mierten Kirchentum ſtammende ſynodale Gedanke durch. Schon 
ſehr früh im Jahrhundert war die Forderung nach Synoden 
neben oder an Stelle der bisherigen Verfaſſung erhoben worden. 
Aber die Verfechter dieſes Gedankens waren z. T. die liberalen 
Politiker, die in unzuläſſiger Weiſe dem Gedanken des demo- 
kratiſchen Staatsbürgertums auf kirchlichem Gebiete ein Kirchen⸗ 
bürgertum zur Seite ſetzten und ſo von unten her die Kirche 
ausſchließlich aufbauen wollten. Der Sieg dieſer Gedanken wider⸗ 
ſprach aber dem Geiſte der religiöſen Gemeinſchaft, der ja 
doch vom Geiſte des Dienens am höchſten Gute ausgeht und 
ſich nicht auf der Vertragslehre mit ihren Rechten des Einzel⸗ 
nen gründen kann. So kam es zunächſt nur in den Rheinlanden 
und Weſtfalen zur Einführung von Synoden, die ein Mann 
wie Chriſtian Carl Joſias Bunſen, der Freund Friedrich Wil⸗ 
helms IV., als Grundlage „der Kirche der Zukunft“ anſah. 
Auch in dieſen beiden Provinzen wurde aber doch das landes⸗ 
kirchliche Regiment der Konſiſtorien von enffcheidender Bedeu⸗ 
tung. Die rheiniſch⸗weſtfäliſche Löſung des Aufbaus der Kir⸗ 
chenorganiſation iſt dann nachher durch Falk in den ſiebziger 
Jahren allgemein durchgeführt und 1876 durch Staatsgeſetz an⸗ 
erkannt. Der äußere Rahmen der heutigen evangeliſchen Kirche 
der altpreußiſchen Union war geſchaffen. Allerdings iſt die durch 
ihre Entſtehungsgeſchichte begreifliche Bürokratiſierung der 


122 II. Stieg der Staatsallmacht über Steins Staatsgedanken 


Kirche noch zu überwinden. Als in der Revolution dann das 
Recht des Landesherrn über die Kirche verſank, überſtand ſie 
doch die Gefahren, denn in der Arbeit eines Jahrhunderts war 
ein feſtes Gefüge geſchaffen worden. Ihre neu erkannte Auf⸗ 
gabe, die Gewiſſensmacht im Volke zu ſein, kann die Kirche nur 
erfüllen in äußerer Freiheit und innerem Verantwortungsgefühl 
dem Staate gegenüber. Ihre eigne Fahne, vielleicht zunächſt 
nur gewählt, um aus den politiſchen Tageskämpfen heraus⸗ 
zukommen, wird allmählich immer ſtärker Sinnbild ihrer Un⸗ 
abhängigkeit vom Staat. Und auch die Kirchenverträge mit 
außerpreußiſchen und »deutſchen Staaten befreien fie von dem 
Druck, den Jahrhunderte hindurch die Tatſache ihrer Begrenzung 
auf einzelne Staatsgebiete erzeugte, und machten ſie zur ſelbſtän⸗ 
digen geiſtigen Macht. Den vorläufigen Abſchluß dieſer Entwick⸗ 
lung bildet der Kirchenvertrag mit dem preußiſchen Staate, der 
nicht mehr eine bloße innerſtaatliche Angelegenheit der geſetzgeben⸗ 
den Körperſchaft ſein wird. Er bedeutet für das geiſtige Leben des 
Proteſtantismus das Offenbarwerden eines neuen Zeitalters feiner 
Geſchichte. 

Der Einfluß der Kirche im ſtaatlichen Schulweſen iſt im 
Laufe des Jahrhunderts immer ſchwächer geworden; er wäre 
wahrſcheinlich ſchon in den ſiebziger Jahren verſchwunden, wenn 
eben nicht durch die beſondere Stellung des Königs in der 
Kirche und durch den Widerſtand des außenpolitiſch erfolgreichen 
Staates gegenüber den liberalen individualiſtiſchen Ideen eine 
Entwicklung im Sinne des franzöſiſchen weltlichen Schulweſens 
unmöglich gemacht worden wäre. Für die geſamte kulturelle 
deutſche Entwicklung iſt es von größter Bedeutung geworden, 
daß die Gedankenwelt von 1789 in Preußen-⸗Deutſchland erſt 
1918 zum politiſchen Siege gelangte, als ſie ihren Höhepunkt 
ſchon längſt überſchritten hatte und wohl mit Recht vieles Ver⸗ 
morſchte beiſeiteſchieben konnte, aber nicht mehr die geiſtige 
Kraft hatte, ein weſtleriſches Erziehungsideal aufzuſtellen, dem 
die Nation folgte. 
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Einfluß der Kirche im höheren Schulweſen. 

Im höheren Schulweſen, das ja in der Reformzeit durchaus 
nur als Gelehrtenſchule und Bildungsſtätte des höheren Be⸗ 
amtentums gedacht worden war, war der kirchliche Einfluß 
gering. Den Generalſuperintendenten hatte wohl eine Kabi⸗ 
nettsordre die Aufſicht über den Religionsunterricht gegeben, 
aber praktiſch war das nicht von erheblicher Bedeutung. Wohl 
beſtanden kraditionsmäßig noch ſtarke Verbindungen zwiſchen 
höherer Schule und evangeliſcher Kirche. Romantiſch⸗religiöſer 
Zeitgeiſt und ſtaatlicher Wille hatten ſorgfältig alle alten Bil⸗ 
dungen gepflegt oder neue angeknüpft. Die Jahre der Revolu- 
tion von 1848 bedeuten nur eine kurze Unterbrechung, aber die 
„Verhandlungen über die Reorganiſation der höheren Schulen“ 
Preußens im Jahre 1849 zeigen doch, wie ſchon die konfeſſio— 
nelle Beſtimmtheit der höheren Schule mit Rückſicht auf das 
neue Staatsbürgerideal der Verfaſſung ſcharf umſtritten wird. 
Der ſtaatliche Kommiſſar Brüggemann bemerkte, wenn der 
Staat in den ſämtlichen Steuerpflichtigen nur Staatsbürger 
erkenne (alſo jede andere Eingliederung der einzelnen Menſchen 
in Gemeinſchaften oder Verbände als unbeachtlich ablehne), ſo 
könnten die Staatseinnahmen auch nur zu Zwecken, die der 
Staat kenne, verwendet werden. Der Staat ſei alſo berechtigt, 
bei den von ihm gegründeten Anſtalten den konfeſſionellen Cha⸗ 
rakter zu ändern und aufzuheben und müſſe dies bei veränder⸗ 
ten Staatsgrundſätzen auch tun. Den konfeſſionellen Charakter 
der Schule beſtimmt Brüggemann folgendermaßen: „Die Schule 
iſt verpflichtet, die Jugend zu unterrichten und zu erziehen im 
lebendigſten Bewußtſein und Zuſammenhang mit einer beſtimm⸗ 
ten Kirche und beim Unterricht, inſoweit er eine verſchiedene 
Auffaſſung vom religiöſen Standpunkte zuläßt, denſelben feſt⸗ 
zuhalten.“ Einer der Teilnehmer bezeichnet ſchon damals die 
Gefahren der Entkonfeſſionaliſierung der höheren Schulen fol- 
gendermaßen: „In den Schulen ohne allen konfeſſionellen Cha⸗ 
rakter würde der religiöſe Indifferentismus, der grundſätzlich 
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in ihnen herrſchen müßte, notwendigerweiſe alle Einheit in den 
Erziehungsmaxrimen wie die bei der Behandlung des Lehrſtoffes 
leitenden wiſſenſchaftlichen Grundanſchauungen in ihnen auf⸗ 
heben.“ 

Nachdem der preußiſche Staat noch einmal der demokratiſchen 
Ideen Herr geworden war, werden die alten Gedanken des chriſt⸗ 
lichen Staates auch auf dem Gebiete des höheren Schulweſens 
ſcharf betont. Ludwig Wieſes amtliche „Hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſche Dar⸗ 
ſtellung des höheren Schulweſens“ von 1864 iſt dafür ein Zeug⸗ 
nis. Sie zeigt zugleich wie mannigfache, außerordentlich zahlreiche 
Verbindungen zwiſchen höherer Schule und Kirche noch be— 
ſtanden oder wiederhergeſtellt worden waren. Abgeſehen von 
kirchlichen Stiftungen und geldlichen Zuwendungen iſt die Sitte 
der gemeinſamen Abendmahlsfeier, die Vertretung der Geiſtlich⸗ 
keit im Schulvorſtande, auch wohl ihr Mitaufſichtsrecht in 
inneren Angelegenheiten, die Teilnahme der Schulen an kirch⸗ 
lichen Handlungen aller Art bemerkenswert. 

In den ſechziger Jahren und namentlich in der Ara Falk 
kommen die liberalen Ideen im Schulweſen zur Herrſchaft. In 
den ſpäteren Ausgaben von Wieſes hiſtoriſch⸗ſtatiſtiſcher Dar⸗ 
ſtellung des höheren Schulweſens in Preußen iſt die Konfeſſio⸗ 
nalität der höheren Schulen wie fortgewiſcht. In ſeinen „Lebens⸗ 
erinnerungen und Amtserfahrungen“ hat er die Erziehungsgrund⸗ 
ſätze der verſchiedenen Epochen dahin charakteriſiert: „Einſt war 
das Erziehungsideal rechtſchaffenes Chriſtentum, dann die Bil⸗ 
dung edler Menſchlichkeit, ſeit den ſiebziger Jahren der Staats⸗ 
bürger, wobei keins der Ideale von den andern völlig ausge⸗ 
ſchaltet worden wäre.“ Wenn er das heutige allgemeine Er⸗ 
ziehungsideal charakteriſieren ſollte, welche Bezeichnung würde 
er dafür wählen können? Gäbe es überhaupt auch nur annähernd 
ein ſolches? 

Kirche und Volksſchule. 

Viel ſtärker war der kirchliche Einfluß bis in die Gegenwart 

im Volksſchulweſen. Zwar ſtellte zu Beginn des Kulturkampfes 
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das preußiſche Schulaufſichtsgeſetz von 1872 feſt, daß die Re⸗ 
gierung bei der Einſetzung der Schulaufſichtsbeamten völlig 
autonom ſei. Man wollte mit dieſem politiſchen Geſetz vor 
allem den Einfluß der polniſch⸗katholiſchen Geiſtlichkeit be⸗ 
ſchränken, wozu die Aufhebung der entgegenſtehenden Para⸗ 
graphen des Landrechts erforderlich war. An eine Begründung 
aus der Notwendigkeit heraus, die Schulaufſicht durch Fachleute 
ausführen zu laſſen, dachten die Politiker nicht: es handelte ſich 
für fie ausſchließlich um die Durchführung ihrer Nationalſtaats⸗ 
idee. Aber die Stellung des Ortsgeiſtlichen als ſtaatlichen Lokal⸗ 
ſchulinſpektors, die faſt ausſchließliche Verwendung der Geiſt⸗ 
lichen als Kreisſchulinſpektoren und Leiter von Seminaren ließen 
nach der Ara Falk immer ſtärker den tatſächlichen Einfluß der 
Kirche im Volksſchulweſen weiter reichen, als er geſetzlich feſt⸗ 
gelegt war. Das entſprach im allgemeinen der Anſchauung der 
maßgebenden Kreiſe. Noch der liberale Miniſter der Revo⸗ 
lutionszeit von 1848, Graf Schwerin, war der Meinung, die 
höhere Schule zwar ſei vorwiegend Sache des Staates, die 
Volksſchule dagegen vielmehr Sache der Kirche. Die Liberalen 
der ſechziger Jahre mit Rudolf von Gneiſt an der Spitze wollten 
mit der Verfaſſung von 1850 dem Religionsunterricht „feine 
integrierende Stellung als harmoniſchen Teil der Jugenderziehung 
erhalten“. In dem ihnen eigenen Optimismus meinten ſie, „der 
deutſche Idealismus in ſeinem Sinn für Wahrheit und Recht, 
in ſeiner Innerlichkeit für alle Fragen der Religion und der 
Schule“ würde ſchon eine ſachliche Löſung des Problems Schule, 
Staat und Kirche finden. Erſt Falks Schulgeſetzentwurf zeigt 
dann die Einſtellung des Liberalismus dieſer Zeit zur Kirche als 
ſelbſtändiger Körperſchaft. Die Kirche bleibt in allen Verwal⸗ 
fungsinftanzen nach dieſem Plan von jeder Mitwirkung ausge⸗ 
ſchloſſen; nicht einmal im örtlichen Schulvorſtand ift der Pfarrer 
Mitglied, ein Recht, was ſelbſt die Revolution von 1918 über⸗ 
dauert hat. Dabei war Falk perſönlich eine religiöfe Natur und 
hat zeitlebens am Leben der kirchlichen Gemeinde rege feilgenom- 
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men. Aber der beſtehenden Kirche als Ganzem, als Gemeinſchaft 
mit beſonderen Aufgaben, Pflichten und Rechten im Leben des 
Volkes brachte er wenig Verſtändnis entgegen. So iſt dieſer 
Liberalismus auch folgerichtig für die Simultanſchulen, die den 
Kindern aller chriſtlichen Bekenntniſſe offen ſteht und den all- 
gemeinen chriſtlichen Charakter bewahrt; dabei iſt ſie natürlich, 
was öfter überſehen wird, in geſchloſſen konfeſſionellen Gegenden 
in Wirklichkeit Schule einer beſtimmten Konfeſſion. 

In den letzten fünfzig Jahren iſt dann das öffentliche Leben 
im allgemeinen und das geiſtige im beſonderen wohl noch ſtärker, 
immer mehr der Kirche entfremdet worden. Die Hofkirche auf der 
einen Seite, die Geiſtlichkeitskirche auf der anderen ſtanden trotz 
mancher Ausnahmen im großen und ganzen den neuen Aufgaben 
des Zeitalters verſtändnislos gegenüber. Deſſen Menſchen wurden 
immer „aufgeklärter“, bis die Kataſtrophe des Weltkrieges den 
Belehrbaren zeigte, welche erbärmliche Lüge die Lehre vom Fort⸗ 
ſchritt und der immer größer werdenden Vervollkommnung des 
einzelnen Menſchen iſt, bis ſie zeigte, wie des Menſchen „Ich“, 
dieſe angebetete und vergötterte Scheingröße, losgelöſt von dem 
Urgrunde der gottgegebenen Gemeinſchaften einer Schneeflocke 
gleicht in ihrer Vergänglichkeit und ihrer Bedeutung. 


Religions unterricht, Schule und Kirche. 

Ganz folgerichtig iſt die Stellung des Religionsunterrichtes 
im Falkſchen Schulgeſetzentwurf. Wenn es keinen chriſtlichen 
Staat gibt, und es gibt ihn nicht als Inſtitution — er kann es 
erſt durch die Chriſtenmenſchen werden, die ihn ſich erobern —, 
wenn es alſo keinen chriſtlichen Staat an ſich gibt, dann kann der 
Religionsunterricht, wie die Reichsverfaſſung von 191g richtig 
ſagt, nur in „Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der be⸗ 
treffenden Religionsgeſellſchaft unbeſchadet des Aufſichtsrechtes 
des Staates“ erteilt werden. Dies kann ſich naturgemäß nur auf 
die techniſche Seite dieſes Unterrichtes beziehen. So übergab Falk 
in ſeinem Schulgeſetzentwurf den Religionsunterricht im weiteſten 
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Umfange der Aufſicht und Leitung der Religionsgeſellſchaften. 
Kommiſſare der kirchlichen Oberen ſollten bei der Prüfung der 
Befähigung für den Religionsunterricht in allen Schulen mit⸗ 
wirken und ihre Zuſtimmung zu der Erteilung der Befähigung 
erforderlich ſein. Ihnen ſollte auch ein Einſpruch gegen den Re⸗ 
ligionslehrer wegen Abweichungen von der Lehre der Kirche zu⸗ 
ſtehen, allerdings nur in Form einer Anrufung der ſtaatlichen 
Eutſcheidung. Die kirchlichen Oberen hatten ferner das Recht, die 
Lehrpläne für den Religionsunterricht zu begutachten, ſich bei der 
Zulaſſung neuer Lehrbücher zu äußern, von der Erteilung des 
Unterrichts Kenntnis zu nehmen und Beſchwerde zu erheben. Das 
ſollte im weſentlichen für alle Schulen ohne Unterſchied gelten. 
Und auch die Beſtimmungen, die den Artikel 149 der Wei⸗ 
marer Reichsverfaſſung ausführen, können nur eine Regelung 
treffen, die nicht dem indifferenten Staate, ſondern eben den 
Religionsgemeinſchaften die Entſcheidung über den Inhalt des 
Religionsunterrichtes gibt. Wie wenig dieſes Problem erkannt 
iſt, mögen die Theſen zeigen, die noch 1927 von evangeliſchen 
akademiſchen Religionslehrern vorgetragen werden konnten und 
des Abdrucks in den Verbandsnachrichten für wert erachtet wur⸗ 
den: 1. Die Schule iſt Sache des Staates; 2. der Religions- 
unterricht iſt Sache des Staates; 3. nach der Verfaſſung muß 
dieſer Religionsunterricht nach den Grundſätzen der Religions- 
gemeinſchaften erteilt werden; 4. das zu kontrollieren iſt Sache 
des Staates; denn in der Staatsverwaltung ſitzen evangeliſche 
Männer und Frauen, die imſtande ſind, dieſe Fragen angemeſſen 
zu entſcheiden. 

Wie dieſer kirchliche Einfluß ausgeübt wird, das iſt eine Frage 
der Kirche, nicht der Geiſtlichen allein oder der Lehrer, ſondern 
der ganzen Kirche. Daß er in Formen geſchehen muß, die all⸗ 
mählich eine immer größere Zuſtimmung der Lehrerſchaft finden, 
iſt eine berechtigte Forderung. Wir Lehrer dürfen nur dabei nicht 
vergeſſen, daß wir Glieder unſerer Kirche mit Pflichten und 
Rechten find. Es geht ſchließlich nicht an, daß der Religions- 
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lehrer ſich nur feinem individuellen Gewiſſen und nicht auch dem 
Gewiſſen der Kirche und der einzelnen Gemeinde gegenüber ver⸗ 
antwortlich glaubt. Sonſt würden die evangeliſchen Religions- 
lehrer eine Stellung einnehmen, wie ſie im Zeitalter Friedrichs 
des Großen die Mitglieder des aufgelöſten Jeſuitenordens als 
Lehrer an den katholiſchen Gymnaſien Schleſiens einnahmen. 
Dieſe Prieſter des königlichen Schuleninſtituts waren ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nur im Zeitalter der Aufklärung möglich und auch da⸗ 
mals nur vorübergehend. Der Rechtslehrer R. Piloty hat im 
Archiv des öffentlichen Rechts (N. F. Heft 5) in dieſer An⸗ 
gelegenheit mit Recht geſagt: „Solange Religionsunterricht in 
beſtimmter Konfeſſion an öffentlichen Schulen gelehrt wird, 
haben immer die Religionsgeſellſchaften den Lehrinhalt beſtimmt. 
Das war immer ſo und wird immer ſo bleiben.“ Der evangeliſche 
Religionslehrer ſollte nicht immer nur auf die vermeintlichen Ge⸗ 
fahren dieſer von der Verfaſſung vorgeſchriebenen Regelung 
ſehen, ſondern er ſollte ſich bewußt ſein, daß jetzt ſein Unterricht 
ſtärker mit der organiſierten Kirche verknüpft wird und damit 
ſeine iſolierte Stellung im religiös⸗kirchlichen Leben des Volkes 
verliert. Er ſollte erkennen, daß die Bedeutung des Religions- 
unterrichts nicht in ſeinem „wiſſenſchaftlichen“ Charakter (wie 
man gemeinhin den theologiſchen nennt) liegt, ſondern darin, daß 
in ihm eine andere als die begriffliche und hiſtoriſche Welt des 
Geiſtes ihre Stätte hat. 
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4. Städtiſche Selbſtverwaltung und Schule. 


Zerſtörung der Steinſchen Selbſtverwaltung 

durch den Staat. 

Als Stein der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung wieder im Staats⸗ 
leben Raum gab, da tat er es nicht um der Städte willen, 
ihre Verwaltung hätte ſicher eben ſo billig, ſo zuverläſſig von 
Staats wegen geſchehen können. Er tat es um des Staates 
willen, er wollte, wie es in der Einleitung der Städteordnung 
heißt, den Bürgern „eine tätige Einwirkung auf die Verwaltung 
des Gemeinweſens beilegen und durch dieſe Teilnahme Gemeinſinn 
erregen und erhalten“. Wir haben ſchon gehört, daß ſein Plan, 
die Selbſtverwaltung auch den Landgemeinden, den Kreiſen, den 
Provinzen zu geben, in ſeiner Zeit nicht zur Durchführung kam. 
Das gelang erſt in der Bismarckſchen Zeit. Aber unter Ein⸗ 
wirkung der liberalen Ideen erhielt die Staatsbürokratie ſtär⸗ 
keren Einfluß, als der Kanzler es wollte und als es im Sinne 
Steins gelegen hätte. Auch die neue Landgemeindeordnung birgt 
die Gefahr weiterer Bürokratiſierung in ſich, wenn ſie auch an 
Stelle der namentlich im Oſten für viele Aufgaben zu kleinen 
Dorfgemeinden einen größeren Verwaltungskörper durch Zu⸗ 
ſammenfaſſung mehrerer ſchaffen will. Bei der natürlichen Ver⸗ 
bundenheit der Dorfbewohner miteinander in der Dorfgemein⸗ 
ſchaft iſt die rechtliche Stellung der Gemeinde zur Schule nicht 
von ſo beſonderer Bedeutung. Da die ländlichen Verhältniſſe 
außerordentlich konſervativ ſind, können wir uns im weſentlichen 
auf die Städte beſchränken. 

Die deutſche Selbſtverwaltung auf örtlicher Grundlage unter⸗ 
ſcheidet ſich dadurch von der Englands und Frankreichs, daß ſie 
innerhalb ihres Gebietes, abgeſehen von den geſetzlichen Grenzen, 
unbeſchränkt unter eigener Verantwortung freiwillig tätig iſt, 
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während die engliſche erſt in jedem einzelnen Falle (efiwa bei dem 
Bau einer Straßenbahn, eines Gaswerks) durch ſtaatliches Geſetz 
bevollmächtigt wird und die franzöſiſche unter ſtarkem Einfluß 
des ſtaatlichen Präfekten ſteht. Auch die deutſche Selbſtverwal⸗ 
tung hat neben den Angelegenheiten ihres eigenen Bereichs ſtaat⸗ 
liche Auftragsangelegenheiten auszuführen und dient ſo auch als 
Organ des Staates. Lange Zeit hindurch haben Verfechter der 
Intereſſen der ſtädtiſchen Selbſtverwaltung, wir nennen nur 
Rudolf Gneiſt in den ſechziger Jahren und im letzten Menſchen⸗ 
alter Hugo Preuß, die Schule zu einer reinen Selbſtverwaltungs⸗ 
angelegenheit machen und dem Staate nur die Regelung 
des Unterrichtstechniſchen zugeſtehen wollen. Sie gingen dabei 
von der Städteordnung aus, verkannten aber, daß die Heran⸗ 
bildung der Jugend nur eine Sache aller Verbände der Nation, 
nicht eines allein, ſein kann. Ihr großer Gegenſpieler und end⸗ 
gültiger Beſieger, der Staat, war ebenfalls einſeitig genug, 
immer mehr allein für ſich die ganze Herrſchaft in der Schule 
in Anſpruch zu nehmen. Und in der Revolutionszeit noch tauchten 
Pläne ganz radikaler Durchführung der Alleinherrſchaft des 
Staates über die Schule auf, natürlich im Gewande irgend⸗ 
welcher ſogenannten „freiheit“ lichen Verbrämung. 

Die Selbſtändigkeit der Städte iſt im Laufe des Jahrhunderts, 
namentlich aber durch Krieg und Nachkriegszeit, ſtark beſchränkt 
worden. Die Revolution hat dadurch keinen Wandel zu Gunſten 
der Städte gebracht, vielmehr ſind deren Klagen über die Be⸗ 
ſchränkung der Selbſtverwaltung mit Recht immer ſtärker ge⸗ 
worden; iſt doch die kommunale Finanzhoheit faſt ganz durch die 
moderne Steuergeſetzgebung zerſtört, ſind doch rund 80 Prozent 
der ſtädtiſchen Ausgaben heute durch Staatsgeſetz erzwungen 
oder ſonſt irgendwie zwangsläufig. Neben manchen anderen 
wichtigen Gründen liegt eine Haupturſache, wie nicht oft genug 
betont werden kann, darin, daß ja durch die Revolution über⸗ 
haupt kein Wandel in den Anſchauungen über Aufgaben und 
Grenzen des Staates eingetreten iſt, ſondern daß der Grundſatz 
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der Staatsallmacht im Staate der Volksſouveränität eine ganz 
andere Wucht bekommen hat als in dem alten Staate. Einen 
Sonderwillen eines Teils braucht das allmächtige ſouveräne Volk 
oder beſſer ſeine Mehrheit, wie ſchon das Beiſpiel der fran⸗ 
zöſiſchen Revolution zeigt, nicht anzuerkennen. Die im Auftrage 
der Mehrheitsparteien gebildete Regierung iſt an und für ſich der 
Selbſtverwaltung gegenüber viel mächtiger als die des früheren 
konſtitutionellen Staates, die ſich gegenüber dem im Parlamente 
verkörperten Volkswillen ſah. Die damaligen Beſchützer der 
Selbſtverwaltung, die Parteien, find heute Träger und Be⸗ 
herrſcher des ſtaatlichen Lebens, und ſie ſind ſchließlich ja auch 
weit über den Kreis der Großſtädte hinaus in den Gemeinden 
von ausſchlaggebender Bedeutung. So ſind im allgemeinen die 
Städte nur des Staates Abbilder. Sie beſchränken ihre Bürger 
ebenſo in ihren Rechten, bevormunden ſie in gleicher Weiſe, wie 
ſie ſelbſt es vom Staate werden. 


Der Bürger — eine altmodiſche Geſtalt. 

So hat das Wort „Bürger“ heute mit Recht einen alt⸗ 
väteriſchen Klang bekommen, gibt es doch Bürger im Sinne der 
Städteordnung heute nicht mehr im politiſchen Leben, während 
es in anderen Ländern, z. B. in der Schweiz, noch wirklich 
Bürgerrechte gibt, die erworben werden müſſen. Das deutſche 
Volk hat auch auf politiſchem Gebiete den Individualismus ſich 
völlig auswirken laſſen und jede Eigenart, jede Sonderung be- 
ſeitigt. An die Stelle des Bürgers iſt der Einwohner getreten. 
Und ſo ſtirbt der Bürgerſinn immer mehr ab. Zahlloſe Deutſche 
aller Schichten fühlen ſich katſächlich nur noch als Einwohner 
mit zufälligem Wohnſitz, aber mit keinerlei Bindungen irgend⸗ 
welcher Art an das Gemeinweſen. Mag das durch die induſtriell⸗ 
großſtädtiſche Entwicklung z. T. bedingt ſein, daß es ſolche 
Ausmaße angenommen hat, daran iſt der Geiſt des individua⸗ 
liſtiſchen Jahrhunderts ſchuld. Er iſt jetzt, wo er in den geiſtig 
führenden Schichten ſeinen Höhepunkt überſchritten hat, in vollem 
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Vordringen in den Kleinſtädten und auf dem Lande, wie überall 
zu beobachten iſt. Und er hat ſich überall auch im politiſchen Leben, 
im Staate und in den Städten, ausgewirkt. Die Stadtverwal⸗ 
tungen als Organ der „Selbſtverwaltung“ wollen heute im 
Ernſt gar keine Mitwirkung der „Bürger“. Der Geiſt der 
Bürokratie, den Stein durch die Städteordnung überwinden 
wollte, er hat ſich längſt die Städte erobert. Was iſt allein an 
Bürgerſinn durch die Art zerſtört worden, in der die Städte die 
notwendigen Eingemeindungen vollzogen! Wieviel gewachſenes 
ſelbſtäudiges Leben fiel und fällt dieſer „Entwicklung“ zum 
Opfer! Statt das Notwendige zu zentraliſieren, iſt alles zen⸗ 
traliſiert. Auch der Bürgerſinn bedarf der Pflege und des Ver⸗ 
ſtändniſſes der Herrſcher des Staates und des öffentlichen Lebens. 
Iſt es unter dieſen Umſtänden zu verwundern, wenn die Be⸗ 
deutung der Gebietskörperſchaften für die Erziehung der Volks⸗ 
bürger und der Staatsbürger, der erwachſenen wie der werdenden, 
im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts immer mehr an Be⸗ 
deutung verloren hat? Ja, wir müſſen heute ſagen, das Problem 
der Selbſtverwaltung nur territorial zu erfaſſen und zu faſſen, 
heißt ſeine entſcheidende Bedeutung für den Aufbau eines macht⸗ 
vollen, im Innern befriedeten Staates verkennen. Die ſtädtiſche 
„Selbſtverwaltung“, wie der Staat von den Parteien und der 
Bürokratie beherrſcht, gebärdet ſich immer ſtärker als Obrigkeit 
im üblen Sinne gegenüber der Schule. Da nun die Erziehung 
nur an der Peripherie ihrer Tätigkeit ſteht, fo bringt fie nur 
fremde, das Eigenleben der Schule ſtörende Einflüſſe zur Gel⸗ 
fung. So bleibt zur Begründung der ſtädtiſchen Anſprüche auf 
die Schulen nur die finanzielle Leiſtung. Die ganze Literatur, 
die von Kämpfern für die heutige ſtädtiſche Selbſtverwaltung 
herrührt, vermag auch nicht ein einziges Argument für die 
ſtädtiſchen Anſprüche anzuführen, das aus der Unkerrichts⸗ oder 
Erziehungsaufgabe der Schule für Staat und Volk abgeleitet 
werden könnte. Damit iſt aber ihren Anſprüchen auf die Schule 
das Urteil geſprochen. 
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Die Notwendigkeit gerechter Verteilung der 
Schullaſten. 

Auch in den Fragen der Aufbringung der Schullaſten hat ſich 
das Bild im Laufe des letzten Menſchenalters geändert. In 
immer ſtärkerem Maße iſt der Staat zum Ausgleich zwiſchen 
armen und wohlhabenden, ländlichen und ſtädtiſchen Gemeinden 
gezwungen geweſen und zur Deckung des Ausgleichs herange- 
zogen worden, ſo daß er heute den weſentlichen Teil des perſön⸗ 
lichen Volksſchulbedarfs nach ſehr verwickeltem Verfahren trägt. 
Die Entwicklung geht zweifellos dahin, die durch den Lehrer ent⸗ 
ſtehenden Schullaſten den Staat, die Gemeinden aber grundſätz⸗ 
lich die fachlichen Koſten fragen zu laſſen. In die Landesſchulkaſſe 
von 1920, die öffentlich⸗rechtlichen Charakter trägt, fließen die 
Beiträge der Gemeinden und die Zuſchüſſe des Staates. Der 
erſtrebte Laſtenausgleich aber iſt durch die Landesſchulkaſſe nicht 
erreicht worden. Auch der neue Volksſchullaſtenausgleich von 
1929 würde nicht die für viele Gemeinden untragbar gewordenen 
Schullaſten weſentlich gerechter verteilen, da ein wirklicher Laſten⸗ 
ausgleich nicht erreicht werden wird. Die Tatſache, daß die länd⸗ 
liche Bevölkerung, d. h. ſtatiſtiſch die Bevölkerung der Ge⸗ 
meinden unter 2000 Einwohnern, nur etwa ein Drittel der 
Staatsbevölkerung ausmacht, aber mehr Kinder als die Städte 
zur Volksſchule ſchickt, zeigt, wie gerechtfertigt der Ruf nach 
Übernahme der Schullaſten durch den Staat iſt. Wenn es nicht 
nur ein Gerede ſein ſoll, daß wir eine Volksgemeinſchaft im 
Staate, ein ſozialer Staat ſind, dann muß dieſe Forderung 
durchgeſetzt werden. Nach einer Berechnung belief ſich die 
ſtädtiſche Volksſchullaſt früher durchſchnittlich auf 68% ihrer 
Einkommenſteuer, heute würde fie etwa 50% ausmachen. Da⸗ 
gegen iſt trotz der 1920 eingerichteten Landesſchulkaſſe, die doch 
den Ausgleich herbeiführen ſollte, die perſönliche Schullaſt der 
Landgemeinden von 128% auf über 200% geſtiegen. Die Land⸗ 
gemeinde hat alfo durch die Volksſchullaſten, trotzdem in ihr die 
Zahl der Erwerbstätigen weit geringer iſt als in den Städten, 
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eine vier⸗ bis fünfmal fo hohe Schulbelaſtung wie dieſe. Unfere 
Landgemeinden brechen unter den Schullaſten zuſammen. Dabei 
iſt noch zu beachten, daß der größte Teil der großſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung aus Zugewanderten beſteht (in Berlin z. B. 70% der 
Bevölkerung). Land und Kleinſtadt haben ihren Unterricht be⸗ 
zahlt. Wie ſtark heute Geld und Wirtſchaftskraft in den großen 
Städten zuſammengeballt ſind, mögen zunächſt einige Zahlen 
aus Ausführungen des Berliner Oberbürgermeiſters zeigen. 
Berlin bringt faſt den 6. Teil der geſamten Reichseinkommen⸗ 
ſteuer, den 4. Teil der geſamten Reichskörperſchaftsſteuer, mehr 
als den 8. Teil der geſamten Reichsumſatzſteuer, mehr als den 
9. Teil der geſamten Reichskraftfahrzeugſteuer und beinah den 
4. Teil der geſamten Hauszinsſteuer. Von 1000 Bewohnern des 
deutſchen Reiches waren 1925 faft 65 Berliner, von 1000 
deutſchen Kindern im ſchulpflichtigen Alter waren 1925 aber 
nur 46 Berliner, d. h. Berlin blieb 1925 in bezug auf die ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder um 290% hinter feinem Anteil an der Reichs: 
bevölkerung zurück. Die Steuerkraftziffer der 23 Städte des 
Reiches, die 1925 mehr als 200 000 Einwohner zählten, betrug 
nach Nr. 7 (1929) der Einzelſchriften zur Statiſtik des Deutſchen 
Reiches, auf den Einwohner berechnet, im Durchſchnitt 103,2 
M.; für das ganze Reich betrug fie 57,2 M., für die Bezirke 
der Landesfinanzämter Königsberg und Oberſchleſien nur 20,2 
M. bzw. 28,9 M. 

Staatsminiſter Drews ſagt in ſeiner Schrift „Verwaltungs⸗ 
reform“ vor 1919 mit Recht über das ganze Problem: „Der 
Laſtenausgleich würde am radikalſten, aber zugleich am einfachſten 
und wirkſamſten dadurch erzielt werden, daß der Staat ſämtliche 
perſonellen Unkoſten, etwa mit Ausnahme des Wohnungsgeldes 
und der Ortszulagen, auf feine Kaffe übernimmt“. „Die Ge⸗ 
ſamtſumme der von allen Steuerzahlern aufzubringenden Staats⸗ 
und Gemeindeſteuern würde nicht größer.“ „Wir werden auf 
dieſem Gebiete ſonſt niemals zu befriedigenden Verhältniſſen ge⸗ 
langen, und gerade hier kann eine wirklich fühlbare Entlaſtung 
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der Gemeinden erreicht werden.“ Es iſt nach dieſen Sätzen Drews 
in den Tatſachen nicht begründet, wenn Unterrichtsminiſter Becker 
diefe Forderung der preußiſchen Lehrer als finanzielle Utopie hinge⸗ 
ſtellt hat. Er hätte es eine politiſche Unmöglichkeit unter den heutigen 
Verhältniſſen nennen ſollen. Das von Drews vorgeſchlagene 
Syſtem hat ſich in Elſaß⸗Lothringen bewährt. Bayern hat es 
1919, Heſſen 1921 für das Volksſchulweſen eingeführt, Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin 1923 auch für höheres Schulweſen. Denn mit 
dieſem ſteht es nicht anders, wenn es auch z. T. ganz vom Staate, 
z. T. von ihm und den Gemeinden und zu einem dritten Teil 
ganz von den Städten, namentlich den Großſtädten, unterhalten 
wird. Die zweite Gruppe, die der ſtaatsunterſtützten ſtädtiſchen 
Schule, befindet ſich in Klein⸗ und Mittelſtädten. Der Plan, 
die Kreisverbände der Nachbarſchaft mit zur Tragung der trotz 
ſtaatlicher Zuſchüſſe zu hohen finanziellen Laſten der Schul⸗ 
gemeinden heranzuziehen, würde nicht einen gerechten Ausgleich 
bewirken, da die ländlichen Verbände, wie oben ausgeführt wurde, 
für das Volksſchulweſen ſchon ſtärker herangezogen werden als 
die Städte. Die dritte Gruppe der ſtadtunterhaltenen höheren 
Schulen iſt beſonders Streitgegenſtand zwiſchen Staat und 
Stadt. Alles, was Drews in bezug auf Deckung der Volksſchul⸗ 
laſten ausführt, gilt genau ſo für die höheren Schulen. Eine 
ſolche Regelung würde zugleich die rechtliche Stellung der Volks⸗ 
ſchullehrer und namentlich der Lehrer an ſtädtiſchen höheren 
Schulen klären, die ja ſo außerordentlich umſtritten iſt. Sie würde 
zugleich die unbedingt nötige Planwirtſchaft im Schulweſen 
überhaupt erſt ermöglichen. 


IV. 


Vom Weſen der Herrſchaft des Staates 
über Schule und Kultur 
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1. Die innere Brüchigkeit der heutigen 
Staatsſchule. 


Die finanzielle und rechtliche Klärung und Regelung der 
Grundlagen des Schulweſens hat aber auch noch eine ungemein 
wichtige Bedeutung für die Erziehungsaufgabe der Schule. Das 
ſtädtiſche Schulpatronat würde dann auch verſchwinden, wie es 
ſeit der Reformzeit immer wieder geplant worden iſt. Kirchen⸗ 
wie Schulpatronat mögen aus juriſtiſchen und finanziellen Grün⸗ 
den nicht ſo leicht zu beſeitigen ſein. Daß ſie aus einer ganz 
anderen völlig überlebten geſellſchaftlichen Ordnung ſtammen, 
das war den Liberalen, z. B. Falk, klar und empfindet jeder 
nicht voreingenommene Betrachter. Mach dem Umſturz von 1918 
wurde wenigſtens in bezug auf die Wahl des Leiters der Lehrer⸗ 
ſchaft der einzelnen höheren Schulen ein beſcheidenes Mitwir⸗ 
kungsrecht zugeſagt, in der Prapis iſt es aber fo gut wie wir⸗ 
kungslos geblieben, weil die politiſchen Faktoren ſelbſtverſtänd⸗ 
lich ſich die Entſcheidung vorbehielten. 


Schwinden des gemeinſamen Erziehungsideals 
in der einzelnen Schule. 

Ebenſo wichtig iſt aber die Zuſammenſetzung der Lehrerſchaft 
der einzelnen Schule. Sie iſt heute zu einem ſchwierigen Problem 
geworden, das nicht für die höheren Schulen beſtand, ſolange 
das Ideal des Neuhumanismus ein innerlich erlebtes des größten 
Teils der Bildungsſchicht war. Ebenſowenig war die chriſtliche 
Grundlage der Erziehung in allen Schulen beſtritten. Gemeinſam 
war auch das Ideal des Nationalſtaates, wie es unter dem 
Eindruck der Bismarckſchen Reichsſchöpfung und ihres Auf⸗ 
blühens ſich geſtaltet hatte. Alle dabei vorhandenen Spannungen 
im einzelnen waren als Zeichen des geiſtigen Lebens zu begrüßen 
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und führten kaum zu einer Zerreißung der inneren Einheit der 
Schule. Zudem war die obrigkeitliche Stellung des Schulleiters 
an allen Schulen nach dem Geſetz und nach ihrem tatſächlichen 
Einfluß ſo ſtark, daß durch ihn ein gemeinſames alle verpflich⸗ 
fendes Erziehungsideal geſchaffen und erhalten werden konnte. 
Das war bei der ungebrochenen Macht der Tradition nicht 
allzu ſchwierig. So konnte die Frage, wer das Recht der Lehrer⸗ 
wahl haben ſolle, im weſentlichen unter dem Geſichtspunkt des 
Herkommens und der finanziellen Leiſtung betrachtet werden. Der 
Schulpatron, der Staat oder die Stadt vollzogen durch ihre 
Organe die Wahl. 

Alle jene Gemeinſamkeiten gehören heute der Vergangenheit 
an. Die Schule iſt vielfach zur Stätte des geiſtigen Chaos ge⸗ 
worden, das beſonders ſtark in der Oberſtufe der höheren Schulen 
in Erſcheinung treten muß, aber überall im letzten Grunde vor⸗ 
handen iſt, mag es auch manchmal durch Tradition noch ver⸗ 
deckt oder gemildert werden und ſo vielen Lehrern noch gar nicht 
zum Bewußtſein kommen. Mit⸗, neben⸗, gegeneinander ſtehen die 
Ideale der chriſtlichen Erziehung und der weltlichen, das autori⸗ 
fafive Ideal und das kameradſchaftliche, das idealiſtiſche und das 
materialiſtiſche, das intellektualiſtiſche, und ein agnoſtiziſtiſches, das 
ſtaats⸗ und weltbürgerliche und das klaſſenmäßige, das Ideal der 
Eingliederung des jungen Menſchen in die überlieferte geiſtige 
Welt und das der Schaffung einer neuen „vom Kinde aus“, 
Und ſo wenig hat unſer Geſchlecht den Mut zur Folgerichtig⸗ 
keit, daß die unvereinbarſten Ideale ganz oberflächlich erfaßt in 
derſelben Schule oder gar in demſelben Menſchen in trüber 
jämmerlicher Miſchung ſich finden. Es ſind in Wahrheit kaum 
noch Ideale, Urbilder des geiſtigen Lebens im ſchwerſten inneren 
Kampfe gewonnen, ſondern Meinungen, hinter denen allen der 
Relativismus ſteht, der den Menſchen zum Maß aller Dinge 
macht, oder Einfalt oder Dünkel, die ihren engen Schul⸗ oder 
Fachgeſichtskreis für die Welt halten. Und in der Flucht vor 
letzten geiſtigen Entſcheidungen, die ja zu Bindungen führen 
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würden, flüchtet dies Geſchlecht, das den Intellektualismus mit 
Recht als ſeinen perſönlichen Fluch und den Fluch der ganzen 
Zeit empfindet, in immer ſtärkeren Intellektualismus hinein. 
Die begrifflich geſchaute oder mechaniſch gedachte Welt ſoll 
vielfach Rettung ſein vor der Notwendigkeit irrationalen Erleb⸗ 
niſſes, vor der Wertung, Prüfung im Angeſichte einer objektiven 
Wahrheit. 


Das Recht der Lehrerwahl. 


Unter dieſen Umſtänden iſt die weltanſchauliche Scheidung 
eine unabweisbare Notwendigkeit; ſie iſt die Vorausſetzung für 
die Schaffung einer geſinnungsmäßig mit einander verbundenen 
Lehrerſchaft der einzelnen Schule, und deshalb gewinnt das 
Recht der Lehrerwahl unabſehbare Bedeutung. Der Staat übt 
es beſtenfalls bürokratiſch aus, wenn ihn nicht ſogar Partei⸗ 
mächte dabei ſtark beeinfluſſen, und genau ſo liegt es bei den Ge⸗ 
meinden. 

Das Recht der Lehrerwahl an den höheren Schulen ſteht für 
die ſtaatlichen ausſchließlich dem Staate zu, für die ſtaatlich 
unterſtützten haben die Städte ein beſchränktes Wahlrecht, für 
die nur von den Städten unterhaltenen ſind dieſe nur an die 
ſtaatliche Anwärterliſte bei ihrer Wahl gebunden. Auch an den 
Volksſchulen iſt ſie zwiſchen Staat und Stadt geteilt. Ent⸗ 
ſprechend der Scheidung der Gemeinden in Schulverbände mit 
mehr als 25 oder mit 8 bis 25, oder ſolche mit ı bis 7 Schul⸗ 
ſtellen regelt ſich auch in verſchiedener Abſtufung der ſtaatliche 
Einfluß bei der Stellenbeſetzung, der für alle Schulen ent⸗ 
ſcheidend iſt bei der Einrichtung neuer Stellen, ſoweit ſie zu 
Laſten der Landesſchulkaſſe gehen. Der Kaſſenanwalt hat dann 
ſeine Zuſtimmung zu geben. Es erſchien, ſo ſagen die Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen zum Volksſchullehrerdienſteinkommengeſetz, 
gerechtfertigt, dem Staate bei der Anſtellung der Lehrer weitere 
Rechte und Befugniſſe einzuräumen. Bisher war es kaum mög⸗ 
lich, den im Schulintereſſe wünſchenswerten Austauſch zwiſchen 
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Lehrern in den größeren und kleineren Schulverbänden vorzu⸗ 
nehmen. Im Hinblick auf die erheblichen Leiſtungen, die der Staat 
zu den perſönlichen Volksſchullaſten übernimmt, muß ihm auch 
ein größerer Einfluß auf die Beſetzung der Stellen eingeräumt 
werden. 

Wo findet ſich in all dieſen und ähnlichen Beſtimmungen 
der Tatſache Rechnung getragen, daß gemeinſame Erziehungs⸗ 
ideale erſt die Zuſammenarbeit der Lehrer einer Schule fruchtbar 
machen? Die äußere Zugehörigkeit zu einer Konfeſſion tut's 
nicht. 


Unmöglichkeit einer wahren Schulgemeinſchaft 
unter dem heutigen Schulideal. 

Ein vergebliches Bemühen wäre es unſeres Erachtens, bei dem 
notwendigen Chaos des heutigen geiſtigen Lebens, einen gemein⸗ 
ſamen Erziehungsgedanken im geſamten deutſchen Schulweſen 
feſtſtellen zu wollen, mag er auch in Reichsverfaſſung und Lehr⸗ 
plänen aller Art gefordert oder behauptet werden. Oder irren 
wir uns? Iſt nicht doch einer vorhanden, der mehr oder minder 
alle Glieder, wir müſſen allerdings leider richtiger ſagen, alle 
Teile des Schulweſens ergriffen hat? Iſt's nicht der Aberglaube 
an die unendliche allſeitige Entwicklungsmöglichkeit jedes ein⸗ 
zelnen? Iſt's nicht das Recht auf individuelle Lebensgeſtaltung 
als höchſtes Recht? Iſt's daher nicht der Aberglaube an den 
Genius im Kinde? Iſt's nicht, um es mit einem Worte zu 
ſagen, das verruchte Erziehungsideal der Aufklärung im Gewande 
der Ideen von 1789, wie es auf dem Boden der Staatsallmacht 
erwächft? 

Aber was für die Welt des Erwachſenen gilt, gilt auch für 
die der Jugend. Es gibt keine lebendige Gemeinſchaft, es gibt 
keine lebendige Geſellſchaft von Beſtand, die vom einzelnen aus⸗ 
gedacht werden könnte, ſondern es gilt in allem Leben den Dualis⸗ 
mus der Welt zu bejahen und die Spannung zwiſchen den ewigen 
Polen durch ſich hindurchgehen zu laſſen, Gott und Welt, Zeit 
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und Ewigkeit, Mann und Weib, Volk und Staat. Der ver- 
nünftige Menſch und die vernünftige Erziehung dieſer Tage 
kennt ſie nicht und kann gar nicht anders, als die flüchtige 
Spanne des einzelnen Lebens zur abſoluten Größe zu erheben. 
Und da ſie das nicht iſt, da ſie das nie wird, da wir immer 
nur dienendes Glied der Lebenskette ſind und darin unſeren Wert 
allein haben, darum iſt ſie ſo bis ins innerſte verlogen, darum 
ſind die Träger dieſes Ideals ſo oberflächliche und ſo geiſtig 
unſaubere und unduldſame Menſchen. Darum gibt es eben nicht 
ein Kompromiß, eine Vermiſchung und Verwiſchung der Gegen- 
ſätze, darum darf es um des Gewiſſens, um der Verantwortung 
willen keine andere Entſcheidung geben als den Kampf für Gott 
und Volk, gegen das Ich und den allmächtigen Staat. 

Und darin findet ſich eben das zweite Gemeinſame dieſes heu⸗ 
tigen Schulweſens, daß es ausſchließlich des Staates iſt, daß 
in ihm nur deſſen Träger und die Bürokratie neben dem Sub⸗ 
jektivismus des einzelnen Menſchen beſtimmende Bedeutung 
haben. So wird jede Gottesläſterung in dieſer Schule vergeben 
werden (und ſie iſt in ihrem Ziviliſationsbetrieb eine einzige als 
ganzes ſchon), aber nicht die Entlarvung dieſes Ideals des all- 
mächtigen Staates, der früher einmal liberal, nun demokratiſch 
ſich nennt und deſſen gefälſchter Adelsbrief von der Freiheit als 
ſeiner höchſten Tugend ſpricht. 

O, die Bildungseinheit ſeiner Schule, dieſe abgeſtandene 
Wahrheit von geſtern! o, das gemeinſame deutſche Kulturgut, 
das aus dem Erbe der Romantik herausdeſtilliert wird! Sie 
bilden jene abſcheuliche Bemäntelung des immer ſtärkeren Staats⸗ 
despotismus. Sie können dieſer Schule nicht das geben, was ſie 
überhaupt erſt zur Stätte der Erziehung zum Volksſtaat macht, 
eine Einheit aus dem letzten Grunde der Volkheit, aus Gott und 
dem von ihm gegebenen, gemeinſam erlebten Schickſal. Daß aber 
60, 70 Millionen dieſes Schickſal in ſo gleicher Weiſe erleben 
könnten, daß nur eine beſtimmte Formung vom Staate im 
Schulweſen „approbiert“ iſt, das iſt eben die Todſünde des 
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Syſtems der einen unteilbaren Nation des Staates. Und diefe 
Todſünde bringt es zuwege, daß der edle Name der Freiheit in 
den Schmutz der Gaſſe von zahlloſen Wichten gezogen wird, 
deren erbärmliche Geiſtigkeit an der Oberfläche des Lebens haftet 
und von jedem Winde bewegter Zeit ſich treiben läßt, die ver⸗ 
loren wären, wenn ſie nicht gemeinſame Sache mit dem all⸗ 
mächtigen Staate machten. Sie wittern, daß ihre Bedeutung, 
ihre Herrſchaft vorbei wäre, wenn der Staat die klare Scheidung 
der Waſſer des Geiſtes in ſeinem Schulweſen zuließe, die von 
den Quellen des Volkstums und der Geſellſchaft her das lebende 
Geſchlecht durchſtrömen. Sie fiſchen im Trüben der Miſchung 
aller Gewäſſer und Abwäſſer, wie fie im Namen feines Ge⸗ 
rechtigkeitsideals der heutige Staat in jeder einzelnen Schule 
herbeiführt. Er will eben nicht wiſſen, daß die Grundlage ſeines 
heutigen Schulweſens einſt in der Notzeit des preußiſchen Staa⸗ 
tes aus innerer Schau ſeiner geiſtigen Führer einheitlich erwuchs, 
und daß für ihn die Verpflichtung beſteht, der Schaffung neuer 
geſchloſſener Erziehungsideale aus dem Volkstum und der Ge⸗ 
ſellſchaft heraus ſich nicht durch ſeine Geſetzgebung hindernd in 
den Weg zu ſtellen. Selbſt ſie zu ſchaffen iſt er gar nicht in der 
Lage. 

So tut man dennoch ſo, als ob die höheren Schulen in der 
„Wiſſenſchaftlichkeit“ ihr beſonderes Merkmal hätten. 

In Wahrheit aber wendet ſich nur ein verſchwindend kleiner 
Teil der Schüler der höheren Schule wirklich einſt wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Arbeit zu. Und dieſe ſelbſt, die früheren Geſchlechtern 
als die Krone des geiſtigen Lebens erſchien, iſt heute entthront, 
ſoweit ſie nur Erforſchung, Spezialiſierung bleibt; ſie erſcheint 
uns weithin aus einer Sache der Könige zu einer Sache von 
Kärrnern geworden zu ſein. Die hat es immer gegeben, nur iſt 
heute ihre Zahl größer, noch größer aber iſt der Kärrner und 
Schwindler verwüſtender Einfluß im geiſtigen Leben der ihrer 
ſelbſt nicht ſicheren, weil entwurzelt, inſtinktlos gewordenen Men⸗ 
ſchen unſerer Tage. 
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Verſagen des Staatsſchulweſens gegenüber der 
ſich anbahnenden geiſtigen Wandlung. 

Die Zuſammenſchau über das zerſplitterte Leben iſt heute die 
Forderung an die Gelehrten. Damit aber iſt die Forderung nicht 
mehr rein „wiſſenſchaftlich“ im Sinne der letzten Menſchenalter. 
Jede Deutung der Erſcheinungen des geiſtigen Lebens iſt durchaus 
hypothetiſchen Charakters, iſt nur, oder beſſer, Gott ſei Dank, 
wieder eine Tat des Glaubens und führt notwendig zur Religion, 
der Beugung unter den höheren Willen Gottes, wie er ſich im 
Leben und ſeinen heiligen Geſetzen und Urformen offenbart. Der 
Gelehrte wird der Weiſe. 

So gewinnt der Wertgedanke in der philoſophiſchen Bewegung 
unſerer Tage ſteigende Bedeutung. Die „Tafel der Werte“, be⸗ 
ſudelt vom individualiſtiſchen und vom materialiſtiſchen Aberwitz 
und getaucht in ein Meer von Blut und Tränen, das ſie im 
Gefolge gehabt haben, die heilige Tafel der Werte taucht in ihrer 
Abſolutheit für die ohne fie verlorene und zugrunde gehende Ge- 
ſellſchaft wieder auf und erweckt in ihren Gliedern Verſtändnis, 
Sehnſucht nach den Gemeinſchaften, die jene Werte irgendwie 
in ſich bergen. Sie ſind nicht Ergebnis natürlichen Lebens, ſondern 
das göttliche Formgeſetz menſchlicher Kultur, die ohne ſie, wie 
wir immer wieder ſehen, ins Untermenſchliche verſinkt. Aber nur 
durch und in Gott empfängt die Tafel der Werte ihren Sinn 
und ihre den einzelnen bindende Kraft, die ihn aus der Verein⸗ 
ſamung durch Gnade erlöſt. 

Es iſt nach alledem klar, daß die alte geiſtige Grundlage der 
Schule erſchüttert iſt; in der höheren Schule wird ſich das be- 
ſonders auswirken. Man verkennt, wie nicht oft genug geſagt 
werden kann, völlig das Weſen des Staates, wenn man ihm 
zutraut, er allein könne der Schule die neue Grundlage geben 
und nun wohl gar noch in der Form behördlicher Anweiſungen. 
Er vermag das Schulweſen in ſeinem äußeren Beſtande, in ſeiner 
Unterrichtstechnik zu pflegen und zu ſichern, von dem Geiſte, 
von dem man nach Chriſti Wort nicht weiß, von wannen er 
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kommt und wohin er fährt, wird er ſelbſt als der an äußerer 
Macht ſtärkſte menſchheitliche Verband am letzten ergriffen und 
umgeſtaltet. Nicht um Fragen des Unterrichts, um das Ziel der 
Erziehung geht's. Und dieſes kann nur von den Kräften der Ge⸗ 
meinſchaft und Geſellſchaft erarbeitet werden. Es kann nur zur 
Auswirkung kommen, wenn in der Schule als Gemeinſchaftsform 
jene Kräfte leben und das Kind aufs ſtärkſte beeinfluſſen können. 
Wundervoll hat das Schleiermacher einmal in bezug auf die 
Religion ausgedrückt: „Religion war der mütterliche Leib, in deſſen 
beiligem Dunkel mein junges Leben genährt und auf die ihm noch 
verſchloſſene Welt vorbereitet wurde, in ihr atmete mein Geiſt, 
ehe er noch ſeine äußeren Gegenſtände, Erfahrung und Wiſſen⸗ 
ſchaft gefunden.“ In den mütterlichen Armen der Gemeinſchaften 
wächſt das Kind heran; ihre Arme müſſen es auch auf ſeinem 
geiſtigen Wege durch die Schule geleiten. 


Kritik der preußiſchen Richtlinien von 1925. 

Alle Reformen, die allmählich in faſt regelmäßigem Abſtande 
von etwa zehn Jahren vergeblich die höhere Schule umzugeſtalten 
und den Forderungen der Zeit anzupaſſen verſuchten, erſtreckten 
und erſtrecken ſich auf Außeres, zunächſt Organiſatoriſches. Weil 
immer verſucht wird, die notwendige Schulreform von außen her, 
vom Stoffe oder von der Methode her zu löſen, ſtatt von dem 
Erziehungsziel als Zentralgedanken, ſo iſt des Reformierens kein 
Ende. Wenn für die Strafrechtsform Jahrzehnte gebraucht wer⸗ 
den, muß irgend etwas nicht ſtimmen, wenn die Schulreformen 
in ein oder zwei Jahren — womöglich noch im geheimen wie 
die letzte — gemacht werden. Demgegenüber ſei bemerkt, daß 
z. B. die berühmte ratio studiorum der Jeſuiten das Werk fünf- 
zehnjähriger Arbeit war. Bei den Schulreformen des letzten 
Jahrhunderts iſt zudem ein immer ſtärker werdender Staatsdruck 
feſtzuſtellen, genau ſo, wie er ſich in der Wirtſchaft, in der 
kommunalen Selbſtverwaltung, bei den Univerſitäten, im Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſen, bei den Landwirtſchaftskammern auswirkt und 
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faffächlih in dieſer Beziehung das Zeitalter des beſchränkten 
Untertanenverſtandes noch übertrifft. Vom Organiſatoriſchen iſt 
der ſtaatliche Einfluß längſt auf das Methodiſche übergegangen, 
und die preußiſchen Richtlinien für die höheren Schulen von 1925 
ſind dafür der ſprechende Beweis, aber auch dafür, wie im 
Techniſchen, ſei es Organiſation oder Methode, in unſeren Tagen 
das Entſcheidende, ſelbſt auf dem Gebiete der Schule, geſehen 
wird. Allerdings müßten wir wohl beſſer ſagen des Schulunter⸗ 
richts, denn, wie ſchon geſagt, von einem allgemeinen Erziehungs⸗ 
ideal, nachdem der Meuhumanismus es nicht mehr iſt, kann nicht 
mehr die Rede ſein, iſt auch nicht mehr die Rede. Mögen die 
Richtlinien als Anregung gedacht ſein, ſie wirken und werden 
durchgeführt wie alle behördlichen Maßnahmen, und darin liegt 
die außerordentliche Gefahr, mechaniſierend, geiſttötend und den 
gewiſſenhaften, weil von innerer Verantwortung erfüllten Lehrer 
zermürbend. 

So wird das Gute, das die Richtlinien zweifellos bringen, 
völlig überwogen durch ihre Folgen in erziehlicher Hinſicht. Der 
behördliche Druck, die Mängel des menſchlichen Weſens erzeugen 
ein immer charakterloſeres Geſchlecht, das gefügig allen Vor⸗ 
ſchriften gerecht zu werden verſucht, ſich ihm „anpaßt“, aber 
darüber vergißt, daß, wie einſt Lorenz von Stein ſagte, das 
Entſcheidende für die Wertung des einzelnen Lehrers ſei, wieviel 
er Ewiges, Weſentliches dem Schüler gebe. Es iſt ſchon richtig 
beobachtet, wenn der engliſche Kriegsminiſter Haldane ſeinerzeit 
feſtſtellte, daß ihm bei ſeinem letzten Beſuche in Deutſchland, 
es war wohl 1912, gegenüber den Eindrücken ſeiner Jugend all⸗ 
gemein in den führenden Schichten eine auffallende Charakter⸗ 
ſchwäche und Verantwortungsſcheu begegnet ſei. Und das iſt durch 
den ſeitdem weiter geſteigerten Staatsdruck und die wirtſchaft⸗ 
liche Verarmung noch ſchlimmer geworden. Althoffs Hoffnung 
und Streben, die „Zeit der großen Rektoren“ an den Gymnaſien 
wieder mit heraufführen zu helfen, mußte ſcheitern, da jene eben 
nur wachſen konnten in einer Schule, die, befruchtet von jungen 
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außerhalb des Staates gewachſenen Ideen des Neuhumanismus, 
ſich unter eigener Verantwortung aus alter körperſchaftlicher 
Überlieferung heraus doch nicht völlig dem Staate auf Gnade 
und Ungnade ausgeliefert ſah. 

Gegen die preußiſchen Richtlinien ſind aber noch in anderer 
Hinſicht erhebliche Einwände zu machen. Sie ſind ohne Rückſicht 
auf die wirtſchaftliche Lage und Zukunft unſeres Volkes aus 
einer Überſchätzung der Kräfte des einzelnen Schülers hervor⸗ 
gegangen und haben dann dieſe als Höchſtziel hingeſtellt. Die 
praktiſch in dem gewünſchten Maße undurchführbare und im 
Hinblick auf das Leben und feine Forderungen der Ein- und 
Unterordnung direkt ſchädliche Einſtellung auf die Anleitung des 
einzelnen Schulkindes zur Selbſttätigkeit und Arbeit auf allen 
Gebieten des Unterrichtes verkennt, daß dieſes Prinzip nur als 
ein methodiſches neben wichtigeren andern einen gewiſſen Wert 
hat. Solange die Schüler klaſſenmäßig zuſammengefaßt werden 
müſſen, und das wird wohl immer ſo ſein, wenn nicht ungeahnter 
wirtſchaftlicher Reichtum ausſchließlich in den Dienſt der Schule 
geſtellt werden kann, ſolange alſo alle Schüler doch irgendwie 
freudig an jedem Unterrichtsfach ſelbſttätig teilnehmen müſſen, 
iſt gerade auf der Oberſtufe einer höheren Schule die gemeinſame 
Arbeit einer ganzen Klaſſe eine gefährliche Schauſtellung oder 
ein Theater. Und ſchließlich beſtehen ja auch noch Unterſchiede 
zwiſchen Pommern, Holſtein, Weſtfalen und manchen verfrüht 
reifen Jünglingen der Großſtädte. Zudem ſetzt dieſes Verfahren, 
namentlich auf der Oberſtufe der höheren Schule, eine geiſtig 
friſche Lehrerſchaft voraus, der die Möglichkeit der Fortbildung 
in allerweiteſtem Umfange gegeben werden muß. Das alles 
ſcheitert aber einfach an der Koſtenfrage. Wenn Miniſter Falk 
in ſeinem Unterrichtsgeſetzentwurf ſchon für die in bezug auf die 
innere Schularbeit ruhigen ſiebziger Jahre als die höchſte Zahl 
der als dauernde Leiſtung aufzuerlegenden Lehrſtunden für einen 
Oberlehrer nicht mehr als 22 Stunden wöchentlich bezeichnet, 
wenn er weiter dazu vorweg bemerkt, daß Stellung und Schüler⸗ 


1. Die innere Brüchigkeit der heutigen Staaisschule 149 


zahl der Klaffe, in welcher die Stunden zu übernehmen find, fo- 
wie mit der Erteilung des Unterrichts verbundenen Nebenarbeiten 
zu berückſichtigen ſind, ſo würden die heutigen an die Lehrer ge⸗ 
ſtellten Anforderungen, wenn ſie wirklich erfüllt werden ſollen, 
zu einer finanziellen Belaſtung des Volkes führen, die ihm in 
ſeiner Not nicht zuzumuten iſt, zumal der Erfolg des Prinzips 
der verſuchten individualiſtiſchen Ausbildung für das Volk als 
ganzes höchſt fragwürdiger Natur ſein würde; denn wo iſt das 
innere Geſetz der bindenden Geſinnung in den preußiſchen Richt⸗ 
linien, das dieſe Freiheit in den Dienſt am Volke ſtellt. 

Ein über alles redendes, zu allem angeregtes und daher krank⸗ 
haft aufgeregtes, von keiner Tiefe berührtes Schwätzergeſchlecht 
tut es ſicher nicht. „Sagt, iſt noch ein Land außer Deutſchland, 
wo man die Naſe eher rümpfen lernt als putzen?“ Dieſes 
Wort G. Chr. Lichtenbergs aus der Zeit des alten Philanthro⸗ 
pinismus gilt für keine Zeit und Stätte mehr als für die deutſche 
Schule der Gegenwart. In einem alten, von vielen „Gebildeten“ 
nicht mehr zur modernen Bildung gerechneten Buche ſteht eine 
Geſchichte, die nichts davon weiß, daß der Baum der Erkenntnis 
der Baum des Lebens iſt. Und heißt das zum Leben erzogen ſein, 
wenn man über alle möglichen Dinge reden und ſchreiben kann! 
Gibt es wirklich ein Reifwerden aus Büchern oder kommt das 
Reifen nur durch Kampf mit den Mächten des Lebens im tätigen 
Leben ſelbſt, zu dem die Schule nur das Rüſtzeug, aber nicht 
nur in intellektueller, ſondern auch charakterlicher Hinſicht geben 
muß ? Es entſteht heute die Gefahr des Arbeitens auf den äußeren 
Schein hin, und wer die heutige höhere Schule kennt, — in der 
Volksſchule ſolls nicht anders ſein — weiß, daß hier nicht mehr 
eine bloße leere Befürchtung ausgeſprochen wird. Es iſt ein un⸗ 
würdiges Preiſen und Anpreiſen, wie an dieſer und jener Stelle, 
für dieſes und jenes Fach, einmal unter ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden die Forderung der Arbeitsmethodik gelöſt iſt, und feſt⸗ 
zuſtellen iſt, wie jeder Blick auf die Schule als Ganzes fehlt; auf 
dieſe Schule mit ihrer Lehrerſchaft doch natürlich recht ver⸗ 
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ſchiedener Begabung und Leiſtungsfähigkeit, mit ihrem kleinen 
Teil wirklich befähigter, der Maſſe der Durchſchnittsſchüler und 
einem nicht geringen Reſt ſchwer Bildungsfähiger, alle zudem 
in immer ſteigendem Maße aus ganz verſchiedenen ſozialen und 
kulturellen Vorbedingungen. Vom Haus der Lüge kann man 
wohl heute manchen Schulmann in maßloſer Erbitterung gegen⸗ 
über unmöglichen Forderungen reden hören, wenn er den Geiſt 
der Schule der Gegenwart charakteriſieren will. Die Schule ſoll 
doch nicht nur Stätte unterrichtlicher Ausbildung, geſchickter 
Methodik ſein, ſondern Erziehungsſtätte der Staat, Volk und 
Geſellſchaft verbundenen Jugend. 


Die Unmöglichkeit der Konzentration in der 

heutigen Schule. 

Zur Überwindung der aufſplitternden Vielheit betonen wohl 
die Richtlinien mit aller Schärfe in Erkenntnis der Schwierig⸗ 
keiten der Zuſammenfaſſung die Loſungsworte Konzentration, 
Querverbindung, Syntheſe. Aber bezeichnender Weiſe kommen 
in den Berichten, Aufſätzen und Kurſen über die „Richtlinien“ 
kaum noch die mit dieſen Worten gekennzeichneten Probleme zur 
Erörterung. Von der heutigen Schulorganiſation aus ſind ſie 
einfach unlösbar. Jeder Löſungsverſuch, auf dieſem Wege das 
Problem zu meiſtern, bleibt im Intellektuellen ſtecken. Dafür iſt 
ein draſtiſches Beiſpiel die Art, wie eine höhere Schule im Eifer 
erſter Reformfreudigkeit dieſe Konzentration öffentlich vor Fach⸗ 
leuten des Unterrichts und der Verwaltung demonſtrierte, ohne 
daß öffentlich gegen den Unfug energiſch eingeſchritten wurde. 
„Seefahrt“ war eine zeitlang der gemeinſame Geſichtspunkt des 
geſamten Unterrichts einer Klaſſe. Und ſo wurde im Turnunter⸗ 
richt an den Tauen geklettert, im Geſangsunterricht wurden See⸗ 
lieder geſungen, in Mathematik und Naturwiſſenſchaften Pro⸗ 
bleme der Seefahrt erörtert, im Deutſchen entſprechende Stoffe 
erarbeitet, die fremdſprachliche Lektüre danach ausgeſucht und — 
im Religionsunterricht der Schiffbruch des Paulus behandelt. 
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Nicht geiſtreicher wird die Übung einer bekannten Reformiſchule 
ſein, die Unterrichtsaufgabe einer beſtimmten Friſt unter eine 
beſondere Loſung zu ſtellen, z. B. Selbſtverwaltung, Revolution 
oder dergleichen mehr. Auch der Verſuch und Vorſchlag einer 
wöchentlichen Konzentrationsſtunde zeigt, wie jede Konzentration 
im heutigen Syſtem eine Sache des reinen Intellekts und 
Wiſſens wird. Die geſtellte Aufgabe iſt eben unlösbar. Nur 
wenn eine gemeinſame Kulturgeſinnung die Schule erfüllt, dann 
hat ſie Syntheſe, Konzentration und Querverbindung. Wie 
könnte das aber bei der heute rein zufälligen Zuſammenſetzung 
des Lehrerkollegium, bei der Ausſchaltung faſt aller anderen 
Geſichtspunkte bei ihrer Zuſammenſetzung als der des unterricht⸗ 
lichen und des politiſchen Moments ſein ?! So wird das Ziel 
der Überwindung des Intellektualismus, das auch die preußiſchen 
Richtlinien klar erkennen und ſich geſtellt haben, in ſein Gegenteil 
verkehrt. Es hat nie zuvor ein fo maßloſer Intellektualismus die 
höhere Schule erfüllt wie unter der Herrſchaft der letzten Reform, 
nur daß der Ernſt und die Beſchränkung der früheren Schule 
fehlt und alle Fachanſprüche in den Himmel wachſen und daß 
ein oberflächliches Gerede über alles das edelſte Streben der alten 
Schule nach Gediegenheit und ſachlicher Arbeit verſchüttet. 

Der Grundfehler liegt aber in der Miſchung der verſchiedenſten 
„Weltanſchauungen“, des Hiſtorismus, des Poſitivismus, des 
deutſchen Idealismus und welche Ismen es noch ſein mögen. 
Alle Kultur wählt und wertet von einem im Metaphyſiſchen ge⸗ 
gründeten Standpunkte aus die mannigfachen Erſcheinungen, 
Erfahrungen und Erkenntniſſe des Lebens und des Forſchens. 
Das iſt zu allen Zeiten ſo geweſen und wird immer ſo ſein. 
Selbſtverſtändlich wird heute nicht mehr für alle Schulen der 
gleiche Ausgangspunkt gegeben ſein, wenn wir auch überzeugt 
ſind, daß, wer im Chriſtentum ſich gründet, noch immer die Welt 
fi) am ſtärkſten bildet, ſtatt daß er von ihr hin und her geriſſen 
wird. 

Es iſt die furchtbare kulturzerſtörende Anſchauung des Indi⸗ 


152 IV. Vom Wesen der Herrschaft des Staates 


vidualismus, als ob der Staat von ſich aus die Kulturgeſinnung 
einheitlich geſtalten könne und müſſe. Er kann es bei der Not— 
wendigkeit gerechter Überparteilichkeit heute ſicher unter keinen 
Umſtänden. Wie wuchſen in früheren Jahrhunderten die Schul⸗ 
reformen? Einem neuen Bildungsideal wurde von der Geſell⸗ 
ſchaft im Bunde mit den Gemeinſchaften in neuen Schulen eine 
Stätte bereitet, ohne daß darum alle alten durch ſtaatliche 
Uniformierungsſüchte guillotiniert wurden. Neben die Gelehrten— 
ſchule der Reformationszeit trat das Jeſuitenkolleg des Barock— 
zeitalters, und dieſem folgte die Ritterakademie uſw. Und fie be- 
ſtanden auch nebeneinander fort oder ſtarben organiſch ab, wenn 
hinter ihnen keine weſentlichen Kräfte mehr waren. 


Der Kulturproteſtantismus — eine unmögliche 
Grundlage der Schule. 


Nun beſteht aber die von den preußiſchen Richtlinien herauf- 
beſchworene Tragik darin, daß die ihnen zugrunde liegende An⸗ 
ſchauung eben doch letzten Endes relativiſtiſcher Skeptizismus 
iſt oder, wenn das beſtritten wird, daß die in ihnen vermiſchten 
Anſchaungen dazu notwendig führen. Ihre Grundlage iſt zu 
einem weſentlichen Teile der Kulturproteſtantismus, der durch 
Aufhebungen der Spannungen zwiſchen Gott und Welt, Kultur 
und Religion und durch Ausſchaltung der Gemeinſchaften aller 
Religion Muttererde verwüſtet hat und ſich allein natürlich dem 
atheiſtiſchen und materialiſtiſchen Freidenkertum in keiner Weiſe 
gewachſen zeigt. Es iſt in der Gegenwart durch jene Theologie 
der Kriſis, die unter den Mamen Gogarten und Barth bekannt 
geworden iſt, aber auch durch ihr verwandte religiöfe Bewegungen 
das Gericht an dieſem Kulturproteſtantismus vollzogen. Er will, 
um mit Karl Barth zu reden, „jenes Wohlbekannte, Handliche, 
Direkte, Nicht⸗Paradoxe, das nun einmal im Reiche der Wahr⸗ 
heit, dem Reiche der ganz Kindlichen und der ganz Unkind— 
lichen, das dritte Ausgeſchloſſene iſt“. H. Richert, der die 
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preußiſchen Richtlinien entſcheidend beſtimmt hat, hat in feinem 
vergriffenen und nicht wieder aufgelegten „Handbuch für den 
evangeliſchen Religionsunterricht erwachſener Schüler“ 1911 feine 
Anſchauungen vom Religionsunterricht und doch wohl auch von 
der Religion dahin zuſammengefaßt, „daß ſich der Religions: 
unterricht organiſch dem humanen Bildungsideal einordnen muß“. 
Nun hat dieſem humanen Bildungsideal die Kataſtrophe des 
letzten Menſchenalters vernichtende Schläge verſetzt; es iſt nichts 
anderes als die abgezogene dünne Weisheit des auf dem individua⸗ 
liſtiſchen Boden des Pietismus einſt erwachſenen deutſchen Idea⸗ 
lismus. Was ſich heute geiſtiges Leben nennt, zehrt eben durchaus 
die letzten Reſte auf, die ihm in chriſtlichen Bindungen ver⸗ 
gangener Tage geſchaffen worden ſind. Es iſt in ihm ſoviel Un⸗ 
rat, daß demgegenüber Beſinnung not tut, und dieſe Beſinnung 
kann nur an überzeitlichem Maßſtab erfolgen. Die allmähliche 
Aufzehrung zeigt äußerlich die Stellung des Unterrichts in Re 
ligion, Deutſch und Geſchichte. War er einſt Stätte der Ge⸗ 
ſinnungszeugung vor allen anderen und beſonders einer betont 
chriſtlichen, ſo wurde er dann zum Unterricht in den ethiſchen 
Fächern, bis er jetzt mit der Betonung ſeines kulturkundlichen 
Gehalts dem Strudel des Hiſtorismus völlig verfallen wird. 
Damit iſt aber der Intellektualiſierungsprozeß vollendet. Wenn 
proteſtantiſche Frömmigkeit nichts anderes in ſich birgt, als die 
erſte Faſſung der Ziele des Religionsunterrichtes den jungen 
Deutſchen nach den Richtlinien für die höheren Schulen zu ſagen 
hatte, dann iſt ſie wirklich wertlos für die Aufgaben der Men⸗ 
ſchen dieſer Zeit in Volk und Menſchheit, denn in ihnen iſt Re⸗ 
ligion nichts anderes als ein Ausdruck des Lebensgefühls neben 
denen in Wiſſenſchaft, Kunſt, Technik uſw., während ſie in 
Wahrheit das Weltgefühl in ſeinen bis zum Berſten drängenden 
Spannungen, die Vorausſetzung aller ſchöpferiſchen Offen⸗ 
barungen iſt. Für die Religionslehrpläne des erſten Entwurfs 
iſt fie eine kulturkundliche Erſcheinung neben anderen; eine Not⸗ 
wendigkeit, einen beſonderen Religionsunterricht zu geben, liegt 
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eigentlich nicht vor. Er ließe ſich durchaus im Rahmen des ge: 
ſchichtlichen und deutſchen Unterrichts erteilen. 

Die evangeliſchen Religionspläne in ihrer zweiten Faſſung — 
eigentlich müßte ein auswechſelbarer Religionslehrplan zu den 
geiſtigen Unmöglichkeiten gehören — verſuchen die dem Chriſten 
abſolute Grundlage nicht „der Welt“, wohl aber des geiſtigen 
neuen Lebens, das in Chriſtus der Welt ward, im evangeliſchen 
Religionsunterricht ſtärker durchzuſetzen, aber das Ganze bleibt 
doch eine Halbheit. 

Ein nenes Bildungs- und Erziehungsideal kann nur auf reli⸗ 
giöſer Grundlage erwachſen, nicht auf kulturkundlicher. Es iſt 
alſo aufs Ganze geſehen belanglos, wie der evangeliſche Re— 
ligionsunterricht im Rahmen der heutigen „paritätiſchen“ Schule 
ſich einſtellt. Eine gegenläufige Bewegung wird ihren Anfang 
nehmen müſſen, wenn nicht die Schule noch mehr zur bloßen 
Unterrichtsſtätte werden ſoll. Jeder Blick ins Leben, in den 
Gerichtsſaal, in die Zeitung zeigt aber die für den Beſtand 
unſeres Volkes abſolute Notwendigkeit, durch charakterliche Feſti⸗ 
gung unſerer Jugend beſſer auf das Chaos des Lebens vorzu— 
bereiten. 


Die Forderung 
eines volkhaften Schulorganismus. 

Daß die heutige Schule immer mehr zu einer „öffentlichen 
Anſtalt“ geworden iſt, daran ſind ja auch letzten Endes alle 
Verſuche geſcheitert, die Schüler innerlich mit ihrer Schule zu 
verbinden. „Und das Geſetz nur kann uns Freiheit geben.“ Das 
innere Geſetz des Schulweſens und der einzelnen Schule kann 
nicht durch die vortrefflichſten behördlichen Anordnungen und 
Lehrpläne geſchaffen werden. Es muß erwachſen aus innerer 
Verbundenheit der die Schule und die Erziehung tragenden 
Kräfte, der Elternſchaft, Lehrerſchaft und Kirche. Staat und 
Gemeinde können dazu die Möglichkeit ſchaffen, durch den ge⸗ 
noſſenſchaftlichen Unterbau des Schulweſens. Nach den Be: 
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ſtimmungen der Weimarer Reichsverfaſſung über Elternrecht 
müffen fie es tun. Noch ſträubt ſich der ſich geiſtig führend 
dünkende Teil unſerer Oberſchicht dagegen und weiß nicht, wie 
rückſtändig er im Banne der Staatsallmacht iſt und wie un⸗ 
möglich ſein Ideal. 

Alle dieſe Erörterungen gelten im Grunde auch für die Volks⸗ 
ſchulen, mögen dort auch die Probleme nicht ſo ſcharf und offen 
in die Erſcheinung treten. Auch die Volksſchule hat ihr altes 
Ideal unwiederbringlich verloren. Im Speiſeſaal des von Fried⸗ 
rich Wilhelm I. gegründeten großen Militärwaiſenhauſes in 
Potsdam war es zu leſen: Ehret Gott, fürchtet den König! 
Mit dem allmählichen Schwinden der alten mit dem Luthertum 
durchtränkten ſozialen Geſtaltungsform war es ſchon lange für 
die meiſten nicht mehr lebenswahr, und der Zuſammenbruch von 
1918 hat auch dem letzten offenbar gemacht, daß ſeine Zeit dahin 
iſt. Was heute an Verſuchen der Neuſchöpfung geſchieht, mag 
von rühmlichem pädagogiſchen Eifer ſprechen, hat aber keine 
bleibende Bedeutung, ſolange es in rein ſubjektiviſtiſcher all⸗ 
gemeiner Menſchen⸗ und Weltbeglückung ſteckenbleibt und jeden 
abſoluten Maßſtabes zur Meſſung der Lebenswerte entbehren 
zu können glaubt. Je mehr die alten Überlieferungen von einem 
Geſchlecht zum andern abſterben, deſto ſtärker wird ſich die Ohn⸗ 
macht der Pädagogik „vom Kinde aus“ erweiſen. Ihr in edelſter 
Hingabe zu leben, iſt dem Lehrer der Volksſchule leichter gemacht 
als dem der höheren Schule, den reifere Schüler und wiſſen⸗ 
ſchaftliche Zielſetzungen nicht ſo leicht in Utopien ſich verlieren 
laſſen. Mit vierzehn Jahren entläßt jener die Kinder und ſieht 
kaum die volle Auswirkung und innere Unmöglichkeit der päda⸗ 
gogiſchen Forderungen. Es iſt etwas Wunderbares um Peſtalozzi 
und ſeine Jünger, aber es lag doch nicht nur an den andern und 
ihrer Bosheit, wenn der Meiſter ſcheiterte. Heute ermöglicht 
Freundſchaft mit herrſchenden politiſchen Strömungen vorüber⸗ 
gehend jedes Experiment, und dieſe Tatſache erzeugt dann oft 
jene Anmaßung, die den jungen Apoſteln Peſtalozzis in der 
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Volksſchule vorgeworfen wird, während ihre Berufsgenoffen in 
der höheren Schule ſich den Vorwurf des Spezialiſtentums ge⸗ 
fallen laſſen müſſen. Beiden Vorwürfen liegt der der Lebens— 
fremdheit zugrunde, der Fremdheit der wirklichen Bedingungen 
des Lebens, der Geſellſchaft und der Gemeinſchaft. Und dieſer 
Vorwurf beſteht der reinen Staatsſchule gegenüber zu Recht. 
Wo kommt in ihr der Lehrer in jene Berührung mit den das 
Leben ermöglichenden Kräften, die in ihm Sinn für Wirklichkeit 
einfach erzwingen würden? 

Was Lagarde nach 1870 vergeblich unſerem Volke ſagte, iſt 
auch heute ihm und den Lehrern ſeiner Jugend immer wieder zu 
ſagen: „Möge Deutſchland nie glauben, daß man in eine neue 
Periode des Lebens treten könne ohne ein neues Ideal.“ Dieſes 
aber muß, um geſtaltend ſein zu können, nicht auf dem Sande, 
ſondern auf Felſen gegründet fein. „Das deutſche Volk iſt 
chriſtlich getauft“, ſagt mit Recht Hans Blüher. Das iſt die 
größte und unvergängliche Wirklichkeit ſeines geiſtigen Lebens, 
und auf fie wird es fi beſinnen müſſen, um dem Verfall ent: 
gehen zu können. Dazu iſt aber unweigerliche Vorbedingung der 
Kampf gegen jenes Ideal von der einen unteilbaren Nation und 
ihrem Staate oder, um es mit Lagardes Worten zu ſagen: 
„gegen den von dieſem Koche gequirlten nach Belieben zum Feuer 
und vom Feuer geſchobenen Brei, zu dem er unſer edles Volk 
verſchmoren will“ und, wie er, ſeitdem Lagarde dies ſchrieb, 
immer mehr leider wirklich getan hat. Und wir ſagen den An- 
hängern anderer Erziehungsideale: Laſt uns miteinander in Hin⸗ 
gabe an die Aufgabe der Erziehung, jeder in ſeinem Sinne, in 
den Schulen in reinlicher Scheidung arbeiten! Aber helft uns 
zuvor, zum beſten der Kultur und der Erziehung und um der 
inneren Wahrhaftigkeit willen den Staat auf dem Gebiete der 
Kultur in jene Grenzen zurückweiſen, die nötig ſind, damit unſer 
aller Arbeit fruchtbar wird! 
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Weſenhafte Abhängigkeit der Schule von 
anderen Lebensmächten. 

Daran erkennen wir am klarſten, daß die Schule kein felb- 
ſtändiger Verband iſt, daß ſie keinerlei Macht aus eigener Kraft 
beſitzt, während andere Verbände, etwa die wirtſchaftlichen oder 
die Kirchen, finanzielle und geiſtige Kräfte in ſich bergen, die 
ihnen die Möglichkeit geben, ſich gegenüber dem Staate zu be⸗ 
haupten oder ſich gegeneinander durchzuſetzen. Die Schule kann 
das nicht, denn ſchon die Einheit des Lehrerſtandes beruht ja 
nur auf den äußeren Faktoren der gleichen Ausbildung, der 
gleichen ſozialen Stellung und der gleichen intellektuellen Auf⸗ 
gabe. Wenn man aber die Schule nicht auf ein banauſiſches Ziel 
der Übermittlung dürftigen Wiſſensſtoffes nach dem Grundſatz 
der Mützlichkeit für das „Leben“ beſchränken will, wenn die 
Frage nach dem Erziehungsziel geſtellt wird, dann beginnen ſich 
die Geiſter zu ſcheiden und müſſen ſich ſcheiden, denn der Lehrer 
iſt als Erzieher Glied irgendeiner geiſtigen Gemeinſchaft. Aber 
ſelbſt eine Beſchränkung auf den Unterricht wäre nur eine krüge⸗ 
riſche Löſung der Schwierigkeiten. Je tiefer wir uns in ein 
Wiſſensgebiet verſenken, deſto ſtärker empfinden wir, wie es in 
ſeinem Stoff, in deſſen Deutung und Wertung von metaphy⸗ 
ſiſchem Geſichtspunkte aus geſtaltet und entwickelt iſt und wie 
jede Wiſſenſchaft einen Blick auf das Ewige durchaus im Ge⸗ 
wande des Zeitgeiſtes tut. Von der Abſolutheit feiner Weisheit 
iſt nur der kleine Geiſt überzeugt. 

Der deutſche Philologenverband hat in Erkenntnis der Sach⸗ 
lage feine Aufgabe auf die ſoziale Stellung, berufliche Aus⸗ 


158 IV. Vom Wesen der Herrschaft des Staates 


bildung und Förderung und auf die intellektuelle Zielſetzung im 
weſentlichen begrenzt. Das bedeutet ſicher eine Verengung und 
birgt für ſeine Träger die Gefahren jeder Verengung in ſich, 
wenn ſie nicht wiſſen, daß über die Schulweisheit hinaus es 
viele Dinge zwiſchen Himmel und Erde gibt, aber es bietet ſich 
für die Organiſation kein anderer Ausweg im Geiſteskampf der 
Gegenwart. Der deutſche Lehrerverein hat bis in unſere Tage 
hinein, namentlich in den Kämpfen um ein Reichsſchulgeſetz, 
beſonders ſtark ſeine Mitglieder auch auf ein Erziehungspro⸗ 
gramm verpflichtet. Je ſchärfer die notwendige Scheidung der 
Geiſter wird, deſto klarer wird ſich das als eine Unmöglichkeit 
erweiſen. Die Mitglieder des Vereins, ſoweit ſie nicht bloße 
Nummern und Schalltrichter ſind, werden ſich gegen ſolchen 
Gewiſſensdruck nach Art umgekehrter Stiehlſcher Regulative 
wehren und ihn zur Neutralität zwingen, oder nicht nur der 
Verein, ſondern die Lehrerſchaft wird an Anſehen durch be⸗ 
rechtigte Geringſchätzung ihrer geiſtigen Selbſtändigkeit verlieren. 

Es liegt für die Schule eine große Gefahr in ihrer naturge⸗ 
gebenen Unſelbſtändigkeit. Einſt iſt ſie von den Kräften der Ge⸗ 
meinſchaften und Geſellſchaften ausſchließlich abhängig geweſen, 
in vieler Beziehung zu ihrem ſchweren Schaden. Heute iſt ſie 
es ebenſo wenig zu ihrem Heil ausſchließlich vom Staate, denn 
der Einfluß der Kirche iſt bedeutungslos, der der Gemeinde ge⸗ 
ring. Zudem find, wie ſchon mehrfach ausgeführt worden iſt, 
Staat und Gemeinde gleichgebildete Organe der Staatsbürger⸗ 
ſchaft geworden. 


Fragwürdiger Wert der Schule als ſtaatliches 
Machtmitktel. 

Was die Schule für den Staat mittelbar dadurch bedeutet, 
daß ſie als Organ der Kultur den jungen Menſchen bildet, iſt 
unbeſtritten und jedem klar. Schwieriger iſt die Frage zu beanf- 
worten, was ſie unmittelbar als Werkzeug des Staates zur Be⸗ 
feſtigung ſeiner Macht bedeutet, wie weit ſie geeignet iſt, den 
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Trägern des ihm eigenen Herrſchaftswillens einer Schicht, eines 
einzelnen Mannes, einer Partei oder Parteigruppen zur Ver⸗ 
breitung der in ihnen lebenden politiſchen Idee zu dienen. Der 
Anhänger der Staatsallmacht wird ihre Bedeutung in dieſer 
Hinſicht außerordentlich hoch einſchätzen. Uns ſcheint fie frag- 
lich; ſie hat, was dauernden Wert und Erfolg anbelangt, dieſelbe 
Bedeutung wie ſtaatliche Kunſtpflege. Nicht durch ſeine Lehre, 
ſondern durch ſein Heer, durch ſeine großen Könige und Staats⸗ 
männer hat der preußiſche Staat nachhaltig und geſtaltend auf 
das geiſtige Leben gewirkt, mag das uns Lehrern manchmal auch 
nicht angenehm klingen. Die Bürokraten, deren Zahl unaufhör⸗ 
lich wuchs, haben es dann verdorben. Bürokratie bringt immer 
ein Einfrieren und ſchließlich ein Abſterben der Kultur mit ſich. 
Im Weſen des Staates liegt es, daß er ſeine Anſchauungen in 
einer Weiſe durchzuſetzen verſucht, die dem geiſtigen Leben durd)- 
aus zuwider iſt und gegen die es ſich in ſeinen führenden Köpfen, 
auf die es auch für ihn im letzten Grunde allein ankommen 
kann, zur Wehr ſetzen wird. Die Erziehungseinflüſſe des Staates, 
die gewiß von großem Wert ſind, ſind immanenter Art: Es 
ſind die geiſtigen Kräfte, die in ihm leben und von ihm aus⸗ 
ſtrahlen, es iſt die Art, wie er die Fülle der Macht und die 
Würde der Nation nach außen und innen vertritt, es iſt die 
Muſterhaftigkeit feiner Verwaltung, die Hingabe und Verank⸗ 
wortungsfreudigkeit feiner höchſten und geringſten Diener. Sein 
erſtes Ziel iſt und bleibt aber Macht, und dieſes Ziel haben auch 
trotz aller kulturellen Programmpunkte ſeine heutigen Träger, 
die politiſchen Parteien. Aus früheren Tagen, es iſt heute viel⸗ 
leicht noch ſchlimmer geworden, mögen dafür Dieſterwegſche Er- 
lebniſſe angeführt werden. In der Unterrichtskommiſſion des 
Landtages ſtellt es fi 1859 heraus, daß bei einem Dieſterweg⸗ 
ſchen Antrag nur zwei Mitglieder ihn kannten. Sein Antrag auf 
Beſſerung und Erweiterung des Seminars, auf Regelung der 
Lehrergehälter, Penſionen und Hinterbliebenenverſorgung fiel in 
der Fortſchrittspartei, ſeiner eigenen Fraktion, durch. Und auch 
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heute wird ihm mancher Schulmann zuſtimmen, wenn er in 
einem Briefe ſchreibt: „Ohne das Gefühl der Pflicht möchte 
ich dem ganzen leeren, oberflächlichen, zerreißenden, abſchwächen⸗ 
den (politiſchen) Treiben ein frohes vale ſagen.“ Der Weg von 
der Politik in die Pädagogik iſt ein verkehrter Weg, müſſen wir 
immer wieder mit Herbart ſagen. Denn das erſte Ziel der Schule 
iſt Erziehung, das iſt Entfaltung und Geſtaltung des jungen 
Menſchen im Bunde mit den anderen Erziehungskräften des 
Volkstums für dieſe, den Staat und die Menſchheit. Und ſo 
erhebt ſich immer wieder aus dem Geiſte der Erziehung heraus 
der Widerſpruch gegen die Staatsallmacht gegenüber der Schule. 
Kirchliche Schulaufſicht, die mit ſtaatlichem Machtdruck in ihrem 
und des Staates Intereſſe Geſinnungsbeeinfluſſung übte, hat 
unendlichen Schaden für das Verhältnis der Lehrerſchaft an den 
Volksſchulen zur Kirche angerichtet. Staatliche Schulaufſicht im 
Sinne einer geiſtigen Beeinfluſſung würde die gleichen Folgen 
auf das Verhältnis der Lehrerſchaft zum Staate haben, heute 
noch ſtärker als früher, da die Politiſierung der Bevölkerung, 
die wirtſchaftliche Abhängigkeit des Lehrers von feinem Arbeit⸗ 
geber, dem Staate oder der Gemeinde, größer geworden iſt. Vol⸗ 
lends charakterlos muß aber bei der Politiſierung der Schule 
der geſamte Nachwuchs der Lehrerſchaft werden. Wie muß er 
heute vorſichtig umherſpähen, um bei den politiſchen Gewaltigen 
nicht anzuſtoßen, wie muß er oft heucheln, wie wird er wegen 
ſeiner offen bekannten politiſchen Geſinnung bevorzugt oder ge⸗ 
ſchädigt! Und dabei hat ſeine Eignung zum Lehrer oder Erzieher 
ſo herzlich wenig mit der Politik zu tun, und nur der verruchte 
Aberwitz von dem Staate als dem allmächtigen Herrn auch auf 
dem Gebiete der Kultur gibt dem politiſchen Faktoren das Über⸗ 
gewicht im Schulweſen. Es iſt eben für die Schule unerträglich, 
daß in ihr Geſichtspunkte entſcheiden ſollen, die nicht aus dem 
Weſen der Erziehungsaufgabe ſtammen, ſondern ihr von außen 
her aufgezwungen werden. „Wenn der Staat“, ſo ſagt ſchon 
Georg Waitz in den Grundzügen der Politik 1862, „das Be⸗ 
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dürfnis fühlt, den Unterricht ganz in die Hand zu nehmen, ift 
es regelmäßig ein Zeichen, daß er ſich von ſeiner natürlichen 
Grundlage, dem Bewußtſein des Volkes, entfernt.“ 


Kritiſche Stimmen aus der Frühzeit des heutigen 
preußiſchen Schulweſens. 


Im neunzehnten Jahrhundert empfanden das wohl immer 
wieder einzelne Menſchen oder einzelne Gemeinſchaften. Die 
Nation, d. i. das Volk in ſeiner Beziehung auf den Staat, 
ſah vor ſich ausſchließlich die Aufgabe, die glücklichere Völker 
ſchon längſt gelöſt hatten, die ſtaatliche Einigung, und ſetzten 
daran ihre Sehnſucht, ihren Willen. Und als der große Staats⸗ 
mann das Werk vollbrachte, da gab ſich die Nation der Ent⸗ 
wicklung der Wirtſchaft hin und ließ den erfolgreichen Staat 
auch im geiſtigen Leben walten. Aber deſſen Beamtenſchaft ſtellte 
und ſtellt auch heute nicht mehr die geiſtige Ausleſe des Volkes 
dar, wie ſie es einſt im erſten Drittel des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts getan hatte. Das blieb lange unbemerkt oder unbeachtet, 
denn die geiſtige Oberſchicht in ihrem individualiſtiſchen Lebens⸗ 
ideal mußte ſich dem Staate zu eigen geben, wenn ſie nicht in 
völliger Vereinzelung im Lebenskampf unterliegen wollte. Wie 
ſehr und wie lange dieſe Oberſchicht auch in ihrem Erziehungs⸗ 
ideal in vornehmer Überhebung auf das werktätige Leben herab⸗ 
ſah, mit dem alle fruchtbare Bildung die wechſelſeitige Durch⸗ 
dringung ſuchen muß, zeigt noch Oskar Jägers Ausſpruch vor 
etwa einem Menſchenalter: „Je ferner etwas dem praktiſchen 
Leben ſei, deſto geeigneter ſei es für die Erziehung.“ 

Solange der Antrieb idealiſtiſcher Begeiſterung für die Auf⸗ 
gabe lebendig empfunden wurde und noch nicht zum leeren Gerede 
geworden war, waren die Gefahren der Entwicklung gering, 
zumal damals das weſteuropäiſche Parteiweſen noch nicht die 
Bevölkerung zerriſſen hatte, noch nicht zum Träger des öffent⸗ 
lichen Lebens geworden war. Doch ſchon aus den Stimmen 
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mancher ſcharfſinniger Beobachter hören wir die Beſorgnis her⸗ 
aus, es möge dieſes Schulweſen zur Mechaniſierung und Uni⸗ 
formierung führen. Der Franzoſe Couſin, der anfangs der 
dreißiger Jahre das preußiſche Schulweſen ſtudierte, war des 
Lobes voll über dieſes „Land der Schulen und Kaſernen“; in 
dieſer Zuſammenſtellung liegt aber doch auch ſchon ein, wenn 
auch unbeabſichtigtes Urteil. Klaren Blick zeigt das Urteil eines 
Schotten: „Wenn Leſen, Schreiben, Zeichnen und Singen Er⸗ 
ziehung iſt, dann allerdings iſt der Preuße ein erzogener Mann, 
wenn aber Verſtand, Urteil, Handeln als freie unabhängige Tat 
in religiöſer, moraliſcher und ſozialer Beziehung des Menſchen 
zu feinem Schöpfer und zu feinem Mitmenſchen allein den 
Namen Erziehung verdient, fo iſt der Preuße ein echter Trommel⸗ 
bub in der Erziehung, verglichen mit jeder unbelehrten Bevölke⸗ 
rung eines freien Landes.“ Schon dieſer Schotte erkannte die 
Anfänge und Gefahren jener „Verkopfung“ und „Verſchulung“ 
des deutſchen Volkes, die in der Gegenwart ihrem Höhepunkt zu⸗ 
ſtrebt. Und als England im vorigen Jahrhundert an die Reform 
ſeines Schulweſens ging, da wurde gerade dieſes Moment 
mangelnder Erziehung des Menſchen und die Überſteigerung des 
ſtaatlichen Einfluſſes im preußiſchen Syſtem als dem engliſchen 
Geiſte völlig widerſprechend empfunden. Auch in Preußen ſelbſt 
hören wir in den vierziger Jahren die öffentliche Klage, die 
Gymnaſien ſeien nur noch Dreſſuranſtalten des Staates. Im 
allgemeinen ſah man damals ſo wenig wie heute das eigentliche 
Problem der Stellung der Schule zum Staat, denn Liberale, 
Demokraten und Konſervative und Lehrerſchaft ſahen das Kern- 
ſtück der Schulverfaſſung in der Stellung der Schule zwiſchen 
Kirche und Staat. Die Liberalen und Demokraten hatten für 
ſich die Konſequenz der „Geiſtesfreiheit und Demokratie“, die 
konſervative Auffaſſung ſah über die veränderte geiſtige und 
ſoziale Struktur hinweg und wollte die romantiſch falſch geſchaute 
Vergangenheit konſervieren. Das Ziel der Beherrſchung der 
Schule durch den Staat war bei den Politikern aller Richtungen 
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das gleiche und iſt das gleiche geblieben. So hören wir, als ob 
es heute wäre, Bethmann⸗Hollweg, den altliberalen Miniſter der 
neuen Ara, zu Ludwig Wieſe, dem langjährigen Leiter des 
höheren Schulweſens, fagen: „Sie ſehen zu ausſchließlich auf die 
Sache ohne Rückſicht auf die politiſche Parteiſtellung, wir leben 
aber in einer Zeit, wo das Politiſche für den Lehrer zum Sitt⸗ 
lichen gehört, erwägen Sie das doch.“ Auch Bismarck meinte in 
der Zeit des Kulturkampfes: „Die gegenwärtige Situation ſetzt 
das Schulweſen in ſo unabweisliche Beziehung zur Politik, daß 
eine Verſtärkung der geſetzlichen Regierungsmittel auf dieſem 
Gebiete im Intereſſe der Zukunft des Staates liegt“, und bei 
der Anſtellung der Lehrkräfte, bei der Ernennung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörden iſt damals wie auch wieder nach der Revo⸗ 
lution dem politiſchen Faktor ein viel zu weitgehender, ſo offen⸗ 
kundiger Einfluß zugewieſen worden, daß darunter für den ſach⸗ 
lichen Arbeiter zweifellos die bejahende Einſtellung zum Staate 
litt und leiden muß. In jener Falkſchen Zeit, ſagt Wieſe, 
waren eben infolge des überragenden ſtaatspolitiſchen Einfluſſes 
pädagogiſche und ethiſche Geſichtspunkte bei den Beratungen 
ſchwerer als früher zur Geltung zu bringen. „Der Staats⸗ 
gedanke wurde der alles beherrſchende.“ „Der Begriff des Staats⸗ 
intereſſes, dem alles dienen ſoll, wird leicht zu weit und ſchranken⸗ 
los gefaßt.“ Und ſelbſtverſtändlich iſt das heute nicht beſſer ge⸗ 
worden, eher ſchlimmer. 


Verhältnis des Staates zur Kultur. 

Die Alleinherſchaft des Staates in der Schule gehört in den 
Zuſammenhang der Frage über des Staates Verknüpfung mit 
der Kultur, gibt es doch kein Gebiet des geiſtigen Lebens, auf 
dem nicht heute Reich, Staat oder Gemeinden Herrſchafts⸗ 
anſprüche erheben. Liegt nicht dem ganzen Streben, die Kultur 
maßgebend vom Staate her zu beeinfluſſen, zu organiſieren, an⸗ 
zuregen, liegt nicht dieſem ganzen Streben die Anſchauung zu⸗ 
grunde, man könne von der formalen Seite her die Kultur ge⸗ 
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falten. Iſt das nicht typiſch romaniſch wie das ganze ſogenannte 
moderne Staatsideal? Und ſteht dieſes nicht in ſcharfem Gegen⸗ 
ſatz zu dem deutſchen, formloſeren, weniger durchſichtigeren Ge⸗ 
ſtaltungswillen von innen her? Und kann dieſem Geſtaltungs⸗ 
willen überhaupt im Raume des franzöſiſchen Staatsideals die 
Möglichkeit geſunder Auswirkung gegeben werden? 

Wer das ſeltſam verzerrte, chaotiſch zerriſſene geiſtige Antlitz 
der Nation ſchaut, das von einer Gehäſſigkeit erfüllt iſt, der 
man auf dem Erdenrund kaum wieder begegnet, der ſucht die 
Urſache zu erforſchen. Jener billige oberflächliche Einwand, daß 
eben die Vielgeſtaltigkeit der modernen Kultur daran ſchuld ſei, 
hält gewiſſenhafter Prüfung nicht ſtand. Wie vielgeſtaltig, ein⸗ 
ander widerſprechend ſind etwa die geiſtigen Züge im Charakter 
der Zeit um 1750. Oder etwa des 13. Jahrhunderts, das nur 
heute, weil wir nicht genügend in ſeine Tiefen blicken, vielen 
uniform erſcheint. Und ſind wir nicht unter den Völkern der 
Gegenwart faſt das einzige, in dem Hader und Haß gegeneinander 
alle ſchöpferiſchen Anfänge zu zerſtören fuchen.... Fürſt Bülow 
erzählt in feiner „Deutſchen Politik“, einem Engländer ſei auf- 
gefallen, wie in den Reden in deutſchen Parlamenten das Wort 
„Weltanſchauung“ ſo oft wiederkehre. Es hieße immerfort: „Vom 
Standpunkte meiner Weltanſchauung ...“ Er begreife nicht, daß 
in Deutſchland im politiſchen Leben „Weltanſchauung“ ſo aus⸗ 
ſchlaggebend fei, das verſtünde man in England nicht. Es iſt aber 
in Deutſchland kein leeres Schlagwort des politiſchen Kampfes, 
ſondern wegen der Staatsomnipotenz haben alle politiſchen 
Kämpfe zugleich den Charakter von Glaubenskämpfen. Da aber 
die Geſetze geiſtigen Lebens völlig andere als die des ſtaatlichen 
Lebens ſind, ſo erhält das geiſtige Leben, das dem Meer in 
ſeinem Fallen und Steigen, in ſeiner Brandung und Stille 
gleicht, für die Schule den Charakter einer behördlich geregelten 
Berieſelung, die ſicher gut funktioniert. Das geiſtige Leben der 
Nation braucht aber kundige Steuerleute, die um ſein Geſetz 
wiſſen, während allerdings die Berieſelungsanlage in Gang zu 
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feßen, keine allzu große Intelligenz erfordert und fie in Stand 
zu halten, es nur der geübten Hand bedarf. 

Aber der Schaden des Übermaßes ſtaatlichen Einfluſſes im 
geiſtigen Leben geht noch weiter. Der Prüfſtein aller geiſtigen 
Anſchauungen kann nur ihre Bewährung im Leben ſein, d. h. wie 
weit ſie den Menſchen und ſeine Gemeinſchaften zu kragen und 
zu leiten verſtehen. Es iſt ein billiges, aber viele verwirrendes 
Spiel, das heute Weltanſchauungen, Problematiſierungen in 
Unzahl auf den Markt, ſo muß man ſchon ſagen, geworfen 
werden, ohne daß an ihren Urheber überhaupt die Forderung ge⸗ 
ſtellt wird, ſich nun als Diener ſeiner Idee, als Geſtalter im 
Leben zu zeigen. Wie vieles von all jener individualiſtiſch⸗ratio⸗ 
naliſtiſchen Lebensweisheit würde bald entlarvt ſein oder kläglich 
zerſchellen, wenn es nicht mit ſtaatlichen Mitteln und ſtaatlichem 
Schutz, falls nur der Anſchluß an die jeweils herrſchenden 
politiſchen Mächte gefunden wird, im geiſtigen Leben ſein ver⸗ 
heerendes Treiben ungeſtört üben könnte. 


Faſſadenkultur, eine ſtete Gefahr für den all- 
mächtigen Staat. 

Nun ſind aber Staat und Kirche als Inſtitutionen von ſtarkem 
Beharrungsvermögen und müſſen es auch ſein. Anders iſt es 
mit dem geiſtigen Leben, deſſen „Strömungen“, wie wir richtig 
zu ſagen pflegen, eben immer in bewegtem Fluſſe find. Durch 
die Übermacht des Staates wird aber übermäßig einer vorüber⸗ 
gehenden Woge des geiſtigen Lebens gleichſam künſtlich Dauer 
über ihre eigene Kraft hinaus gegeben. Dieſe Gefahr drohte einſt 
auch von der Kirche, als fie im Beſitz ſtaatlicher Machtmittel 
war. Niemals hat ſie aber ſo ſtark von irgendeinem anderen 
Verbande drohen können wie vom Staat, deſſen notwendiges 
Attribut die Macht iſt und deſſen Träger gerade im modernen 
Staate immer wieder der Verſuchung beſonders ausgeſetzt ſind, 
ihre perſönlichen oder parteiiſchen Meinungen mit den Zwangs⸗ 
mitteln des Staates durchzuſetzen. Das iſt, um ein Beiſpiel aus 
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vergangenen Tagen zu nehmen, mit dem Neuhumanismus ſo 
geſchehen. Vom Staate iſt er mit dem Monopolrecht der Bildung 
ausgeſtattet und gehalten worden, als längſt neue Geſtaltung 
des ſozialen Lebens die Menſchen vor neue geiſtige Aufgaben 
ſtellte. Das ſtaatliche konzeſſionierte Ideal war nicht gezwungen, 
mit dem werdenden neuen Leben ſich auseinanderzuſetzen, ſondern 
ſah hochmütig auf die Technik als etwas Materialiſtiſches und 
zerriß die Einheit des akademiſchen Lebens, in dem es zur Aus⸗ 
bildung der techniſchen Berufe „Schloſſerakademien“ für ge⸗ 
nügend hielt, ſtatt die neuen Bildungsgüter irgendwie im Rahmen 
der alten Univerſität zur Geltung kommen zu laſſen und dieſe 
auch weiterhin eine wahre univerſitas ſein zu laſſen. So ſchloß 
ſich das Ideal der Meuhumaniſten eng vom Leben ab, nahm mit 
überheblichem, pfäffiſch unduldſamem Dünkel für ſich allein die 
„Wiſſenſchaftlichkeit“ und den „Idealismus“ in Anſpruch, was 
bei der Anlage des deutſchen Weſens nicht mit fröhlichem Ge⸗ 
lächter zurückgewieſen wurde, ſondern Verbitterung entſtehen 
laſſen mußte, da bei der neuhumaniſtiſchen Beherrſchung des 
ſtaatlichen Bildungs⸗ und Kulturlebens die von der Mißachtung 
Betroffenen zugleich die Empfindung hatten, daß hier der Kampf 
eines Ideals im weſentlichen mit fremder, eben der ſtaatlichen 
Kraft, gegen ſie geführt wurde. An dem furchtbaren Schlage, 
den das Gynmaſium durch die letzte Schulreform erlitt und 
der wohl über das berechtigte Maß hinausging, mußten die An⸗ 
hänger des neuhumaniſtiſchen Bildungsideals erkennen, wie ge⸗ 
fährlich es für jede geiſtige Strömung iſt, ſich allein auf den 
Staat zu verlaſſen. Die Übermacht des Staates im geiſtigen 
Leben erzeugt immer und zu allen Zeiten eine „Faſſadenkultur“. 
In der monarchiſchen Zeit wurde in Preußen das Ideal des 
chriſtlichen Staates noch feſtgehalten, als es längſt die Ver⸗ 
wurzelung im Volke eingebüßt hatte. Heute bemüht man ſich, eine 
Faſſadenbildung auf der Grundlage der überlebten Ideen von 
1789 zu ſchaffen. Der Erfolg wird für die politiſchen Machk⸗ 
haber nach außen hin der erwünſchte ſein. Das wirkliche geiſtige 
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Leben aber geht feinen Weg weiter, und der Abſtand zwiſchen 
der ſtaatlich erzwungenen geiſtigen Einſtellung und der inneren 
Haltung der geiſtig Führenden wird immer größer. 

Es bliebe die Frage, ob die unmittelbare Benutzung der Schule 
zu ſtaatlichem oder gar heute zu parteipolitiſchem Zwecke für den 
Staat zum Segen geworden iſt oder werden kann. Zunächſt gilt 
es einmal, den Erfolg zu prüfen, den dieſe Methode gehabt hat. 
Wir brauchen nur an wenige Tatſachen zu erinnern. Wie er⸗ 
folglos und falſch erſcheint uns heute die preußiſche Schulpolitik 
in den polniſch ſprechenden Landesteilen, wie ſie in den letzten 
ſechzig Jahren geübt worden iſt. Wieviel Erbitterung hat die 
Unterſtellung der Schule durch den Staat unter die geiſtliche 
Schulaufſicht ausgelöſt, und wie wenig religiöſes Leben iſt mit 
der betonten Pflege der Kirchlichkeit durch den Staat erreicht 
oder durch den Zwang zum Religionsunkerricht für diſſidente 
Kinder, wie ihn Bayern noch 1918 kannte! Wie wenig hat die 
übermäßige Betonung des dynaſtiſchen Geſichtspunktes in der 
vaterländifchen Geſchichte Liebe zum Herrſcherhaus erweckt, und 
wie erfolglos war die Bekämpfung der Sozialdemokratie durch 
den Staat in der Schule? Zugleich haben ſich dem Staat zu 
allen Zeiten für ſeine Geſinnungsbeeinfluſſung, wie wir auch 
heute wieder ſehen, nicht gerade die beſten Charaktere zur Ver 
fügung geſtellt, ſondern Menſchen, denen die Erziehungsaufgabe 
an ſich oft herzlich gleichgültig war, während für ſie das Enk⸗ 
ſcheidende ihr perſönlicher Vorteil war. Es lag und liegt all 
dieſen Kämpfen eine Überſchätzung der Schule und ihrer Er⸗ 
ziehungsarbeit und ebenſo eine des Staates und ſeines Einfluſſes 
vor. Dieſe Methoden des Staates haben nur ſcheinbare Erfolge, 
löſen aber lang anhaltende Gegenwirkung aus, wie als ein Bei⸗ 
ſpiel für viele die ſchon erwähnte heutige Einſtellung der Volks⸗ 
ſchullehrer zur organiſierten Kirche zeigt, trotzdem die evange⸗ 
liſche Staatskirche der fünfziger Jahre und die werdende Volks⸗ 
kirche durch Zeitalter von einander getrennt ſind. Und ebenſo 
ſteht es heute mit dem Bemühen, durch ſtaatlichen Druck eine 
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demokratiſch⸗republikaniſche Geſinnung in der Schule zu züchten 
oder eine weltanſchauliche Beſtimmtheit des Schulweſens zu 
erzwingen. Zu welchen Unerträglichkeiten das führen kann, zeigen 
die zahlreichen Fälle, in denen heute Menſchliches, Allzumenſch⸗ 
liches von politiſch erwählten Vorgeſetzten ihnen jede innere 
Autorität bei den ihnen Unterſtellten raubt, zeigen die Zuſtände 
im Braunſchweiger und Mecklenburger Schulweſen des letzten 
Jahrzehnts. Bei einer rechtsgerichteten Mehrheit trägt das 
Schulweſen einen chriſtlich⸗konfeſſionellen Charakter, bei einer 
linken Mehrheit gub und gibt es in Braunſchweig eine weltlich 
gerichtete Schule, in Mecklenburg eine Verkürzung des Religions⸗ 
unterrichtes von vier auf zwei Stunden. Solche Verhältniſſe 
zeigen die Unmöglichkeit der Staatsallmacht über die Schule. 

Der Staat iſt Richter und Ordner des Volkes, ſein Schwert 
und ſein Pfleger; nicht weniger, aber auch nicht mehr. Er iſt nicht 
der Schöpfer der Kultur, auch nicht ihr Träger, ſondern nur 
ihr Hüter. Schöpfer iſt der Genius, ihr Träger iſt das Volk 
im Bunde mit der Geſellſchaft. 
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3. Fremde Auswege und deutſche Irrwege bei der 
Löſung des Problems Staat und Schule. 


Unter welchem Geſichtspunkte man auch immer an das Prob: 
lem Staat und Schule herangehen mag, das eine wird einem 
immer wieder klar: Der Staat ſteht in der Gegenwart an einent 
Scheidewege, der eine bewußte Wahl erfordert. Die Zeiten des 
Aberglaubens an eine Entwicklung auch im Geiſtigen, in der 
angeblich alles von ſelbſt ging, ſind auch im Schulweſen vorbei. 

Bleibt in dem Kampf um die Stellung der Schule der In⸗ 
dividualismus und das Ideal der Staatsallmacht Sieger, ſo iſt 
der Weg durch die Entſcheidungen, die andere Kulturſtaaten im 
gleichen Falle treffen mußten, gegeben. Denn die ſowjetruſſiſche 
Löſung der geiſtigen Tyranniſierung eines ganzen Volkes durch 
die Beherrſcher des Staates iſt in unſerem Lande eine glatte 
Unmöglichkeit, wohl auch in Rußland nur unter ſchwerſter 
Schädigung der Kultur vorübergehend erreicht. Das gleiche gilt 
von dem in mancher Hinſicht verwandten faſchiſtiſchen Italien. 
Unſere Intellektuellen, die doch an die Möglichkeit ſolchen Planes 
glauben, würden erſchrecken, welche Abgründe der Leidenſchaft 
ſie in unſerem, ach, ſo geduldigen Volke, dem Volke der religiöſen 
Leidenſchaften, auch heute, aufreißen würden. Solche Erkenntnis 
war in früheren Zeiten politiſches Gemeingut. So hat Robert 
von Mohl, einer der führenden ſüddeutſchen Politiker vor der 
Reichsgründung, im 2. Bande ſeiner „Politik“ (1869) erklärt: 
Der Staat verlangt kein Monopol der Bildung und Erziehung 
für ſich. Ein ſolches würde unmittelbar zu dem Syſtem der 
Nationalerziehung führen, das jeden einzelnen lediglich nur als 
ein Mittel zur Erreichung der Zwecke desſelben auffaßt. Ein 
ſolches Syſtem iſt die härteſte Sklaverei, inſofern ſie nicht bloß 
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leibeigen macht, ſondern die ganze Entwicklung der geiſtigen 
Tätigkeit und der höheren menſchlichen Zwecke dem Staate zum 
Opfer bringt. 


Die franzöſiſche Löſung des Problems. 

Wie aber iſt die Entſcheidung im Schulweſen in anderen 
Ländern des franzöſiſchen Ideals von der einen unteilbaren 
Nation gegangen? Selbſt Frankreich hatte auf geiſtigem Gebiete, 
trotzdem hier der Sieg des Individuums und des allmächtigen 
Staates faſt völlig geweſen war, doch um der Gewiſſensfreiheit 
willen ſchon 1850 die Unterrichtsfreiheit durchgeführt, 1875 ſogar 
den Hochſchulunterricht freigegeben. An den Erfahrungen der 
großen Revolution hatte nach einem Worte Guizots aus ſpäterer 
Zeit Frankreich erkannt: „Die Freiheit der Gewiſſen und der 
Familie ſind Tatſachen und Rechte, die auf dieſem Gebiete aufs 
peinlichſte geachtet und verbürgt bleiben müſſen.“ Und dieſe 
Grundſätze wurden auch nicht angetaſtet, als 1882 die weltliche 
Staatsſchule eingeführt wurde. Sie haben auch die Kämpfe um 
die Jahrhundertwende, die Ausſchließung der Ordensleute vom 
öffentlichen Schuldienſt und ihre Austreibung aus Frankreich, 
das Geſetz der Trennung von Staat und Kirche, durch deſſen 
Ausführung die katholiſche Kirche Frankreichs ihr bedeutendes 
Vermögen verlor, doch in gewiſſer Weiſe überdauert. Wohl iſt 
die franzöſiſche öffentliche Schule eine rein weltliche geworden. 
Der Lehrplan von 1887 kannte noch „die Pflichten gegen Gott“; 
1923 iſt auch dieſe Beſtimmung geſtrichen. Der Religionsunter⸗ 
richt hat keinen Platz mehr in der Staatsſchule; am ſchulfreien 
Donnerstag mögen die Eltern außerhalb der Schulen ihren 
Kindern Religionsunterricht erteilen laſſen; er iſt alſo ein be⸗ 
deutungsloſes Anhängſel und ſteht in keiner inneren Beziehung 
zum übrigen Unterricht. Aber die Gründung einer Privatſchule 
(Ecole libre) iſt auch heute noch erlaubt, wenn auch in ſteigendem 
Maße erhöhte Anſprüche an ihre Lehrervorbildung, Schulräume 
uſw. geſtellt werden und die Staatsſchule in jeder Weiſe be⸗ 
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günſtigt wird. Wenn in einer Gemeinde auch nur für ein Kind 
die öffentliche Ecole laigue gefordert wird, muß eine ſolche ein⸗ 
gerichtet werden. Trotz der wirtſchaftlichen ſchlechten Lage der 
franzöſiſchen katholiſchen Kirche, trotz des tief in die Geſellſchaft 
eingefreſſenen typiſch romaniſchen Freidenkertums der Männer 
beſucht in der Gegenwart ein Fünftel der Volksſchüler nicht die 
öffentliche Schule; die Hälfte der höheren Schüler beſucht kirch⸗ 
liche Schulen. Die union sacree von 1914, die Teilnahme vieler 
verfriebener Ordensleute am Kriege für ihr Vaterland, ihr für 
Frankreich wertvolles miſſionariſches Wirken im Auslande hat 
ihnen, wenn auch erſt z. T. geſetzlich, tatſächlich aber in weitem 
Umfang wieder zunehmenden Einfluß auch im öffentlichen Volks⸗ 
ſchulweſen des Landes geſchaffen, ſo daß auch in dieſem der 
Unterricht zuweilen vom Geiſte der religiöſen Gemeinſchaften 
durchdrungen wird. Und zweifellos vollzieht ſich in den führenden 
franzöſiſchen Schichten eine Abwendung von den individua⸗ 
liſtiſchen Ideen von 1789 und von dem Pofifivismus Comtes. 
Dazu kommt das enge Bündnis zwiſchen Heer und katholiſcher 
Kirche und die Tatfache, daß Poincarés Politik von den konſer⸗ 
vativen Parteien mitgetragen wird. Auch der Papſt bemüht ſich, 
durch die Ausſöhnung des franzöſiſchen Katholizismus mit der 
Republik deſſen politiſchen Einfluß zu verſtärken. 


Der Schulfrieden in Holland und in den angel- 
ſächſiſchen Ländern. 

In Holland, das in ſeiner zahlenmäßigen konfeſſionellen Zu⸗ 
fammenfegung etwa Deutſchland gleicht, iſt nach 75jährigem 
Schulkampf als Friedensſtiftung das Schulgeſetz von 1920 faſt 
einſtimmig von der geſetzgebenden Körperſchaft angenommen 
worden. Das alte holländiſche Schulweſen war in den Stürmen 
der großen franzöſiſchen Revolution und der napoleoniſchen Zeit 
zugrunde gegangen. Auch hier waren die Beſitzungen der Kirche, 
Schule und aller Korporationen dem Staate in jener Zeit zum 
Opfer gefallen und wie in Preußen und Bayern geſetzliche 
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Staatszuſchüſſe dann als Erſatz gegeben. Ja, in Holland ift bis 
heute die Beſoldung der Geiſtlichen durch den Staat verfaſſungs⸗ 
mäßig feſtgelegt. Wie in Preußen gab die neue Verfaſſung von 
1848 den Grundſatz der Unterrichtsfreiheit, aber in Holland ge⸗ 
langte ſie auch 1857 zur Ausführung. Es entwickelte ſich neben 
dem ſtaatlichen ein privates, d. h. kirchlich orientiertes Schul⸗ 
weſen. Unter dem großen chriſtlichen Staatsmann, dem refor⸗ 
mierten Pfarrer de Kuyper, wurden dann ſtaatliche Zuſchüſſe 
auch den freien Schulen, „den Schulen mit der Bibel“, gewährt. 
Das holländiſche Schulgeſetz von 1920 kennt öffentliche, von 
Gemeinden unterhaltene Schulen und freie oder Eigenſchulen, die 
von Korporationen getragen werden. Für beide Arten trägt der 
Staat nach demſelben Maßſtabe die Koſten. Er hat bei der 
Prüfung der Lehrer der freien Schulen, die in beſonderen freien, 
vom Staate unterhaltenen Lehrerbildungsanſtalten ausgebildet 
werden können, das Recht der ſtaatlichen Beaufſichtigung, ebenſo 
hat er das Aufſichtsrecht über die Lehrer der freien Schulen. 
Mach dem Grundſatz völliger Unterrichtsfreiheit beeinflußt der 
Staat in keiner Weiſe den Geiſt der freien Schulen, und nach 
dem Grundſatze der Toleranz bedroht das Geſetz auch jeden Lehrer 
einer öffentlichen Schule, der die Überzeugung Andersdenkender 
verletzen ſollte, mit Amtsenthebung bis zu einem Jahre, im 
Wiederholungsfalle mit Dienſtentlaſſung. Wir ſehen, es iſt in 
Holland mit der Schule als Unterſtützung, Ergänzung und Fort⸗ 
führung der elterlichen Erziehung bis zu den letzten Folgerungen 
ernft gemacht. Über den Erfolg dieſes Geſetzes von 1920 iſt ein 
abſchließendes Urteil noch kaum zu fällen. Dazu gehen die An⸗ 
ſichten noch zu ſehr auseinander, und jede von ihnen ſucht ihre 
Kronzeugen, wo fie fie findet. Uns Deutſchen ſcheint der ſtaatliche 
Einfluß zu gering geworden zu ſein. Aber wir ſehen doch, wie 
weit man in Holland ging, um der Freiheit der Eltern gerecht zu 
werden, wie man nicht mit ſo dehnbaren Begriffen wie „ge⸗ 
ordneter Schulbetrieb“ und „Feſthalten an der Mindeſthöhe der 
beſtehenden Schulorganiſation“ das Elternrecht beeinträchtigen 
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wollte, weil man endlich von allen Seiten ehrlich einen wahren 
Schulfrieden erſtrebte. Man war dabei der Überzeugung, daß ſich 
in der Praxis des Lebens Einzelheiten und Unſtimmigkeiten und 
Fehler viel leichter ausmerzen als durch die Machtkämpfe der 
Politiker. 

Es wäre irreführend, in dieſem Zuſammenhange auch die eng⸗ 
liſchen und amerikaniſchen Verhältniſſe zum Vergleich heranzu⸗ 
führen, mag uns auch dieſer oder jener Zug amerikaniſcher und 
engliſcher Geſtaltung des Schulweſens glücklich erſcheinen, mag 
hier und da eine verwandte Entwicklung, manchmal nur ſcheinbar, 
vorliegen. Zwei Grundtatſachen geben, wie nicht oft genug betont 
werden kann, dem angelſächſiſchen kulturellen Leben eine völlig 
andere Geſtalt. Fremd geblieben iſt beiden Staaten der Gedanke der 
Staatsallmacht, und alle Anſätze, Beſtrebungen dieſer Richtung 
haben doch noch in keiner Weiſe ſo tief wirkende Folgen gehabt, 
wie dieſe Gedankenwelt ſie in Weſt⸗ und Mitteleuropa erzeugt 
hat. Dazu kommt der geſicherte, noch ſtändig wachſende Reichtum 
beider Staaten. Amerika als junges einſtiges Kolonialland ſieht 
vor ſich noch unbegrenzte Möglichkeiten und wird erſt viel ſpäter 
vor Probleme geſtellt, die uns altes Volk ohne Raum bedrängen. 
Und das gleiche gilt für England, ſolange es ſeine Seeherrſchaft 
behauptet; die Schlacht bei Culloden 1746 iſt die letzte auf dem 
Boden Großbritanniens geweſen. Der Reichtum ſeiner Korpo⸗ 
rationen und alten Familien reicht viele Jahrhunderte, oft bis 
ins Mittelalter zurück. 


Zunehmende Herrſchaft der parfeipolitif be⸗ 
ſtimmten Bürokratie im deutſchen Schulweſen. 

Wie anders ſteht es mit unſerem Lande! Seine gefährdete Lage 
in der Mitte Europas, die geringere Fruchtbarkeit ſeines Bodens 
und der geringere Reichtum an Bodenſchätzen, die Verſtümmelung 
durch das Verſailler Friedensdiktat, die gefährdete Vormacht⸗ 
ſtellung Europas und ſeiner Menſchen, die den ſchwächſten Groß⸗ 
ſtaat des Erdteils am ſtärkſten trifft, das alles verurteilt von 
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vornherein all jene Verſuche, in Rouſſeauſcher Weiſe all feinen 
Kindern etwa in Schulfarmen, Landerziehungsheimen uſw. eine 
glückliche, ſorgloſe Kindheit zu geben oder eine Schulorganiſation 
aufbauen zu wollen, die unbegrenzte Mittel anfordern kann. Es 
kann ſich bei uns auf allen Gebieten nur darum handeln, wie 
verwenden wir beſchränkte Mittel am vorteilhafteſten für die 
Zukunft unſeres Volkes an ſeiner Jugend als Geſamtheit und 
nicht für eine kleine bevorzugte Minderheit, für die reformfreudige 
ſtaatliche und ſtädtiſche Behörden alle gewünſchten Mittel zur 
Verfügung ſtellen. Man ſchafft dadurch gleichſam pädagogiſche 
Renommierſtücke, von denen dann amtliche Werke wie „das 
Berliner Schulweſen“ mit Stolz erzählen. Wenn auf der Inſel 
Scharfenberg bei Tegel eine Schulfarm beſteht, ſo iſt das Leben 
dort ſicher ein Jugend, paradies“. Aber wie dürfen ſelbſt 
beſcheidenſte öffentliche Mittel einer Weltſtadt an ein 
individualiſtiſches Erziehungsideal auf romantiſch⸗idylliſcher 
Grundlage gewandt werden, während notwendige Bedürfniſſe 
des großen öffentlichen Schulweſens nicht befriedigt werden 
können! Und ebenſo wäre es unmöglich, nach ruſſiſchem Rezept 
oder dem mancher Neuerer in völligem Bruch mit der Ver⸗ 
gangenheit ein neues Schulweſen aufzubauen. Es gilt auf der ge⸗ 
ſchichtlich gegebenen Grundlage dem Werdenden den Weg zu be: 
reiten. 

Viele werden dieſe Entwicklung trotz der fehlgeſchlagenen Ver⸗ 
ſuche Frankreichs und Hollands in dem immer ſtärkeren Ausbau 
des ſtaatlichen Einfluſſes ſehen. Und es liegt unſerer Überzeugung 
nach durchaus in der Linie der wirkenden politiſchen Kräfte, daß 
suf dieſem Wege immer weitergegangen wird. Sie wirken in 
unſerem Lande der ſtädtiſchen „Selbſtverwaltung“ in doppelter 
Wucht — durch die politiſchen Parteien in Staat und Stadt. Die 
Aushöhlung der Selbſtändigkeit der einzelnen Schule ſchreitet 
immer weiter fort durch zahlloſe ſtaatsbehördliche Anweiſungen, 
durch ſtädtiſche Verfügungen. Die kleinen Schulbedürfniſſe z. B. 
beſorgt das Anſchaffungsamt; die Freiſchulſtellen und Wirt⸗ 
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ſchaftsbeihilfen vergibt der Magiſtrat, die einzelne Schule hat 
kaum noch die Rolle eines Gutachters; die ſtädtiſche Behörde be⸗ 
hält ſich die Oberentſcheidung über die Auswahl der Zeitſchriften 
vor; ſie überweiſt in immer größerer Zahl Bücher für die 
Büchereien uſw. uſw. Dabei iſt ein peinlicher Mißbrauch der 
Ideale der Freiheit, der ſozialen Geſinnung, des Volkswohls 
uſw. feſtzuſtellen. Es handelt ſich in Wahrheit um die Beherr⸗ 
ſchung der Schule durch die politiſchen Gewalten, um nichts 
anderes. 

Wer z. B. heute die Gelegenheit hat, die Tätigkeit von Schul⸗ 
ausſchüſſen zu beobachten, ſieht, daß in ihnen der politiſche Kampf 
der Parteien das tragende Prinzip iſt, nicht das Wohl der 
Schule, an das vielleicht beſtenfalls, aber ſelbſt dann nur ganz 
von außen geſehen, in zweiter Linie gedacht wird. Daraus den 
heutigen Verwaltungseinrichtungen einen moraliſchen Vorwurf 
zu machen, wäre töricht. Es iſt das Prinzip der Staatsallmacht, 
das ſich heute in den Ausſchüſſen völlig auswirkt. Wir ſtehen 
noch nicht am Ende ſeiner Entwicklung in der demokratiſchen 
Epoche, die ähnlich wie die fürſtlich⸗abſolutiſtiſche ſich erſt ganz 
durchſetzen muß, ehe die Widerſtände und Gegenwirkungen ge⸗ 
nügend ſtarke und innere Kräfte zu ihrer Überwindung auslöſen 
könnten. Das zeigt der Kampf um die Dauer des Beſuchs der 
Grundſchule. Die verſchiedene pädagogiſche Stellungnahme und 
der Gegenſtand des Streites ſelber erklärten nicht die Erbitterung, 
mit der gekämpft wurde. Es war ein Kampf, der im letzten 
Grunde nicht mit geiſtigen pädagogiſchen Mitteln geführt wurde, 
bei dem auch nicht ſittliche oder rechtliche Beweggründe ent⸗ 
ſcheidend mitgewirkt hatten, ſondern es war ein Kampf politiſcher 
Ideale, die ſich im Zeitalter des Staatsabſolutismus über die 
Schule kulturelle Gedanken und Ziele zu Nutzen machte, dieſe 
ſelbſt aber verzerrten und entwürdigten. Das Reichsgrundſchul⸗ 
geſetz von 1921 hat zweifellos das Elternrecht ſtärker eingeengt, 
als es jemals im Zeitalter des fürſtlichen Abſolutismus in ſeiner 
ſchärfſten Form auch nur annähernd ähnlich verſucht worden 
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wäre. Mie hätte jenes Zeitalter und übrigens noch das 19. Jahr⸗ 
hundert eine Schulpflicht der Eltern gegenüber dem Staate ge⸗ 
fordert, es ſtrebte nur danach, den Eltern die Pflicht aufzuerlegen, 
für den Unterricht ihrer Kinder zu ſorgen. Wie fie es dann katen, 
überließ man im weſentlichen ihnen. Vollendete Staatsallmacht, 
wenn auch noch nicht geſetzlich feſtgelegt, zeigen manche Schul⸗ 
verwaltungen z. B. Hamburgs oder mancher Bezirke Berlins, 
in denen die Eltern ihre Kinder unter allen Umſtänden der Schule 
ihres Bezirkes zuführen müſſen, mag auch dort ein Geiſt herrſchen, 
der ihren Erziehungsidealen völlig entgegengeſetzt iſt; ähnlich liegt 
es in Sachſen und Braunſchweig. Der braunſchweigiſche Mi⸗ 
niſter für Volksbildung z. B. verfügte am 6. April 1929: 
Ohne meine Genehmigung darf kein Kind dem Unterricht in 
öffentlichen Schulen ferngehalten und einem privaten Erſatz⸗ 
unterricht zugeführt werden. Keine Lehrkraft darf ohne meine 
Genehmigung privaten Erſatzunterricht erteilen. Die Schule wird 
zum Büttel der politiſchen Macht, der geiſtige Gendarm des 
Staates, und darunter leidet auf die Dauer ihre Lehrerſchaft, 
der die Schuld an ſolchen Zuſtänden gegeben wird. Gerechtigkeit, 
nicht ſtaatliche Uniformierung, hat noch immer ein Volk erhöht. 


Wetterzeichen für das preußiſche Schulweſen. 

Wenn nicht entſchiedenſte Abkehr von dem Gedanken der 
Staatsallmacht über die Schule ſich bei allen politiſchen Parteien 
und bei der Bürokratie, den Trägern des Staates, durchſetzt, 
wird der Augenblick kommen, wo um des Gewiſſens willen große 
Teile der Elternſchaft die Unterrichtsfreiheit erkämpfen werden 
müſſen, und um ihrer Verantwortung willen werden fie die 
chriſtlichen Kirchen an ihrer Seite in dieſem Kampfe ſehen. Es 
droht ein Kulturkampf größten Ausmaßes, der die Grundfeſten 
des Staates erſchüttern und das einheitliche Schulweſen zer⸗ 
ſchlagen wird. Noch ſind namentlich in Preußen die geſchicht⸗ 
lichen Bindungen an den Staat, ſelbſt bei Ablehnung der 
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Staatsform, fo ſtark, daß dieſe Gefahr nicht akut erſcheint, aber 
ſie wird unausbleiblich heraufziehen und ſpäter mit um ſo größerer 
Wucht einſetzen, wenn die Bildungsſchicht das Problem in ſeiner 
unendlichen Bedeutung für die Kultur erkannt und die Wirtſchaft 
ihrerſeits in allen ihren Trägern, nicht nur in dem Unternehmer, 
zu der Überzeugung gekommen iſt, daß am Ende des heutigen 
Weges der Staatsallmacht wie im alten Rom der Tod von 
Volk, Wirtſchaft und Kultur und damit auch des Staates ſelbſt 
ſteht. 

Alle Auswege, die heute ſich noch für die beſitzenden Schichten 
des Volkes bieten, ſind Auswege für einzelne und nicht für ein 
Volk. Das gilt namentlich für alle jene zahlreichen Land⸗ 
erziehungsheime und freien Schulen, die in ſonderbarer Ver⸗ 
kennung ihres Weſens ſich gerade bei den heutigen Trägern des 
Staates beſonderer Gunſt erfreuen. Dieſe Schulen ſind und 
bleiben im Weſentlichen Stätten der Bildung für die Schichten 
des gebildeten wohlhabenden Bürgertums und der Bourgeoiſie. 
Es iſt ihr Ideal entweder das des Idealismus mit nationaler 
Färbung, wie Wyneken von den Lietzſchen Heimen geſagt hat, 
oder der Verſuch von der Schule aus „die geiſtige Arbeit der 
Zeit zu einem Weltbilde zuſammenzufaſſen, die geiſtigen Werte 
in den organiſchen Zuſammenhang einer Kultur zu bringen“. Daß 
dies die Schule aber nun und nimmer mehr von ſich aus ſchaffen 
kann, iſt zweifellos. Sie iſt eine künſtliche Welt, die Welt den 
freien Schulen. Fern von der Welt der Technik, fern vom 
Elternhauſe wächſt der junge Menſch auf in einer Umwelt, mit 
der er weder geiſtig, leiblich noch geſchichtlich verwachſen iſt. Es 
iſt eine inſelhafte Welt, in die er geſtellt wird. Und es iſt un⸗ 
möglich, aus der Einſtellung des Inſulaners heraus den Grund 
zu echtem ſozialem und völkiſchem Empfinden in der Jugend zu 
legen, das ſie auf ihre Pflicht hinweiſt und ihr die Möglichkeit 
ſchafft, einmal ihrem ganzen Volke auf den verſchiedenen 
Gebieten ſeines Lebens Führer und Diener werden zu wollen. 
So ſind alle Auswege, die es gibt, um der Gewalt des Staates 

12 Färber, Die Schule in Staat und Volk. 


178 IV. Vom Wesen der Herrschaft des Staates 


zu entrinnen, für das Volk als Ganzes nicht gangbar. Es gilt 
von der geſchichklich gegebenen Grundlage aus, einen Weg wahrer 
Freiheit und echter Gemeinſchaftserziehung zu finden. Wenn wir 
die Zukunftsaufgabe unſeres Volkes in der Menſchheit richtig 
ſchauen, ein Volk ausgleichender Gerechtigkeit zu werden, ſo 
dürfen wir nicht müde werden, im Kampfe für ein beſſeres 
Staatsideal ſchon heute den „kommenden Dingen“ im Schul⸗ 
weſen den Weg zu bereiten. 


= Das kommende Reich 
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1. Die deutſche Schule im deutſchen Staat. 


Die grundlegenden Faktoren des Schulweſens ſind finanzielle 
Sicherung, Unterricht, Erziehung und Verwaltung. 

Als unbedingte Lehre der Vergangenheit ſteht heute für 
Deutſchland feſt, daß nur der Staat dem geſamten Schulweſen 
jene abſolute wirtſchaftliche Sicherung zu geben vermag, deren 
es zu gedeihlicher Arbeit bedarf. Gemeinde, Kreis, Provinzial⸗ 
verband genügen nicht, wie wiederum die Geſchichte des Schul⸗ 
weſens lehrt, um eine gerechte Verteilung der Schullaſt herbei- 
zuführen; nur der alle umfaſſende Verband des Staates vermag 
das. Auch die Kirchen noch ſonſtige Korporationen vermöchten 
es nicht. Die Kirchen könnten es auch heute allein aus dem 
Grunde ſchon nicht kun, weil fie auf Freiwilligkeit der Zuge⸗ 
hörigkeit beruhen und keine geſetzlichen Zwangsmittel anwenden 
könnten. Nun iſt aber in demſelben Maße, in dem das Indivi⸗ 
duum dem Staate in den letzten Menſchenaltern die ſoziale Für⸗ 
ſorge im weiteſten Sinne des Wortes zur Pflicht gemacht hat, 
das ſoziale Selbſtverantwortungsgefühl wie das Pflichtgefühl 
gegenüber den anderen Menſchen immer ſtärker zurückgegangen. 
Die rein materialiſtiſche und individualiſtiſche Beſitzauffaſſung 
hat ſich in allen Schichten unſeres Volkes an die Stelle des 
alten religiös gebundenen Verantwortungsgefühls unſerer Vor⸗ 
väter geſetzt, wie dieſes die Lehensauffaſſung des Mittelalters 
verdrängt hatte. Es wäre im Deutſchland der Gegenwart nicht 
mehr möglich, größere Mittel freiwillig für kulturelle und ſoziale 
Zwecke dauernd aufzubringen, wie es etwa in England und Amerika 
der Fall iſt. Dazu bedarf es erſt langwieriger Erziehung, nach⸗ 
dem ein Jahrhundert hindurch der Individualismus uns der ver⸗ 
pflichtenden Bindung des einzelnen an Geſamtheiten entwöhnt 
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Finanzielle Sicherung des Schulweſens. 

Des Staates finanzieller Anteil am Schulweſen ſollte das 
Notwendige, die Deckung der perſönlichen Schullaſten, aus: 
machen. Der ihm gebührende Einfluß würde auch auf Grund 
dieſer Tatſache allein ſchon dadurch durchaus ſichergeſtellt werden. 
Die bürgerliche Gemeinde hätte nach der Drewsſchen Anſicht, 
der wir bei der Frage des Verhältniſſes zwiſchen kommunaler 
Selbſtverwaltung und Schule zuſtimmten, Wohnungsgelder und 
Baulaſten und ſonſtige ſachliche Ausgaben zu tragen. Außerdem 
könnten die anderen Verbände des völkiſchen Lebens, Familien, 
Kirche, Wirtſchaftsgruppen, Vereine in dem deutſchen Staate, 
der von dem Wahne der Staatsallmacht mit ſeinem geiſtigen 
und finanziellen Druck auf das Volkstum befreit worden iſt, 
fruchtbringende finanzielle und geiſtige Arbeit in gewiſſem Um⸗ 
fange leiſten. Wo immer wir heute Anſätze dazu beobachten, in 
Familienſchulen, ſtiftiſchen oder auslanddeutſchen Schulen, in 
Volkshochſchulheimen u. dgl. m., ſehen wir ein eigenwüchſiges 
Leben erblühen, ſehen wir die Schule zu einer Stätte der Er⸗ 
ziehung durch den in ihr lebenden Gemeinſchaftsgeiſt werden. Es 
mag auch in dieſem Zuſammenhange auf die angelſächſiſche 
Schulverfaſſung hingewieſen werden, die traditionsmäßig und 
bewußt ein Sonderleben der Schule pflegt. Während im heutigen 
Staate alle natürlichen Verbindungen der Bürger untereinander 
vom Staate nicht genügend Lebensraum erhalten und erſt in ihm 
die einzelnen Staatsbürger zuſammengefaßt erſcheinen, um dann 
von ſeiner Bürokratie beherrſcht zu werden, beruht das dritte 
Reich deutſcher Zukunft auf der ineinander verflochtenen Arbeit 
der körperſchaftlichen Glieder der Gemeinſchaft und Geſellſchaft. 
Damit würde an Stelle der entſetzlichen Gleichmacherei ein 
buntes mannigfaches Leben entſtehen mit ſcharfer Ausprägung 
von Schulcharakteren, die nicht behördlich feſtgeſetzt und erdacht 
ſind, ſondern dem wirklichen Leben in ſeiner Mannigfaltigkeit 
ſich ſo weit nähern, wie es der Schule überhaupt möglich iſt. 
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Staatlicher Einfluß im Unterricht. 


Vom Gebiete des Unterrichts und ſeiner ſtaatlichen Leitung 
braucht hier nicht lange die Rede zu ſein. Was das rein Unter⸗ 
richtliche anbelangt, ſo hat ſich die ſtaatliche Leitung im allge⸗ 
meinen bewährt. Die Gefahr der Überintellektualiſierung wird 
durch die Einſchaltung der in Volk und Geſellſchaft wohnenden 
Erziehungskräfte gebannt. Wir Deutſche müſſen den Ruf ver⸗ 
lieren, ſeit geraumer Zeit die verantwortungsſcheuſte geiſtige 
Oberſchicht zu haben, müſſen aus einem Volk des ewigen Beſſer⸗ 
wiſſens und Nörgelns, das wir im 19. Jahrhundert geworden 
ſind, ein Volk werden, das den Menſchen nach ſeinen poſitiven 
Leiſtungen ausſchließlich wertet, nicht nach ſeiner Fähigkeit zum 
Kritifieren und Renommieren. Der Staat ſollte unbedingt zu 
dem alten Verfahren der behördlichen Feſtſetzung von Mindeſt⸗ 
zielen zurückkehren, um ſo nicht für viele unerreichbare Ziele als er⸗ 
ſtrebenswert erſcheinen zu laſſen und nervöfe Unruhe in die Schule 
hineinzutragen. Darüber hinaus mögen Richtlinien in mannig⸗ 
facher Weiſe ſtofflich und methodiſch anregen. Allerdings wird 
auch in der Beſtimmung der Unterrichtsziele die ein Jahrhundert 
alte abſolutiſtiſche Praxis der Unterrichtsverwaltung aufgegeben 
werden müſſen. Es iſt wirklich ein Anachronismus, wenn heute 
noch die Unterrichtsverwaltung Preußens, ohne Anhörung und 
Mitwirkung von freien Sachverſtändigen, führenden Männern 
der Schulpraxis, der Wiſſenſchaft und der verſchiedenen Lebens⸗ 
gebiete, die Unterrichtsziele von ſich aus beſtimmt, während z. B. 
die Erhöhung des Portos um wenige Pfennige geſetzgeberiſche 
Maßnahmen mit langen Beratungen unter öffentlicher vor⸗ 
heriger Kritik bedarf. Sie vermag aber doch tatſächlich von ſich 
aus nicht zu überſehen, welche Wirkung ihre Reformen auf 
Unterricht, Erziehung, Berufs⸗ und Volksleben haben. Es iſt 
z. B. fraglos, daß bei nicht abſolutiſtiſcher Regelung der Schul⸗ 
typen bei den höheren Schulen ein Realgymnaſium mit Engliſch 
und Latein als Fremdſprachen vielen Bedürfniſſen entſprochen 
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und dementſprechend ſich durchgeſetzt hätte. So wird gewaltſam 
dieſer Entwicklungsweg für Jahre verſperrt, bis ſich doch einmal 
das Leben ſtärker erweiſt als behördliche in ihrem Werte zweifel⸗ 
hafte Theorie. So lange man aber den Charakter einer Schule 
nicht in dem in ihr lebenden beſonderen Erziehungswillen dar⸗ 
geſtellt ſieht, ſondern in einem angeblich wiſſenſchaftlichen, in 
Wahrheit aber intellektuellen „Bildungsziel“, kommt man zu 
Geſtaltungen wie dem neuſprachlichen Gymnaſium, zu dem dann 
auch die nötige Ideologie angefertigt wird. Auch wäre manche 
Verbitterung und Überlaſtung der Lehrerſchaft durch unterrichts⸗ 
techniſche Anordnungen der oberſten Behörden zu vermeiden oder 
zu mildern geweſen, wenn Preußen einen Beirat für die Unter⸗ 
richtsverwaltung gehabt hätte. Und ſchließlich find ſchädliche 
Auswirkungen behördlicher Maßnahmen auf Berufs- und Volks⸗ 
leben erſt nach Jahrzehnten von der Verwaltung feſtzuſtellen, 
während Menſchen mit ſtärkerer Beziehung zu beiden von vorn 
herein darauf aufmerkſam machen würden. 


Notwendigkeit fachmänniſcher Beiräte. 

In vielen Verwaltungszweigen ſind ſolche Beiräte vorhanden. 
So erkannte zwanzig Jahre nach der Übernahme des Fort⸗ 
bildungsſchulweſens durch das Miniſterium für Handel und 
Gewerbe dieſes 1908 die Notwendigkeit, zu feiner Unkerſtützung 
in den ſchultechniſchen Fragen und den Fragen der Gewerbe⸗ 
förderung neben dem Landesgewerbeamt einen „ſtändigen Beirat 
für das gewerbliche Unterrichtsweſen und die Gewerbeförderung“ 
einzurichten. Er gibt dieſen Kreiſen Gelegenheit, in Fragen von 
grundſätzlicher Entſcheidung mitzuwirken. Seine Tätigkeit er⸗ 
ſtreckt ſich auf das geſamte Gebiet des gewerblichen Unterrichts⸗ 
weſens und der Gewerbeförderung. Die Mitglieder wurden im 
alten Staate dem obrigkeitlichen Gedanken entſprechend vom 
Miniſterium aus der Zahl der Fortbildungs- und Fachſchul⸗ 
direktoren, Regierungs⸗ und Gewerbeſchulräte, Vertreter von 
Gemeinden, Handelskammern, Handwerkskammern und ähnlichen 
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Korporationen berufen. Auch Landtagsabgeordnete und ſonſtige 
auf dem Gebiete verdiente Perſönlichkeiten ſowie Vertreter der 
an den Schulen intereſſierten preußiſchen und Reichszentral⸗ 
behörden gehörten dem Beirat an. Er beſtand und beſteht aus 
einer allgemeinen Abteilung und aus Fachabteilungen. Selbſt das 
Miniſterium für die geiſtlichen und Unterrichtsangelegenheiten 
und ſein Nachfolger, das jetzige Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung, kannte und kennt ſie für Kunſt⸗ und 
Bibliotheksweſen und neuerdings für Schulbücher. Mur für das 
Schulweſen werden allgemeine weittragende Verfügungen er⸗ 
laſſen, ohne daß vorher irgendeine ſachkundige Körperſchaft dazu 
Stellung nehmen kann. Der letztgenannte Beirat ſteht aber in 
dem omnipotenten Staate unter ſolchem ſtarkem, parteipolitiſchem 
Druck, daß die kulturellen Geſichtspunkte dabei verlorengehen. 

Und wieder gilt es darauf hinzuweiſen, daß Wilhelm von 
Humboldt auch an dieſer Stelle die Staatsmacht beſchränken 
wollte. Seine drei wiſſenſchaftlichen Deputationen in Berlin, 
Breslau, Königsberg waren als Anfang ſolcher Beiräte gedacht. 
Sie ſollten das, was für Erziehung und Unterricht in jedem 
einzelnen Teile beſtehen ſollte, mit dem vergleichen, was wirklich 
geſchah und ſollten über beobachtete Mängel berichten. Jedes 
bedeutende Fach der Wiſſenſchaft ſollte in der Deputation ver⸗ 
treten ſein. Bei der Organiſation der Provinzialbehörden ver⸗ 
ſchwanden fie 1815. Sie paßten nicht in das Hardenbergiſche 
Syſtem. Die preußiſche Unterrichtsverwaltung blieb rein büro⸗ 
kratiſch. Es war, als ob die ganze Kraft des Staates im Laufe 
des Jahrhunderts außenpolitiſch verbraucht wurde, während feine 
innere Verwaltung immer ſtärker mechaniſch und ideenlofer wurde. 
Bayern, das von Haus aus ſeinen neuen Staat zu Beginn det 
vorigen Jahrhunderts viel abſolutiſtiſcher aufgebaut hatte, hat 
doch dieſes falſche Staatsprinzip in der Praxis überall und 
damit auch im Schulweſen gemildert. Seit 1873 gab es dort 
für das höhere Schulweſen einen oberſten Schulrat, ſeit 1905 
eine Landesſchulkommiſſion für die oberſte fachmänniſche Begut⸗ 
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achtung wichtiger Angelegenheiten des Volksſchulweſens, der 
Fach⸗ und Fortbildungsſchulen, der Lehrerbildungsanſtalten und 
der höheren Mädchenſchulen. Dieſe Beiräte beſtanden z. T. aus 
Beamten der Unterrichtsverwaltung, z. T. aus nebenamtlichen, 
für fünf Jahre ernannten Mitgliedern, darunter auch Lehrern. 
Auch die Kreisbehörden hatten ähnlich gebildete Kommiſſionen 
zur Seite. Das alte Öfterreich hatte für feine einzelnen größeren 
Gebietsteile zur Leitung und Aufſicht über das Erziehungsweſen 
in jedem einen Landesſchulrat als oberſte Landesſchulbehörde, unter 
ihm Bezirks⸗ und Ortsſchulräte. In Öfterreid) wurden auch 
meiſtens ſchon die Fachvertreter in den Bezirksſchulräten durch 
die Lehrerſchaft ſelbſt gewählt. 


Schulverwaltung und Auswahl der Schul— 

aufſichtsbeamten. 

Die Verwaltung des preußiſchen Schulweſens wird und kann 
vereinfacht werden; das iſt ebenſo eine Notwendigkeit wie die Ver⸗ 
einfachung des geſamten Verwaltungsweſens. Staatsminiſter 
Drews hat mit Recht wieder die Zuſammenlegung der Ver⸗ 
waltung des höheren und niederen Schulweſens in der Provinzial⸗ 
inſtanz der Provinzialſchulkollegien gefordert, wie es in Berlin 
ſchon geſchehen iſt und wie es ſchon lange früher, z. B. ſchon 
von Falk, vorgeſehen war. Drews will, das ſei nebenbei bemerkt, 
dem Schulkollegium einen vom Provinzialausſchuß gewählten 
Provinzialſchulrat von ſechs Mitgliedern zur Seite ſtellen, unter 
deſſen Mitgliedern ein Volksſchullehrer und ein Akademiker ſein 
müſſen. Ebenſo bedarf die Schulverwaltung der großen Städte, 
beſonders Berlins, einer eingehenden Überprüfung. Ob es wirk⸗ 
lich ſinnvoll war, in Berlin neben die zentrale Schulbürokratie 
in jedem einzelnen Stadtbezirke eine Bezirksſchulbürokratie zu 
ſetzen, wagt wohl niemand mehr zu bejahen. Bei einer begrenzten 
Selbſtverwaltung der einzelnen Schule in der von uns gefor⸗ 
derten Art ließe ſie ſich durchaus entbehren. 

Auch bei der Beſetzung der Aufſichtsſtellen iſt man ähnlich 
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wie bei der Feſtſetzung der Unterrichtsziele zu einer der früheren 
Praxis entgegengeſetzten Übung gekommen. Zunächſt iſt, dem par⸗ 
lamentariſchen Syſtem des omnipotenten Staates entſprechend, 
die politiſche Einſtellung von Bedeutung geworden, von ſolcher 
Bedeutung, daß man oft ſagen kann, die Beſetzung erfolge nach 
dem Zahlenverhältnis der regierenden Parteien. Dann iſt man 
von der Praxis der früheren Zeit, in der Regel ältere Schul⸗ 
leiter in den Schulaufſichtsdienſt zu berufen, abgekommen und 
zieht junge Männer ſtärker heran. Daß hier in mehrfacher 
Hinſicht große Gefahren vorliegen, iſt offenbar. Ohne langjährige 
Praxis als Lehrer und Leiter iſt man kaum befähigt, die 
Schwierigkeit der dauernden täglichen Arbeit wirklich richtig zu 
ermeſſen oder gerät in die nervös machende Freudigkeit zu immer 
neuen Anregungen. Zum andern liegt aber die Gefahr vor, daß 
im Laufe der Jahrzehnte die einſt jung in ihre Aufſichtsſtellung 
gekommenen Schulmänner ihre geringe Kenntnis pädagogiſcher 
Praxis zu ſehr vergeſſen und zu reinen Verwaltungsbeamten 
werden. Ein Wechſel zwiſchen Schulaufſichtsbeamten und Schul⸗ 
leitern wird eine unbedingte Notwendigkeit. Ahnliches ſchlägt 
auch Drews für die höheren Miniſterialbeamten aller Verwal⸗ 
fungen vor. 


Mitwirkung der Elternſchaft in Schulaus⸗ 

ſchüſſen und einzelner Schule. 

Wenden wir uns nun den Organen der Schulverwaltung zu, die 
im weſentlichen zur Erledigung der äußeren Schulangelegenheiten 
beſtimmt find, nämlich den ſtädtiſchen Schuldeputationen und ⸗Aus⸗ 
ſchüſſen, ſo iſt feſtzuſtellen, daß es im letzten Jahrzehnt gelungen 
iſt, in ihnen der Lehrerſchaft eine geregelte Vertretung eigener 
Wahl zu geben und die Beſeitigung des Patrons als des Vor⸗ 
ſitzenden des ländlichen Schulvorſtandes durchzuſetzen. Wann, 
ſo wird man fragen, wird der Elternſchaft in den Schulaus⸗ 
ſchüſſen eine ſelbſtgewählte Vertretung gegeben, der Elternſchaft, 
der die Verfaſſung des deutſchen Reiches im Artikel 120 die 
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Erziehung des Nachwuchſes zu leiblicher, ſeeliſcher und geſell⸗ 
ſchaftlicher Tüchtigkeit zur oberſten Pflicht und zum nafürlichen 
Recht macht, über deren Betätigung der Staat wacht? Iſt 
ſie nicht wirklich berufener in den Schulausſchüſſen mitzuwirken, 
als die nach dem Zahlenverhältnis der politiſchen Parteien von 
dieſen beſtimmten „des Erziehungs- und Bildungsweſens kundigen 
Perſonen“ oder von den Gemeindevertretern gewählten „zu den 
Schulen des Verbandes gewieſenen Einwohner?“ Der Einwand, 
die Eltern könnten ja durch Ausübung ihrer politiſchen Wahl⸗ 
rechte zum Einfluß auf die Schule durch die Parteien gelangen, 
iſt in keiner Weiſe ſtichhaltig. Einmal decken ſich ſtaats⸗, wirt⸗ 
ſchafts⸗ und kulturpolitiſche Anſchauungen bei dem einzelnen 
Wähler in keiner Weiſe, dann bilden aber auch heute im Zeit⸗ 
alter des Wahlrechts der Jugendlichen und der erſchreckenden 
Zunahme der Kinderloſen die Elternwähler ein unbedeutendes 
Häuflein. Schon werden heute ſeit einer Reihe von Jahren in 
Berlin mehr Ehen geſchloſſen als eheliche Kinder geboren! 
Würde eine Vertretung der Elternſchaft in den Schulausſchüſſen 
durchgeſetzt werden, fo würden dieſe eine Vertretung der die 
Schule kragenden Kräfte ſchon eher fein, wenn auch das Kräffe- 
verhältnis noch nicht das richtige wäre. Zudem müßte, um die 
Tätigkeit der Schulausſchüſſe wirklich fruchtbar zu machen, eine 
Feſtſtellung darüber erfolgen, wie weit der Gemeindevorſtand 
ſich an ihre Beſchlüſſe zu halten hat oder nicht; im weſentlichen 
dürften nur Beſchlüſſe finanzieller Bedeutung von ihm zu bean- 
ſtanden ſein. Heute iſt das in ſein Ermeſſen geſtellt und damit 
die Arbeit der Ausſchüſſe, wenn es den politiſchen Machthabern 
nicht gefällt, unnütz. Vertrauen und Verantwortung ſchaffen 
allein gute Arbeit im Dienſte der Geſamtheit, nicht Mißtrauen 
und politiſcher Druck, und der Volksſtaat kann jene ſeinem 
Weſen nach viel weniger entbehren als irgendein anderes Re— 
giment. 

Damit kommen wir zu der Stellung der Elternbeiräte der 
einzelnen Schule. Heute iſt der Elternbeirat ein mehr oder minder 
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ſchönes Ornament im Schulorganismus. Das Ziel muß ſein, ihn 
zu einem ſeiner Träger zu machen und jene Verbindung zwiſchen 
Lehrern, Eltern und Kindern zu ſchaffen, die die immer offen⸗ 
barer werdende Erziehungsnot auch an die Schule ſtellt. Das 
dem politiſchen Wahlſyſtem entnommene Wahlverfahren birgt 
in ſich die Gefahr der Politiſierung. Wohl decken ſich erfreu⸗ 
licher⸗ und begreiflicherweiſe politiſche Überzeugung und Er⸗ 
ziehungswille der Eltern nicht, wie allgemein bekannt iſt. Und 
dadurch wird der politiſche Einfluß etwas beſchränkt. Trotzdem 
müßten Wege gefunden werden, die ihn noch ſtärker ausſchlöſſen, 
und ſie ließen ſich auch finden. Ferner aber müßte ein konkreter 
Pflichten⸗ und Rechtekreis der Elternbeiräte geſchaffen werden. 
In dem Vorſtande der einzelnen Schule müßte der Vorſitzende 
des Elternbeirates mitwirken können. Die difziplinaren Fälle, die 
die Erziehungsaufgabe berühren, find nicht nur eine Angelegenheit 
von Lehrern, Schülern und Behörde, ſondern von großer Be⸗ 
deutung für die Elternſchaft bei ihrer Erziehungsarbeit. Die viel 
geprieſene Beziehung zwiſchen Schule und Haus könnte hier 
viel ſtärker als heute gefeſtigt werden. Ein zweiter wichtiger 
Faktor wäre die Mitwirkung der Vertreter des Elternbeirates 
bei der Wahl von Lehrern und Leitern für die einzelne Schule 
im Verein mit der Lehrerſchaft. Ob es ein Vorſchlags⸗ oder 
Ablehnungs⸗ oder Auswahlsrecht iſt, ob die Schulbehörden nur 
Aufſichts⸗, Beſtätigungs⸗ oder Entſcheidungsinſtanz ſind, das 
ſei hier nicht entſchieden. Nur der leitende Gedanke bei der ge⸗ 
ſetzlichen Regelung kann und darf kein anderer ſein als der: Die 
einzelne Schule ſoll bei allen menſchlichen Verſchiedenheiten der 
in ihr Wirkenden doch von einheitlicher Kulturgeſinnung getragen 
ſein, um im beſcheidenen Maße als ein Selbſtverwaltungskörper 
mit eigener Verantwortung tätig ſein zu können. In Lübeck und 
Danzig, wo man Elternvertretungen der Klaſſe, der Schule und 
für das Geſamtſchulweſen eingerichtet hat, haben ſie ſich übrigens 
als „tragfähig und entwicklungsfähig“ erwieſen, ſelbſt im Rah⸗ 
men der heutigen Ordnung. 
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Einwände gegen die Mitwirkung der Eltern laſſen ſich gewiß 
erheben. Wogegen wäre das nicht möglich! Das Entſcheidende 
iſt das Ziel: Der deutſche Staat des deutſchen Volkes, in dem 
das Vaterland des Staates das Mutterland des Volkes um 
ſeiner ſelbſt willen pflegt und ihm Raum gibt. Es gilt, um mit 
Stein zu reden, „Gemeinſinn“ zu erwecken, um „Nationalſinn“ 
zu erreichen. In ſeinem ſehr aufſchlußreichen Buche „Die viel⸗ 
ſprachige Schweiz, eine Löſung des Nationalitätenproblems“, 
1925, zeigt H. Weilemann, wie die Schweiz, nicht im Banne 
der Staatsallmacht, mit den größten Schwierigkeiten fertig 
wurde und wird, während man ſie in Preußen⸗Deutſchland nicht 
meiſtert. „Faſt jeder Schweizer hatte ſchon in ariſtokratiſcher 
Zeit und hat erſt recht heute irgendwie an ſeinem Staate mitzu⸗ 
ſprechen. Mie ſtand eine völlig unbeteiligte Maſſe den Regie⸗ 
renden rechtlos gegenüber.“ Und das Ergebnis iſt trotz der Ver— 
ſchiedenheit der Völker, der Konfeſſionen, der Landſchaften, der 
Berufe ein ſtarkes Nationalgefühl. Der Staat gewinnt nur, 
wenn er von dem franzöſiſchen Wahne der einen unteilbaren 
Mation läßt. Er verfügt zudem über ganz andere Machtmittel 
als über die innerlich brüchige Alleinherrſchaft in der Schule 
und über weite Gebiete des kulturellen Lebens. Indem der Staat 
das Gefühl der Freiheit, der Selbſtverantwortung in kleinen 
und großen Werkgemeinſchaften möglichſt vielen Gliedern des 
Volkstums gibt, ſchafft er eine viel ſtärkere Verbundenheit 
zwiſchen Staat und Volk, als ſie ihm alle Mittel des Zwanges 
und der Verwaltung geben könnten. Er zerſtört mit deren Miß⸗ 
brauch nur die Wurzeln der eigenen Kraft. Der erziehenden 
Kräfte im Volksleben ſind viel mehr, gibt es viel beſſere, als 
der allmächtige Staat, ſeine Werkzeuge und ſeine Fürſprecher 
anerkennen wollen. Gewiß gibt es unter den Lehrern Erzieher, 
aber find fie es alle, gibt es außer ihnen keine? Iſt es nicht 
eine Anmaßung ſondergleichen, wenn manche Ideologen ſich 
ſelbſt und ihren Geſinnungsgenoſſen den Namen des „Volks⸗ 
lehrers“ beilegen? Viel ſtärker, als es je irgendeine Schule könnte, 
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lehren ein Volk die Verbände ſeiner Geſellſchaft, erziehen ein 
Volk feine Gemeinſchaften. Alle öffentliche Erziehung iſt ein Er⸗ 
ſatz. Lehrer und Lehrerinnen find nur „künſtliche“ Väter und 
Mütter gegenüber den natürlichen Eltern. Aller Erziehungswille 
des Staates ſollte daher zuerſt dahin gehen, ſolche geſellſchaftlichen 
und ſittlichen Zuſtände zu ſchaffen, daß die natürliche Erziehung 
der Eltern zu möglichſt weitgehender Auswirkung kommt, ſoweit 
es ſich nicht um entartete Menſchen handelt. Aber der heutige 
Staat, der in ſeinem Allmachtsſtreben nur das ihm gegenüber 
letzten Endes völlig ohnmächtige Individuum anerkennt, iſt dazu 
gar nicht fähig, dazu gar nicht willens. Des Staates beſte Volks⸗ 
pflege iſt die Pflege der Familie. Es liegt auch in bezug auf die 
Familie durchaus nicht ſo, daß der Verfall des Familienlebens 
in ſeinem heutigen grauenhaften Umfange Ergebnis einer jener 
famoſen Entwicklungen aller Denk⸗ und Tatfaulen wäre, an dem 
nichts zu ändern wäre. Gewiß ſprechen geiſtige, wirtſchaftliche 
Faktoren mit, aber auch dieſe ſind dem menſchlichen Willen viel 
ſtärker unterworfen, als wir gewöhnlich annehmen. So ſteht's 
auch mit der Einſtellung des Staates zur Familie; alle feine 
Arbeit iſt in der Praxis auf den einzelnen eingeſtellt und ver⸗ 
ſündigt ſich an der Familie. Sie kommt auch in der Schule 
als einer öffentlichen Anſtalt, die behördlich verwaltet wird, 
nicht zu ihrem Recht. So iſt ſie nicht die Erziehungsſtätte eines 
Volksſtaates, ſondern Stätte eines abſolutiſtiſchen, vom Beſſer⸗ 
wiſſen oder Mißtrauen beſtimmten Deſpotenregiments, mag es 
fi) auch wegen des allgemeinen Stimmzettels Demokratie nennen. 


Selbſtverwaltung der einzelnen Schulgemeinde. 

Wir müſſen von der geſellſchaftlichen Weisheit vergangener 
Zeiten lernen, die um den Unterſchied zwiſchen Verwaltung und 
Erziehung wußte. Sie gab der einzelnen Schule, wie wir ge⸗ 
ſehen haben, einen von der örtlichen Verwaltung geſonderten 
Vorſtand, der perſönlich intereſſiert und verantwortlich für das 
Ergehen der einzelnen Schule war. Manche Berliner höhere 
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Schule hatte noch vor dem Kriege einen ſtädtiſchen Kurator, der 
natürlich mit ſeiner Schule ganz anders verwachſen war als 
die anonyme Schulverwaltung oder der Schulausſchuß. Ein 
ſtädtiſcher Kurator, der Schulleiter, der Obmann des Kollegiums, 
der Vorſitzende des Elternbeirats ſollten im Schulvorſtande die 
beſonderen äußeren und erziehlichen Angelegenheiten der einzelnen 
Schule ſelbſtändig zu erledigen haben. Wenn dann noch geeignete 
Schüler und der Freundeskreis der Schule in dieſem Schul⸗ 
vorſtand in beſtimmten Fällen zu Gehör kommen, dann kann 
durch ſeinen Willen eine Schulgemeinde entſtehen, die, auf ein⸗ 
heitlichem Kulturwillen beruhend, ſtärkſte Erziehungskräfte aus⸗ 
löſt. Das alles iſt aber erſt möglich, wenn der Ruhm der ein⸗ 
zelnen Schule nicht mehr in intellektuellen Gipfelleiſtungen oder 
methodiſchen Meiſterſtücken geſehen wird, ſondern wenn wir als 
wichtigſte Schulaufgabe zuerſt die Erziehung anſehen. Nur wenn 
auf jede Weiſe erzwungen wird, daß das ewige von oben und 
von außen Hineinreden und Befehlen auf das Mindeſtmaß be⸗ 
ſchränkt wird, kann die Schule dieſer ihrer eigentlichen Aufgabe 
zurückgegeben werden. 

Dieſe Selbſtverwaltung der einzelnen Schule muß ihre 
Grenzen finden an den Aufgaben, die dieſe Schule eben für ſich 
allein hat und die nicht Angelegenheiten eines größeren Verbandes 
oder gar des geſamten Schul⸗ und Bildungsweſens ſind. Wohin 
ſolche Freiheit der Wahl allein in unterrichtlicher Beziehung 
führen kann, zeigt ja die Tatſache, daß die 160 höheren Schulen 
Berlins zeitweiſe 41 verſchiedene Typen darſtellten, wenn auch 
die Möglichkeit hierzu die Behörde gegeben hatte. Es zeigt zu⸗ 
gleich, wie durch die Begrenzung auf das Fachliche und die 
Abhängigkeit von der Verwaltung das Gefühl der Verantwort⸗ 
lichkeit und der Blick für die Verflechtung der Schule mit dem 
geſamten Leben der Nation geſchwächt wurde. Ebenſo werden 
trotz hingebender Arbeit alle jene Verſuche ſcheitern, die einzelne 
Schulen als erzieheriſch autonome Lebeusgemeinſchaften zu ge: 
ſtalten ſuchen. Solche Selbſtgeſetzgebung mag in Verſuchsſchulen, 
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die von einzelnen unter eigener Verantwortung und Opferwillig⸗ 
keit geſchaffen werden und die Zuſtimmung der Eltern haben, 
geſtattet fein. Aber die Vorbedingung für Zuwendung öffent⸗ 
licher Mittel in erheblichem Umfange müßte die ſein, daß ſolche 
Schulen bei der Aufnahme der Schüler nicht irgendwelche Vor⸗ 
bedingungen ſtellen, die nun und nimmer allgemeines Geſetz 
werden können, oder die Aufwendungen verurſachen, die für das 
geſamte Schulweſen nicht möglich ſind. 

Die einzelne Schule gehört weiter in den größeren Schul⸗ 
verband. Dieſer wird in einer Hinſicht örtlich ſein und in ver⸗ 
ſchiedener Gliederung die Schulen des Ortes, Bezirkes oder der 
Landſchaft zu einem Schulverbande zuſammenfaſſen. Die Fragen 
der Vereinheitlichung der Schulbücher, der Übergangsbeſtimmung 
von einer Schule zur anderen, Schulfeſte uſw., kurz die Auf⸗ 
gaben der örtlichen Schulverwaltung können hier durch den die 
äußeren Schulangelegenheiten verwaltenden Schulverband und 
ſeine Organe, die verſchiedenen Schulausſchüſſe, geleiſtet werden. 
Der Schulausſchuß iſt heute ſchon auf dem Wege, wie wir 
ſahen, eine Vertretung der das Schulweſen tragenden Kräfte 
zu werden; treiben wir die Entwicklung in dieſer Richtung vor⸗ 
wärts! Die großen erziehlichen Kräfte unſerer geſchichtlichen alten 
Landſchaften, die zugleich auch meiſtes geographiſche Einheiten 
ſind, ſind in ihrem Volkserziehungswert für das Schulweſen 
bisher kaum nutzbar gemacht. Die rein verwaltungsmäßige Be⸗ 
handlung der Schulorganiſation hat eben nicht genügend Ver⸗ 
bindung mit dem bodenſtändigen Volkstum. 


Schaffung von Schulverbänden auf religiöfer 
bzw. weltanſchaulicher Grundlage. 

Neben die auf örtlichen Zuſammenhängen beruhende Gliede⸗ 
rung und Verwaltung der äußeren Angelegenheiten gehört die 
zweite wichtigere Zuſammenfaſſung nach der geiſtigen Einſtellung. 
Es iſt in der Tat für das „Leben“ notwendig, daß ſich Kinder 
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mindeftens wie Erwachſene unter ewige Wahrheiten ſtellen, 
nicht über ſie. Dieſe Wahrheiten ſind nicht die Meinung dieſes 
oder jenes Lehrers, und mögen er und ſeine Amtsgenoſſen an der 
Schule noch fo geiſtige Menſchen fein, ſondern fie find die Offen⸗ 
barungen Gottes in der Religion, im geiſtigen Leben, Kunſt und 
im natürlichen Leben und ſind bindende Geſetze. „Eins aber bringt 
niemand mit auf die Welt, das, worauf alles ankommt, damit 
der Menſch nach allen Seiten ein Menſch ſei: Ehrfurcht.“ 
Dieſe Gliederung nach erziehlichen Geſichtspunkten lagert ohne 
weikeres das Schwergewicht der Schulgliederung nach anderem 
als unterrichtlichem Geſichtspunkte, der die Sache der ſtaatlichen 
Unterrichtsverwaltung iſt. An jener Erfüllung der Schule mit 
Erziehergeiſt find alle Gemeinſchaften und Verbände der Nation 
beteiligt, nicht nur der eine oder andere. Aber nur reinliche 
Scheidung der Geiſter in bezug auf das Erziehungsziel kann 
Klarheit und Wahrheit, die Vorbedingungen jeder Erziehung, 
ſchaffen. Wenn an einer Schule neben chriſtlichen Lehrern diffi- 
dentiſche, atheiſtiſche, moniſtiſche wirken können, wie vermag da 
erzogen werden? „Damit ſich überhaupt wertvolles Leben ge- 
ſtaltet, faßt die Perſönlichkeitserziehung die Zöglinge in der 
Totalität ihrer Lebensbeziehungen auf,“ fo ſagt Gandig in feiner 
„Schule im Dienſt der werdenden Perſönlichkeit“. Daß Staat 
und Gemeinde nicht den Geiſt der Erziehung ſchaffen können, 
wird bei einigem Nachdenken jedem Menſchen klar. Auch der 
Gedanke, daß es die Lehrerſchaft allein tun könne oder dürfe, 
iſt abzuweiſen. Einmal iſt die Erziehung nach unſerer Über⸗ 
zeugung nicht nur eine Angelegenheit, die zwiſchen Lehrern und 
Schülern ſich abſpielt, wobei nach moderner, auf die Spitze 
gefriebener individualiſtiſcher Erziehungsweisheit der Lehrer nur 
eine Hilfsſtellung einzunehmen hat. Und dann bleibt doch für alle 
Zeiten es im weſentlichen fo, wie Herbart in feinem Aufſatze 
„Über Erziehung unter öffentlicher Mitwirkung“ vor hundert 
Jahren geſagt hat: „Die wenigen Erzieher ſind nicht einmal zu⸗ 
gleich Schullehrer, und die Schullehrer werden bloß nach Kennt⸗ 
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niſſen und nach der Art der Lehrgeſchicklichkeit geſchatzt und 
ausgeſucht.“ Auch der Gedanke, die Schule nur zu einer Sache 
des Lehrers und der Eltern, deren Kinder gerade die Schule 
beſuchen, zu machen, kann nicht zum beſten der Schule als Or⸗ 
ganismus dienen. Wir meinen, es gehören dann wenigſtens noch 
die Eltern ehemaliger Schüler und dieſe ſelbſt, ſoweit ſie ſich 
ein Intereſſe bewahrt haben, durch ihre Vereinigungen dazu. 
Aber darüber hinaus iſt die Schule auch eine Sache der geiſtigen 
und wirkſchaftlichen Kräfte des Volkes, deſſen Kinder in dieſe 
hineinwachſen ſollen. 

Wir ſind überzeugt, daß der Wille zur Erziehung zu dauernder 
echter Gemeinſchaft nur dann entſteht, wenn die Schule geiſtig 
hineingeſtellt wird in den in unſeren Tagen wieder jung werden⸗ 
den Geiſt der die ewigen religiöſen Wahrheiten bergenden 
Kirchen. Von dem religiöſen archimediſchen Punkte aus heben 
Menſch und Menſchheit auch die heutige Welt in ihrer ſie 
überwältigen wollenden Mechaniſierung und Amerikaniſierung 
aus den Angeln. So wird eine Gliederung nach dem weltanſchan⸗ 
lichen oder religiöſen Geſichtspunkt die Vorausſetzung zur Ge⸗ 
ſundung unſerer öffentlichen Erziehung. Daß dabei in der evan⸗ 
geliſchen Welt die Kirche nicht ohne weiteres durch den Geiſt⸗ 
lichen vertreten wird wie ſelbſtverſtändlich in der katholiſchen, 
iſt eine ſo bekannte und anerkannte Tatſache, daß dem jede 
Bindung ſcheuenden Individualismus niemand glauben ſollte, 
wenn er heuchleriſch die Befürchtung einer Verkirchlichung aus⸗ 
ſpricht oder angeblich die Geiſtesfreiheit (und was für eines 
Geiftes in feinem Falle!) bedroht ſieht. Ernſter zu nehmen iſt 
die Tatſache, daß weiten evangeliſchen Volkskreiſen Verſtändnis 
für Weſen und Bedeutung der Kirche verlorengegangen oder 
überhaupt noch nicht aufgegangen iſt und daß die jungen reli⸗ 
giöſen Kräfte in der evangeliſchen Kirche noch nicht genügend 
zum Durchbruch gekommen ſind. So iſt noch nicht aller Orten 
wirklich die Gewähr dafür geboten, daß die Verbindungen 
zwiſchen Schule und Kirche, die zum mindeſten die Verfaſſung 
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für den Religionsunterricht aller Schulen vorſchreibt, im Geiſte 
der werdenden Volkskirche hergeſtellt würde. Wenn durch ihre 
Arbeit erſt ihre Aufgabe, nämlich als chriſtliches Gewiſſen des 
Volkes aus echtem reformatoriſchem Geiſte heraus der Staats- 
allmacht in allem Ernſt zu widerſprechen, aber durch ihre ſitt⸗ 
lichen Kräfte dem Staate der Gerechtigkeit ein bereites Volk 
zu ſchaffen, in ihr und unſeres Volkes Bewußtſein eingegangen 
iſt, dann wird der rationaliſtiſche Geſpenſterſpuk, wie er noch 
einmal bei den Beratungen des letzten Reichsſchulgeſetzentwurfes 
auſtauchte, ſich nicht wieder ans Licht wagen. Geſetzliche Siche⸗ 
rungen find notwendig, gewiß, und müſſen erhalten oder ge⸗ 
ſchaffen werden, aber alle Faktoren ſollten darüber nicht ver⸗ 
geſſen, daß die Fluten der geiſtigen Strömungen doch durch alle 
Sicherungen dringen und das durch das Geſetz umfriedete Land 
überſchwemmen. So ſind z. B. die höheren Schulen den Be⸗ 
ſtimmungen der ſiebziger Jahre nach im allgemeinen chriſtlich 
paritätiſche Schulen, aber das iſt doch nur eine Beſtimmung 
auf dem Papier. In Wirklichkeit haben die geiſtigen Bewegungen 
des letzten halben Jahrhunderts fie vielfach zu weltlichen Unter⸗ 
richtsanſtalten gemacht, in denen der Religionsunterricht nur ganz 
geringe Bedeutung hat, religiöſe Übungen (Andachten, gemein⸗ 
ſame kirchliche Feiern und dgl.) aber völlig verſchwunden oder 
ſinnlos geworden ſind. Es wäre ein Rückfall in die Gedanken⸗ 
welt der alten Staatskirche, wenn man äußerlich erzwänge, was 
innerlich abgeſtorben iſt. Bei den Volksſchulen ſieht es im all⸗ 
gemeinen in erzieheriſcher Hinſicht auf dem Grunde des Evan⸗ 
geliums noch beſſer aus, aber auch hier iſt es vielfach nur Erb- 
gut, das aufgebraucht wird. Die evangeliſche Kirche wird vielleicht 
dem Beiſpiel der großen Schweſterkirche folgen müſſen und 
zunächſt neue höhere Schulen gründen helfen, deren Lehrer⸗ und 
Elternſchaft das evangeliſche Bildungsideal unſerer Zeit gemein⸗ 
ſam herausarbeiten, das dann im Geiſteskampf der Gegenwart 
ſich durchzuſetzen und auch die öffentlichen Schulen zu durch⸗ 
dringen hat. 
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Wirtſchaft und Schule. 


Viel ſchwieriger noch als das Problem der organiſatoriſchen 
Verbindung von Schule und Kirche iſt das der Verbindung 
von Wirtſchaft und Schule. Die Kirche hat mit der Schule 
die Erziehungsaufgabe gemeinſam, und die Schwierigkeiten der 
techniſchen Organiſation ſind immerhin lösbar, weil für die Ver⸗ 
bindung von Schule und Kirche Erfahrungen von Jahrhunderten 
vorhanden ſind. In den evangeliſchen Schulgemeinſchaften, die 
das Land durchzögen, ergäbe ſich naturgemäß neben der Mir⸗ 
wirkung von Eltern und Lehrern die der Kirche. Dieſe Gliederung 
des Schulweſens nach religiöſen Geſichtspunkten würde von 
ſelbſt ſich auch im Aufbau der ſtaatlichen Schulbehörden durch⸗ 
ſetzen. Ganz anders iſt das Problem Wirtſchaft und Schule. 
Wenn heute die allgemeine Verſchulung Deutſchlands, auf deren 
Ernſt Spranger zuerſt mit vollem Nachdruck hingewieſen hat, 
drauf und dran iſt, ein Schul, leben“, auf das viele Pädagogen 
noch beſonders ſtolz ſind, neben das wirkliche Leben zu ſtellen, 
ſo erwächſt neben den andern Lebensgemeinſchaften vor allem 
der Wirkſchaft und dem Berufsleben die Aufgabe, demgegenüber 
eine Wendung der Schule zum wirklichen Leben hin zu er⸗ 
zwingen. Für die höheren Schulen, aus denen auch fernerhin ein 
weſentlicher Teil der Führerſchicht unſeres Volkes hervorgehen 
wird, erweiſt ſich ſchon längſt die alte allgemeine Grundlage der 
Gelehrtenſchule als bloße Fiktion. Das iſt aber in zwiefacher 
Hinſicht ein Unglück. Es erhält heute der für die wiſſenſchaftliche 
Arbeit im engeren Sinne geeignete Nachwuchs nicht jene ſcharfe 
geiſtige Zucht, deren er für ſeine künftige Aufgabe bedarf. 
Andererſeits erhält der dem praktiſchen Leben die Führer ſtellende 
Teil eine theoretiſche Ausbildung, die ſich zwar allgemein bildend 
nennt, im weſentlichen aber doch nur philologiſch⸗hiſtoriſch if. 
Hier muß eine Beſinnung auf die verſchiedenen Aufgaben der 
höheren Schulen eintreten. 

Und hier liegt die Aufgabe der Wirtſchaft. Sie iſt aber für 
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fie ſolange unlösbar, folange fie nicht zu wirklicher „Volks“: 
wirtſchaft geworden iſt. Es müſſen daher erſt die ihre Ge⸗ 
ſchloſſenheit und ihr Gedeihen bedrohenden Gegenſätze zwiſchen 
ihren Gliedern die größte Schärfe verloren haben und der ge- 
meinſame Dienſt an der Gütererzeugung der Staats⸗ und Volks⸗ 
wirfſchaft als völkiſche Pflicht empfunden werden. Die Umge⸗ 
ſtaltung der Weltwirtſchaft, die Zurückdrängung der europäiſchen 
Induſtrie wird dazu zwingen. Erſt muß auch die Arbeiterſchaft, 
heute die ſtärkſte Stütze des Gedankens der Staatsallmacht, den 
Weg zur Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten im Steinſchen 
Sinne finden. Auf dem Gebiete der Sozialpolitik wird ſie deren 
Notwendigkeit vielleicht am erſten erkennen, ſteht doch die heutige 
auf die Dauer auch für den Arbeiter untragbare Belaſtung 
durch die Sozialpolitik in keinem Verhältnis zum praktiſchen 
Nutzen, ſind doch durch die politiſchen Faktoren die Verwaltungs⸗ 
körper durchaus nicht nach dem Geſichtspunkt der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit zuſammengeſetzt; iſt doch das ideelle Intereſſe an der 
Verſicherung durch die Bürokratie getötet und das perſönliche 
Verantwortungsgefühl des einzelnen durch die ganze Organi⸗ 
ſation des Verſicherungsweſens kaum zur Entfaltung gekommen. 
Die Wirtſchaft reicht, abgeſehen von der Landwirtſchaft und dem 
alten Handwerk, nicht in geſchichtlich lebendigem Zuſammenhang 
in die vorindividualiſtiſche und vorkapitaliſtiſche Epoche und ihre 
Verflechtung von Wirtſchaft, Kultur und Volkserziehung zurück; 
die Landwirtſchaft war aber im letzten halben Jahrhundert in 
eine Verteidigungsſtellung gedrängt. So lebt der naturgemäß 
außerordentlich ſtarke Zuſammenhang zwiſchen Wirtſchaft und 
Kultur nicht genügend im Bewußtſein der gebildeten Schicht 
und dem ihrer eigenen Führer. Es iſt für die Zukunft nicht nur 
der Wirtſchaft ſelbſt und des Staates, ſondern auch für die der 
Kultur unbedingte Notwendigkeit, daß die Wirtſchaft zu wahrer 
„Volks“ wirtſchaft wird. So verſtändlich der Kampf gegen den 
Staatsabſolutismus iſt, ſo darf er doch nie dahin führen, daß 
die Wirtſchaft ſich Souveränität erkämpfen will, ſondern fie 
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muß in Autonomie Staat und Volk ſich verpflichtet fühlen. 
Und das gilt beſonders auch in bezug auf die Stellung der Wirt⸗ 
ſchaft zur Schule. Auch hier kann es ſich für fie nicht darunt 
handeln, ein eigenes, vom ſtaatlichen geſondertes Schulweſen zu 
erlangen, ſondern einen gebührenden Einfluß in dieſem und eine 
Auflockerung des ſtarren Schulſyſtems zu erkämpfen. Nicht 
fort vom Staat, ſondern hinein in dieſen und Überwindung der 
Bürokratie und des Parteiismus! 

Wir ſtehen hier an der in Hinſicht auf den Aufbau des ſtaat⸗ 
lichen Verwaltungsweſens entſcheidenden Stelle. Elternſchaft, 
Lehrerſchaft, Kirche und wahre örtliche Selbſtverwaltung ver⸗ 
mögen wohl für ſich allein die ſchlimmſten Übergriffe der Staats⸗ 
allmacht abzuwehren. Ihre Überwindung kann nur im Bunde 
mit der Wirtſchaft erfolgen, und nur im Bunde mit ihr und 
den Mächten der Gemeinſchaft kann auch der Gedanke der 
Selbſtverwaltung der öffentlichen Schule durchgekämpft werden. 
Die Verſuche der Wirtſchaft, etwa durch weitere Ausbildung 
der Werkſchulen Selbſthilfe gegenüber der verſagenden Schul⸗ 
politik des Staates zu treiben, werden nur geringen Erfolg haben, 
da das Mißtrauen der Arbeitnehmerſchaft, der Widerſtand des 
allmächtigen Staates und des Individuums unüberwindbar er⸗ 
ſcheinen. Die Schule iſt nun einmal nicht nur Sache eines gefell- 
ſchaftlichen Verbandes, nicht des Staates, nicht der Kirche, ſon⸗ 
dern alle ſind ſie gemeinſam ihre Träger. 


überwindung der Gefahren der Verſchulung. 

Das Problem Schule, Wirtſchaft und Berufsleben iſt zugleich 
das Problem der Grenzen der allgemein verbindlichen Ausbildung. 
Für die Stufe der allgemeinen Schulpflicht iſt eine Mitwirkung 
der geſellſchaftlichen Kräfte neben denen der Gemeinſchaft ohne 
größere Bedeutung. Anders liegt es bei den nicht mehr ſchul⸗ 
pflichtigen Schülern. Da alle erziehlichen Kräfte des körper⸗ 
ſchaftlich gegliederten Volkslebens früherer Jahrhunderte bis auf 
den letzten Reſt, in Deutſchland ſtärker als anderswo, durch den 
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Individualismus zerſtört worden find oder werden, fo ſteht der 
junge Menſch in den wichtigſten Jahren feiner Entwicklung hilf⸗ 
los dem ſo entſtandenen Chaos gegenüber. Der Individualismus 
verſucht dieſer Gefährdung durch immer breitere intellektuelle 
Ausbildung in immer länger ausgedehntem, verbindlichem oder 
freiwilligem Schulbeſuch zu löſen. Es iſt bewunderungswürdig, 
was er im Schulweſen, in Volkshochſchulen, im Büchereiweſen 
und dergleichen mehr durch Beeinfluſſung des einzelnen geleiſtet 
hat. Iſt aber dadurch irgendwie das Übel an der Wurzel gepackt 
oder irgendwie eine tiefere Wirkung hervorgerufen oder hervor- 
zurufen? Dreizehn Jahre dauert heute der Schulbeſuch des 
Abiturienten einer höheren Schule, und bis in den letzten Tag 
ſeiner Schulzeit hat er an allen Unterrichtsgegenſtänden in 
gleichem Eifer teilzunehmen. Hülfe ſich nicht ſeine menſchliche 
Natur, ſo ſtände er einer unmöglichen Aufgabe gegenüber, aber 
ſinnvoll iſt ein ſo langer ſchulmäßig eingeſtellter Unterricht nicht. 
Noch immer ſteht eben das Ideal einer allgemeinen Bildung der 
Führerſchicht auf vorwiegend literariſch-hiſtoriſcher Grundlage 
den maßgebenden Männern vor Augen. Und doch iſt dieſes ſoge⸗ 
nannte Ideal der allgemeinen Bildung, das in Wahrheit für 
die meiſten nur ein Wiſſen um beſtimmte Kulturgüter iſt, eben 
doch immer nur auf dem Wege der Vernunft erreichbar, die in 
Wirklichkeit keine dauerhaften Bindungen ſchafft. Das Bil⸗ 
dungsgut iſt zu einem großen Teil leider nur angelernt und von 
keinem weiter wirkenden Wert. Es iſt ein Unding, um ſeinet⸗ 
willen alle und jeden zu immer längerem Beſuch der Schule der 
allgemeinen Bildung zu zwingen. Und darum muß der Ausweg 
weitgehender Wahlfreiheit oder Gabelung, den jetzt die Behörde 
geſperrt hat, gegeben werden. Aber er kann nur dann gegeben 
werden, wenn ein neues Ethos der Pflicht und ſachlicher Leiſtung 
die Schule durchdringt, unter deſſen Geſetz alle Schüler geſtellt 
werden. So wie die Dinge heute im Zeitalter der Pädagogik 
„Vom Kinde aus“ liegen, wo die Betrachtung der Aufgaben der 
Schule immer mehr unter dem Geſichtspunkt des Wohls des 
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einzelnen Schülers geſchieht, würde dann nur immer mehr Un⸗ 
geiſtigen der Weg in die führenden Stellungen des Volles 
geöffnet werden. Das notwendige Ethos der Pflicht und 
der Leiſtung kann aber nur aus neuer Gemeinſchaft als 
eines ſie zugleich tragenden und begründenden Wertes heraus⸗ 
wachſen. 

Darum muß auch die Wirtſchaft ſtärker den Volkserziehungs⸗ 
gedanken als Kern ihres kulturellen Programms erkennen. Wenn 
ſo allmählich allen Volksſchichten die Augen geöffnet werden über 
die Ungeheuerlichkeit des Gedankens der Staatsallmacht, dann 
wird auch das Schulweſen und das ihm verbundene Gebiet der 
Bildung und Jugendpflege der alleinigen Herrſchaft des zum 
Leviathan gewordenen Staates entriſſen werden können. Ebenſo 
wird die Landwirtſchaft, die im Jahrhundert der ſinkenden in⸗ 
duſtriellen Vormachtſtellung Europas neue Bedeutung in Zu⸗ 
kunft erhält, ſtärker Sinn für die Fragen der Kultur und der 
Schule im beſonderen gewinnen müſſen. Die heutige ländliche 
Schule und Fortbildungsſchule iſt noch immer in ihrem Weſen 
nach der Schablone der ſtädtiſchen Bedürfniſſe gezeichnet. 
Auch hier wird erſt weitgehende Selbſtverwaltung eine Führer⸗ 
ſchicht ſchaffen, die dann auch die Kräfte aufbringen wird, 
das öffentliche Schulweſen ſtärker mit dem Leben zu ver⸗ 
binden. 

Eine gewaltige Aufgabe ſteht vor dem Geſchlechte unſerer Zeit. 
Die offenbare Unzulänglichkeit der Weimarer Reichsverfaſſung 
und die Notwendigkeit, den unerträglichen Steuerdruck herab⸗ 
zumindern, haben das Problem Reich, Länder und Gemeinden in 
den Mittelpunkt der öffentlichen politiſchen Erörterungen gerückt. 
Es beſteht die ernſte Gefahr — und mancherlei Anzeichen ſprechen 
ſchon jetzt dafür, — daß die Reform im Sinne einer Ratio⸗ 
naliſierung erfolgt und damit das deutſche kulturelle Leben in 
Berlin wie das Frankreichs in Paris zentraliſiert wird. Im all⸗ 
mächtigen Staate mit der Herrſchaft ſeiner Träger, Parteien 
und Bürokratie, würde das aber zum geiſtigen Tode deutſchen 
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Weſens führen. Über alles Trennende hinweg gilt es die einheit⸗ 
liche Kampflinie derer zu ſchaffen, die in Beſinnung auf das 
Weſen des deutſchen Staates, unſer Volk davor bewahren 
wollen, geiſtig wie wirtſchaftlich in der Zwangsfürſorge 
und Gewalt des omnipotenten Staates zu erſticken, ſondern 
es auch groß und frei nach innen wie nach außen ſehen 
wollen. 


* 
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2. Die werdende evangeliſche Kirche. 


Vom Sinn und von den Aufgaben der Kirche. 


Der Sinn für die Kirche und ihre Aufgabe iſt weiteſten 
Schichten unſeres evangeliſchen Volksteils ganz verlorengegangen 
und wird erſt langſam erwachen. In der völligen Vereinzelung 
und Vereinſamung unſeres gegenwärtigen Lebens, deren ſich der 
individualiſtiſche geiſtige Menſch früher und ſtärker als der 
triebhafte bewußt wird, wird einer nach dem andern das Trug⸗ 
gold der „Freiheit“ begreifen, wird einer nach dem andern wie 
der Menſch am Ausgang des Altertums zu ſeiner Seele ſprechen: 
„Du glaubteſt dich reich und ſatt, und du wußteſt nicht, daß du 
warſt arm, hungernd und bloß.“ Denn alle wurzelhaften Kräfte 
des Menſchenlebens kommen nicht aus der Arbeit des Verſtandes, 
ſind nicht Gaben des Wiſſens und der Bildung, ſondern in das 
Rätſel des menſchlichen Lebens, das nicht durch Begriffe gelöſt 
wird, iſt alles Weſenhafte tief eingebettet. Es iſt von Gott 
als ſeine Gnade den Gemeinſchaften ſeiner Schöpfung gegeben, 
der Familie, dem Volke, der Kirche, dem Staate, dem „Beruf“ 
nach dem wahren Sinne dieſes Wortes, und feiner wird feil- 
haftig nur der, der ſich unter das in ihnen wirkende Geſetz Gottes 
ſtellt. 

Der Kirche aber kommt es als Aufgabe zu, das ſchwache und 
irrende Gewiſſen des einzelnen Chriſtenmenſchen, deſſen Freiheit 
von äußerem Geſetz, nicht aber von der Führung, Urforderung 
des Proteſtantismus iſt und bleibt, in ihrer Gemeinſchaft aus 
dem ewigen Worte zu ſtärken und darüber hinaus die Stimme 
des Gewiſſens im Staate, im Volke und in der Geſellſchaft zu 
ſein und ſeine Forderung zur Geltung zu bringen. Die Stimme 
des einzelnen verhallt und iſt wirkungslos gegenüber den Mächten 
der Auflöſung und Gewalt. Das hat die Geſchichte des reli- 
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giöſen Individualismus gelehrt. Aber auch die Religion des 
einzelnen ſtirbt ab in der Vereinzelung, wenn ſie nicht den Weg 
findet, nicht verpflichtet wird zur Gemeinſchaft der Kirche. Ein 
überzeitliches höchſtes Gut, die Verkündung und Vollſtreckung 
der frohen Botſchaft ihres Herrn Jeſus Chriſt iſt ihr gegeben. 
Und dieſe iſt ein ewiger Widerſpruch zu den Mächten der Ge⸗ 
ſchichte und der Matur, mit deren Wirken ſich der Menſch und 
das Menſchengeſchlecht ſo leicht abfindet. Sie iſt die immer⸗ 
währende Auflehnung gegen alle ſich ſelbſt genugſame Kultur. 
Nicht eine Verſöhnung gibt es mit ihr, wie der individualiſtiſche 
Kulturproteſtantismus wollte. Aber die Spannung zwiſchen bei⸗ 
den wird jeden religiöfen Menſchen immer wieder vor ſittliche 
Entſcheidungen ſtellen, wird ihn innerlich vertiefen und frei- 
machen. Die frohe Botſchaft hat unſerem Volke, wenn es den 
Ruf verſtand, der zu ihm aus ihr ſprach, neue Jugend durch 
innere Wiedergeburt gegeben und gibt ſie ihm auch heute. 

Die ſichtbare Kirche, das iſt aber zugleich für uns alle die 
religiöſe Gemeinſchaft mit unſeren Vätern und Ahnen. In ihr 
haben ſie das Heilige erlebt und werden wir es wieder erleben, 
wenn der Gottesdienſt der Gemeinde von jener ſchweigenden Ehr⸗ 
furcht getragen wird, in die das menſchliche Wort nur hinein⸗ 
klingt als Diener und als ein Mittel der Verehrung und der 
Willensbereitung neben anderen. In der kirchlichen Gemeinde 
ſtand unſer Vorfahr, da Gott groß und wunderbar in den Be⸗ 
freiungskriegen unſerem Volke aufging nach langer Schande und 
Gefahr. Und weiter zurück über die Not der dreißig Jahre bis 
in jene Tage, da der fruchtbringende Baum deutſcher Frömmig⸗ 
keit und Kirche ſich ſpaltete in die beiden großen Zweige, von 
denen wohl in ſeinen Spätherbſten und Wintern viele welke 
Blätter fallen und fielen nach dem Geſetze des Lebens, die aber 
doch immer wieder grünen, da ſie aus den Quellen zeitloſen 
Lebens geſpeiſt werden. Dieſes Bewußtſein von der Verbunden⸗ 
heit proteſtantiſcher Frömmigkeit durch Luther mit mittelalter⸗ 
licher Frömmigkeit und Kirche, dieſes Bewußtſein der Verbunden⸗ 
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heit mit den chriſtlichen Volksgenoſſen des anderen Bekenntniſſes 
muß ebenſo wie es völkiſch und ſtaatlich erlebt wird, auch religiös 
empfunden werden, damit wir im brüderlichen Geiſte und daraus 
ſich ergebender Rückſicht auf einander an die Aufgaben aller 
Chriſten für Volk und Staat gemeinſam gehen. 

Denn das iſt heute die entſcheidende Frage, ob unſer Volk die 
Grenzen des Staates erkennt und damit den Weg von der Ato—⸗ 
miſierung zu neuer Vergemeinſchaftung geht. An der Staats⸗ 
allmacht iſt ſie zu einem guten Teil zugrunde gegangen, ebenſo 
wie jene einſt weſentlich mit zum Untergange des alten römiſchen 
Reiches beitrug. Der Menſch der „Entwicklung“ wird auch für 
uns dieſes Schickſal kommen ſehen. Wir aber wiſſen, daß das 
Chriſtentum Menſchen der Verantwortung zeugt, die die „Ent⸗ 
wicklung“ anders geſtalten. Wenn unſer eigenes Volk im Laufe 
feiner Geſchichte aus vielen Kataſtrophen immer wieder ernent 
hervorgegangen iſt: Das Chriſtentum als wirkende Kraft iſt 
die Urſache. Wenn Europa mit dem Chriſtentum nicht fertig 
wird, die Deutſchen find Schuld daran, hat einer der kiefſten, 
Gott trotz allen Haſſes, doch ſuchenden Menſchen geſagt, und 
die kommende Zeit wird es wieder kundtun. 

Schwere Pflichten hat unſere werdende evangeliſche Kirche für 
unſer Volk und damit für die Menſchheit. Die Reformation 
hat die Anerkennung der diesſeitigen Welt erkämpft und ihre 
Heiligung gefordert, nicht die Flucht aus ihr; allerdings hat ſie 
niemals den fragwürdigen Wert des menſchlichen Lebens an ſich 
bezweifelt. Auch heute noch gilt als Pflicht der kirchlichen Ge⸗ 
meinſchaft die reformatoriſche Forderung, wie ſie im neunzehnten 
Jahrhundert Guſtav Werner, mag auch fein Weg nicht der 
rechte geweſen ſein, für ſeine und unſere Zeit dahin zuſammen⸗ 
faßte: „In dieſem Gebiet (der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft) hat 
der Gott dieſer Welt nun ſeinen Thron aufgeſchlagen, er iſt 
nur dann überwunden, wenn ihm dieſes Gebiet entriſſen iſt. Hier 
liegt der Schlüſſel zur Weltherrſchaft. Darum muß er für 
Chriſtus erkämpft werden.“ Die Leibwerdung des Profeftanfis- 
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mus, d. h. feine Kirchwerdung, hat im neunzehnten Jahr⸗ 
hundert begonnen, ſie wird im zwanzigſten ſich weiter vollziehen. 
Nachdem die Kirche der Feſſeln und der Verſuchung des Staates 
ledig geworden iſt, nachdem die Zugehörigkeit zu ihr immer mehr 
aus einer Gewohnheit zu einem Bekenntnis werden wird, kann 
ſie das werden, was ihr Herr von der Gemeinſchaft ſeiner Jünger 
ſagte: „Ihr ſeid das Salz der Erde.“ 


Anruf und Anklage aus den Tiefen des Volks 
gegen die Kirche. 

Um aber ein rechtes Werkzeug Gottes werden zu können, wird 
unſere Kirche ihre Tore weit auftun müſſen, für alle, die guten 
Willens find. Das Evangelium iſt nicht Forderung begrifflich 
formulierter Lehre, ſondern Forderung der Tat aus opferbereifer 
Geſinnung in der Nachfolge Chriſti. Hinderniſſe, Hemmungen, 
Sünden der Vergangenheit machen den Weg zueinander ſchwer 
für die Kirche und für die einzelnen Glieder des Volkes. Wo 
warſt du, da wir jung waren und nicht aus noch ein wußten? 
ſagen die einen. Wo biſt du in aller unſerer Leibesnot? die 
anderen. Und viele fragen überhaupt nicht mehr, gehen auf der 
großen Straße ſeichter Aufklärung oder fühlen ſich an entſeelte 
ungeliebte Arbeit gekettet, mit der ſie Unterhalt und Genuß 
kaufen. 

Aber da ſind Menſchen eines jungen Geſchlechts, und ſie 
ſprechen: Aus einem Steinhaufen rieſengroß kommen wir, und in 
unſerm Ohr klingen die Rufe der darin Vergrabenen und der 
Hoffnungsloſen, der Hammerſchlag der Arbeitenden und der Lärm 
des Genuſſes. Zu uns redet das Leid, redet die Not, die hinter 
dem allen liegt, ihre unbarmherzige Sprache. Euer altes Kirchen⸗ 
volk kommt geiſtig aus grün umranktem Hauſe mit behaglichem 
Doppeldach, mit heimlichen Ecken, Räumen und Lauben voll 
Erinnerungen. Und das ganze Haus iſt durchzogen von ſüßen 
Weiſen eurer frommen, weichen Dichter der letzten Jahrhunderte. 
Aber zu uns ſprechen ſie nicht, eure Erinnerungen und eure Lieder. 
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Tiefer hat uns Gott ins geiſtige Elend geſtoßen, wir find er⸗ 
ſtarrt vor dem Anblick des Grauens der Welt. Und dies iſt unſer 
größtes Erlebnis: die Gnade, daß wir nicht in den Wirbelſturm 
der Zerſetzung und Entwurzelung auf die Fahrſtraße gewirbelt 
wurden, ſondern in fruchtbar Land fielen, in dem wir uns wachſen 
wiſſen zum Werk und in dem unſer Wille ſeine entſcheidende 
Richtung erhielt. Nicht von unſerer Seligkeit ſpricht Gott in 
dieſer Zeit zu uns, nicht von Errettung der einzelnen Seele aus 
der ſündigen Welt, ſondern von der Pflicht und von dem Dienſt 
an den Brüdern, von der Bereitung eines neuen Volks für das 
neue Reich. 

Es muß der zerſtörende Individualismus, der auch in der 
Kirche zur Auflöſung der Gemeinſchaft in einzelne fromme Men⸗ 
ſchen geführt hat, überwunden werden. Auch als Glieder unſerer 
Kirche find wir nicht nur einzelne, ſondern Glieder der Familie, 
der Bünde, der Berufe und der Vereine, und ihrer muß Wort⸗ 
verkündigung und kirchliche Ordnung Rechnung fragen, damit 
auch in der Kirche die heimatlos gewordene Seele des Menſchen 
der Gegenwart ihre Heimat findet mit dem ganzen Gefühls⸗ 
gehalt dieſes Wortes. 

Es gilt beſonders die Geſinnung der Gebildeten und der breiten 
Maſſe der Arbeiterſchaft. Die einen ſind ſo individualiſtiſch ge⸗ 
worden, daß ihnen jede Bindung als Raub an ihrer Freiheit, 
nicht als deren Vertiefung und Verwurzelung, erſcheint, die 
andern haben oft noch nicht erkannt, daß der Menſch nicht vom 
Brote allein leben kann und ſind noch fern der Problematik des 
geiftigen und ſeeliſchen Lebens, unter der Führung von Männern, 
die in kleinbürgerlicher, liberaler freidenkeriſcher Auffaſſung kaum 
ſchon geiſtig auf dem Standpunkte des Bürgertums der ſiebziger 
Jahre ſtehen. Das Problem der Gewinnung dieſer Schichten 
bringt zugleich das Problem ihrer Stellung in der Kirche. Die 
Stellung des lutheriſchen Pfarrers beruhte bis in die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts, vielleicht nicht ſelten noch viel weiter bis 
in unſere Zeit hinein, darauf, daß er geiſtig unbeſtritten der 
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höchſtſtehende der Gemeinde war und in allen Fragen die 
Führung der Gemeinde katſächlich haben konnte. Zugleich war die 
mit dem Preußentum zuſammenhängende Achtung vor der Auto⸗ 
rität ebenfalls ſo ſtark, daß ſie dem Pfarrer leicht im Sinne 
einer Obrigkeit die Führung gab. Beides hat ſich heute völlig 
geändert und würde wohl ſchon viel ſtärker zum Problem ge⸗ 
worden ſein, wenn die Gebildeten nicht ſo unkirchlich geworden 
wären. Es bedarf viel menſchlichen Taktes, viel guten Willens 
der Pfarrer, um den Gebildeten in der Gemeinde das Wir⸗ 
kungsfeld zu geben, das ihren Gaben entſpricht und auf dem ſie 
etwas für die Geſamtheit leiſten können. Es iſt aber wohl unter 
den Gebildeten, die gern mitſchaffen möchten am Bau der evan⸗ 
geliſchen Kirche der Zukunft, weithin das Gefühl vorhanden, 
daß oft ihre Mitarbeit unerwünſcht iſt, daß der Geiſtliche lieber 
mit dem tüchtigen Kleinbürger zuſammenarbeitet, weil der ohne 
weiferes die geiſtige Führung des Pfarrers anerkennt und ſich 
jeder Kritik, auch der berechtigten, enthält. Niemand beſtreitet 
dem Geiſtlichen die ſelbſtverſtändliche geiſtliche Führung der Ge- 
meinde. Deren Grenzen richtig zu ziehen, wird nicht immer jedem 
leicht ſein. Nur um des Amtes willen wird ihm in unſeren Tagen 
niemand ſich auf den kulturellen Gebieten unterordnen. Es iſt 
die ernſte Frage, ob die Pfarrerſchaft der Größe der kommenden 
Aufgabe gewachſen iſt. Das berührt die Frage des theologiſchen 
Nachwuchſes und die Frage der theologiſchen Vor- und Aus⸗ 
bildung in Art und Umfang. Es liegt nun einmal im deutſchen 
Volke ſo, daß ſeine geiſtig bewegte Jugend erſt in der erſten 
Hälfte der Zwanziger, d. h. in der Regel alſo nach erfolgter 
Berufswahl, ihre geiſtige Kriſis, die meiſtens über das Leben 
entſcheidet, erlebt. So geht manch wertvolle Kraft dem pro- 
teſtantiſchen Pfarramt verloren. Ebenſo ſtellt der Rückgang der 
Gymnaſien vor ganz neue Probleme. 1903 waren noch über 
80 Prozent der Abiturienten Schüler des Gymnaſiums geweſen, 
1927 ſind es nicht einmal mehr 40 Prozent. Dazu kommt, daß 
ein ausſchließlich philologiſches Studium in der heutigen geiſtigen 
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Welt feine Befliffenen nicht in den Kern der Auseinanderſetzung 
mit den Problemen der Gegenwart führt, wie es noch in der 
erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts ſo ſcheinen konnte. Die 
Arbeiterſchaft wird unter ihrer heutigen Führung und die da⸗ 
durch verurſachte geiſtige Einſtellung die große Wandlung in 
der geiſtigen Haltung der führenden Menſchen ſchwer begreifen, 
in ihr Rückſchritt, Torheit und Feigheit ſehen und an ihr jenes 
Argernis nehmen, das nun einmal von den Gedankenloſen aller 
Schichten immer an dem ihnen Unbegreiflichen genommen wird. 
Wenn dieſe Haltung der Arbeiterſchaft ſich wandelt, dann 
wird eine neue große Aufgabe für die Kirche kommen. 


Stellung der Lehrerſchaft zur Kirche und in ihr. 
Aber über dem Perſönlichen iſt die Frage der Stellung der 
Kirche von Bedeutung für das in den Rahmen der Arbeit 
fallende Problem der Stellung von Schule und Kirche zu ein⸗ 
ander und der Stellung der Lehrerſchaft in der Kirche. Der 
Gedanke der Kirchenſchule findet in deutſchen proteſtantiſchen 
Ländern keinerlei Boden mehr, und nur wahnwitzige, kaum 
denkbare geiſtige Staatstyrannei könnte ihre Forderung noch 
einmal zur Gewiſſenspflicht machen. Daher wird aber die kirch⸗ 
liche Gemeinſchaft als alte und ſtarke Erziehungsmacht nicht von 
dem Einfluß auf das ſtaatliche Erziehungsweſen ausgeſchloſſen 
werden können. Er wird ſich in der engeren Verknüpfung be⸗ 
kunden, die zwiſchen Religionsunterricht und Kirche hergeſtellt 
werden muß. Er wird ausgeübt durch die Mitwirkung in den 
Vorſtänden der evangeliſchen Schulverbände und durch den Geiſt, 
der von der zu ihr gehörenden Lehrerſchaft ausgeht. Es wird eine 
der Forderungen der Zukunft ſein, die Lehrerſchaft der Schulen 
ſo einheitlich zuſammenzuſetzen, daß ein gemeinſames Bildungsziel 
und Erziehungsideal aus dem Geiſte gemeinſamer Grundanſchau⸗ 
ungen erarbeitet werden kann. Und dabei wird neben Lehrerſchaft 
und Elternhaus die religiöſe Gemeinſchaft mitwirken müſſen. 
Die Ablehnung der Geiſtlichkeitskirche, die in der proteſtan⸗ 
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tiſchen Laienwelt immer gelebt hat und leben wird, lebt auch 
heute in den religiöſen Gebildeten, auch in den Lehrern. Sie 
verwerfen mit Recht eine etwa beanſpruchte lehrgeſetzliche Auto⸗ 
rität der Geiſtlichen. Gewiß iſt dabei viel unterbewußte Ab⸗ 
neigung aus der Zeit des geiſtigen und ſozialen Befreiungs⸗ 
kampfes der Lehrerſchaft, bei denen dieſe im erſten Falle nicht 
unbedingt die Geiſtlichkeit unter ihren Gegnern zu finden brauchte, 
im zweiten Falle aber ſicher ihre Hilfe erwarten konnte. Die 
menſchlichen Sünden der Geiſtlichkeit früherer Tage hat heute 
die werdende Volkskirche zu büßen. Ihr Ruf nach gegenſeitigem 
Vertrauen wird erſt dann Erfolg haben, wenn ſie ſelbſt Zeichen 
des Vertrauens in immer ſtärkerem Maße gibt. Wohl kann die 
Lehrerſchaft ſich nicht dem Anſpruch der Kirche entziehen, daß 
ihr Religionsunterricht ſeinem Inhalt nach einer Einſicht unter⸗ 
liegt. Sie würde das viel leichter tragen, wenn fie hören würde, 
daß andererſeits die Kirche die in der Lehrerſchaft lebendigen 
pädagogiſchen Kräfte auch bei der Prüfung und bei der Einſicht 
in den verſchiedenen Unterricht der Geiſtlichen in geeigneter Weiſe 
heranzöge. Und andererſeits iſt das ganze Gebiet der Beziehungen 
zwiſchen Schule und Kirche zu einander ſo außerordentlich groß 
und in der kommenden Zeit ſo wichtig, daß auch die Kirche nicht 
nur Theologen und Juriſten in die Kirchenbehörden ſenden müßte, 
ſondern neben Angehörigen anderer Berufe auch kirchlich be⸗ 
währte Lehrer aller Schulen. In jedem Konſiſtorium ſitzt wohl 
heute ein Schuldezernent. Aber gibt es einen einzigen, der von 
Hauſe aus Schulmann geweſen ıft?! Wenn doch die evangeliſche 
Kirche, die von ihren Bürokraten, Theologen und Juriſten, er⸗ 
richteten Schranken des Mißtrauens niederlegte, die Kirchen⸗ 
verwaltung und Schule voneinander trennen! Wenn die berech⸗ 
tigten Klagen beſeitigt werden, werden die unberechtigten nicht 
mehr erheblichen Widerhall finden. Auch iſt das Lehramt der 
Schule ein ſo wichtiges, daß ihm die Kirche nicht nur in den 
Selbſtverwaltungskörpern, ſondern auch in den Kirchenbehörden 
die Möglichkeit des Mitwirkens ſchaffen muß. 
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3. Das Minderheitenrecht, der Durchbruch des 
neuen Staats⸗ und Volksbewußtſeins. 


Seit der franzöſiſchen Revolution hat, wie wir ſahen, der 
Staat in ſteigendem Maße die Pflege der Kultur und damit 
auch der Schule in ſeine Verwaltung übernommen, ja darüber 
hinaus auch immer mehr Unterricht und Erziehung von ſich aus 
allein, in Preußen neuerdings ſogar die Kulturentwicklung, be⸗ 
ſtimmen wollen. Dieſe Überſteigerung der ſtaatlichen Macht auf 
dem Gebiete des kulturellen Lebens der Nation — auf dem 
wirtſchaftlichen liegt es ebenſo — hat zuerſt entſcheidend verſagt 
bei der Löſung der Frage der fremdvölkiſchen Minderheiten in 
Mittel⸗ und Oſt⸗Europa. Die Sprachenkarte zeigt auf den 
erſten Blick, wie unmöglich hier eine Ziehung der ſtaatlichen 
Grenzen nach ſprachlichen Geſichtspunkten in unſerer Zeit iſt. 
Die politiſch folgenreiche Tatſache der Ausbreitung des Deutſch⸗ 
tums nach Oſten im Mittelalter iſt eben mehr eine Tat des 
deutſchen Volkes, des Ritters und Mönchs, des Bürgers und 
Bauern geweſen als die ſeiner Herrſcher und entbehrte deshalb 
einer zielbewußten einheitlichen Leitung. Im Oſten und Süd⸗ 
oſten Europas finden ſich zudem keine Naturgrenzen von Be⸗ 
deutung, und ſtaatliche Grenzen entbehren hier oft geopolitiſcher 
Notwendigkeit. Und auch ſonſt iſt im Oſten durch die geſchicht⸗ 
liche Entwicklung und die geringe Aktivität des oſtſlaviſchen 
Weſens die Ausbreitung und Vermiſchung der Völker unge⸗ 
hindert durch ſtaakliche Zwangsmaßnahmen erfolgt. Die fran⸗ 
zöſiſche Lehre von der Identität von Staat und Volk, von der 
einheitlichen Staatsnation, hat ferner im kaiſerlichen Rußland 
erft fo ſpät Eingang gefunden, daß fie nicht mehr die völkiſche 
Uniformierung herbeiführen konnte. Die geringſte Kenntnis des 
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Makionalikäkenkampfes der Gegenwart lehrt übrigens die Un⸗ 
möglichkeit, das Problem aus der Gedankenwelt der einen un⸗ 
keilbaren Mation und der Allmacht ihres Staates, wie fie die 
große franzöſiſche Revolution geſchaffen hat, irgendwie zu löſen. 
Die Gewalttätigkeiten, Vertreibungen und offenen Bürgerkriege, 
die der Verſuch des Staates, fi mit einer beſtimmten Konfeſſion 
gleichzuſetzen, im Zeitalter der religiöfen Kämpfe zur Folge hatte, 
all dieſe Greuel verblaſſen gegenüber den modernen kulturellen 
und wirtſchaftlichen Mitteln, die der Staat anwendet, um 
fremdes Volkstum zu Guuſten des in ihm herrſchenden gewaltſam 
zu unterdrücken. „Weſſen das Land, deſſen der Glaube“, dieſer 
im Augsburger Religionsfrieden von 1555 feſtgelegte Grundſatz, 
der zuerſt in Preußen dem der Toleranz gewichen iſt, iſt der 
Grundſatz der weſtleriſchen Staatsidee in bezug auf das Kultur⸗ 
leben und damit auch in bezug auf die fremdſprachlichen Minder⸗ 
heiten. Aber dieſe veraltete Staatsweisheit wird den neuen 
und alten Staaten Europas nicht zum Segen werden, wenn ſie 
auch mit einer Brutalität gegen die wirtſchaftlichen Grundlagen 
der fremdfprachlichen Minderheiten vorgegangen ſind, wie ſie 
im Rechtsſtaate, und auf dieſen Titel erheben doch auch dieſe 
angeblich demokratiſchen Nationalſtaaten Anſpruch, zu den Un⸗ 
möglichkeiten gehören ſollte. 


Frankreich und die Minderheitenfrage. 

Wie ſehr die alte Anſchauung von den Grenzen des Staates 
gegenüber dem kulturellen Leben der Staatsbürger wieder er⸗ 
wacht, zeigt am ſtärkſten die Tatſache, daß ſelbſt Frankreich, 
das Mutterland der abſterbenden Staatsidee, wenn auch nur all⸗ 
mählich ſtärker ſpürbar, den Widerſpruch neuer werdender An⸗ 
ſchauungen von dem Verhältnis von Staat und Kultur zuein⸗ 
ander in wachſendem Maße erlebt. Der franzöſiſche Staat, an⸗ 
geblich das Land eines einheitlichen Volkskums, birgt noch heute, 
abgeſehen von den zahlreichen Ausländern, in ſich eine boden⸗ 
ſtändige fremdſprachliche Bevölkerung (Flamen, Bretonen, Elſaß⸗ 
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Lothringer, Italiener, Katalanen und Basken) von 3,4 Milli⸗ 
onen. Das find 9 Prozent der geſamten Einwohner, alſo ſogar 
erheblich mehr als das alte Deutſchland fremdſprachliche Be⸗ 
wohner hatte. Um die Fiktion von der einen unteilbaren Nation 
aufrechtzuerhalten, ſtellt Frankreich auch grundſätzlich bei Volks⸗ 
zählungen nicht die Mutterſprache feſt. Die franzöſiſche Staats⸗ 
bildung vollzog ſich vor dem Erwachen der Nationen und vor 
den ſie befördernden Veränderungen der Ziviliſation, vor dem 
Zeitalter der allgemeinen Volksſchule, vor dem Zeitungsweſen 
und vor dem modernen Verkehr, der als der völkerverbindende 
bezeichnet wird, aber doch eigentlich vielmehr der volksverbindende 
heißen müßte, da er erſt die einzelnen kleinen Bezirke eines Volks⸗ 
tums zum Bewußtſein ihres großen völkiſchen Zuſammenhanges 
Bringt. Die Federation regionaliste francaise, die Ligue des 
droits du nord, der elſaß-lothringiſche Heimatbund und andere 
Vereinigungen ſtellen keine Bedrohung des gegenwärtigen fran⸗ 
zöſiſchen Staates dar und könnten nur unter ganz unwahrſchein⸗ 
licher politiſcher Lage bei anhaltender völliger Verſtändnisloſigkeit 
der franzöſiſchen Staatsmänner einmal zu einer Bedrohung des 
beſtehenden franzöſiſchen Staates werden. Den Geiſt dieſer Be⸗ 
wegung in Frankreich kennzeichnet am beſten die Loſung der 
Flamen im Nordoſten Frankreichs: “ aderland en Moedertael 
(Mutterſprache) und ihr Ziel „Ein ſchöneres Flandern in einem 
ſchöneren Frankreich zu ſchaffen.“ Wie weit aber ſelbſt in Frank⸗ 

reich der Gedanke der Autonomie in den fremdvölkiſchen Teilen 
der Staatsbevölkerung um ſich gegriffen hat, zeigte zuletzt der 
Kolmarer Autonomiſtenprozeß vom Mai 1928. Ein Bretone, 
delegiert vom Rechtsanwaltsbüro in Quimper (Bretagne) und 
ein Korſe von der autonomiſtiſchen Partei Korſikas übernahmen 
die Verteidigung der Angeklagten. Das Urteil wurde intuitiv 
richtig aufgenommen von der Menge mit den Rufen: Es lebe 
die Bretagne! Es lebe Korſika! Es lebe das Elſaß! 

Allerdings wird die Überwindung der Ideen von 1789 in 
ihrem Mutterlande beſonders ſchwer ſein. Und daß zu ihnen 
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die Unterdrückung der fremdvölkiſchen Kulturgemeinſchaften im 
franzöſiſchen Staatsgebiete gehört, das zeigt die Geſchichte. Das 
alte Frankreich war überhaupt nicht ein Einheitsſtaat im moder⸗ 
nen Sinne, vor allem machte die Staatsallmacht vor dem kul⸗ 
turellen Sonderleben der Fremdvölkiſchen halt. In Paris befand 
ſich bis zur franzöſiſchen Revolution für die Erledigung aller 
elſäſſiſchen Angelegenheiten eine beſondere elſäſſiſche Kanzlei, die 
das Staatsintereſſe wahrte, aber die völkiſche Minderheit nicht 
der Mehrheit des Staatsvolkes auslieferte; das iſt erſt Re⸗ 
gierungsweisheit ſeit 1789 geworden. In der großen franzöſiſchen 
Revolution erhebt, wie wir ſahen, zum erſtenmal der Staat 
den Anſpruch, daß alle ſeine Bürger nur ſeine Sprache ſprechen. 
Und hier kann man nicht ſagen, daß es ſich nur um Worte von 
Fanatikern handelt, Frankreich hat tatſächlich in und ſeit der 
Revolution jedes kulturelle Sonderleben auf ſeinem Gebiete zer⸗ 
ſtört. Im Namen der „Freiheit“ iſt dann die elſäſſiſche Schule 
franzöſiert und uniformiert, in denſelben Jahrzehnten, da die 
„Reaktion“ in Oſterreich die italieniſchen Provinzen in italieniſcher 
Sprache, in Rußland die baltiſchen Provinzen in deutſcher, Polen 
in polniſcher Sprache verwaltete. 

Barröre, das ſpätere Mitglied des Direktoriums, hat in der 
Sitzung vom 8. Plüvioſe des Jahres II der Republik die 
Anſchauungen der Revolutionsmänner über dieſe Frage folgender⸗ 
maßen zuſammengefaßt: Volkstümlich muß die Sprache werden, 
vernichtet muß die ariſtokratiſche Mundart werden. Wir haben 
Regierung, Sitten, Gedankenwelt revolutioniert, auch die Sprache 
müſſen wir revolutionieren. Förderalismus und Aberglaube 
ſprechen bretoniſch; die Ausgewanderten und der Abſchaum der 
Republik ſprechen deutſch, die Gegenrevolution italieniſch, und der 
Fanatismus baskiſch. Zerbrechen wir dieſe Werkzeuge des Irr⸗ 
tums. Und Barreère ſteht mit feiner Anſchauung nicht allein. 
Der Feudalismus, meinte der republikaniſche Biſchof Gregoire, 
hat ſorgfältig die verſchiedenen Mundarten und Sprachen ge⸗ 
pflegt, um deſto feſter die Ketten ſeiner Sklaven ſchmieden zu 
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können. „Bürger“, fo ſagt er 1794 in einer Adreſſe an die 
Franzoſen, „ihr verabſcheut den politiſchen Föderalismus, ſchwört 
auch den ſprachlichen ab!“ Auch Talleyrand ſieht in der Einheit 
der Sprache eine weſentliche Grundbedingung für die Einheit des 
Staates. Der Konvent erklärt dann in einer Kundgebung an 
das franzöſiſche Volk: „Kenntnis und ausſchließlicher Gebrauch 
der franzöſiſchen Sprache find aufs engſte mit der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Freiheit verbunden.... Bürger! Ein heiliger Werk⸗ 
eifer beſeele Euch, um aus allen Gebieten Frankreichs dieſes 
Kauderwelſch zu verbannen, das noch ein Fetzen des Feudalismus 
und ein Denkmal der Sklaverei iſt.“ Noch weiter in der Nivel⸗ 
lierungsſucht geht die im Kolmarer Muſeum aufbewahrte Pro- 
klamation der Volksrepräſentanten St. Juſt und Lebas, in der 
die Bürgerinnen Straßburgs aufgefordert werden, „die teutſche 
Tracht abzulegen, da ihre Herzen fränkiſch geſinnt ſind“. 

Ebenſo wie Frankreich zeigen die anderen romaniſchen Mationen 
ihre Unfähigkeit im Bemeiſtern des Problems der fremdvölkiſchen 
Minderheiten. Spanien hat die offene katalan'ſche Wunde, das 
faſchiſtiſche Italien bedeckt ſich mit der Schande ruchloſer Zer- 
ſtörung alten deutſchen und ſlaviſchen Volkstums. 

Der Siegeszug der nationalen Idee, die ſich jetzt den Oſten 
Europas erobert hat und ſich auch in den anderen Erdteilen als 
Gedanke der Selbſtbehauptung gegen europäiſche Vorherrſchaft 
durchzuſetzen beginnt, wird auf die Dauer nicht aufzuhalten ſein. 
Sie wird ſich ſtärker erweiſen als die widerſtrebenden Anſchau⸗ 
ungen. Auf dem 1927 in Genf veranſtalteten dritten Kongreß 
der organiſierten nationalen Gruppen in den Staaten Europas 
waren Vertreter von 35 nationalen Minderheitsgruppen, die 
vierzig Millionen Menſchen vertraten; zehn dieſer Gruppen 
waren deutſche Minderheiten. 

Allerdings wird der Anſpruch ſelbſt der kleinſten Völker auf 
ſtaatliche Souveränität feine Schranken finden an den geogra⸗ 
phiſchen, wirtſchaftlichen und kulturellen Vorbedingungen gedeih⸗ 
lichen Staatslebens. Es wird ihren berechtigten Forderungen 
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durch Autonomien verſchiedenen Grades im größeren Staate 
vollauf Rechnung getragen werden können, wenn erſt die Lehre 
von der Staatsallmacht zu Grabe getragen iſt. 


Das Werden eines neuen Volksgefühls gegen⸗ 
über dem Staate. 


Es iſt kein Zufall, daß gerade Deutſche das Problem Staat 
und Volkstum erforſchen und nach einer Löſung ſuchen, die jedem 
von beiden gibt, was ihm gebührt. Allgemein ſind die völkiſchen 
Minderheiten Europas in dem ſchon erwähnten Kongreß der 
organiſierten nationalen Gruppen in den Staaten Europas zu⸗ 
ſammengeſchloſſen. Deutſche ſind auf dem Kongreß führend be⸗ 
keiligt. Von erheblicher Bedeutung iſt auch die minderheitliche 
Arbeit des Weltverbandes der Völkerbundsgeſellſchaften, da ſie 
vor allem in den angelſächſiſchen und nordgermaniſchen Ländern 
Verſtändnis für dieſe Frage weckten. Das Minderheitenrecht 
wird entweder ein Grundgedanke des ſtaatlichen Neubaus aller 
Länder, oder es iſt bedeutungslos. Die Minderheiten im Deutſchen 
Reich ſehen in ihm allerdings unter polniſcher Führung und im 
ausſchließlich polniſchen Intereſſe eine innerſtaatliche Angelegen⸗ 
heit. 

Bei der unpolitiſchen Art unſerer Gebildeten liegt bei der Be⸗ 
handlung des Problems die Beſorgnis nahe, daß ſie ſich mit 
einer bloßen kulturellen Pflege des Volkstums begnügen und den 
Staat als Machtfaktor unterſchätzen. Gerade hier muß betont 
werden, die Zukunft des deutſchen Volkskums beruht auf der 
politiſchen Zukunft feines Staates. Von den go Millionen 
Deutſchen leben über 60 Millionen im Deutſchen Reich, weitere 
151/, Millionen find Grenzlanddeutſchtum, dazu kommen Streu⸗ 
ſiedelungen und reines Auslandsdeutſchtum. Für unſeren Beſtand 
als Volk iſt eine gerechte Löſung der Frage eine Lebensnotwendig⸗ 
keit. Aber ſie iſt doch mehr als nur eine deutſche Frage; ſie hat 
europäiſche Bedeutung und wird immer ſtärker zu einer Menſch⸗ 
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heitsfrage, wenn wir an die Raſſen⸗ und Völkermiſchung auf 
dem ganzen Erdball denken. 

Eine Löſung dieſes Problems iſt in dem letzten Menſchenalter, 
in dem das Schlagwort vom Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker 
zu einer beſonders gefährlichen Waffe im politiſchen Kampfe 
der Staaten miteinander wurde, auf die verſchiedenſte Weiſe ver⸗ 
ſucht worden. Nur wenigen Gebildeten, aber nicht den politiſch 
Führenden, war vor dem Kriege bewußt, daß der Oſten Europas, 
daß das große Zarenreich eine Fülle von Nationen in ſich barg. 
So ſehr überwog das rein ſtaatliche Denken, daß man über die 
verſchiedenen Volkheiten und ihre Rechte hinwegſah und hinweg⸗ 
ſehen konnte. Auch in Deutſchland erkannten nur wenige die Be⸗ 
deutung der Aufgabe. Die eine unteilbare Nation erſchien allen 
als das Selbſtverſtändliche, das Erſtrebenswerte und Mögliche. 
Das völkiſche Denken und Empfinden vieler Deutſcher machte 
an den Grenzen des beſtehenden Staates, des Deutſchen Reiches, 
Halt. Der öſterreichiſche Deutſche war eben der ſterreicher, 
und man ſtand ihm vielfach ſo fremd gegenüber wie irgendeinem 
anderen Ausländer. Und nun gar dem Deutſchen aus Rußland, 
Ungarn und Rumänien. Dieſe falſche Gleichſetzung von Staat 
und Volk führte etwa den vor einem Menſchenalter zu den 
angeſehenſten Geographen gehörenden Profeſſor A. Kirchhof dazu, 
daß er als Deutſcher nicht die Deutſchſtämmigen aller Länder 
anerkannte, ſondern er meinte, in „realpolitiſchem“ Sinne ge⸗ 
hörten zur deutſchen Nation nur die Staatsbürger des Deutſchen 
Reiches. Nicht Blutsverwandtſchaft, ſondern Eigenart des 
Wohnraums ſeien die Grundlagen einer Nation. 

Dieſes, durch den falſchen Staatsgedanken verengte Volks⸗ 
gefühl iſt durch die Zerreißung und ruchloſe Mißachtung deutſchen 
Volkstums in all den Friedensdiktaten nach dem Weltkriege 
endlich ſich ſeines Irrtums bewußt geworden. Aber es bleibt doch 
betrübend, wenn es erſt ſolcher Ereigniſſe zu ſolcher Erkenntnis 
bedurfte, die ein früherer höherer deutſcher Staatsbeamter und 
jetziger Führer einer deutſchen Minderheit dem Sinne nach in 
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die Worte kleidete: Wir haben viel verloren, den Staat, aber 
unendliches gewonnen, das Volkstum. Dieſe falſche Wertung des 
Staates ließ es auch nicht zu einer fruchtbaren deutſchen Volks⸗ 
politik gegenüber den Minderheiten im Zeitalter des liberalen 
Individualismus kommen. 


Ein Stück Geſchichte alter preußiſcher Minder— 
heitenpolitik. 

Wieviel freiheitsfeindlicher war der liberale Staat doch auf 
dieſem Gebiete als der von ihm im Mamen der Freiheit bekämpfte 
Staat. Im verläſterten Preußen lag es in den ſogenannten reak⸗ 
fionären Zeiten immer beſſer als in dem demokratiſchen Frankreich. 
Noch in dem Schulgeſetzentwurf von 1862 heißt es in bezug auf 
die Aufgaben der Volksſchulen: Anleitung zu richtigem, mündlichem 
und ſchriftlichem Gebrauch der Mutterſprache, und wo dieſe nicht 
die deutſche iſt, zum Verſtändnis und Gebrauch auch der letzteren. 

Der Liberalismus, der dann in dem neugegründeten Deutſchen 
Reich geiſtig zur Herrſchaft kommt, lebt in der Gedankenwelt 
der einen unteilbaren Mation: Ein Volk, ein Reich, ein Gott, 
wobei ſelbſt dieſe Formulierung eines angeblich deutſchen Ideals 
erborgtes altes franzöſiſches Gedankengut iſt: um dieu, un roi, 
une loi, une foi. Als die erſten Vorarbeiten zu dem Falkſchen 
Unterrichtsgeſetzentwurf das Ziel der Volksſchulen beſtimmen 
wollten, da hieß es zuerſt: Die religiöſe (nicht mehr chriſtliche) 
und ſittliche Bildung der Jugend. Schon in der nächſten Be⸗ 
arbeitung findet ſich der Zuſatz: „und nationalen“. „National“, 
verſtanden in dem Sinne des nationalen Liberalismus und ſeines 
Kulturprogramms. In der Verordnung betreffend Aufgabe und 
Ziel der preußiſchen Volksſchule 8 28 zur Falkſchen Zeit heißt 
es im Gegenſatz zu dem oben angeführten Schulgeſetzentwurf 
von 1862: „Der Sprachunterricht in Schulen mit Kindern ver⸗ 
ſchiedener Mationalität“: In ſolchen Schulen, wo die Mehrzahl 
der Kinder eine andere als die deutſche Sprache redet (litauiſch, 
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polniſch, däniſch), werden bereits auf der Unterſtufe Sprech⸗ 
übungen im Deutſchen angeſtellt. Auf der Mittelſtufe kritt das 
Deutſche als Unterrichtsſprache neben der Mutterſprache der 
Kinder auf; auch ſind dieſe dahin zu führen, daß ſie deutſche 
Sprachſtücke mit Verſtändnis leſen und leichte Schriftſätze in 
deutſcher Sprache anfertigen können. Auf der Oberſtufe iſt das 
Deutſche die Unterrichtsſprache..“ Miniſterialreſkripte von 
1887 verſuchten dann den polniſchen Sprachunterricht an allen 
Volksſchulen Poſens und Weſtpreußens unterſchiedslos zu be⸗ 
ſeitigen. Auf dieſem Wege weiter kam man in den neunziger 
Jahren zu der Abſchaffung doppelſprachiger Amtsblätter und 
geriet ſchließlich dann zu den praktiſch unmöglichen ſprachlichen 
Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes von 1908: „Die Verhand⸗ 
lungen in öffentlichen Verſammlungen ſind in deutſcher Sprache 
zu führen“, wobei man für die politiſche Betätigung während der 
Wahlzeit Ausnahmen zuließ. Außerdem ſollte eine Übergangszeit 
von zwanzig Jahren für diejenigen Bezirke gewährt werden, die 
eine alteingeſeſſene Bevölkerung nichtdeutſcher Mutterſprache von 
wenigſtens 60 Prozent der Geſamtbevölkerung aufwieſen. Es 
zeigt ſich in dieſen Beſtimmungen deutlich die eben katſächlich 
nicht vorhandene Gleichſetzung von Staat und Volk. Dieſes auf 
den einzelnen freien Menſchen, den allmächtigen Staat und die 
einheitliche Mation geftellte Ideal herrſchte eben in der preußiſchen 
Staatsverwaltung, beſonders natürlich in der Unterrichtsver⸗ 
waltung. Mochte auch politiſch eine andere Farbe Trumpf ſein, 
kulturell verfügte nur der Liberalismus in den gebildeten Schich⸗ 
fen über den notwendigen Widerhall, denn der Konſervatismus 
hatte kein die Gebildeten gewinnendes, vorwärtsweiſendes Kul⸗ 
turprogramm. Ludwig Wieſe, der unter Falk das Eindringen 
des liberalen Zeitgeiſtes in das Kultusminiſterium ſah, ſagt dazu 
in feinen Lebenserinnerungen und Amtserfahrungen: „Vaterland 
und nationalen Sinn in der Jugend zu pflegen, hielt von Mühler 
ſeinerſeits für eine der wichtigſten Aufgaben der Schule; aber 
politiſchen Zwecken mit dieſer zu dienen, konnte er ſich nicht ent⸗ 
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ſchließen.“ In jeder Hinſicht erwies ſich der Staat als unfähig, 
das Problem zu meiſtern. Alle jene Anſchauungen gehören heute 
der Vergangenheit an. Nur ſind ſich noch längſt nicht alle 
Deutſchen, auf die es ankommt, des Wandels in der Staats⸗ 
anſchauung und der Folgen für die ſtaatliche Kulturpolitik 
gegenüber dem eigenen Volke bewußt geworden. 


Sowjetrußlands Minderheitenpolitik. 


Das Problem der Stellung der fremdvölkiſchen Minderheiten 
hat zuerſt Sowjet⸗Rußland, die Union der ſozialiſtiſchen Sowjet⸗ 
Republiken, in großzügiger Weiſe zu löſen verſucht und ſich ſo 
eine Waffe im politiſchen Kampfe gegen England in Aſien und 
überhaupt gegen die Freiheitsphraſen der weltlichen Demokratien 
auf dieſem Gebiete geſchaffen. Es bildete wie geſagt für viele 
eine große Überraſchung, als der Krieg und ſeine Folgen es 
offenbarten, daß das große zariſtiſche Rußland in keiner Weiſe 
als Nationalſtaat, ſondern im größten Ausmaß ein Nationali⸗ 
tätenſtaat war, wenn man die politiſchen Ausdrücke des neun⸗ 
zehnten Jahrhunderts einmal gebrauchen will. Das Beſtehen 
einer ukrainiſchen Nation war für Weſt⸗ und Mitteleuropa 
etwas ganz Neues. Nur dunkle unklare Erinnerungen an 
Karl XII. von Schweden und Mazeppa lebten im geſchichtlichen 
Unterbewußtſein der Gebildeten. So ſah man in den Ruſſen, 
Groß⸗, Klein- und Weißruſſen, das einheitliche Staatsvolk, das, 
zwei Drittel der Bevölkerung bildend, durch den Zarismus, die 
Einheit des Glaubens und das gemeinſame Wirtſchaftsgebiet, 
eben das europäiſche Rußland ausmachte. So empfand auch die 
ruſſiſche Staatsgewalt. Kirchlich unterſtanden z. B. die Nicht⸗ 
orthodoxen Rußlands dem Departement der „ausländiſchen Kon⸗ 
feffionen“. Eine kulturelle Knechtung der nicht oſtſlaviſchen 
Ruſſen trat übrigens auch erſt im Gefolge der Übernahme der 
Lehre von der einen unteilbaren Nation in der zweiten Hälfte 
des neunzehnten Jahrhunderts auf. 
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Unter der Führung Lenins erkannte der Bolſchewismus ſchon 
früh in der Forderung nach dem Selbſtbeſtimmungsrecht der 
Völker eine mächtige Waffe gegen den Zarismus. Hatte Lenin 
noch 1917 den früher erwähnten Satz Friedrich Engels aner⸗ 
kannt, das Proletariat könne nur die Form der einen unteilbaren 
Republik, nicht die der föderaliſtiſchen verwenden, fo rief er in 
Rußland im Namen des Kampfes der Unterdrückten gegen die 
Unterdrücker der Mationen zum Freiheitskampfe auf. Galt die 
auf Grund des Selbſtbeſtimmungsrechts geſchaffene neue Ord⸗ 
nung des ruſſiſchen Staates zunächſt nur als Übergangszuſtand, 
ſo ſieht ſie heute in ihr eine neue Form der Volksſymbioſe. 
„Selbſt die kleinſte Nationalität ſchafft Werte, die von keiner 
anderen erſetzt werden können“, iſt heute bolſchewiſtiſche Erkennt⸗ 
nis. Es iſt daher, von der franzöſiſchen Staatsidee her geſehen, 
etwas Richtiges um den Ausſpruch des franzöſiſchen Botſchafters 
Paléologue krotz aller föderaliſtiſchen Beſtrebungen in den 
erſten Zeiten der franzöſiſchen Revolution: Die franzöſiſche Re⸗ 
publik begann mit der Ausrufung einer einheitlichen und unteil⸗ 
baren Republik. Die ruſſiſche Revolution erwählte das auf⸗ 
gelöſte, zerſtückelte Rußland zum Loſungswork. Das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht wurde neben der wirtſchaftlichen Loſung des 
Marxismus der wichtigſte Hebel zum Sturze des alten Staates. 
Allerdings waren die Völker, die weſtlich des warägiſchen Grenz⸗ 
ſaumes ſitzen, einſchließlich Finnlands, nicht mehr für den neuen 
ruſſiſchen Staat zu gewinnen. Es iſt bedeutſam, wie tiefgreifend 
die kulturellen Geſchehniſſe im politiſchen Leben nachwirken. 
Sicher iſt es kein Zufall, daß es ſich bei den ſelbſtändig ge⸗ 
wordenen Finnen, Eſten, Letten, Litauer, Polen um Völker 
handelt, die nicht wie die Oſtſlaven über Byzanz, ſondern durch 
die Germanen von Rom die Grundlage in ihrer Kultur emp⸗ 
fangen haben. Aber ſelbſt das Rußland im heutigen Umfange, 
alſo mit dem aſiatiſchen Teile, birgt in ſich ſechsundſechzig nicht⸗ 
ſlaviſche Fremdvölker, und auch in ihm machen die Slaven nur 
zwei Drittel der Bevölkerung aus. Ihnen gegenüber mußte das 
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Verſprechen des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker eingelöſt 
werden, ohne daß der Beſtand des Staates gefährdet wurde. 
Man kann heute ſagen, daß das den Ruſſen gelungen iſt und 
daß die ſowjetruſſiſche Löſung auf dieſem Gebiete immerhin einen 
Fortſchritt in der Befriedung des zerriſſenen Europas darſtellt. 

Aber auch der ſowjet⸗ruſſiſche Staat verſucht die Schule zu 
feinem Machtmittel auszugeſtalten. Er verkennt, ausſchließlich 
auf den marxiſtiſchen Wirtſchaftstheorien beruhend, das Weſen 
der Kultur und ſtellt die Schule völlig einſeitig in den Dienſt 
des Staates. Er wertet die ganze Kultur im weſentlichen nur 
nach dem Geſichtspunkt ihrer Brauchbarkeit dazu. Eine geſicherte 
Freiheit und Unabhängigkeit des geiſtigen Lebens iſt ihm un⸗ 
bekannt. Trotzdem es 1926 unter der ruſſiſchen Lehrerſchaft kaum 
2,5 Prozent Kommuniſten gab, war doch ihre Überzeugung die 
allein geduldete im Schulweſen. Durch den ſtaatlichen Mißbrauch 
des geiſtigen Lebens entſteht ein völlig verzerrtes Antlitz des 
geiſtigen ruſſiſchen Lebens und werden die Lehrer korrumpiert, 
denn die 2,5 Prozent Kommuniſten genügen, um durch den Staat 
den unerhörteſten Druck auszuüben und die Tätigkeit jedes Lehrers 
aufs ſchärfſte zu kontrollieren. 

Neben den alten Mitteln der Zentralverwaltung, der Außen⸗ 
politik, der Verkehrspolitik, der Wehrmacht, ſichert in tyran⸗ 
niſchſter Weiſe Sowjetrußland die Einheit des Staates da⸗ 
durch, daß der durchgehende Staatsgedanke, die Diktatur des 
Proletariats, auch in den Minderheiten durchgeſetzt wurde. Dieſer 
Gedanke ſtellt zugleich eine entſcheidende Beſchränkung der natio⸗ 
nalen Idee dar. Sie wird auch durch die damit verbundenen 
und verbreiteten kulturellen Anſchauungen des Bolſchewismus 
herbeigeführt, wenn auch ihm gegenüber in der Praxis des Lebens 
ſich nationale Sonderheiten in Glaube und Sitte ſtärker erweiſen. 
Ein wichtiges Mittel des ſtaaklichen Zuſammenhalts iſt auch die 
Bildung von Wirtſchaftsbezirken nach rein wirtſchaftlichen, alſo 
übernationalen Geſichtspunkten. 
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Auswirkung der Minderheitenpolitik der 
Sowjets. 


So iſt eine Souveränität der fremdvölkiſchen ſtaatsähnlichen 
Bildungen auf ruſſiſchem Boden nicht feſtzuſtellen, weil fie 
den ruſſiſchen Staat ſelbſt verneinen würde, wohl aber ſprachliche 
Autonomie und dieſe in einem Ausmaß in Schule, Gericht, 
Verwaltung, wie ſie für die neuen und alten Staaten Europas, 
die ſich nach dem Frankreich von 1789 richten, geradezu vor⸗ 
bildlich zu nennen iſt. Vom nationalſprachlichen Dorfſowjet 
geht es über nationale Woloſt⸗, Kreis- und Rayonſowjets zum 
„aukonomen Gebiet“ und weiter zur „autonomen Republik“. So 
gibt es nach der Darſtellung G. Cleinows, dem wir in unſeren 
Ausführungen folgen, in der nationalgemiſchten Ukraine, aber 
auch in Weißrußland und im Gouvernement Nowgorod z. B. 
deutſche, eſtniſche, polniſche, jüdiſche, beßarabiſche, rumäniſche, al⸗ 
baniſche und bulgariſche Dorfſowjets. Die Zahl folder natio⸗ 
nalen Dorfſowjets im Gebiet der R. S. F. S. R. wird zur Zeit 
mit 2930 angegeben, außer ihnen gibt es als höhere Verwaltungs⸗ 
einheiten 110 Gemeindeſowjets, 30 Rayonſowjets und zwei natio⸗ 
nale Gebietsſowjets. Dann beſteht noch ein „Nationalitätenrat“ 
als gemeinſames Organ aller völkiſchen Minderheiten. Er hat 
das Recht, die Geſetzesentwürfe in ihrer Wirkung auf die ein⸗ 
zelnen Nationen zu prüfen und auf ihm nötig ſcheinende Ande⸗ 
rungen hinzuwirken. Selbſtverſtändlich für das ruſſiſche Syſtem 
iſt in ihm wie in der gleichzeitig mit ihm tagenden allruſſiſchen 
Sowjetverſammlung die Partei der Kommuniſten gegenüber den 
„Parteiloſen“ herrſchend. Beide Einrichtungen find aber weniger 
Intereſſenvertretungen als ſtaatliche Erziehungs⸗ und Propa⸗ 
gandaorgane. Jedoch die Tatſache der Exiſtenz des „Mationa⸗ 
litätenrates“ iſt ſchon von erheblicher Bedeutung für die fremd⸗ 
völkiſchen Minderheiten. 

Unter den autonomen Republiken, die in Wirklichkeit aber nur 
politiſche Verwaltungseinheiten des Reiches ſind, beſitzt für uns 
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Deutſche die Wolgarepublik der Deutſchen beſonderes Intereſſe. 
Ihrem Flächeninhalt nach iſt die Wolgarepublik etwas kleiner 
als Belgien; ihre Bevölkerung beträgt etwas mehr als eine halbe 
Million. Das autonome Budget betrug das Doppelte der vom 
Geſamtreich gegebenen Kredite. Aus den Statuten der einheit⸗ 
lichen Arbeitsſchule des deutſchen Wolgagebiets von 1923 ſeien 
einige Beſtimmungen hervorgehoben: Der Unterricht irgendeiner 
Glaubenslehre und die Ausführung irgendeiner religiöſen Hand⸗ 
lung wird in den Schulräumen nicht zugelaſſen. Privatſchulen 
ſind nicht erlaubt. Dem Schulrat gehören alle Schularbeiter 
(Lehrer), Vertreter des techniſchen Perſonals und der Arzt an. 
In den Schulrat können eintreten die Vertreter der örtlichen 
Organe der R. K. P., der Frauenabteilung, der profeſſionellen 
Verbände, der Räte der Arbeiter, Bauern und Rotarmiſten, 
Deputierte ſowie die Vertreter des kommmniſtiſchen Jugendver⸗ 
bandes gemäß Bevollmächtigung des Rayon- und Bezirkskom⸗ 
miſſars des R. K. J., die Vertreter der Schüler in den Schulen 
mit älteren Gruppen von zwölf Jahren an, und zwar je ein 
Schüler von jeder Gruppe. 


Weſen und Mängel der kulturellen Autonomie. 


Allen neu entſtandenen oder vergrößerten Staaten des Oſtens 
iſt ſchon in den Friedens und Staatsverträgen die Verpflichtung 
des Schutzes ihrer Minderheiten auferlegt, nicht den weſtlichen 
„Siegern“ Frankreich, Belgien und Italien. Zugrunde liegt den 
Verpflichtungen die angelſächſiſch⸗amerikaniſche Auffaſſung von 
der ſtaatsfreien Sphäre des Individuums, die ſogenannte „Kul⸗ 
tusfreiheit“, von der die Unterrichtsfreiheit nur ein Teil iſt. Die 
amerikaniſche individualiſtiſch gedachte Lehre von der Kultus- 
freiheit wirkt fi praktiſch auf deutſchem Volksboden mit feiner 
viel ſtärkeren Macht der Überlieferung und tieferen Auffaſſung 
von der Gemeinſchaft doch erheblich mehr in körperſchaftlichem 
Sinne aus, als es eigentlich in der Lehre begründet iſt. Vor neue 
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Probleme werden wir erſt dann geftellt werden, wenn ein Zweig 
des deutſchen Volks, der mehr als das baltiſche Deutſchtum alle 
Schichten eines Volkes umfaßt, ſeine Autonomie geſtalten wird. 
Dann wird ſich zeigen, ob die bisherigen Formen der auf die 
Einzelperſonen aufgebauten Autonomie, von denen gleich die Rede 
ſein wird, von dauerndem Beſtand ſind. Für die Deutſchen der 
früheren baltiſchen Provinzen Rußlands, die eine geiſtig gehobene 
Volksſchicht darſtellen, mögen ſie geeignet ſein. Für die alle 
Volksſchichten umfaſſende, alſo feſter und ſicherer gegründeten 
deutſchen Minderheiten der anderen öſtlichen und ſüdöſtlichen 
Länder iſt eine Autonomie, die auf nationalem Regiſter mit 
völliger individueller Freiwilligkeit beruht, nicht genügend, viel⸗ 
leicht auch nicht durchführbar. Entſprechend unſeren Grund⸗ 
anſchauungen werden auch hier neben den einzelnen Menſchen 
örtliche Selbſtverwaltungskörper, berufliche Genoſſenſchaften und 
Kirche als Stütze des minderheitlichen Volkstums irgendwie 
organiſch in die Autonomie eingebaut werden müſſen. Sie ſind 
ja auch ſolche tatſächlich in ſtärkſtem Maße, mag das auch in den 
baltiſchen Ländern wegen der beſonderen dortigen Verhältniſſe, 
die mehr den Charakter reichsdeutſcher Kolonien im Auslande 
haben, nicht ſo ſtark ſich auswirken oder aus anderen Gründen 
nicht ſo offenbar gemacht werden. Die deutſch⸗evangeliſche Kirche 
Eſtlands z. B. iſt nicht irgendwie als Organiſation der Auto⸗ 
nomie verbunden, wie das eigentlich der Fall ſein müßte; doch 
iſt ihre Autonomie innerhalb der Kirche des Staatsvolks durch 
Geſetz ſichergeſtellt oder vorbereitet. Mach der Schulautonomie, 
der kulturellen Aukonomie, muß alfo das Problem der völkiſchen 
Autonomie gelöſt werden. Das wird aus politiſchen Gründen 
nötig werden, denn eine Reihe der neuen Staaten iſt nicht 
lebensfähig; die in ihnen lebenden Völker haben aber das Recht 
auf Behauptung ihres Volkstums. Für uns Deutſche iſt die 
Frage der völkiſchen Autonomie beſonders bedeutſam, da die 
kulturelle Autonomie nicht den für die Angelſachſen allerdings 
ſelbſtverſtändlichen Schutz des Eigentums, der Wirtſchaftsfreiheit 


15 Färber, Die Schule in Staat und Volk. 


226 V. Das kommende Reich 
ch 


der einzelnen und der überindividnellen Glieder der Minderheiten 
in ſich ſchließt. Der Triumph des Weſtens über Deutſchland 
hat der Auffaſſung zum Siege verholfen, daß der Staat das 
Eigentum feiner fremdvölkiſchen Glieder zu feinen Gunſten ver 
wenden kann. Die Agrarreform der baltiſchen Staaten, Litauens, 
Polens, der Tſchecho⸗Slowakei, Rumäniens und Südſlaviens 
zeigen ebenſo wie die wirtſchaftliche Unterdrückung der Deutſchen 
Südtirols, wie ſehr das überhitzte Nationalſtaatsgefühl der 
Gegenwart Gewalttaten billigt und fordert. Das lettländiſche 
Deutſchtum z. B. hat 90 Prozent ſeines Vermögens durch die 
lettiſche Wirkſchaftspolitik verloren. Ein lektländiſcher Volksent⸗ 
ſcheid noch von 1929 hat ausdrücklich die Mitglieder der Bal⸗ 
tiſchen Candeswehr von der ſtaatlichen Landzuweiſung ausge⸗ 
nommen. Den Siebenbürger Sachſen hat man das Vermögen 
ihrer „Nationsuniverſität“, aus dem fie die kulturellen Laſten 
beſtritten, enteignet, und auch ſonſt iſt ihnen durch die Agrar⸗ 
reform ſchwerſter Schaden zugefügt. Der wirtſchaftlichen Kampf 
mittel für den heutigen Staat gegen ſeine fremdvölkiſchen Min⸗ 
derheiten gibt es noch andere als die rohe Enteignung oden 
Agrarreform: Benachteiligung bei Staatsarbeiten oder Staaks⸗ 
krediten, geſetzlicher Zwang, in die Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
ſtaatsvölkiſche Vertreter aufzunehmen, die die Politik der Ge⸗ 
noſſenſchaften einſeitig im Intereſſe des Staatsvolkes beein⸗ 
fluſſen. Wenn bisher trotzdem die deutſchen Minderheiten ſich 
gehalten haben, fo liegt das an ihrer für das deutſche Kernvolk 
beſchämenden Opferwilligkeit für das Volkstum, zum andern an 
dem unſichtbaren, aber doch wirkſamen Schutz, den das deutſche 
Reich ſchon jetzt darſtellt und in immer ſtärkerem Maße dar⸗ 
ſtellen wird, je mehr es in ſich gefeſtigt wird und außenpolitiſch 
erſtarkt. Unſerem Staate und Volke erwächſt aus dem deulſchen 
Streben nach Gerechtigkeit heraus die große Aufgabe, ein beſſeres 
Staatsrecht gegenüber Kultur und Wirtſchaft zu ſchaffen, als 
es das franzöſiſche zentraliſtiſche iſt. 
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Geſtaltung der Autonomie in Eſtland und Lett⸗ 
land. 

In Eſtland hat man zuerſt das Problem der kulturellen Auto⸗ 
nomie zu löſen verſucht. Daß es unſeren deutſchen Brüdern 
gegenüber nicht voll jenen Segen entfalten kann, der in ihm liegt, 
iſt die Folge ihrer wirtſchaftlichen Beraubung. Trotzdem muß 
der Fortſchritt, der in dem Geſetze liegt, anerkannt werden. Nach 
8 21 des Grundgeſetzes der Republik Eſtland vom 9. Auguſt 
1920 „können die Glieder der in Eſtland lebenden Minderheiten 
zur Wahrung ihrer völkiſch⸗kulturellen und Wohlfahrtsintereſſen 
diesbezügliche autonome Inſtitutionen ins Leben rufen, ſoforn 
dieſe den Staatsintereſſen nicht widerſprechen“. Weitere Be⸗ 
ſtimmungen geben Orten mit fremdſprachlicher Mehrheit das 
Recht, die betreffende Sprache zur Sprache der örtlichen Selbſt⸗ 
verwaltung zu machen, und jedem deutſchen, ruſſiſchen, ſchwe⸗ 
diſchen Staatsbürger das Recht, ſich an die ſtaatlichen Zenfral- 
ſtellen in der eigenen Sprache zu wenden. Das Geſetz über die 
kulturelle Selbſtverwaltung der völkiſchen Minderheiten aus dem 
Jahre 1925, der Erſtling einer neuen Anſchauung vom Staate, 
gibt auch den Deutſchen eine Kulturſelbſtverwaltung, deren Or⸗ 
gane der Kulturrat und die Kulturverwaltung ſind. Eine Er⸗ 
gänzung hat die eſtniſche kulturelle Autonomiegeſetzgebung noch 
durch das Geſetz über die privaten Lehranſtalten erfahren (1928). 
Die von der Minderheit gewählten Körperſchaften haben das 
Recht, für ihre Glieder verbindliche Anordnungen auf dem Ge⸗ 
biete der öffentlichen und privaten Lehranſtalten und der Für⸗ 
ſorge für die übrigen Kulturaufgaben zu treffen. Zu den Koſten 
tragen Staat und örtliche Selbſtverwaltung nach Maßgabe der 
geſetzlichen Beſtimmungen bei. So fielen ihnen z. B. für das 
Haushaltsjahr 1928/29 von den Koften der Autonomie mehr 
als ein Drittel zur Laſt. Außerdem kann der betreffende Volksrat 
ſeinen Gliedern beſondere von der Staatsregierung zu beſtätigende 
Steuern erheben. Zu einer fremdvölkiſchen Minderheit bekennt 
man ſich durch Eintragung in ihr Nationalregiſter. 
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Nicht fo weit geht die Sicherung fremden Volkskums in Leff- 
land. Dort iſt im weſentlichen nur eine Schulautonomie ent⸗ 
ſtanden. Der ganze kulturelle Zuſammenſchluß beruht auf ver⸗ 
einsrechtlicher Baſis. In den übrigen Staaten des Oſtens und 
Südoſtens iſt noch keine befriedigende und befriedende Sicherung 
der völkiſchen Grundrechte gewonnen. In Oberſchleſien, dem 
deutſchen wie dem polniſchen Anteil, unterliegt der Schutz der 
Minderheit der Fürſorge des Völkerbundes, ohne daß dieſer 
gegenüber den Polen durchgreifenden Erfolg bisher gehabt hätte. 


Preußiſche und Sſterreichiſch-Kärntneriſche 
Minderheitenpolitik. 

Von Staats wegen haben Dänemark, Preußen und Hſterreich 
ihren Minderheiten die Möglichkeit der Pflege ihrer Sprache in 
den rein ſtaatlichen Schulen gegeben, aus dem Beſtreben heraus, 
die berechtigten Forderungen der Fremdvölker zu erfüllen. 

Wir können heute in Deutſchland mit wenig mehr als einer 
halben Million Fremdſprachiger, außerdem mit einer dreiviertel 
Million Doppelſprachiger rechnen, von denen längſt nicht alle das 
Bewußtſein der Zugehörigkeit zu fremdem Volkstum haben und 
auch nicht den Willen zu kultureller Autonomie. Die Minder⸗ 
heiten in Deutſchland ſelbſt rechnen allerdings mit annähernd zwei 
Millionen! Artikel 13 der Reichsverfaſſung ſichert ihnen Pflege 
ihres Volkstums und Freiheit in ſeiner Betätigung zu, und die 
Arbeiten der preußiſchen Staatsregierung gehen naturgemäß all⸗ 
mählich den Weg auf die Autonomie immer deutlicher, trotzdem 
die heute maßgebenden Parteien individualiſtiſch geſinnt ſind und 
in der Nation eutſprechend der Doktrin nur die Summe der 
Staatsbürger ſehen. Es iſt aber für die zukünftige Entwicklung 
bedeutungsvoll, daß ſie an dieſem Punkte zuerſt auf kulturellem 
Gebiet ihre franzöſiſche Staatsidee verlaſſen. Der Freiſtaat 
Sachſen hat ſchon 1919 und dann 1922 die Berückſichtigung 
der wendiſchen Sprache durchgeführt, die übrigens ſchon im alten 
Reich eine Stätte in der Schule fand. 


3. Das Minderheitenrecht 229 


nn m BBBEE En 


Der preußiſche Staat geht heute in feiner neuen Minderheiten⸗ 
verordnung auf dem Schulgebiet entſchloſſen den Weg, der zur 
Anerkennung des Lebensrechts fremdſprachlicher Bevölkerung 
innerhalb des preußiſchen Schulweſens führt. Sie gibt der 
Minderheit weiten Spielraum über die fremdſprachlichen Staats⸗ 
ſchulen hinaus, ein privates Schulweſen mit ſtaatlicher Unter⸗ 
ſtützung aufzubauen, ja, fie läßt ſogar Lehrer an den Schulen zu, 
die nur die Befähigung zur Einſtellung in fremden Staatsſchul⸗ 
dienſt beſitzen! Das kann politiſch, namentlich wegen der national 
agreffiven Art der Weſtſlaven, für den Staat gefährlich fein. 
Und noch in einer anderen Hinſicht erweckt das preußiſche Ver⸗ 
fahren ſtaatspolitiſche Beſorgniſſe. Der Staat kann nach dem 
preußiſchen Verfahren ſelbſt künſtlich eine Minderheit im tech⸗ 
niſchen Sinne des Wortes ſchaffen. Wenn fremdſprachliche Be⸗ 
wohner des Staatsgebietes nicht Willen und Fähigkeit für 
kulturelle Autonomie und Bereitſchaft zum perſönlichen Opfer 
haben, ſo iſt es wahrlich nicht des Staates Aufgabe, von ſich 
aus dieſe Pflichten zu erfüllen. Es entſteht die Gefahr der Züch⸗ 
tung einer ihrem Volke nicht durch Arbeit in und an ihm ver⸗ 
bundenen literatenhaften Oberſchicht, die in grundſätzlicher Oppo⸗ 
ſition und Kritik dem Staate gegenüber ihre Daſeinsberechtigung 
zu erweiſen ſuchen wird. 

über dieſe Regelung der Schulverhältniſſe hinaus beſitzen in 
Deutſchland ſelbſtverſtändlich die Minderheiten volles Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht, Preſſefreiheit, wirtſchaftliche Freiheit 
und Gleichberechtigung, ſo daß ſie von Staatswegen eine Pflege 
und Berückſichtigung ihrer Eigenart erfahren, wie ſie bisher der 
Staat ſeinen Bürgern mit ihren grundverſchiedenen religiös⸗kultu⸗ 
rellen Anſchauungen kaum gewährt. Erſt wenn der genoſſenſchaft⸗ 
liche Unterbau des Schulweſens ſich bei uns durchgeſetzt hat, 
Könnten die Minderheiten durch die kulturelle Autonomie in ihrem 
vollen Umfange erweiſen müſſen, ob ſie von ſich aus dazu fähig 
ſind oder ob ſie nur vom Staate künſtlich herangezüchtet werden. 

Oſterreich, oder vielmehr Kärnten, hat durch den Geſetzentwurf 
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über die Kärntner Autonomie die „ſloveniſche Volksgemeinſchaft“ 
als eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft auf Grund eines „Volks⸗ 
buches“ anerkannt. In dieſes nationale Regiſter kann ſich jeder 
erwachſene Kärntner eintragen laſſen. Dieſe Volksgemeinſchaft 
kann in Selbſtverwaltung Schulen, kulturelle Anſtalten und 
ſoziale Fürſorge betreiben. Die ſloveniſchen Schulgemeinden ſind 
autonome Körperſchaften mit einem gewählten Vorſtand behörd⸗ 
lichen Charakters und unterſtehen eigenen Schulinſpektoren des 
ſloveniſchen Volksrats. Den Perſonalaufwand übernimmt das 
Land Kärnten. Auf dieſe Weiſe erhoffen die Kärntner eine Be⸗ 
friedung ihres Landes und außerdem den Deutſchen in Süd⸗ 
ſlavien die moraliſche Berechtigung und das Vorbild für ihre 
Forderung im ſüdſlaviſchen Staate geſchaffen zu haben. Wenn 
dieſer Entwurf noch immer nicht Geſetz geworden iſt, ſo liegt das 
an jenen Slovenen, die ſich kulturell und politiſch zum deutſchen 
Staats- und Volkskreis rechnen, aber von den nationalen Slo⸗ 
venen unter allen Umſtänden für ihren Autonomiebereich bean⸗ 
ſprucht werden. Solche Einzelfälle, die ſich aller Orten finden, 
zeigen, daß auch die Verwirklichung der Idee des Volkstums 
nicht vollkommen möglich iſt. 

So ſehen wir, daß die Lehre von der einen unteilbaren Staats⸗ 
nation zuerſt in bezug auf die fremdvölkiſchen Minderheiten ver⸗ 
ſagt und daß von dieſer politiſchen Tatſache her die franzöſiſche 
Staatsauffaſſung immer ſtärker unterhöhlt wird. Als Deutſche 
aber können wir nicht würdiger uns zu unſerm Volke und ſeinem 
Staate in Ablehnung eines fremden Staatsideals bekennen als 
mit den Worten des Flensburger Spruches: „Wir bekennen — 

. . . im Gedenken der Deutſchen in Danzig, Memel, Litauen 
und dem Baltenlande, in Poſen, Weſtpreußen und Polen, 
in Wolhynien, Galizien, der Bukowina und der Ukraine, 
in Schleſien, in den Sudetenländern, Ungarn, Siebenbürgen 
und dem Banate, an der Mündung der Donau und am 
Schwarzen Meere, in Öfterreih, Südſteiermark, Südkärn⸗ 
fen, Südtirol und in den Ländern am adriatiſchen Meer, in 
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Elſaß⸗Lothringen, Eupen⸗Malmedy, in Nordſchleswig, im 
Gedenken der Deutſchen in der ganzen Welt — 

die Qual der deutſchen Zerriſſenheit. ; 

Wir bekennen unſer aller ſchickſalhafte Verbundenheit. 
Wir bekennen uns zum Reiche in ſeiner Not, dem Vorhof 
eines einigen Deutſchlands. 

Wir glauben an die Volksgemeinſchaft, die ſtärker iſt als 
Partei und Klaſſe. 

Wir glauben an die ſchaffende Kraft des deutſchen Herzens, 
des deutſchen Willens und des deutſchen Geiſtes. 

Wir glauben an das heilige Recht der Freiheit und Einheit 
Deutſchlands. 

Wir ſchwören, die Trägheit unſerer Herzen zu brechen. 

Wir ſchwören, den Brüdern zu opfern, was wir haben und 
was wir ſind. 

Wir ſchwören, für das heilige Recht der Völker zu ſtreiten, 
um frei zu ſein.“ 
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4. Vom deutſchen Staat zum Deutſchen Reich, 
die Aufgabe an das Geſchlecht unſerer Zeit. 


Staat und Volkstum. 


Die Worte des Flensburger Spruches: „Wir bekennen uns 
zum Reiche in feiner Not, dem Vorhof eines einigen Deutſch⸗ 
lands“, führen uns wieder zurück zu dem Bekenntnis von der 
überragenden Bedeutung des Staates für unſer Volk inmitten 
Europas. Der deutſche Staat iſt und bleibt die ſtärkſte Sicherung 
des deutſchen Volksbodens; er kann, ja, er müßte eigentlich auch 
der ſtärkſte Förderer der geſunden inneren Entwicklung des Volks⸗ 
tums ſein. Im Staate verkörpert ſich am ſinnfälligſten und am 
nachdrücklichſten Größe und Würde des Volkes. Keine Form 
menſchlichen Gemeinſchaftsleben iſt ſo tiefgreifend und alle ohne 
Ausnahme erfaſſend wie der Staat. Keine geiſtige Bewegung, 
auch darauf hat Dietrich Schäfer immer wieder hingewieſen, iſt 
zu nachhaltiger geſchichtlicher Auswirkung gekommen, wenn ſie 
nicht irgendwie vom Staate mit getragen wurde. 

Aus dieſen Tatſachen empfängt ja jener Wahn ſeine Nahrung, 
der im Staate den Gott auf Erden ſieht, der allmächtig, all- 
wiſſend, allweiſe und in unſeren Tagen noch dazu allbarmherzig 
ſein ſoll. Da er das aber nicht iſt, nicht ſein kann nach der 
Schöpfungsordnung, darum muß er ſich unfähig dazu erweiſen, 
zu ſeinen alten Aufgaben noch die unendlichen neuen zu erfüllen, 
die ihm die Gläubigen der franzöſiſchen Ideen im letzten Jahr⸗ 
hundert ſtellen. Er vergißt zunächſt ſeine erſte, ſeine weſentliche 
Aufgabe: Macht zu ſein und zu üben nicht um der Gewalt 
willen, ſondern um dem Volke den Lebensraum zu bewahren oder 
wiederzugewinnen, wenn er verlorenging, und um im Innern 
eine ſolche Ordnung zu ſchaffen, daß die ſchöpferiſchen Kräfte der 
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völkiſchen Verbände zu voller Auswirkung kommen können und 
ihm jene ſichere Gründung im Volkstum geben, die er zu ſeinem 
eigenen Beſtehen bedarf und die ihm die Individuen in ihren 
Intereſſeverbänden allein in keiner Weiſe ſein können. Und wenn 
die Staatsform in ihrer zeitlichen Form nach dem Geſetz alles 
Lebens altert, in ihren Trägern unfruchtbar wird oder ſonſt an 
Fehlern ihrer Menſchen zuſammenbricht, dann iſt es gerade das 
Volkstum in ſeinen Verbänden, das den Zuſammenbruch nicht 
zum Chaos werden läßt, wenn der Staat ihnen Lebensraum ge⸗ 
laſſen hatte. Aus dem Volkstum bereitet ſich dann in aller Stille 
die innere Wiedergeburt vor, bis ſie auch den Staat ergreift, 
wenn ſeinen Männern die Gnadengabe wahren Herrſchertums 
gegeben wird. Es iſt nicht ſo, daß der Staat entmachtet wird, 
wenn er ſich auf ſeine eigentlichen Aufgaben beſinnt und ſeine 
Grenzen erkennt, ſondern er wird um ſo tiefere Wurzeln im 
Volke ſchlagen und wird zugleich an Adel und Würde wieder⸗ 
gewinnen, was ihm im Laufe der letzten Menſchenalter verloren⸗ 
ging. 
Reich und Staat. 

Die franzöſiſchen Ideen haben ein Jahrhundertlang und mehr 
wirken können. Was an ihnen wertvoll iſt, iſt eingegangen in den 
unverlierbaren Beſitz der europäiſchen Staatenwelt, aber irgend⸗ 
welche Zeugungskraft, irgendwelche Zukunftsverheißung haben 
fie nicht mehr in ſich. Und die jungen Staatsideen Gomjef- 
rußlands und Italiens, die gewiß in ſich ſolche Keime neuen 
Werdens bergen, auch ſie kennen nicht jenen Geiſt innerer Freiheit 
im Staate, von dem ſchon Montesquieu geſagt hat, in den 
Wäldern Germaniens ſei er geboren. Und ebenſowenig kann un⸗ 
ſerem Staate und der Nation helfen, wer ſie den Traum einer 
ſtaatenloſen Geſellſchaft träumen läßt. Er lebt entweder in ſeinen 
Gedanken nicht auf dieſer Erde, oder der Traum iſt aus jenen 
Gefühlen der Laſt und des erlittenen Unrechts erwachſen, die jeder 
Staat ſo leicht auslöſt, oder er ſoll das eigene Streben nach Be⸗ 
herrſchung des Staates verſchleiern. Wo immer ferner der Staat 
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gedacht wird als das Paradies auf Erden, in dem der Menſch 
von Sorge und Not, von den Gefahren des Lebens befreit wird, 
da iſt nicht wahre Zukunft. Wo immer aber auch alte, nur ge⸗ 
ſchichtlich begründete Anſprüche auf Herrſchaft und Macht im 
Staate ſind, wo immer zuerſt an vergangene Formen der Nation 
und nicht an ihren ewigen geiſtigen Gehalt gedacht wird, da iſt 
nicht wahre Zukunft. 

Schon der Name unſeres Staates weiſt auf ſeine übernationale 
Idee und Aufgabe hin: Reich heißt etwas anderes als Staat. 
Ein Reich muß über den allmächtigen, einen, unteilbaren Staat 
franzöſiſcher Prägung hinausgehen. Das Deutſche Reich wird 
einſt gewiß ſtärker als heute Reich der Deutſchen ſein, aber 
ebenſo gewiß wird es nicht ein Staat in den Formen des weſt⸗ 
leriſchen Nationalſtaates fein können. Die um Deutſchland und 
ſein Volk gelagerten, zum Teil ſich hineinſchiebenden Kleinſtaaten 
und Völker, deren ſtaatliche Aufgabe in einzelnen Fällen ſehr 
fragwürdiger Art iſt, müſſen doch eines Tages irgendwie wie 
einſt vor Jahrhunderten in den größten Tagen unſerer Geſchichte 
den Weg zu dem ſtaatlichen und kulturellen Machtbereich des 
deutſchen Volkes finden. Es wird ſich dann zeigen, wo wahre 
Freiheit iſt, bei der franzöſiſchen Staatsidee, deren Freiheitsideal 
in den einzelnen Völkern und zwiſchen ihnen die Vergewaltigung 
der Minderheiten fordert, oder bei dem deutſchen Staate, in deſſen 
Volke nur jene Herrſcher fortleben, die Träger der Macht und 
doch auch Sinnbild der Weisheit und Gerechtigkeit waren. 


Das neue Geſchlecht. 

In der Wandlung des Staatsgedankens kommt es nun auf die 
geiſtige Schicht des Volkes, in beamteter Stellung oder im freien 
Berufe, vor allem an. Von ihr aus gehen die geiſtigen Ströme 
in die breiten Ebenen des Volkskums. Dieſe Schicht empfindet 
jetzt auf ihrem eigenem Gebiete, wie der geiſtige Luftraum immer 
mehr eingeengt wird, wie ſie aus eigener Verantwortung nicht 
mehr frei nach dem Geſetz ihrer eigenen Arbeit ſchaffen kann; ſie 
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ſoll ſich wieder einmal an die Macht verkaufen wie ſchon öfter 
in der Geſchichte und damit die Freiheit des Geiſtes verraten. Wo 
der Geiſt weht, da iſt Freiheit! So muß ſie aus ihrer gegebenen 
Verantwortung heraus ſich beſinnen auf Aufgaben und Grenzen 
des Staates. Wer das aber tut, der wird mit Rainer Maria 
Rilke als fieffte Gnade empfinden, daß „er in irgendwie zögernden 
Zeiten, wenn etwas naht, unter den Wiſſenden“ iſt. 

Neues Werden bereitet ſich hinter allen parteipolitiſchen Lagern 
vor; es erfaßt das eine mehr, das andere weniger, aber die 
geiſtigen Schlachten werden nicht auf ihren Ebenen geſchlagen. 
Noch iſt die Nation unſicher, weil die Führer ihres geiſtigen 
Lebens ſich noch nicht klar und entſchieden zu Staat und Volk 
und Geſellſchaft in deutlicher Scheidung ihrer Wirkungsgrenze 
bekannt haben und ſich für dieſes Staatsideal einſetzen. 

Noch iſt das Geſchlecht der großen Wandlung eben erſt im 
Aufbruch: 

„Ein jung Geſchlecht, das wieder Menſch und Dinge 
Mit echten Maßen mißt — das ſchön und ernſt 
Froh ſeiner Einzigkeit — vor Fremden ſtolz, 

Sich gleich entfernt von Klippen dreiſten Dünkels 
Wie ſeichtem Sumpf erlogner Brüderei, 

Das von ſich ſpie, was mürb und feig und lau.“ 

Und mit dieſen Verſen Stefan Georges mag das Wort des 
alten Ernſt Moritz Arndts aus gleicher Notzeit wie der unſeren 
fordernd zu uns herüberklingen: „Wir wollen Gott bitten, daß 
er unſere Brüſte mit dem Mute der Standhaftigkeit und Tapfer⸗ 
keit ſtähle, wodurch wir die verlorene Freiheit wiedergewinnen, 
denn der Sklave iſt ein liſtiges und geiziges Tier und der Menſch 
ohne Vaterland ein unglücklicher und liebloſer Herumſtreicher.“ 

Und dann wird einſt kommen das dritte Reich, das in Ge⸗ 
rechtigkeit und Freiheit über dem Volkstum waltet. 
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Kräfte und Gegenkräfte in der Völkerpädagogik 


Von Oberstudiendirektor Dr. Otto Eberhard (Berlin) 


256 Seiten. Geh. RM. 7.80, in Ganzleinen geb. RM. 9.— 


Erziehung ist das Schicksal! Das ist der Satz, 
den das hier angekündigte Buch über die Welterziehungs- 
bewegung erhärtet. Gewiß: Politik ist Schicksal, Wirt- 
schaft ist Schicksal, aber Erziehung ist das Schicksal. 
In der Erziehung liegen die Entscheidungen, die dieW esens- 
art der Volker bestimmen und die die Zukunft heraufführen. 
Erziehung ist heute nicht mehr ein privates oder auch na- 
tionales Problem. Es gibt eine Welterziehungsbewegung. 
Ueberall, imWesten wie im fernen Osten regen sich die 
gleichen Kräfte und Gegenkräfte; die Entscheidung über 
die richtige Erziehung wird, so kann man fast sagen, auf 
dem ganzen Erdball ausgefochten, und der Ausfall der Ent- 
scheidung wird von unbegrenzter Tragweite sein. Das Buch 
von Otto Eberhard gibt eine großangelegte Uebersicht über 
die ganze Erziehungsbewegung, es berichtet stets fesselnd 
über Rußland, Frankreich, England, Amerika, China, Japan, 
Afrika. Es ist kein trockener Sachbericht, sondern hier wird 
der Kampf mitgekämpft, um den es in der Erziehung geht, 
der Kampf um „säkularistische“ Verflachung und Mechani- 
sierung, oder aber Verankerung der Erziehung in letzter 
Verantwortlichkeit vor dem Ewigen. Darum geht es in die- 
sem Buch, das jeden angeht, der begreift, was Erziehung für 
jeden Einzelnen und für die Gesamtheit bedeutet, 


IM FURCHE-VERLAG | BERLIN NV, 


ZUR KRISIS DER ERZIEHUNG 


DAS WORT GOTTES 
UND DER UNTERRICHT 


Zur Grundlegung einer evangelischen Pädagogik 
Von Prof. Dr. Gerhard Bohne (Frankfurt). 


272 Seiten. Geheftet RM. 8.—, in Ganzleinen gebunden RM. 9. — 
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Aus dem Inhalt: Die ewige Krisis der Kultur / Die gegenwärtige Lage des 
Neligionsunterrichits Die Spannung Scheinlösungen / Die Aufgabe | 
Gott und Mensch ı Die Entscheidung / Das Wort Der Weg | Schluß. 
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Dies ist eine entscheidende und umwälzende Neuerscheinung 
auf dem Gebiet der Religionspädagogik. Der Religionsunter- 
richt ist nicht mehr, wie zu unserer Väter Zeiten, eine Selbst- 
verständlichkeit, sondern er ist infolge der kritischen Haltung 
der Lehrerschaft wie der Schuljugend weithin in Frage ge- 
stellt und bedarf offensichtlich eines völligen Neubaus. Beson- 
ders durch den schulpolitischen Kampf ist die gesamte reli 
giöse Grundlage der Erziehung in Frage gestellt. Mancher un- 
aufrichtige Kompromiß muß aufhören, manche hestechende 
Scheinlösung muß in ihrer Halbheit erkannt und durch wirk- 
liche Antworten ersetzt werden. Der bekannte Religionspäda- 
goge Prof. Dr. Gerhard Bohneunternimmt es, durch neue, grund- 
sätzliche Besinnung das Problem zu klären und es einer Lösung 
näherzuführen, die auf letzter Wahrhaftigkeit und Sachlich- 
keit beruht. Er geht vorbei, bewußt vorbei an den periphe- 
rischen Fragen und stellt in den Mittelpunkt seiner Unter- 
suchung das Wort Gottes als Grundlage des Unterrichts. Da- 
rum wächst dies Buch über den Rahmen einer schulpädago- 
gischen Abhandlung weit hinaus. Sein Radikalismus schafft 
eine reine Atmosphäre, gibt eine neue Sicht der Probleme. 
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DAS JAHRHUNDERT 
DER KIRCHE 


Geschichte, Betrachtung, Umschau und Ziele 
Von 
Generalsuperintendent D. Dr. Otto Dibelius (Berlin) 


6. Auflage. 258 Seiten. Geh. RM. 5.50, 
in Ganzleinen gebunden RM. 6.50. 


Das Jahrhundert der Kirche! Dieses Paradox setzt der Ver- 
fasser des vielgelesenen Buches kühn hinein in eine Gegen- 
wart, die alles andere als das »Jahrhundert der Kirche« zu 
sein scheint. Der das Buch schrieb, hat das Format, seine 
These durchzuführen, nicht als problematisches Urteil, son- 
dern als Befehl, als Kommando, als intensive Aufforderung 
an den Augenblick. Daß ein solches Buch möglich war, daß 
es sich durchsetzen konnte, das ist eine Tatsache, die zu 
verschlafen niemand dienlich sein dürfte. Es liegt das auch 
daran, daß der »Generalsuperintendent im Auto« über andere 
Töne verfügt, als sie die communis opinio hier zu hören er- 
wartet. Der Verfasser hat es nicht abgelehnt, daß sein Buch 
»Journalismus« im allerbesten, großzügigsten Sinne sei und 
hat sehr beachtliche Worte über die Frage »Journalismus« 
gefunden. Journalistische Arbeit ist Arbeit für den Tag«, 
heißt es im »Nachspiel«, wo er sich mit der Kritik aus- 
einandersetzt, in der Üeberzeugung, »daß der wichtigste Augen- 
blick im Leben immer der ist, in dem wir gerade stehen, 
und der wichtigste Mensch der, den wir gerade vor uns haben, 
und die wichtigste Aufgabe die, die gerade jetzt, nicht gestern 
und nicht morgen, sondern gerade jetzt getan werden muß.« 
Um dieser Gegenwartsmächtigkeit willen hat man gesagt, daß 
das »Jahrhundert der Kirche, auf anderem Gebiet dasselbe 
bedeute wie der »Römerbrief«< Karl Barths. 
Unentbehrlich für jeden Leser des »Jahrhunderts der Kirche« ist das 
»Nachspiele von demselben Verfasser. (113 Seiten, in Ganzleinen geb. 
RM. 3.80, geh. RM. 2.80.) Diese » Aussprache mit den Freunden und 
Kritikern des Jahrhunderts der Kirche. bringt die Antwort vonD. Dibelius 
auf die in der Presse eröffnete Diskussion über sein Buch. 
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Gott und Götze im Zeitalter des Realismus 
Von Prof. D. Dr. Alfred Dedo Müller (Leipzig) 
5. Auflage. 222 Seiten. Geh. RM. 5.20, in Ganzleinen geb. RM. 6.50 


Aus dem Inhalt: 
4. Die Mode. 
Ein grotesker Einfall Th. Carlyles / Das Wesen der Mode / Das 
„Neueste“ „ Das Sensationsbedürfnis / Das erotische Motiv / Der 
Stil der Stillosigkeit / Das Schicksal der Schneiderin Neue Sach- 
lichkeit. 


2. Die Alkoholfrage als Problem der religiösen Erziehung. 
Eß- und Trinkgewohnheiten / Hauptmanns Atlantis, Gandhi / Pa- 
triotismus und Alkohol / Die deutsche Trinksitte / Der Alkohol 
als Religion / Der Trinkkomment / Arbeiter und Alkohol / Die 
Gefahr der Abstinenzbewegung / Idealismus und Alkohol / Neue 
Formen der Geselligkeit / Götzendämmerung. 


3. Das erotische Problem. 
Der moderne Sturmangriff / Geschlechtliche Erfüllung als höchster 
Wert, Außereheliche Mutterschaft / „Die Liebe der Zukunft“ / 
„Kameradschaftsehen“ / Die Bewegung für Nacktkultur / Aufhebung 
des Abtreibungsparagraphen / Psychoanalyse / Die Philosophie des 
Tanzes / Die Fortbildung der Eroslehre Platons / Tanz und Sport 
Neue Freude am Kind, Das Prinzip der Askese. 


4. Politik als theologisches Problem. 

Die herrschende Realpolitik und das Evangelium: Politik als Alltag / 
Realpolitik / Staat und Reich Gottes / Heinrich von Treitschke / 
Lähmung des politischen Denkvermögens / Moralisch-politische Läh- 
mung / Das soziale Problem / Die Vergötzung des Staates. 

Die Aufgabe der Kirche: Der neue Staatsbegriff / Neue Deutung 
und Gestaltung der sozialen Verhältnisse / Zwischenstaatliche Ver- 
wickelungen / Ewiger Friede. 


Ergebnis: 
Gott und Götze / Nihilismus? Die christliche Lösung des Lebens- 


problems / Religiöser Realismus / Götzendämmerung / Gottes Reich 
und unsere Tat. 
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ZUR KRISIS DES LEBENS 


DIE FURCHE 


In neuer Folge herausgegeben 
von Professor D. Otto Schmitz 


Vierteljährlich ein Heft im Umfang von 8 Bogen mit Bildbeigaben. 
Jahrespreis für 4 Vierteljahrshefte RM 8.—. Einzelpreis des Heftes RM 2.40. 
Für Studierende beträgt der Jahrespreis RM 6.40. 


„Die »Furche« vermittelt nicht ‚Unterhaltung‘, sondern sie 
fordert sehr gebieterisch Haltung. Arbeit, weil jedes Heft 
uns unmittelbar anspricht, uns so fragt, daß geantwortet. 
werden muß. Wohl spricht der Herausgeber gelegentlich 
selbst einmal von ‚Ruhepausen‘, die uns durch einzelne Auf- 
sätze und Bilder zuteil werden, aber, wenn man sich tief 
hineingesehen und hineingelesen hat, wird man auch in den 
Ruhepausen“ beunruhigt. In der Lektüre von Zeitschriften 
liegt zweifellos die Gefahr der Zersplitterung — die y Furche 
scheint mir diese Gefahr in ihrer Eindeutigkeit zu ver- 
meiden: in allen ihren Aufsätzen, in den Bemerkungen des 
Herausgebers, in den Buchbesprechungen und Bildbeigaben 
geht es immer irgendwie um das Leben und Denken vom 
Evangelium aus.“ „Neue Jugend“.) 


„Hier wird nichts verschleiert von den klaffenden Welt- 
anschauungsgegensätzen, die sich über der Fülle der hier 
zur Verhandlung kommenden Lebensgebiete auftun .... 
überall berührt wohltuend die Gründlichkeit und Ent- 
schlossenheit, mit der das Steckenbleiben im Problem über- 
wunden und stets bestimmte Auskünfte und Wegweisungen 
gegeben werden. Man möchte sich von diesen Heften wirk- 
liche Führung, und das heißt Vorwärtsführung für viele 
geistig Ringende unserer Tage versprechen.“ 


(„Christentum und Wissenschafi“.) 
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